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Vorwort. 



Den Anlaß für die vorliegende Abhandlung bilden ausgedehnte 
öffentlioh-reohtUche und geschichtliche Studien, die ich in Amerika 
getrieben habe. 

Bald trat mir dabei das Problem nach dem Geheimnis des 
glücklichen und schnellen Wachstums der politischen S tärke und 
Machtstellung der Vereinigten Staaten entgegen. Daneben erhob 
sich zugleich die Frage nach den Gründen für ihre eigentümliche, 
von derjenigen aller anderen Weltmächte verschiedenen Haltung 
in auswärtigen Angelegenheiten. 

Beide Fragen führten zur Monroedoktrin. 

Bevor ich mich entschloß, diese zum Gegenstande einer wissen- 
schaftUchen Untersuchung zu machen, hatte ich zu entscheiden, 
ob sich bei der ungemein großen darüber bestehenden Literatur 
mehr als eine Wiederholung, werde geben lassen. 

Eine Überprüfung des Materials zeigte, daß fast alles, was 
an Sonderdarstellungen über sie geschrieben ist, mehr oder weniger 
allgemein gehaltene Übersichten oder populäre Darstellungen 
durchweg poUtischer Natur sind. 

Die völkerrechtliche Literatur andererseits enthält durchweg 
nur kurze und — wie es mir scheint, zumeist allzu kurze — Be- 
merkungen zur Monroedoktrin. 

Im HinbUck auf das große Literesse, das diesem Gnmdprinzipe 
amerikanischer PoUtik entgegengebracht wird, sowie seiner ständig 
steigenden Bedeutung im öffenthchen Leben Amerikas, unter Be- 
achtung andererseits der mit ihm zusammenhängenden zahl- 
reichen ungelösten Streit- und Zweifelsfragen schien der Versuch 
untemehmenswert, sie einer eingehenden wissenschaftUch vor- 
urteilsfreien Erörterung zu unterziehen. 

Was mich dabei besonders interessierte und reizte, war die 
Frage nach den Beziehungen der Monroedoktrin zum Völkerrecht. 
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Bevor jedoch daran gegangen werden konnte, zu untersuchen» 
was sie vom völkerrechtlichen Standpunkte aus ist, mußte fest- 
gestellt werden, was sie sagt und will. 

So war zur Beantwortung jener völkerrechtlichen, den eigent- 
lichen Anlaß und das eigentliche Ziel dieser Arbeit bildenden Frage 
die stofflich bei weitem überwiegende Aufgabe einer Feststellung 
des gegenwärtigen Inhalts der Monroedoktrin zu lösen. 

Dazu waren historische Untersuchungen von zum Teil recht 
abgelegener Natur aus der diplomatischen Geschichte der Ver- 
einigten Staaten und anderer Nationen erforderlich. 

Eine geradezu unabsehbare Stoffülle bot sich hier dar. 

Außerdem kann diese diplomatische Geschichte nicht als 
bekannt vorausgesetzt werden. 

Das zwang wiederholt zu orientierenden Ausführungen, die 
nur mittelbar mit dem Thema verbunden sind. Um Vollständigkeit 
zu erreichen, wäre andererseits eine ausführliche Geschichte der 
amerikanischen Diplomatie zu geben gewesen, ein undurchführ- 
bares Unternehmen besonders für eine Untersuchung wie die 
vorliegende. 

Zwischen beiden Tatsachen habe ich, so gut es ging, zu ver- 
mitteln gesucht, indem ich jene Hinweise so kurz wie möglich 
gehalten habe. So weit sie vom Gange der Ausführungen allzu 
sehr abzuführen schienen, sind sie in „Exkursen** gegeben 
oder in Anmerkungen verwiesen worden. 

Auch so war die Masse des vorhandenen Stoffes noch über- 
groß. Es war unmöglich, ihn in vollem Umfange zu verwenden. 
Es mußte insbesondere zumeist genügen, die aufgestellten Be- 
hauptungen mehr oder weniger ausgiebig mit Beispielen zu be- 
legen. 

Was das für die Abhandlung verwendete dokumentarische 
Material anlangt, so habe ich mich soviel als nur mögUch an die 
offiziellen Quellen gehalten und zwar, wie die Natur der vorliegenden 
Aufgabe das erforderlich machte, in erster Linie an die amerika- 
nischen imd in zweiter Linie an die englischen PubUkationen. 

Vor allem ist mir dabei der von John Bassett Moore 
im Auftrage des amerikanischen Kongresses verfaßte und ge- 
druckte, in Amerika höchste Autorität genießende „Digest 
of International Law** von großem Nutzen gewesen 
und hat mir dauernd als Führer gedient. 
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Vorwort. 7 

Bei Benutzung dieses Quellenmaterials habe ich mich bemüht, 
innerhalb der notwendigen Beschränkungen so exakt wie nur 
möglich zu sein und stets reichliche Nachweise zu geben. Es war 
mir dabei klar, daß anderenfalls die Bedeutung dieses Buches 
sich darauf beschränken würde, die Zahl der Abhandlungen über 
die Monroedoktrin um eine weitere zu vermehren. 

Deshalb habe ich auch in weiterer Beachtung der schweren 
Zugänglichkeii der betreffenden Quellen diese sehr häufig wört- 
lich angeführt. Dies ist im Text durchweg in deutscher Über- 
setzung geschehen. Auf diese habe ich besondere Mühe verwendet, 
die bei der großen Schwerfälligkeit und Dunkelheit des Stiles 
vieler von den betreffenden Dokumenten recht beträchtlich 
war.. Dabei habe ich meiner Schwester E v a in Middlebury 
Conn. (Vereinigte Staaten), die mit Sachkunde die Übersetzung 
der diplomatischen Korrespondenzen überprüft hat, sowie Pro- 
fessor Budolf Tombo jun. , dem Leiter des „Deutschen 
Hauses'' der Columbia-Universität in New York, zu danken. 
Professor Tombo bin ich insbesondere dafür verpfUchtet, daß 
er die Übersetzung der Monroebotschaft einer genauen Durch- 
sicht unterzogen hat. 

Besonders wichtig erscheinende Zitate oder solche, bei deren 
Übersetzung mir Zweifel über den Sinn blieben, sind anmerkungs- 
weise auch in der Ursprache wiedergegeben; einige ausgedehntere 
finden sich in meinem Anhange. Dort ist auch eine Liste sämt- 
licher Präsidenten und Staatssekretäre der Vereinigten Staaten 
gegeben, deren Nutzen für die Arbeit selbstersichtlich ist. Bei ihrer 
Anfertigung hat mir der Amerikanische Unterstaatssekretär 
Alvey A. Adee in besonders liebenswürdiger Weise geholfen. 

Daß zufolge der Unzugänglichkeit oder wohl auch des Nicht- 
vorhandenseins ausreichenden Materials trotz aller Anstrengungen 
eine vollständige Darstellung oder der volle Beweis für das Be- 
hauptete oft nicht gelingen wollte, habe ich häufig empfunden. 

Ebenso wie das Quellenmaterial, habe ich mich bemüht, 
die unendliche Masse der in Frage kommenden Literatur so aus- 
führlich wie möglich zu berücksichtigen. 

Auch hier kamen wiederum zufolge der Natur der Arbeit in 
erster Linie amerikanische Publikationen in Frage. Doch bin ich 
bestiebt gewesen, auch die betreffenden deutschen, englischen und 
französischen Veröffentlichungen gebührend zu berücksichtigen. 
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Etwaige Lücken in dieser Beziehung mögen damit entschuldigt 
werden, daß die Arbeit in Amerika geschrieben worden ist. 

Sie ist im Mai 1913 abgeschlossen. Später 
erschienenes Material hat — ebenso wie spätere Ereignisse — 
grundsätzlich nicht mehr berücksichtigt werden können. 

Besonders soll hier darauf hingewiesen werden, daß diese 
Arbeit im Gegensatz zu den meisten bisher erschienenen nicht 
eine Geschichte der mit der Monroedoktrin zusammenhängenden 
Ereignisse sein will, sondern in ihrem historischen Teil „die 
Geschichte der Monroe dokt rin als eines 
politischen Prinzips'*. Jene Ereignisse waren deshalb 
nur als Hintergrund für die Geschichte der Monroedoktrin imd so 
weit zu schildern, als die Kenntnis von ihrem Verlaufe zum Ver- 
ständnis jener Geschichte erforderUch erschien. 

Und femer ist folgendes hervorzuheben: Es ist in dieser Ab- 
handlung nicht unternommen worden, die Monroedoktrin nach 
allen Seiten und erschöpfend zu behandeln. 

Insbesondere gibt die Arbeit in keinem 
Punkte politische Erörterungen. Es ist streng 
vermieden worden, eine politische Ansicht über die Monroedoktrin, 
ein Urteil in bezug auf Weisheiten oder „Tunüchkeiten*', Anstand, 
WahrscheinUchkeiten, MögUchkeiten und dergleichen oder ihr 
Gegenteil zu äußern. 

Zum Schlüsse will ich es aussprechen, wieviel ich fremder 
Hilfsbereitschaft und FreimdUchkeit für die Anfertigung der vor- 
liegenden Schrift zu danken habe. 

Überall, wohin ich mich auch um Hilfe gewendet habe, bei 
den fremden Legationen in Washington, amerikanischen Behörden, 
insbesondere den Bibliotheken, bei Eedaktionen oder Privat- 
personen, habe ich stets größtes Entgegenkommen gefunden. 

Außer den bereits Genannten möchte ich die Verwaltung der 
Columbia-Universität in New York und dabei besonders den 
Bibliothekar William Dawson Johnston und den 
so überaus hilfsbereiten J. D. Thompson, die Verwaltung des 
College in Colorado Springs (Colorado), insbesondere den Prä- 
sidenten Slocum und den BibUothekar Manly D. Ormes, 
sowie ferner die Verwaltung der Harvard-Universität in Cambridge 
(Mass.), insbesondere die der Law School und dabei die Herren 
BibUothekare John Himes Arnold u. Robert Bowie 
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Vorwort. 9 

An d e r 8 e n und endlich nicht zuletzt auch die der G e h e - 
Stiftung in Dresden nennen. 

Und weiterhin möchte ich auch nicht vergessen, die Namen 
von Alvey A. Adee, Unterstaatssekretär im amerikanischen 
Auswärtigen Amt, und A. Coolidge, Professor für Geschichte 
an der Harvard Universität und Austausch-Professor in Berlin 
für den Winter 1913/1914, Philip Brown, Professor für 
Völkerrecht an der Universität in Princeton, Alfred Z. Beed 
an der Carnegie Foundation for The Advancement of Teaching 
in New York und meinen Freund Bernhard Beil, der die 
Korrekturen gelesen hat, besonders zu erwähnen. 

Vor allem habe ich meiner Frau für die viele wertvolle 
Hilfe zu danken, die sie mir während des ganzen Verlaufes der 
Arbeit gewährt hat. 

Ebensolcher Dank gilt John Bassett Moore, dem 
Hamilton Fish Professor für Völkerrecht und Diplomatie an der 
Columbia-Universität, „Counselor of the Department of State** 
und Mitglied des ständigen Haager Schiedshofs. 

Ohne seine überaus Uebenswürdige Hilfe und seinen erfahrenen 
Bat wäre dieses Buch nicht geschrieben worden. 

In dankbarem Gedenken an die Zeit von Januar bis Juni 1912 
in New York widme ich ihm dieses Buch. 

Law School of Harvard University, Mai 1913. 
(Langdell Hall) 
Cambridge, Mass. 

Herbert Kraus. 
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Abkürzungen. 



Soweit nur eine Abhandlung eines Verfassers in Frage kommt, ist sie 
in der folgenden Darstellung durch Angabe seines Namens mit der nach- 
fol^nden Seitenzahl zitiert. Bei mehreren Veröffentlichungen ist die fi;e- 
memte durch ein ünterscheidungsstichwort kenntlich gemacht Die folgenden 
Abkürzungen sind öfters verwendet worden. 

Alvarez 1910= Alvarez, A., Le Droit International, am^ricain usw. 

Am. Hist. Ass. Ann. Bep. = American Historical Association, Annual Report. 

Am. Hist Rev. = The American Historical Review usw. 

A. J. = American Journal of International Law usw. 

Am. Pol Rev. = The American Political Review usw. 

Am. State Papers For. ReL = American State Papers Foreign Relations usw. 

Ann. Am. Ac-Pol. and Soc Sc. = Annais of the American Academy of Politica 
and Social Science usw. 

Ann. Reg.= The Annual Register usw. 

Arch. Dipl. = Archives Diplomatiques usw. 

Br. Ace. and Papers = British Accounts and Papers (zuweilen auch als Blau- 
bücher bezeichnet). 

Br. and For. State Papers = British and Foreign State Papers usw. 

Calvo= Calvo, N. Charles, Le Droit International usw. 

GanalCorr. 1900= Correspondence in Relation to interoceanic Canal 
(56. Cong. 1. Sess. Sen. Doc. 237), Washington 1900. 

Cong. Globe= The Congressional Globe, unter Hinzufügung der Nummer des 
betreffenden Kongresses sowie der betreffenden Session, auch soweit 
erforderlich die Jahreszahl der betreffenden Session sowie die Nummer 
des in Frage kommenden Bandes. 

Cong. Rec. = The Con^essional Record, mit denselben Bezeichnungen 
wie beim Congressional Globe. 

Dipl Corr. = \ Foreign Relations of the United States usw. (auch die ersten, 

For. Rel. = | offiziell den Titel Diplomatie Correspondence usw. führenden 
Bände der amerikanischen Begierungspublikationen diplomatischen 
üi^undenmaterials werden gewöhnlich in dieser Weise ab^kürzt, was 
grundsätzlich hier gleichfalb befolgt worden ist; zuweilen ist zur 
größeren Deutlichkeit jedoch die Bezeichnung ,J)ipl. Corr." gewählt). 

Fester = Fester, John W., A Century of American Diplomacy usw. 

Hansards Deb. = Hansards, Parliamentary Debates usw. 

Kraus, Monroedoktrin. 2 
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H. Doc. = I HouseDocument; House Executive Document und bedeutet: 

H. Ex. Doc. = I Bezeichnung für die betreffenden Publikationen, die auf An- 
weisung des Hauses gedruckt sind. Hinzugefügt sind die Nummern 
des betreffenden Kongresses, der betreffenden Session und des be- 
treffenden Dokuments, soweit nötig, femer Jahreszahl der betr. Session 
und der Band, in dem das betr. Dokument sich findet. 

H. Rep. = House Report, i. e. die Reports, die von den Haus-KonmMSsionen 
diesen erstattet worden sind. 

H. H. « Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts usw. 

Kohlers Zeitschr. = Zeitschrift für Völkerrecht und Bundesstaatsrecht, 
herausgegeben jetzt von Kohler und Oppenheim. 

Latan^» Latan^, John H. Holladay, Diplomatie Relations of the United 
States and Spanish America usw. 

Lawrence «= LAwrence, T. J., The Principles of International Law usw. 

Martens, R. = | 

N. R. = I die von Martens begründete bekannte Sanmüung von 
N. R. G. «= I Völkerrechtsverträgen in den üblichen Abkürzungen. 

U8W.«= 1 

M6rignhac= M6rignhac, Trait4 de Droit Public International usw. 
Moore = \ Moore, Digest of International Law usw. — Soweit dieses Werk 
M. = I an zweiter Stelle zitiert wird, ist dies durch ein M. geschehen. 
MS. Inst, oder MS. Dom. Let. und dergl. = Manuskripturkunden aus dem 

Auswärtigen Amt in Washington: Meist zitiert nach Moores Digest. 
Niemeyers Zeitschr. = Zeitschrift für Internationales Recht, herausgegeben 

jetzt von Theodor Niemeyer. 
N. Am. Bev. =« North American Review usw. 
R. G. Bl.>=: ßeichsgesetzblatt. 

R. G.= Revue g^n^rale de Droit International public. 
PoL Sc. Quart. « PKilitical Science Quarterly usw. 
R I. = Revue de Droit International et de L^slation compar^. 
Richardson, Mess.= Richardson, James D., A Compilation of the Messages 

and Papers of the President usw. 
Sen. Doc. = I Senate Docun»nt; Senate Executive Document: 
Sen. Ex. Doc. = 1 Bezeichnung für die betreffenden Senatspublikationen. 

Vergl. das oben bei H. Doc. und H, Ex. Doc. Bemerkte. 
Sen. Rep.= Senate Report, i. e. die Reports, die von den Senats-Kom- 
missionen diesem erstattet worden sind. 
St. A.= Staats-Archiv usw. 
Stat. at Large = ist die unter dem Utel Statutes at Large herausgegebene 

offizielle amerikanische Gesetzsammlung. 
Treaty Vol. 1910= ist die von Malloy kompiherte offizielle Sammlung von 

Verträgen, Konventionen usw. der Vereinigten Staaten mit andern 

Nationen. 
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Literaturverzeichnis. 



Es ist nicht der Versuch gemacht worden, in dem folgenden Literatur* 
Verzeichnis einen vollstiLndigen Nachweis aller für die Arbeit benutzten oder 
in Betracht konmienden Publikationen zu geben. 

Veröffentlichungen, die ausschließlich oder im wesentlichen nur für 
bestimmte Punkte von Bedeutung sind, sind an den betreffenden Stellen, 
besonders an den überall vorausgeschickten Literaturübersichten, angegeben« 
Es ist deshalb auf die Anmerkungen zu verweisen. 

' Das nachstehende Verzeichnis ist in folgende Klassen eingeteilt: 

1. Die Quellen und Quellensammlungen, wobei die an erster Stelle in 
Betracht kommenden amerikanischen yorangestellt sind; 

ihnen ist als Unterabteilung ein Verzeichnis der als Quellen zweiter 
Ordnung und für erste Mormation nützlichen Jahrbücher und 
dergl. angefügt. 

2. Sonstige Periodicas und Fachzeitschriften. 

3." Werke diplomatischen, historischen, völkerrechtlichen oder poli- 
tischen Inhalts, die für die Abhandlung von allgemeinerer Bedeutung 
sind und nicht nur für die Monroedoktrin selbst unmittelbar in Betracht 
kommen. 

4. Völkerrechtliche Werke allgemeineren Inhalts, insbesondere die Lehr- 
und Handbücher. 

5. Spezialabhandlungen über die Monroedoktrin, einschließlich solcher 
Werke mit breiterem Inhalte, die hier nur für die Monroedoktrin in 
Frage kommen. 

Der besseren Orientierung wegen sind dabei bereits bezeichnete 
allgemeinere Werke unter Angabe der sedes materiae für die Monroe- 
doktrin wieder angeführt worden. 

Die Bücher sind, soweit möglich, durchweg nach den letzten Auflagen 
angezogen. Soweit dies nicht möglich war, sind hier und in der Darstellung 
die benutzten Auflagen angegeben. 

I. Quellen und Quellensammlungen. 

Die imerikiniachen: 

American Journal of International Law; die 
Supplemente (vergl. weiter unten unter den Zeitschriften). 

American State Paper s: 38 Bände; gedruckt von Gales & 
Seaton, den damaligen Druckern des Kongresses. Sie sind laut Gesetz von 
1831 vorgenommene, nachträglich erfolgte Drucke amerikanischer Doku- 
mente und umfassen die Zeit von 1789—1859. Die Materie ist in 10 ver- 
schiedene Gruppen geordnet. 6 Bände behandele die „Foreign Relations". 
von 1789-1859. 
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Annais of Congress: Debates and Prooeedings in CongresB» 
with Appendix containing important State Paj)er8 and Public Documenta 
and Law8 or Public Natuie, with Index; compiled by Joseph Gales sen, in 
42 Bänden (Berichte über die Tätigkeit des Kongresses der Vereinigten 
Staaten von 1789—1824, d.i. 1. bis 17. Kong. sowie 18. Kong. 1. Sess.; 
die Arbeit ist ebenfalls bei Gales & Seaton gedruckt und zwar in den Jahren 
1834—1856. Über die Fortsetzung dieser Sammlung siehe unten unter 
„Register"). 

The Congressional Globe: enthält die Parlamentsdebatten 
vom 2. Dezember 1833 (23. Kong. 1. Sess.) bis 3. März 1873, (43. Kong. 
1. Sess.); 109 Bände; herausgegeben von Blair & Bives, in Washington in 
der Globe Office gedruckt; Nachfolgerin der „Annais" und des „Registers" 
mit dem letzteren teilweise zusammenfallend (siehe dort). 

The Congressional Record: Fortsetzung des „Congressional 
Globe" seit 1873 (43. Kong. 1. Sess.) fortgeführt bis zur Gegenwart; gedruckt 
in der Regierungsdruckerei in Washington. 

Correspondence in Relation to Interoceanic Canal between 
Atlantic and racific Oceans, Clayton-Bulwer Treaty, and Treaty between 
United States and New Granada of December 12 1846 (66. Cong. 1. Sess. 
Sen. Doc. 237), Washingtons Govemments Printing Office 1900. 

Diplomatie Correspondence: Papers relating to Foreign 
Relations with Annual Messaj^e of President. Seit 1861 fortlaufend als 
Haus-Exekutivdokument jährlich gedruckt, mit Ausnahme des Jahres 1869,. 
wo kein Band veröffentlicht wurde. Der Titel wechselt im Jahre 1870 in 
,J?apers relating to the Foreign Relations usw." siehe unten. 

Extracts from Official Declarations of the United States embodying 
the Monroe Doctrine 1789—1891. Nr. 4 (Juli 1892) der von Hart & Channing 
herausgegebenen „American History Leaflets" New York, Druck des Jahrea 
1912. 

General Index to the Published Volumes of the Diplomatie 
Correspondence and Foreign Relations of the United States, 1861— 1899^ 
Washington Govemments Printing Office 1902. 

Foreign Relations of the United States. Seit 1870 jährlich 
als H. Ex. Doc. von der Regierungsdruckerei in Washington gedruckt; 
der Haupttitel ist: „Papers relating to the Foreign Rela- 
tions of the United States." Der letzte Band erschien im 
Jahre 1908. Siehe oben unter ,J)iplomatic Correspondence". 

Foreign Relations: Compilations of Reports of Foreign Rela- 
tion Conunittee 1789-1901. (1. bis 56. Cong.) 8 Bände als 56. Cong. 2. Sess. 
Sen. Doc. 231 gedruckt. 

House Documents, House Executive Documents, 
House Mescellaneous Documents: Auf Anweisung des 
Hauses gedruckte Publikationen. Vergl. Abkürzungsverzeichnis und das 
bei Sonate Documents Gesagte. 

MaUoy, W. M.: Treaties, Conventions, Inteimational Acts, Proto- 
colls and Agreements between The United States of America and other 
Powers. 1776—1909. In 2 Bänden, Washington Govemments Printing 
Office 1910, gedruckt als 61. Ceng. 2. Sess. Sen. Doc. 47 und 48. Dies ist 
die neueste offizielle Sammlung für Verträge der Vereinigten Staaten. VergL 
auch unten: „Treaties and Conventions", 
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Moore, John Bassett, Di^st of International Law usw. 8 Bände, 
Washington Govemments Printing Office 1906 (H. Doc. 551, 56. Cong. 
2. Sess.) Dieses Werk ist eine Revidierung und Erweiterung von Pr. 
W a r 1 n s Digest of International Law of the United States, 2. Aufl. 1886 
VergL zu dem Buch das in der Einleitung Bemerkte. 

Moore, John Bassett, History and Digest of the International Arbi- 
trations to which The United States has been a party. 6 Bände, Washington 
Governments Printing Office 1895—1898. (H. Mise. Doc. 212. 53. Cong. 
2. sess.). 

Official Opinions of the Attomeys-General of the United 
States advising the President and Heads of Departments in Relation to 
their Official Duties. Seit 1852, jetzt Washington Govemments Printing 
Office. Herausgeber James A. F i n c h. VergL auch dazu Digest of Official 
Opinions of the Att. Gen. of the United States covering Vol. 17—25 (1881 
bis 1906) von James A. F i n c h. Washington Govemments Printing Office 
1908. 

Pap er s relating to the Foreign Relations of The United States. 
Siehe das bei „Diplomatie Correspondenoe'^ und „Foreign Relations'^ Ge- 
sagte. 

Revised Statutes of The United States, 2. Ausgabe, gemäß 
Gesetz, erlassen vom 43. Cong., 1. Sess. (1873—1874), Washmgton 1878. 

Register of Debates in Congress, vom 6. Dezember 1824 
(18. Cong., 1. Sess.) zum 16. Oktober 1837 (25. Cong., 1. Sess.). 14 Bände. 
Fortsetzung der Aiinalen. 

Richardson, James D.: A Compilation of the Messages and 
Papers of the Presidents 1789—1897. Published by Authority of Congress. 
10 Bände. Washington 1896—1899. 

Senate Documents and Senate Executive Docu- 
ments, Senate Miscellaneous Documents. Auf An- 
weisung der Senate gedmckte Berichte, Urkunden-Sammlungen und Bot- 
schaften u. dergl. Vergl. mehr oben in dem Abkürzungsverzeichnis. 

Snow, Freeman: Cases and Opinions on Intemational Law, 
Boston 1893. 

Scott, James Brown: Cases on Intemational Law usw., 
Boston 1902. 

The Statutes at Largeofthe United States of America- 
Seit 1850; gedmckt zuerst von Charles C. Little und J. Brown, Boston, 
später Govemments Printing Office, unter Direktion des Staatssekretärs 
und Ermächtigung des Kongresses. 

Treafies and Conventions concluded between the United 
States of America usw. (43. Cong. 2. Sess. Sen. Ex. Doc. Nr. 47) Washi iRton, 
Govemments Printing Office 1889; umfaßt die Jahre 1776—1887. vergl. 
auch das unten in Abteilung 3 unter Davis Gesagte. Die modeme Samm- 
lang ist die oben unter M a 1 1 o y aufoeführte, durch die die hier genannte 
bis zum Erscheinen der Malloy'schen Sammlung allgemein zitierte überholt 
worden. In der vorliegenden Abhandlimg ist durchweg die Malloy'sche 
Sammlung benutzt. 
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Sonstige Quollen: 

Archives diplomatique s: Becueil mensuel de diplomatie 
d'histoire et de droit international, Paris seit 1861. 

British Accounts and Paper s: Die betreffenden Bände 
der Parliamentary Papers, die gemeinhin Blaubücher genannt werden 
und von der enghschen R^emng dem Parlamente übersandt werden. 

British and Foreign State Papers: Compiled by the 
Librarian and Keeper of the Papers; Forei^ Office. L Bd., I. Teil, (1812 
bis 1814) ist im Jahre 1841 in London publiziert. — General Lidex für Bd. I 
bis XLII (1373-1853) in Bd. XLIII (1865). General-Index für Bd. I zu 
Bd.LXIII in Bd.LXIV (1879). General-Index für Bd. LXV-LXXIX 
(1873-1888) Bd. LXXX, 1895. 

Cobbett, Pitt: Cases and Opinions on International Law and 
Various Points of EngUsh Law connected therewith. Collected and Digested 
from English and Foreign Reports, Official Documents and other Sources usw. 
Teil I, Peace. 3. Aufl. London 1909. 

Descamps und Renault: Recueil International des trait^s 
du 20« si^cle, seit 1901. 

Fleischmann, Max: Völkerrechtsquellen. 1905. Halle. 

Hansards Debates: cf. unten unter Parhamentary Debates. 

Märten s: Recueil de Trait^, d'AUiance usw. sowie die bekannten 
Fortsetzungen dieser berühmten Sammlung. Gegenwärtig herausgegeben 
von Heinrich Triepel. 

Märten s, Baron Charles de: Causes c^l^bres du Droit des Gens. 
2. Aufl. Leipzig 1858—1861, besonders den V. Band. 

The Parliamentary Debates: gemeinhin bezeichnet als 
„Hansards Parliamentary Debates, jetzt publiziert in 
London by His Majesty's Stationary Office. Zuerst erschienen unter dem 
Titel: „llie Parliamentary History of England from the Earliest Period 
to the Year 1803 usw. Bd. I, die Zeit von 1066—1625 umfassend. London 
1806. 

Recueil de Traitös siehe Martens. 

Deutsches Reichsgesetzblatt. 

Das Staats-Archiv: Sammlung der offiziellen Aktenstücke 
zur Geschichte der Gegenwart. Seit 1861, erschienen jetzt in Leipzig. 

S t r u p p , Karl: Urkunden zur Geschichte des Völkerrechts, 2 Bände, 
Gotha 1911. 

JahrbQoher: 

The American Annual Cyclopaedia and Register of 
Important Events of the Year usw. Von 1863—1902. New Yoric. 

The Annual Register: Gedruckt seit 1764. Ereignisse seit 
1758. Titel jetzt: „The Annual Register, a Revue of public events at home 
and abroad. London, Bombay, Calcutta. 

The Britannica Year Book 1913. London und New Yoik 
1913. 

The Encyclopaedia Britannica, 11. Aufl. Cambridge 
(England). 29 Bände. 1910-1911. 

HazelPs Annual: A Record of the Men and Movements of the 
Time, seit 1886. London. 
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The International Year Book: herausgegeben von 
Fr. Moore Colby, erschienen 1898—1902 und seit 1907. New York. 

K e 1 1 i e , J. Scott: The Statesmans Year Book, seit 1864. New York 
und London. 

Nile 8, Register: I. Band Baltimore 1811. Letzter Band Nr. LXXIII 
1847—1848. Genauer Titel: Niles National Raster, containing, Political, 
Historical, Geographica!, Scientiücal, Statistical, Economical and Biographical 
Documents, Essays and Facts, together with Notices of the Arts and Manu- 
factures and Record of the Events of the Times. Herausgegeben zuerst von 
Hezekiah Niles, dann von H. Niles & Sons, dann wieder von H. Niles, dann 
von Wm. Ogden Niles, und endlich von Jeremiah Hughes. 

The Statesmans Year Book siehe Keltie. 

W h i t a k e r (Joseph) Almanach. Seit 1901. London. 

2. Periodioas und Fachzeitschriften. 

The American Historical Review: seit 1895, New York 

The American Journal of International Law: 
herausgegeben von James Brown Scott, seit 1907, New York. (Besonders 
wertvoll sind die dieser ausgezeichneten Zeitschrift in Supplementen bei- 
gegebenen Dokumentensammlungen). 

The American Political Review: seit 1906, Baltimore. 

The Annais of the American of Political and 
Social Science: seit 1890, Philadelphia (mit Supplementen). 

Archiv des öffentlichen Rechts: seit 1885. Heraus- 
geber Laband, Otto Mayer, Piloty. Ttibincen. 

Political Science Quarte rly: Herausgeber die „Faculty 
of Political Science" an der Columbia-Universität, seit 1886, Baltimore, 
New York, Chicago. 

Questions Diplomatiques et Coloniales: Revue 
de Politique ext^rieure, seit 1897, Paris. 

Revue de droit international et de l^gislation 
compar6: herausgegeben jetzt von Eduard Rolin; erscheint seit 1869, 
Brüssel; 2. Ser. seit 1899 (die 1. Serie umfaßt 30 Bände). 

Revue g^n^rale de droit international public: 
herausgegeben jetzt von Paul FauchiUe, seit 1894, Paris. 

Revue du Droit Public et de la Science Politique 
en France et k PEtranger: jetzt unter der Direktion von Gaston 
J^ze, seit 1894, Paris. 

United States Naval War College: International Law 
Situations with Soluttions. Seit 1901, Washington, Gov. Print. Off. 

Zeitschrift für Völkerrecht und Bundesstaats- 
recht: herausgegeben jetzt von Kohler und Oppenheim, seit 1906» Breslau. 

Zeitschrift für Internationales Recht: heraus- 
gegeben jetzt von Theodor Niemeyer, seit 1891, Leipzig. 

3. Werke diplomatisohen, hiatoriaohen oder politischen Inhalts. 

- Akers, Charles Edmond: A History of South America (1854 bis 
1904). New York, 1904. 
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A 1 y a r e z , Aleiandro: L ' H i s t o i r e diplomatique des R^publiques 
am^ricaines et la Conference de Mexico; in R G. IX (19(^) S. 590—690. 

Alvarez, A.: Latin- America and International Law, in A. J. III 
(1909) Nr. 2 S. 276 ff. 

Alvarez,A.: Le droit international am^ricain. Son origin et son 
Evolution. R. G. XI\^ (1907) S. 393 ff. 

Alyarez,A.: Le Droit international am^ricain usw. 1910, Paris. 

American Academy of Political and Social Science: The 
United States as a world power. Special annual Meeting Number. Phila- 
delphia, 1905. (Wiederdruck aus Ann. Am. Ac. Pol and Soc. Sc. Bd. XXVI 
Nr. 1 ; eine Sammlung von Aufsätzen verschiedener Verfasser ; vergL bmonders 
Teil I: S. Low, "Die Position of The United States among the Nations; 
Teil II: A. B. L o o m i s , Attitüde of the United States toward other 
American Powers; E. R. Johnson, Responsibilities of International 
Leadership; T. Williams, Enrope and the United States in the West 
Indies; J. Hancock, The Situation in Santo Domingo; T.Larrinaga 
Conditions in Porto Rico.) 

Anonym: American Foreign Policy ; by a Diplomatist. 1909, Boston 
und New York. 

Anonym: The History of South America from its Discovery to 
the present time. 1899, London. 

Äraujo Jorge, A. G. de: Ensaios de Historia Diplonuitica 
do Brasil no Regimen Republicano. Primsra Serie (1889—1902). 1912, 
Rio de Janeiro (Portugiesisch). 

Austin, Oskar Phelps: Steps in the Expansion ofour Territory. 
1903, New York. 

Avery, Elroy Mc. Kendree: A History of the United States 
and its People, in 12 Bänden, bisher Bd. I— VII. 1904—1910, Cleveland. 

Baldwin, Simeon Eben: The historic policy of the United 
States as to expansion. Am. Eist. Ass. Ann. Rep. 1893 S. 367 ff. 

Bancroft, Hubert Hove: The History of the Pacific States 
of North America, 34 Bände. 1882—1890, San Francisco. Besonders Bd. I 
bis III: Central-America, IV— IX: Mexico. 

Barclay, SirTli.: Problems of international practioe and diplomacy, 
with special Reference to the Hague Conferences and other general inter- 
national agreements. London und Boston, 1907. 

Benton, Thomas Hart: (zeichnet: B. A. Senator of Thirty 
Years) Thirty Years View; or a Historv of the working of the American 
Government for thirty Years. 1820-1850, 2 Bände. 1854-1856. New 
York, London. 

Bicknell, Edward: Territorial Acquisitions of the United 
States. .1787—1904. An historical review. 1904, Boston. 

Bryce, James: Tlie American Commonwealth. 2 Bände. Neue 
Ausgabe. 1911, New York. 

cryce, James: South America. Observations and Impressions. 
1912, New York. (In Betracht kommen hier die letzten drei Kapitel; 
Kap. XII 423 ff.: The Rise of New Nations; Kap. XIH 454 ff.: The 
Relations of Races in South America; Kap. XIV 484 ff.: The two Americas 
and the Rehitions of South America to Europe.) 
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Calderon, F. G.: Latin-America: Its Rise and Progrery . Mit 
Vorwort von Raymond Poincar^. 1913, London und New York. 
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Erster Abschnitt. 

Entstehung und nrsprttnglicber Inhalt 
der Monroe-Doktrin« 

1. Die Botschaft des Präsidenten Monroe 
vom 2. Dezember 1823. ') 

In seiner siebenten Jahresbotschaft zum Kongreß der Ver- 
einigten Staaten von Amerika vom 2. Dezember 1823 brauchte 
Präsident Monroe die folgenden Wendungen: 

Abs. 7. „Zufolge eines Vorschlages der kaiserlich russischen 
Begierung, den sie durch den hier residierenden Gesandten des 
Kaisers gemacht hat» ist dem Gesandten der Vereinigten Staaten 
in St. Petersburg volle Ermächtigung und Anweisung gegeben 
worden, durch freundschafthche Verhandlung die gegenseitigen 
Hechte und Interessen der beiden Nationen an der Nordwest - 
küste dieses Erdteiles zu ordnen. Ein entsprechender Vorschlag 
ist seitens seiner kaiserlichen Majestät der Regierung von Groß- 
britannien gemacht worden, der ebenfalls angenommen worden 
ist. Die Begierung der Vereinigten Staaten ist begieiig ge- 
wesen, durch dieses freundliche Verhalten den großen Wert zu 
zeigen, den sie unverrückt der Freundschaft des Kaisers bei- 
gelegt hat, und ihr~ Bestreben, das beste Einvernehmen mit 
seiner Begierung zu pflegen. Im Hinblick auf die Erörterungen, 
zu denen dieses Interesse Anlaß gegeben und auf das Überein- 
kommen, in dem sie möglicherweise ihrenAbschluß finden werden, 
ist die Gelegenheit für angebracht gehalten worden, es als einen 
Grundsatz aufzustellen, der die Bechte und Interessen der Ver- 
einigten Staaten berührt, daß die amerikanischen Kon- 

^) Der Text der Botschaft finaet sich u. a. an folgenden Stellen: Am. State 
Papers For. Rel. V, 246ff.; State Papers 18. Cong. 1. sess. Nr. 2, 
Washington, gedrackt von Gales & Seaton 1823; AmericanHistoryLeaf- 
lets Nr. 4, Juli 1892, Parker P. Simmons, 1912 (herausgegeben von Hart & 
Shanning), S. 13 f.; Canal Corr. 1900, S. 244; Fleischmann, Nr. 8 
S.27 ff.; Moore, VI, S. 401 ff.; Richardson, Mess. II, S. 207 ff.; 
Strupp, I, S. 176 ff. 

Ein Ab^ck ist auch im Anhang unten unter I Nr. 3 beigefügt 
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tinente zufolge der freien und unabhängigen Stellung, 
die sie sich errungen haben und behaupten, fürderhin 
nicht mehr als Gegenstände für zukünftige Kolo- 
nisation durch irgend welche europäischen Mächte 

anzusehen sind "^) 

A b s. 48. ,,Es war am Anfang der letzten Session berichtet 
worden, daß man damals in Spanien und Portugal sehr bemüht ^ 
war, die Lage der Bewohner dieser Ländei zu bessern, und daß 
dies in rmgewöhnUch maßvoller Weise durchgeführt zu werden 
scheine.*) Es braucht kaum bemerkt zu werden, daß das Er- 
gebnis bisher sehr verschieden gewesen ist von dem, was man 
damals erwartete. Wir sind stets eifrige und interessierte Zu- 
schauer gewesen bei den Ereignissen in jenem Teile der Erde, 
mit dem wir so starken Verkehr haben und von dem wir unseren 
Ursprung ableiten. Die Bürger der Vereinigten Staaten hegen 
die freundlichsten Gefühle für die Freiheit und das Glück ihrer 
Mitmenschen auf jener Seite des atlantischen Ozeans. An den 
Kriegen der europäischen Mächte um ihre eigenen Angel^en- 
heiten haben wir nie teilgenommen, noch verträgt sich eine solche 
Handlungsweise mit unserer Politik. Nur wenn in unsere Eechte 
eingegriffen wird, oder sie ernstlich bedroht sind, nehmen wir 
Kränkungen übel oder treffen Vorbereitungen zu unserer Ver- 
teidigung. Mit den Wandlungen, die auf dieser Hemisphäre 
vor sich gehen, sind wir notwendiger Weise und aus Gründen, 
welche allen erleuchteten und unparteiischen Beobachtern klar 
sein müssen, urimittelbarer verbunden. Das poUtische System 
der verbündeten Mächte ist in dieser Hinsicht grundverschieden 
von dem Amerikas. Dieser Unterschied rührt von demjenigen 
her, der zwischen ihren bezügUchen Begierungen besteht. Und 
die ganze Nation ist der Verteidigung der Unsem ergeben, die 
unter Verlust von so viel Blut und Gut geschaffen und durch 
die Weisheit unserer erleuchtetsten Bürger gereift ist und unter 
der wir beispiellose GlückseUgkeit genossen haben. Wir schulden 
es deshalb der Aufrichtigl^eit und den freundschaftUchen, zwischen 
den Vereinigten Staaten und jenen Mächten bestehenden Be- 



^) Die im Text nnterstricbenen Stellen sind im Original nicht besonders hervor» 
gehobc^. 

') Gemeint ist Präsident Monroes 6. Jahresbotsdiaft vom 3. Dez. 1822, 
die in Richardson, Mess. IJ, S. 185 ff. abgedruckt ist; die betx. Stelle steht 
auf S. 193. 
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ziebungen, zu erklären, daß wir jedweden YerBuch ihrer- 
seitSy ihr System auf irgend welchen Teil dieser 
Hemisphäre auszudehnen, als gefährlich für unseren 
Frieden und unsere Sicherheit ansehen würden. 
In die bestehenden Kolonien oder Dependenzen 
irgend einer europäischen Macht haben wir uns 
nicht eingemischt und werden wir uns nicht ein- 
mischen. Aber wir könnten einen Eingriff seitens 
einer europäischen Macht in die Begierungen, die 
ihre Selbständigkeit erklärt und sie aufreöht er- 
halten haben, und deren Unabhängigkeit wir nach 
großer Überlegung und auf Grund gerechter Prin- 
zipien anerkannt haben, zu dem Zwecke sie zu unter- 
drücken oder in irgend einer AVeise ihr Schicksal 
zu bestimmen, in keinem anderen Lichte denn 
als Kundgebung eines unfreundlichen Verhaltens 
gegenüber den Vereinigten Staaten ansehen. In 
dem Kri^e zwischen diesen neuen Begierungen und Spanien 
erklärten wir zur Zeit ihrer Anerkennung unsere Neutralität, 
und dabei sind wir geblieben und werden fortfahren dabei zu 
bleiben, vorausgesetzt, daß keine Änderung eintritt, die nach 
dem Urteile der zuständigen Autoritäten dieser Begierung eine 
entsprechende Änderung seitens der Vereinigten Staaten für 
ihre Sicherheit unerläßlich notwendig macht." 

Abs. 49. „Die neuerlichen Ereignisse in Spanien und 
Portugal zeigen, daß die Verhältnisse in Europa noch nicht zur 
Buhe gekommen sind. Für diese wichtige Tatsache kann kein 
stärkerer Beweis erbracht werden als der, daß die allüerten 
Mächte es auf Grund eines sie selbst befriedigenden Prinzipes 
für an^messw erachtet haben, gewaltsam in die inneren An- 
gßl^enheiteif Spaniens einzugreifen. Wie weit solches Ein- 
schreiten auf Grund desselben Prinzipes getrieben werden kann, 
ist eine Frage, an der alle unabhängigen Mächte, deren Be- 
gierungsformen von der jener abweichen, sogar die entlegensten 
und sicherlich keine mehr als die Vereinigten Staaten inter- 
essiert sind. Unsere Politik bezüglich Europas, die in einem 
früheren Zeitpunkt der Kriege, welche so lange jenen Teil des 
Eidballes aufgeregt haben, angenonunen wurde, bleibt nichts- 
destoweniger dieselbe, nämlich, nicht in die inneren An- 
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gelegenhe^ten irgend einer ihrer Mächte ein- 
zugreifen, die de facto Regierung als die für uns 
rechtmäßige anzusehen, freundliche Beziehungen 
mit ihr zu pflegen, und solx^he Beziehungen durch 
eine freimütige, feste und männliche Politik zu er- 
halten, den gerechten Ansprüchen jeder Macht in 
allen Fällen zu genügen und dabei Unbill von keiner 
hinzunehmen. ACer in Hinblick auf diese Kontinente sind 
die Umstände höchst und augenfällig verschieden. Es ist un- 
möglich, daß die Verbündeten ihr politisches System auf irgend 
einen Teil eines der beiden Kontinente erstrecken, ohne unsem 
Frieden und unsei Glück zu gefährden; noch kann irgend jemand 
glauben, daß unsere südlichen Brüder, werm für sich gelassen, 
es aus eigenem Antriebe armehmen würden. Es ist deshalb 
gleichermaßen unmöglich, daß wir ein solches Ein- 
greifen in irgend eiirer Form mit Gleichgültigkeit 
sehen sollten. Wenn wir die vergleichsweise Stärke und die 
Hilfsquellen Spaniens und dieser neuen Begierungen und ihre 
Entfernungen von einander betrachten, so muß es offensichtlich 
sein, daß Spanien sie nie unterwerfen karm. Es ist immer noch 
die ehrliche Politik der Vereinigten Staaten, die Par*teien sich 
selbst zu überlassen, in der Hoffnurrg, daß andere Mächte den- 
selben Kurs verfolgen werden." 

n. Die EntsteliimgsaQlässe der Honroe-Botsohaft.') 

Zwei historische Ereignisse haben die eben wiedergegebenen 
Ausführungen, von denen die im Text unterstrichenen Worte 

^) Zur Entstehungsgeschichte der Monroedoktrin vergl. aufier den American 
State Papers Foreign Relations, den British and Foreign 
State Papers, Richardson, Messages, den Statutes at Large 
u. dergl. mehr, insbesondere die fönenden Qudlenwerke: Adams, Charles 
Francis, Memoires of John öuincy Adams, comprising Portions of hi^ 
Diary from 1795 to 1848, 12 Bde., Hiiladelphia 1874—18^7. B e n t o n , Thomas 
Hart (gez. als B. A. Senator of Thirty years): Thhrty Years View, or History 
of the working of the American Govenmient for thirty years, 1820—1850, 
2 Bde., New York 1854—1856, I. Bd. S. 15 ff.; C a n a 1 C o r r. 1900, S. 232 ff.; 
C r a 1 1 6 , Richard K.: Speeches of J. Calhoun, New York 1865 (Vol. IV der Gal- 
hounschen Werke); Ford, P. L.: The Writings of Thomas Jefferson, 10 Bde., 
New York 1892— 1899; Ford, Worthington Chauncey, The Writings 
of Washington, 14 Bde., New York u. London, 1889—1893; Idem, John Quincy 
Adams u. t&e Monroe Doctrin in the Am. Hist. Rev. Bd.VII,676 6. ; Idem, J. Q. Adams, 
His connection with the Monroe Doctrine usw. Cambridge (U. S.) 1902 (Wieder- 
druck aus Prooeedings Mass. Hist. Soc. 1902); Hamilton, Stanislaus Murray, 
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gemeinhm als die erste Formulierung der Monroedoktrin ange- 
sehen werden, veranlaßt. Das war einmal der Streit der Ver- 
einigten Staaten mit Bußland um ihre Grenze im nordwestlichen 
Amerika. Zum anderen war es die heilige Allianz und deren An- 
stalten, in den Freiheitskampf der Latin- Amerikanischen Kolonien 
einzugreifen. 

1. Der Streit mit Bußland. 
Der Streit mit Bußland nahm seinen Ausgangspunkt von 
einem Edikt des Zaren Alexander, das er über den Handel an 
der östlichen Küste von Sibirien, der Nordküste von Ameiika, 



The Writings of the J. Monroe, Bd. VI (1817—1823), New York u. London 1902; 
H u n t , G., The Writings of James Madison, 9 Bde., 1900—1910, New York; 
M a d i s n , James, Letters and other writings of James Madison (Auftrag des 
Kongresses der V. St), 4 Bde., Philadelphia 1865; M r e , VI, 874 ff.; R a n d a 11 , 
H. S., The Life of lliomas Jefferson, 3 Bde., New York 1858; R a s h , Richard, 
Memoranda of a Eesidence at the court of London, comprising incidente, offidals 
and personal from 1819—1825, induding n^otiations on the Oregon question 
and other unsettled questions between the IL S. and Great Britain, Philadelphia 
1845; S p a r k s , Jared, The Writings of George Washington, 12 Bde., Boston 1837; 
Stapleton, Augustos Granville, The political life of the Right Honorabe 
George Canning, 1882—1827, 2. Aufl., 3 Bde., London 1831. 

VergL femer die folgende Literatur: Foster S. 438 ff.; Henderson 
S. 294 ff. ; M r e , Dipl., 144 ff. ; M o r s e , John T. iun.: J. Q. Adams (Bd. XV, 
d. Am.Statesmen.Ser.)1900, 129f.; Reddaway , Kap. 1— 5, S.3ff.; Snow, 
bes. S. 236 ff.; bes. T u c k e r , S. 1 ff.; T u r n e r , F. J., Rise of the New West, 
New York u. London 1906, Bd. XIV, d. von Hart unter dem Namen „The American 
Nation** herausgegebenen historischen Sammlung, vergl. bes. Kap. 12, S. 199 ff. 
dieses Werks (The Monroe Doctrine 1821—1823). 

Vergl. im einzelnen zum Streit mit Rußland: Alaskan 
Boundary Tribunal, Sen. Doc. 162 58. Cong. 2. sess., bes. den 
Bd. III. Dort befindet sich auf S. 31 ff. die ,J)ipl. Corr. Rel. to the Treaty of 
1824 between U. S. and Russia**. Die endische Korrespondenz befindet sich 
ebenda S. 57 ff.: Adams, John Q., Mem. VL 1847 ff.; Am. State 
Pa[)ers For. ReL V, 432 ff.: Correspondence and Convention with Russia 
relative to navigation and trade on the normwest coast of America; B e n t o n , 1. c. 
II, 667 ff.; B r. an d F r. S t a t e Pa p e r s , 1822—1823, S. 470 ff.; 182&— 1826, 
S. 595 ff.; Moore, VI, §934, 939; Moore, Arbitrations, I, Kap. 6, 169ff.; 
Foster,S. 442 ff. La tan 6, S. 79 ff.; Henderson, S. 330 ff.; Moore, Dipl, 
S. 150 ff. u. passim; Reddaway, an verschiedenen z.B. S. 43; Tucker, 
S. 12 ff.; Wh e a 1 n , § 168 ff. (S. 265 ff.); veigl. zu dem Streit auch die später beim 
Oregonstreit mit England unten S. 85 Anm. 7 angeführten Bücher, insbesondere 
T w i 8 s (enffl. Ausgabe) S. 74, 164; Falconer, S. 41 usw. 

Vergl. im Einzelnen zur heiligen Allianz: Br. and For. 
State Papers, 1822—1823, S. 896 ff. (Cong. of Verona) u. 1823—1824, S.49ff.; 
Chateaubriand, F. A. de, Congress de V6rone, Paris 1866 (Bd. X der Oeuvres 
compL de Chateaubriand; Ford, Am. Hist Rev. VII, 682; Moore, VI, S. 374 ff.; 
Chadwick, Kap. 9, 156 ff. („The Holy Alliance and the Invasion in Spain*'); 
Hart,Found. S.33ff.; Henderson, S.306ff.; La tan6, Cap. ir,56ff.; 
Moore, Dipl. S. 144 ff.; R e d d a w a y , bes. Cap. II u. III (The international 
Situation in 1823); S n o w , 236 ff. der auf S. 243 ff. die Texte der heil. AUiapz 
und des Abkonunens von Verona vom 22. XI. 1822 abdruckt; T a v 1 o r , § 105, 
S.140f.; Tucker, S. 1 ff. 
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den Aleuten, Kurilen und andern Inseln unter dem 4. September 
1821 erlassen hatte.^) Auf Grund erster Besitznahme sowie langen » 
firiedliqhen, unbestrittenen Besitzes durch Bußland') nahm der 
Zar darin alles amerikanische Land im nordwestlichen Amerika 
hinab bis zum 51 • nördlicher Breite in Anspruch. Er verbot 
fremden Handelsbetrieb sowie Seefahrt und Fischerei innerhalb 
eines Bezirks von 100 italienischen Meilen von der Nordwestküste 
Amerikas bis zum 51 ^ nördlicher Breite und gestattete 

„das Treiben von Handel, das Fangen von Walfischen und jede 
andere Industrie auf allen Inseln, in allen Häfen und Golfen, 
einschließlich der gesamten Nordwestküste von Amerika von der 
Behiingstraße an bis zum 51^ nördlicher Breite, ebenso von 
den Aleuten zu der östlichen Küste von Sibirien und den kuri- 
lischen Inseln entlang von der Behringstraße zu dem Südkap 
der Insel Urup bis zum 45^ 50' nördlicher Breite, ausschließlich 
russischjBn Untertanen'* (tatsächlich der Bussisch-Ajnerikanischen 
Kompanie, die schon am 8. Juli 1799 vom Zaren Paul I. das 
Becht zum Jagen und zum Handelsbetrieb im nordwestlichen 
Amerika erhalten hatte).') 

Die Vereinigten Staaten b estritten . alle russischen Terri- 
torialansprüche, soweit sie sich auf südUch vom 55** liegendes 
amerikanisches Land bezogen. Dieses Gebiet für sich selbst in 
Anspruch nehmend, erhoben sie unter dem 22. Februar 1822 
gegen die russischen Forderungen Widerspruch *) (ebenso übrigens 
wie der dritte Prätendent: England) und regten vertragsmäßige 
Begelung der Grenzen an. Die daraus folgenden Verhandlungen 
mit Bußland führten endlich zu dem St. Petersburger Kompromiß- 
Abkommen vom 5./17. April 1824 ^), durch das der 54^ 40' Parallele 



^) Alaskan Bonn d. Trib. I, S. 26 ff., auch III, S. 19; Br. and 
For. State Papers, 1822—1828, S. 472 ff.; Moore, I, S. 890f.; ders., 
Arbitrations L, S.756ff. 

*) Brief des Chevalier dePoliteca, Boss. Gesandter in Washington, v. 28. II. 
1822, in Br. and For. State Papers, 1821—1822, S. 483 ff. 

*) Text des betr. Ukases in Alaskan Bound. Trib. Bd. I, S. 22, sowie 
III, S. 16. 

*)Adams,zuPoliteca,in Br. and For. State Papers, 1821—1822, 
S. 482 ff. 

•) Am. State Papers For. Bei. V, 432 ff.; Br. and For. State 
Papers, XII, S. 595; Moore, Arbitrations I, S. 766; Treaty Vol. 1910, 
S, 1512. 

Über die Ansprüche Englands und die Verhandinngen zwischen ihm mid 
den Veiemigten Staaten vergL unten Seite 86 ff. 
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als die Grenze der beiden Staaten in Amerika ausgemacht 
wnrde.^) 

Im Verlaufe der Erörterungen mit Bußland gab der Staats- 
sekretär der Vereinigten Staaten, Jobn Quincy Adams, dem 
russischen Gesandten in Washington, Baron Tuyll, am 17. Juli 
1823 eine Erklärung ab, die in der Monroebotschaft beinah wört- 
lich "wiederkehlt. Adams bemerkte:*) 

„daß wir (i. e. die Vereinigten Staaten) das Becht der 
russischen Begierung zu. irgend -einer territorialen Niederlassung 
auf diesem Erdteile bestrdten wärdeh und daß wir mit aller 
Entschiedenheit das Prinzip annehmen würden, daß die amerika- 
nischen Kontinente nicht länger Gegenstände für irgend welche 
neuen europäischen kolonialen Niederlassungen seien".*) 

Ganz ähnlich drückte er sich in einer Instruktion an den Ge- 
sandten der Vereinigten Staaten in London, Bichard Bush, vom 
selben Tage aus, in der es u. a. heißt: ^) 

„Eine notwendige Folge dieses Zustandes der Dinge wird 
sein, daß die amerikanischen Kontinente fürderhin nicht mehr 
Gegenstände für Kolonisation sind.***) 

Aus dem, was wir von den Beratungen von Monroes Kabinett 
über die dann am 2. Dezember 1823 verkündete Botschaft wissen, 
ergibt sich nichts über die Gründe, wanma' der Inhalt dieser diplo- 
matischen Erklärungen außerdem noch durch die Botschaft der 



^) Die aus diesem Vertrage sich ergebenden Anslegungsschmeiigkeiten worden 
Roßland gegenüber durch den im Jahre 1867 erfolgten Kauf Alaskas durch die 
Verein. StaMira gegenstandslos. 

«) Adams, Mem. VI, 163. 

m Anmerknng 1 ist vom Heransgeber dort bemerkt: „The first hit of Üie 
poliey so weü known afterwards as the Monroe Doctrine**. 

s) „tfaat we shonld eontest ihe right of Russia to any territorial establishment 
<m this Continent and that we ^onld assume distinctlv the principle that the American 
continents are no longer snbjecte for any new European coionial establishments." 

<) Am. State Papers For. Rel. V, 447; die von Moore VI, 416, 
Adams sugesehriebenen und danach in seinen „Observationen** vom 22. Juli 1823 
enthaltenen Bemerkungen finden sich tatsädüich in einem Sdireiben des Grafen 
Fernan Nunez an Mr. Montmorin, Sekretär des französischen Aus- 
wärtigen Amtes, vom 16. Juni 1790. Vergl. Am. State Papers For. 
ReLV, 446. 

•) Er drückt diesen Gedanken nodi ein drittes Mal in einem Schreiben eben- 
falls vom 22. Juli 1823 an Rush aus (vergl Am. State Papers For. Rel. 
V, 447). 
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großen Öffentlichkeit unterbreitet wurde. Die Eabinettsberatungen 
scheinen sich auf den gegen das gefürchtete Eingreifen der heiligen 
Allianz gerichteten Teil der Botschaft bezogen zu haben. Die 
gegen die russischen Kolonisations versuche sich wendenden Be- 
merkungen dagegen sind allem Anscheine nach ohne Wissen des 
Kabinetts, ja ohne Prüfung durch Monroe vom Staatssekretär 
Adams später dem Botschaftsentwurfe zugefügt worden.^) 

Man kauQ aber insbesondere aus der gewählten Fassung 
schließen, daß es dem Staatssekretär Adams weniger darauf an- 
kam, dem Kongreß lediglich von stattgehabten diplomatischen 
Verhandlungen Mitteilung zu machen. Der von ihm offenbar 
verfolgte Zweck war vielmehr der, wie Eichard Bush es später aus- 
gedrückt hat, mit der Botschaft „andern Nationen eine Notiz 
zu geben".*) 

2. Die heilige Allianz. 

Das Wirken der heiUgen Allianz und der aus ihr erwachsenen 
sogenannten Pentarchie der Großmächte, insbesondere der auf 
Grund der vom Kongreß von Verona getroffenen geheimen 
Abmachungen vom 22. November 1822 in ihrem Auftrage zur 
Wiederherstellung der Regierung Ferdinands VII. im Frühjahr 
1823 erfolgende Einfall Frankreichs in Spanien wurde von den 
Vereinigten Staaten mit Besorgnis beobachtet; Man fürchtete 
dort insbesondere, daß die heiUge Allianz zum Schutze des von 
ihr angenommenen Legitimitätspiinzips auch in den Freiheits- 
kampf der amerikanischen Kolonien Spaniens eingreifen werde. 
Die Vereinigten Staaten hatten diese Kolonien, die sich seit dem 
Jahre 1810 von Spanien losgerissen hatten, bis zum Jahie 1823 
größtenteils') als selbständige Staaten anerkannt.^) 

^) Vergl. dazu insbesondere Galhoans Aosführungen, der ein Mit^ed 
von Monroes Kabinett zur Zeit der Beratung der Botschaft war und am 15. Mai 
1846 im Senat in einer Rede gesen die Monroedoktrin erklärte, seiner Erinnerung 
nach sei dieser Teil der Botschaft nie vom Kabinett beraten worden. Er äußerte 
bei dieser Gelegenheit weiter die Meinung, daß der vorsichtige Monroe ihn auch nie 
durchgelassen haben wUrde. (Vergi. dazu unten S. d9 f). 

Vergl. über diese Kabinettsberatungen auch besonders Adams Tagebuch 
in seinen Memoiren Bd. VI, bes. von S. 177 an. 

*) Rush, Mem. (Ausgabe 1845), S. 473, Eintrag unter dem 6. Jan. 1824 
„The principle as promulgatecf in the Presidents Message, would remain undiminished, 
asNotice to otherNations, and a guide to me in the general negotiation 
with Endand when tiiat came on**. 

') Noch nicht anerkannt war zur Zeit des Erlasses der Monroedoktrin Peru, 
das am 2. Mai 1826 von den Vereinigten Staaten anerkannt wurde; die Kon- 



Digitized by 



Google 



II. Die Entstehniigsanlässe der Monioebotsehaft. 45 

Ebenso unruhig wie die Regierung der Vereinigten Staaten 
empfand die Begierung Englands die durch die heilige Allianz 
geschaffene Lage, nachdem George Canning dem diesem 
Bündnis günstig gesinnten Lord CastleF.eagh in der Leistung 
der britischen auswärtigen Angelegenheiten gefolgt war. 

Canning^) begann im August 1823 mit Bichard Bush, 
dem Gesandten der Vereinigten Staaten in London, Verhandlungen 

föderation zwischen Peru und Bolim wurde am 9. Juni 1838, Bolivia wurde 
am 80. Mai 1848 anerkannt. 

Die Föderation der zentralamerikanischen Staaten, 
bestehend aus Honduras, Guatemala, San Salvador, Nicaragua und Costa Rica 
erkannten die Vereinigten Staaten am 4. August 1824 an. 

^) Die Anerkennung durch die Vereinigten Staaten erfolgte im einzelnen für: 
Vereini^n Staaten von C 1 m b i a am 18. oder 19. Juni 1822 (C o 1 m b i a 
bestand damals aus New Granada, Ecuador und Venezuela; Venezuela wurde 
als selbständig anerkannt am 26. Febr. 1835, NewGranadaamlS. Sept. 1835, 
Ecuador am 15. Juni 1838). Über die Anerkennung von Panama, einer 
Provinz von New Granada, das den Namen Kepublic von Colombia angenommen 
hatte, ver^. unten S. 211. 

Die Ki«;ierung von Buenos Aires wurde am 27. Jan. 1823 anerkannt 
(sie enthielt damab Uruguay, Paraguav und Argentinien; Uruguay wurde als 
selbständig anerkannt am 25. Jan. 1836 und Paraguay am 27. April 1852). 
Die Vereinigten Provinzen vom Rio de la Plata,ein Name, 
der eine andere Bezeichnung für dieselbe Regierung war, sind als solche nie anei^ 
kannt worden: vergl. Staatssekretär van Buren an Mr. Berrien unter dem 
24. Sept. 1830. 23. MS. Dom. Let. 482 (M. VI, 91); Chile, anerkannt am 
27. Jan. 1823; Mexiko, am 27. Jan.1828; Costa Rica, als selbständig 
anerkannt am 24.Märzl851; Guatemala am 5.Aprill844, Honduras 
am 18. April 1853, Nicaragua am 24. Dez. 1849; San Salvador am 
1. Mai 1849; die erößere Republik von Zentralamerika (Honduras, 
Nicaragua, San Salvador) am 24. Dez. 1896. 

Brasilien, eine portugiesische Provinz, wurde von den Vereinigten 
Staaten am 26. Mai 1824 als selbständig anerkannt. 

Vergl. zu diesen Anerkennungsfraien insbesondere: Memor. on MeÜiod of 
recognition of foreign govemments by U.S. 1789—1897, 54 Cong. 2. sess. Sen. Doc. 40 
(Bd. III, ser. Nr. 3469); Memor. upon power to recognize independence of new 
foreign state, 1897, 54. Cong. 2. sess. Sen. Doc. 56 (ebenfalls in Bd. Ill, ser. Nr. 3469). 
Beide Dokumente sind anllsslich einer Senatsresolution, die Unabhängigkeit Cubas 
anzuerkennen, ^;edruckt worden. 

Verffl. weiter die folgenden Werke: 

C a T V , I, 243 ff.; C a 1 v , Charles, Annales historic^ues de k r^voiution 
de TAm^que Latine accompagn^es de documents k Tappui. Paris u. Madrid, 
5 Bde. Bd. IV. u. V auch Buenos Aires, 1864—1867. (Die Texte sind in Spanisch). 

Chadwick, Cap. VIH. Tlie recognition of South America Independence, 
S. 148 ff.;Historicus, (Pseudonym für Sir William George Granvillc Vemon 
Harcourt): Lettres on some questions of International I^w. London u. Cam- 
bridge, 1863, 1,3—35; Latan6, 56ff.; Moore, I,85ff.; Paxson, Frederic / 
Loean, Tlie Independence on the South American Republics; a study in recognition 
and foreign pohcy, Philadelphia 1903 (Bibliographie S. 263—264); Pilling, 
William, The Emancipation of South America, being a Condensed translation by 
W. Pilling of the history of San Martin by ^eneral Don Bartolom^ Mitre, 
first coniftitutional President of the Argentme Republic, London 1893. 

') Zu dem Folgenden vergleiche b^nders R u s h , Mem. Kap. XXI, 488 ff. 
(Communication from Mr. Canning on the affairs of Spanish America usw.). 
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über die Frage einer gemeinsamen Erklärung ^egen ein etwaiges 
Vorgehen Frankreichs gegen die spanischen Kolonien in Amerika 
anzuknüpfen.^) Die Angelegenheit führte zu einem Briefwechsel 
zwischen Ganning und Bush,, in dem Gedanken» wie die dann 
in der Monroe-Botschaft ausgesprochenen, Zfun Teil beinah in 
4en vop der Botschaft gebrauchten Wendungen erscheinen.') 

Canning teilte am 20. August 1823 Bush unoffiziell und 
vertraulich die folgenden höchst interessanten Prinzipien seiner 
Begierung mit:') 

,fl. Wir halten die Wiedererlangung der Kolonien durch Spanien 
für hoffnungslos; 

2. Wir halten die Frage ihrer Anerkennung als unabhängige 
Staaten für eine Frage von Zeit und Umständen; 

3. Wir sind jedoch keineswegs dazu aufgelegt, einem Arrange- 
ment zwischen ihnen und dem Mutterlande durch freund- 
Uche Verhandlung irgend ein Hinderpis in den Weg zu 
legen;. 

4. Wir streben unsererseits nicht nach dem Besitze irgend 
eines Teiles derselben; 

5. Wir könnten nicht mit Gleichgültigkeit irgend 
einen Teil derselben an eine andere Macht über- 
tragen sehen."*) 

Canning fragte gleichzeitig vertraulich bei Bush an, ob die 
Begierung der Vereinigten Staaten geneigt sei, diese Grundsätze 
„in das Gesicht der Weif' zu erklären und ob es in seiner Macht 
läge, über diese Frage in Verhandlungen einzutreten und ein Ab- 



^) Vergl. dazu den Bericht von R u s h an Staatssekretär Adams vom 19. Aue. 
1823 über seine Unterhaltung mit Canning in Canal Corr. 1900, S. 239 ff. 
(Nr. 323). 

') Davon, daß Canning der Urheber der Monroedoktrin ^wescn sei, wie 
behauptet worden ist, kann natürlich im Ernste keine Rede sem. Vergl. dazu 
S u m n e r , Charles, Prophetic voices conceming America A. Monograph. Boston 
u. New York 1874, S. 162f. u. 167 f. Vergl. auch Cannings selbstbewußte 
Bemerkung: „I called Üie new world in existence to redress the balance of ihe old, 
in Hansards Deb. XVI, 397, vergl. auch Stapletons Political Life of Canning, 
III, 227. Gegen Sumner, insbe^ndere S n o w , S. 292; gegen Cannings Urheber- 
schaft sprechen sich auch weiter aus z. B. F o s t e r , S. 449 u. ausführlich 
Scruggs in North American Revue, 176 », (1903), S. 188—191. 

») Vergl. Fo r d , Am. Hbt. Rev. VII, 682 und Proc. of Mass. Hist. Soc. XV, 
Januar 1901, S. 415; femer den Bericht von R u s h in seinen Mem. S. 412, unter 
dem 13. Aug. 1823. 

') Im Original nicht hervorgehoben. 
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kommen abzuschließen, oder wenigstens ministerielle Noten zu 
wechseln. 

Bush, der sich dazu nicht ermi^htigt fühlte, antwortete 
Canning am 23. August 1823 ebenfalls vertraulich, daß deiner 
Ansicht nach die von Canning ausgesprochenen Grundsätze die- 
jenigen der Regierung der Vereinigten Staaten seien, und daß er 
deren Anweisungen einholen werde.^) 

Von der weiteren Korrespondenz, die über diese Angelegenheit 
von beiden Staatsmännern gefuhrt wurde, ist von besonderer 
Bedeutung ein Schreiben Cannings an Bush, ebenfalls vom 
23. August 1823.«) 

In diesem teilt Canning Bush mit, die von ihm vorgeschlagene 
Verständigung zwischen den beiden Begierungen und eine Bekannt- 
machung darüber an die Welt sei deshalb besonders wünschens- 
wert, weil er glaubwürdige Nachricht davon erhalten habe, daß 
seitens der heiligen Allianz nach Beendigung der französischen 
Operationen in Spanien der Vorschlag für einen Kongreß oder ein 
weniger formales „Concert and Consultation** gemacht werden 
solle, das besonders die spanisch-amerikanischen Angelegenheiten 
behandeln würde. > 

3. Die Haltung des Kabinetts in Washington. 

Alles das erregte in Washington die größte Unruhe. Präsident 
Monroe holte den schriftUchen Bat seiner beiden noch lebenden 
Amtsvorgänger Jefferson und Madison ein *) und stellte die Frage 



»)Canal Corr. 1900 S. 243, Hamilton , Writingsof Monroe VI, 366; 
dort findet sich auf S. 646 ff. die grämte Korrespondenz zwischen Canning nnd 
Kosh. Der oben erwähnte Brief befindet sich S. 369 ff. 

*} Yergl. Tagebnchbemerkong in Rosh's Mem. S. 418 n. 420 f. Der Text des 
Schreibens, das ^ish unter dem 27. an seine Regierang sandte, findet sidi m 
Monroes Wri tings, VI, 369. 

') Monroes Anfrage an Jefferson vom 17. Okt 1823 steht im H a m il t o n , 
Writings of Monroe, VI, 323 ff. sowie in 57. Gong. 1. sess. Sen. Doc. 26 

S 1901/1902, Bd. II): Corr. of Jefferson with James Monroe conoeming Monroe 
loctrine and Annexation of Cuba, S. 2; 

Jeffersons ausführliche Antwort vom 24. Okt 1823 findet sidi in Ford, 
Jeffersons Writings, X, 277, sowie dem eben angeführten Senatsdokument S. 3 f. 
Ein Abdruck dieser bedeutsamen Urkunde ist auch im Anhange unten 
unter I Nr. 2 abgedruckt. 

M a d i s o n s zurüddialtenderes Schreiben an Monroe vom 30. Okt. 1823 
findet sich in Madisons Letters and other Writings (1865) III, 339; 

M a d i s n s Schreiben an Jefferson vom 1. Nov. 1823 findet sidi ebenda 
S.341. 

Alle diese Sdireiben sind auch wiedergegeben in M o o r e , VI, § 933, S. 393 ff. 
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nach der von den Vereinigten Staaten einzunehmenden Haltung 
dieser Angelegenheit gegenüber in der Zeit vom 7. bis zum Ende 
November 1823 zu häufiger Kabinettsberatigig. 

Das endliche Ergebnis der gepflogenen Erwägungen war, daß 
nach langem Schwanken die Ansicht des Staatssekretärs Adams 
durchdrafng, die Vereinigten Staaten könnten so lange nicht mit 
England gemeinsame Sache machen, als England nicht gleich- 
> falls — was zu tun es sich sträubte — sofort die Unabhängigkeit 
der Latin-Amerikanischen Bepubliken anerkenne, und daß die 
Vereinigten Staaten eine selbständige Erklärung in der Ange- 
legenheit abgeben sollten. 

England eröffnete, das Ende der inzwischen mit den Ver- 
einigten Staaten weitergeführten Verhandlungen nicht abwartend, 
am 9. Oktober 1823 durch Canning dem französischen Gesandten 
in London, dem Prinzen Polignac, daß es die Verbindung einer 
fremden Macht mit Spanien als eine völlig neu entstehende Frage 
ansehen würde, der gegenüber es eine solche Entscheidung treffen 
^ müsse, wie es seine Literessen erheischen würden. Es wurde darauf 
ein Memorandum verfaßt, worin die französische Begierung ganz 
ähnlich wie die engUsche seinerzeit durch Cannings Schreiben 
vom 20. August 1823 ^) erklärte, sie halte die Zurückführung der 
spanischen Provinzen an Spanien für vöUig hoffnungslos; Frank- 
reich habe keine Absichten auf diese Kolonien und wolle nicht 
gegen sie mit Waffengewalt vorgehen.*) ' 

Die V^einigten Staaten dagegen gingen in doppelter Weise 
vor : Einmal benutzte Staatssekretär Adams die mit dem russischen 
Minister in Washington, Baron Tuyll, zu gleicher Zeit geführten 
Verhandlungen über Bußlands Neutralität in dem Freiheitskampfe 
der Latin-Amerikanischen Bepubliken dazu, dem Baron am 
27. November 1823 eine Note zu verlesen, iiyder er sich über die 
Leitlinien der auswärtigen PoUtik der Vereinigten Staaten ausließ 



^) siehe oben S. 46. 

«) sieheFord,l.c.S. 69lu. Br. and For. S täte Pap eis 1823^-1824 
(Bd. XI), S. 49 ff., 62. 

C a n n i n g las dies Memorandum übrigens dem Gesandten der Vereinigten 
Staaten, Rush, vor. ^r tat dies aber erst am 24. Nov. 1823, sodaß es Washington 
nicht vor Verkündung der Monroe-Botschaft erreichte (vergl. dazu Rush, Mem. 
S. 450). 
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und mit erkennbarer Weoidang gegen die Interventionspläne der 
heiligen .Allianz in Amerika erklärte^^) 

,^daß die Vereinigten Staaten von Amerika und ihre Be- 
gierung das gewaltsame Eingreifen irgend einer Macht, aus- 
genommen Spanien, das den Zweck* hätte, entweder die Herrschaft 
Spaniens über dessen losgelöste Kolonien in Amerika wieder- 
herzustellen oder monarchische Begierungen in diesen Ländern 
einzusetzen oder eine der einstmals oder noch spanischen Ko- 
lonien an irgend eine andere europäische Macht zu übertragen, 
nicht ruhig mit ansehen würden**. 

Außerdem entschied das Kabinelbt, der Welt über die An- 
schauungen der Begierung der Vereinigten Staaten zu diesem 
Punkte durch die nächste Jahresbotschaft des Präsidenten eine 
Notiz zu geben.*) 

m. Die Honroebotsohaft als Ausdruok des Omndsatzes 
politisolier Isolation Amerikas. 

1. Allgemeines. 

Die oben a ngeführte ^ Worte der Monroebotschaft finden nach 
^ dem Ausgeführten ihren äußeren Entstehun^anlaß einmal 
in dem nach Ansicht der Vereinigten Staaten votUegenden Ver- 
suche eiQer europ'äischen Macht ihr amerikanisches Kolonialgebiet 

Verd. zur Korrespondenz zwisdien Adams iind«TayU, Proc. of the Mass* 
Hist. Soc. XV (Januar l902), 378, 400—406. 

Baron de T a y 1 1 hatte übrigens dem Staat8sekret2ir bereits am 16. Okt. 1823 
erklärt, daß der Zar keine Minister oder Agenten von den neuen amerikanisdien 
Regierungen bei sich empfangen werde. Diese Erklärung wurde in einer offiziellen 
Note vom gleichen Tage wiederholt, vergl. F o r d , 1. c. S. 686, der dort den Text 
der Note gibt. 

*)Die Frage nach der Autorschaft der Monroebot- 
schaf t in den hier in Fra^ kommenden Punkten ist der Gegenstand vielfacher 
Besprechung geworden. Es ist jetzt nidit mehr zweifelhaft, daß John Quincy 
Ajd a m s & geistiger Urheber ist. 

Vergl. dazu z.B. Calhounin Calhouns Works. IV. 461. Curtis, S. 06; 
Ford, m J. Q. Adams and tiie Monroe Doctrine Am. Hist Rev. Okt. 1901 bis 
Juli 1902, S. 676 ff.; derselbe in seiner Schrift John Quincy Adams, his con- 
nection with the Monroe Doctrine, Cambridge 1901 ;Fo8ter,S.^;Hart,S. 214 
Found.; Morse ,bes. S. 136;Reddaway2S. 87;Scruggsin Nortii Americui 
Rev.1761, (1903) 192; Tucker, S. 21f.; Wilson, S. 68. 

Vergl. andererseits Schouler, James, der in einem Artikel mit der Uber- 
sdirift „'me Autorship of Üie Monroedoctnne im „Independent**, LX (15. März 1906), 
S. 619 ff. auszuführen versucht, daß die Monroedoktrin in Wahrheit Monroes 
eigenes Werk war. Vergl. auch seine Ausführungen in Am. Hist.Ass.Ann. Rep. 
1905 (Washington 1906), Bd. I, 123 ff. 

Kraus, Mooxoedoktxiii. 4 
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unberechtigter Weise zu erweitem, und zweitens in ihrer Vor- 
stellung, daß eine Allianz europäischer Mächte gewaltsam in die 
Geschicke der jungen amerikanischen Bepubliken eingreifen wolle. 

In Verbindung mit ihrem geschichtlichen Hintergrund lassen 
sie zugleich auch die Motive erkennen, die ihre Verkündigung 
veranlaßt haben: 

Nicht das Gefühl großmjitiger und selbstloser Hilfsbereitschaft 
einer starken Nation gegenüber ihren schwächeren „südlichen 
Brüdern" ist das der Monroebotschaft unterliegende Motiv. Es 
ist auch nicht eine den Vereinigten Staaten jetzt häufig als Grund 
für die Aufrechterhaltung der Monroedoktrin zugeschriebene 
imperiahstische Idee, die amerikanischen Kontinente seien ihr 
aasschließliches politisches Betätigungsfeld.^) Es ist endUch weiter 
nicht der Gedanke, daß eine politische Tätigkeit nicht amerika- 
nischer Staaten in Amerika dem Fortschritte der Vereinigten Staaten 
schädUcb sei. Die Botschaft erklärt, irgend einen Versuch, das 
europäische System auf Amerika auszudehnen, würden die Ver- 
einigten Staaten als gef ährUch für ihren Frieden und ihre Sicherheit 
ansehen. Danach ist die Vorstellung einer Gefahr für 
den unverletzten Bestand der Vereinigten Staaten 
der treibende Grund für den gegen die heilige Allianz 
geric)iteten Teil der Monroebotschaft. 

Und da die Vereinigten Staaten in Eußlands Ansprüchen auf 
das streitige Oregon-Gebiet einen Versuph der Wegnahme von 
ihnen gehörigem Gel)iete erblickten, so hegt dasselbe Motiv auch 
der gegen Rußland gerichteten Erklärung zugrunde. 

Die Monroedoktrin ist entstanden aus dem Ge- 
fühl der Besorgnis für den ungestörten Bestand der 
Vereinigten Staaten. 

2. Der Isolationsgedanke als politischer Leitsatz der 
Vereinigten Staaten vor dem Jahre 1823. 

Dieses Gefühl der Besorgnis war nicht neu und nicht erst 
durch die beiden geschilderten Ereignisse in die Köpfe der amerika- 
nischen PoUtiker hineingelangt. 

Es hatte schon vor der Verkündung der Monroebotschaft 
die PoUtik der Vereinigten Staaten beherrscht und sich dort in ver- 
schiedenen Bichtungen betätigt, Sichtungen, die man alle unter dem 

^) Veig^ dazu besonders die Ansführungen im vöikerreditlidieii Teil 
unter III, 2 und 4. 
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Oberprinzip der politischen Isolierung Amerikas zum 
Schutze der Vereinigten Staaten zusammenfassen kann.^) 
Dieser defensive Isolationsgrundsatz durchzog mehr oder 
weniger klar erkannt und mehr oder weniger allgemein ausge- 
sprochen> teils beschränkt auf das Verhältnis zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten, teils erweitert auf dasjenige der 
Vereinigten Staaten zu der übrigen Welt, teils angewendet auf 
das zwischen Europa und die amerikanischen Kontinente, immer 
jedoch die Vereinigten Staaten einschließend und zu ihrem Schutze 
gedacht, das Denken und Handeln der amerikanischen Begierung 
von der Unabhängigkeitserklärung an. 



Gedankliche Zeugnisse. 

Seinen mächtigsten Ausdruck fand er unter vomehmUcher 
Betonung der Haltung, die die Vereinigten Staaten Europa gegen- 
über annehmen sollten,^) in George Washingtons Abschieds- 
adresse vom 17. September 1796, jener berühmten Bot- 
schaft der ersten Präsidenten der Vereinigten Staaten, die fast 
die gleiche ehifürchtige Autorität wie die Verfassung der Ver- 
einigten Staaten selbst gewonnen hat. In dieser Botschaft sagt 
Washington u. a.:^) 

„Gegen die hinterlistige Tücke fremden Einflusses, ich 
beschwöre Euch mir zu glauben, Mitbürger, sollte das Miß^* 
trauen eines freien Volkes beßtändig wach sein, da Geschichte 
und Erfahnmg beweisen, daß fremder Einfluß einer der giftigsten 
Feinde repubUkanischer Begierung ist.** 

Während diese Wendung noch als allgemeine Phrase bezeichnet 
werden kann, sind die folgenden Sätze ein deutlicher Ausdruck 
des eben erwähnten Prinzipes. 

^) Noch im Jahie 1898 bezeichnete der frühere Staatssekretär 1 n e v , 
IntemationaJ Isolation als den Grundsatz amerikanischer Politik (AtLuitic Monthly, 
LXXXI, 677 ff.); vergl. femer Low, in XIX. Centory, 1896 (The Ohiey 
doctrine), S. 860: „The oid Monroe doctrine was one of self-centred isolation'*. 
Vergl. femer auch D u n n i n g , S. 1. 

*) Vergl. Staatssekretär Olney-s Bemerkung in seiner Instruktion vom 
20. Juh 1895 an Bavard; vergl. unten bes. S. 171ff. u. Anhang unter N r. 8: 
„Während die Abschiedsadresse Amerika aus dem Felde europäischer PoUtlk heraus- 
nahm, schwieg sie zu dem Teii, den Europa in Amerika zu spielen erlaubt sei.'' 

*) Die Botschaft ist im engl. Textim Anhang unter Nr. 1 wieder- 
gaben. Sie ist zahlreich gedruckt worden. Wir finden sie z. B. in Ford*s 
Writings of Washington, XIII, 277 ff.; femer im Auszug bei M o o r e , VI, 3o9 f.; 
und sie steht in etwas veränderter Form in Am. StatePapersFor. Rel. I, 
34 ff. 
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Washington erklärt: 

9, Die große Begel unserer Haltung gegenüber 
fremden Nationen ist: in Ausdehnung unserer kom- 
merziellen Beziehungen mit ihnen so wenig politische* 
Verbindung als möglich zu haben/'^) 

Und weiter: 

,,Europa hat eine Beihe fundamentaler Interessen, die un& 
gar nicht oder nur sehr wenig berühren. Deshalb muß es in 
häufige Kontroversen verwickelt sein, deren Gründe unseren 
Interessen wesentlich fremd sind. Deshalb muß es weiter unklug 
für uns sein, uns selbst durch künstliche Bande in die alltägliche 
Unbeständigkeit ihrer Politik oder in die üblichen Verbindungen 
und Zusammenstöße ihrer Freundschaften oder Feindschaften 
hineinziehen zu lassen.'* 

Endlich: 

,,Warum sollten wir dadurch, daß wir unser Geschick mit 
dem irgend eines Teiles von Europa verketten, unseren Frieden 
und Wohlstand in die Plackereien europäischen Ehrgeizes, seiner 
BivaUtäten, seiner Interessen, seiner Launen und Capricen 
verwickeln?** 

Diese allgemeinen Ausführungen schheßen den Teil der 
Monroebotschaft, der von der Beschränkung der Betätigungs- 
freiheit der Vereinigten Staaten Europa gegenüber handelt, völhg 
in sich ein. Sie gehen sogar noch darüber hinaus, denn sie warnen 
die Vereinigten Staaten vor poUtischen Beziehungen nicht nur mit 
europäischen Mächten, sondern mit fremden Mächten überhaupt- 

Andererseits ist aber auch kein Gedanke der Monroedoktrin 
in Washingtons Abschiedsadresse schon besonders ausgesprochen. 

Diese Adresse ist zwar eines der wichtigsten, aber weder das^ 
einzige noch auch das entschiedenste Zeugnis dafür, daß der 
über der Monroedoktrin stehende Grundsatz der Isolation die 
Ideen der amerikanischen Staatsmänner schon vor 1823 beherrschte. 

Es kann nicht die Aufgabe sein, hier eine Sammlung solcher 
Aussprüche abzudrucken.^) Für die Zwecke unserer Darstellung 

^) Im Original nidit hervorgehoben. 

') Gilman in seinem nützlichen Buche: James Monroe usw. Boston u. 
New York, 1900, druckt auf S. 162 ff. eine solche Sammlung ab. Wertvoll ist in 
dieser Beziehung auch die Auswahl, dieinAm. HistoryLeaflets Nr. 4 usw. 
auf den Seiten 2—13 g^ben ist. 
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genügt es, Bemerkungen aus zwei Briefen Jeffersons 
an William Short wiederzugeben, weil sie der leidenschaftlichste 
und radikalste, zugleich aber auch ein typischer Ausdruck dieses 
Isolationsgedankens sind. Der eine Brief vom 3. Oktober 1801 
enthält die folgenden Worte: ^) 

„Wir haben einen vollständigen Abscheu vor allem, was 
wie eine Verbindung unserer selbst mit einer Politik Europas 
aussieht . . . ." 

Der andere Brief vom 4. August 1820 lautet an der entscheidenden 
Stelle folgendermaßen:^) 

„Von vielen Unterhaltungen mit ihm') hoffe ich ... . 
er sieht und wird in seiner neuen Stellung die Vorteile einer 
kordialen Verbrüderung zwischen allen amerikanischen Nationen 
und die Bedeutung ihrer Vereinigung in ein System amerika- 
nischer Politik, das völlig unabhängig von und unverbunden 
mit Europa ist, verwirklichen. 

Der Tag ist nicht fem, an dem wir formell einen Meridian 
der Teilung durch den Ozean heischen, der die beiden Hemi- 
sphären trennt, diesseits von dem kein europäischer Schuß 
jemals gehört werden soll, noch ein amerikanischer auf der 
andern Seite; und wenn während der Wut der ewigen Kriege 
Europas es den Löwen und das Lamm in unseren Begipnen in 
Frieden zu einander zieht." *) • . 

Die Betäügingsrichtingen de« Isolaüonsgedaiikens 
in der anerilcaiiisolien Dipionaüe von 1823. 

Nicht nur die Worte von Staatsmännern, sondern auch die 
Haltung der Vereinigten Staaten vom Erlaß der ünabhängigkeits- 
erklärung an bis zur Verkändung der Monroebotschaft zeigt fort- 
dauernd, wie sie ihre auswärtige Politik konsequent nach jenem 
Grundsatz der Isolation eingerichtet haben. 

Ein allgemeiner Überblick über den betreffenden Zeitraum 
ergibt, daß sie sich prinzipiell politische Untätigkeit Europa gegen- 

^) Enthalten in Jeffersons Works, IV, 370 und Gilman S. 169. 

A Entiialten in Randolfs Memoiis of Jefferson, III, 472. 

*) Gemeint istCorrea, designierter Gesandter von Portufflü zu Brasilien. 

*) Vergl. auch weiter: Jefferson's Worte vom 13.Mail797, die in 
F r d - 6 Aasgabe seiner Papiere im Bd. VI, S. 123 abgedruckt sind und fol^nder- 
maßen lauten: „I can scare^ withold myself from joining Üie wish of SilasDeane, 
that there were an ooean of fire between us an the old world**. 
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über auferlegt haben, dasselbe von den europäischen Mächten 
Amerika gegenüber verlangend. 

Man kann dabei verschiedene Betätigungseinrichtungen nach- 
weisen. Von diesen kommen hier besonders die folgenden in 
Betracht: 

Das Prinzip der Vermeidung von Allianzen. 

Das Isolationsprinzip äußert sich vor allem darin, daß die 
Vereinigten Staaten es grundsätzUch vermieden haben, sich in 
poUtische Allianzen oder andere engere poUtische Bündnisse mit 
andern Staaten einzulassen. 

In den bangen Zeiten amerikanischer Diplomatie, wo die 
Vertreter der Eegienmg der Vereinigten Staaten von einem 
europäischen Hofe zum andern wanderten und um Anerkennung 
imd Hilfe nachsuchten, konnte es zwar geschehen, daß dieser 
X Grundsatz der Vermeidung von Allianzen zugunsten des näher 
liegenden Zieles der Daseinserha^tung zurücktrat. 

Die Vereinigten Staaten schlössen am 6. Februar 1778 um 
den Preis der Anerkennung ihrer Freiheit, Souveränität und Un- 
abhängigkeit mit Frankreich neben einem Handelsabkommen 
auch einen AUianzvertrag.*) 

Dieser Vertrag, der schon am 7. April 1798 durch den Kon- 
greß der Vereinigten Staaten aufgehoben wurde,^) bUeb jedoch 
das einzige AUianzbündnis, das die Vereinigten Staaten jemals 
geschlossen haben, und sie haben sich, abgesehen von dieser Aus- 
nahme, in der fraglichen Zeit auch nie in politische Bündnisse 
mit engeren Zwecken eingelassen.*) 



») Martens, R. I, 701 u. R. II, 605. Treaty Vol. 1910, S. 479. In 
einem geheimen Zusatzverträge vom gleichen Tage wurae übrigens Spaniens Bei- 
tritt zu beiden Verträgen offen gehalten (eod. S. 482 f.). Veigl. näheres über die 
oben skizzierte Angelegenheit insbesondere in Fiske, John, The American 
Revolution, Vol. II, Ifi^, Boston u. New York, Kap. 8: „The Frendi Alliance", 
S. Iff. Femer Winsor, Justin, Narrative and critical History of America, 
Bd. VII (Boston u. New York, wahrscheinlich 1888), S. 40 ff. 

*) Treaty Vol. 1910 eod. Note a. 

^) Nidit poUlische Bündnisse haben die Vereinigten Staaten während dieser 
Zeit häufig abgesdüossen. Moore (Dipl, S. 33) erklärt, daß sie in der Zeit zwischen 
1776 und 1789 vierzehn solcher Verträge eingegangen seien und zwar 6 mit Frank- 
reich, 3 mit Großbritannien, 2 mit dm Niederlanden, je 1 mit Marokko, Preußen 
und Schweden. Man findet alle diese Verträge im Treaty Vol. 1910 an den 
betreffenden Stellen. 
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Das NeutrtlitätspriBzip. 

Eine zweite Ausdrucksform des Isolationsprinzips ist die 
neutrale Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber den damals 
Europa aufrührenden Kämpfen. Die politischen Zustände in 
Europa in der betreffenden Zeit gaben den Vereinigten Staaten 
reiche Gelegenheit zur Betätigung einer neutralen Haltung. 

Als Beleg für diese Tatsache mag hier beispielsweise folgendes 
angeführt werden: 

Exkurs. 

Der eben bezeichnete Alüanzvertrag mit Prankreich ver- 
pflichtete die Vereinigten Staaten dazu, ,4hrer christhchen Majestät 
die gegenwärtigen Besitzungen der französischen Krone in Amerika 
ebenso wie diejenigen, welche sie durch zukünftigen Friedens- 
vertrag etwa erwerben würde, zu garantieren (Artikel XI)". Außer- 
dem sollte im Falle eines Bruches zwischen Frankreich und Eng- 
land die reziproke Garantie dieses Vertrages vom Augenbücke 
des Kriegsausbruches an in Wirksamkeit treten. 

Als jedoch Frankreich am 1. Februar 1793 den Krieg gegen 
England erklärte, waren die Vereinigten Staaten trotz der in dem 
Alhanzvertrag geleisteten Garantie nicht geneigt, für Frankreich 
Schritte zu ergreifen. Am 18. April 1793 legte George Washington 
seinem Kabinett eine Eeihe von Fragen vor, die sich auf das Ver- 
hältnis der Vereinigten Staaten zu Frankreich bezogen.^) 

Die erste dieser Fragen war, ob eine Neutralitätserklärung 
zu erlassen sei, die vierte, ob die Verträge mit Frankreich trotz 
der veränderten Umstände (Hinrichtung Ludwigs XVI. am 
21. Januar 1793 und schon vorher VerkündtJng der Verfassung 
der Vereinigten Staaten am 17. September 1787) als noch in 
Kraft stehend anzusehen seien oder nicht. In der Kabinetts- 
sitzung vom 19. April 1793 wurde beschlossen, die Entscheidung 
über die vierte Frage hinauszuschieben, die erste Frage dagegen 
wurde in dieser Sitzung bejaht. Und am 22. April 1793 gab George 
Washington seine berühmte, von John Jay formuherte Neu- 
trahtätserklärung heraus.') 

^) Der Text dieser Fragen findet sidi bei S p a r k s , Washingtons Writings X, 
S. 5d3, sowie Moore, V, S. 589. 

2) Der Text dieser Neutralitätserkläning findet sich inAm. StatePapers 
For. Rel. I, S.140,sowiebeiSparks,l.c. X,63d. Ein Faksimile in M o o r e * s 
Dipl., S. 41. 

Die Erkläning stellt fest, daß ein Zustand des Kri^es zwischen Osterreich, 
Preufien, Sardinien, Großbritannien und den Vereinigten Niederlanden auf der 
einen Seite und Frankreich auf der anderen Seite bestehe. Sie stellt femer fest, 
daß es die Pflidit und das Interesse der Vereinigten Staaten erfördere, mit Ernst 
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Die Vereinigten Staaten haben an dieser Neutralität fest- 
gehalten. Sie haben die Abberufung des französischen Gesandten 
in Washington, des unbesonnenen Edmunds Genet, von Frank- 
reich verlangt und durchgesetzt, der trotz wiederholter Proteste 
der Vereinigten Staaten die Ausrüstung von Kaperschiffen in 
amerikanischen Häfen und andere feindliche Handlungen gegen 
England von den Vereinigten Staaten aus betrieb. 

Sie haben ferner die Frage ihrer Schadensersatzpflicht für 
den durch ungenügende Erzwingung der Neutralität in dem Kriege 
zwischen England und Frankreich englischen Kaufleuten g^en- 
über zugefügten Schadeu ^) in dem sogen. Jay- Vertrag vom 19. No- 
vember 1794 (Artikel VJUL, Abs. 3) zusammen unter anderem mit der 
Frage der Ersatzpflicht Englands geschädigten amerikanischen 
Kaufleuten gegenüber friedlicher Schiedssprechung überwiesen.') 
Nachdem dann nach Abbruch der Verhandlungen zufolge ent- 
stehender Meinungsverschiedenheiten ein zweiter Schiedsvertrag 
unter dem 8. Januar 1802 geschlossen worden war,') zahlten die 
Vereinigten Staaten 143 428,14 Dollar*), dem Neutralitätsprinzipe 
damit einen mächtigen, bisher noch nicht genügend gewürdigten 
Anstoß zur Weiterentwicklung gebend.*) 

Am 3. August 1793 nahm Washingtons Kabinett femer eine 
Beihe von Begeln an, die sich mit der Ausrüstung von Schiffen 

und gutem Glaabedi eine freondliche und unparteiische Haltung den kriegsfOhrenden 
Mächten gegenüber einzunehmen. Sie fährt dann fort: 

,,I have therefore thought fit by theee presents to dedare the disposition 
of the United States to observe tiie conduct aforesaid towards those powers respect- 
ively; and to eidiort and warn the Citizens of the United States carefully to avoid 
all acts and prooeedings whatsoever, which may in any manner tend to contravene 
sudi disposition. 

And I do hereby also make known that whosoever of the Citizens of the United 
States shall render himself liable to punishment or forfeiture under the law of nations, 
by committing, aiding or abetting nostilities against any of the said powers, or by 
carrying to any of them those arudes, whidi are deemed contraband by Üie m o • 
d e r n usage of nations, will not reoeive ihe protection of the United States, against 
such punis&ient or forfeiture: and further, that I have given Instructions to those 
officers, to whom it belongs, to cause prosecutions to be instituted against all persons, 
who shall, within the oognizanoe of me courts of the United States, violate the Law 
of Nations, witii respect to the powers at war, or any of them.*' 

^) Durch „Capture of their vessels and merchandise, taken within the limits 
and Jurisdiction of the States and broug^t into the ports of the same or taken by 
vessels originally armed in ports of the said states ....'* 

*) Text dieses „Treaty of Amity, Commerce and Navifi»tion between his 
British Majesty and the United States of America by their President and witii 
Advise of their Senate'* in Am. State Papers For. Rel. I, S. 520 ff. 
und in Treaty Vol. 1910, S. 690 ff. Zum Jay-Vertrag verel. auch die Aus- 
führungen by Winsor, VII, S. 466 ff. und Schonler I, S. 804 ff. 

>) Text in Treaty Vol. 1910, I, S. 610 ff. 

«) eod. 1. 1, S. 696, Anm. a, Moore, VI, 999, Dipl. S. 207. Danach hat 
En^d etwa 11 ,660 000 Dollar bezahlt. 

*) Moore, Dipl., S. 46 u. 207. 
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in den Häfen der Vereinigten Staaten durch kriegsführende Mächte 
befaßten.!) 

Am 5. Juni 1794 beschloß der Kongreß der Vereinigten 
Staaten dann weiter zur Durchführung der NeutraUtätserklärung 
den sogenannten ersten Neutralitätsakt.^) Dieser wurde im Jahre 
1817 durch ein weiteres Neutralitätsgesetz erweitert, und am ' 
20. April 1818 wurde diese Neutralitätsgesetzgebung durch ein 
neues Gesetz zusammengefaßt.') 

Die Vereinigten Staaten behielten ihre neutrale Haltung den 
europäischen Kriegen dieser Jahre gegenüber so konsequent bei, 
daß sie endlich nicht nur praktisch die einzige unbeteihgte Macht 
waren, sondern sogar ihrerseits um solcher Haltung wiUen zum 
Schluß in den Zustand eines von den Jahren 1798 — ^1800 an- 
haltenden Krieges mit Frankreich gerieten. 

Die Haltung der amerikanisohen Regierung zur Frage 
der Anerkeunung neuer Staaten oder Regierungen. 

Der Isolationsgrundsatz äußert sich drittens weiter in der 
Haltung der Vereinigten Staaten neuen Eegierungen oder Staats- 
wesen gegenüber. Die Vereinigten Staaten haben in dieser Be- 
ziehung fortdauernd den Standpunkt vertreten, daß sie nur solche 
neue Begierungen oder Staaten anerkennen würden, die sich 
einmal im tatsächlichen Besitze der Macht befinden und die zum 
andern auf dem Volkswillen beruhen.*) 

Exkurs. 

Ein gutes Beispiel für diese Praxis in der fraglichen Zeit 
bildet ihr Verhalten in der Frage der Anerkennung der 
französischen Bepublik nach dem Sturze Ludwig XVI: Der 
Gesandte der Vereinigten Staaten in Paris, Grouvemeur Morris, 
fragte durch Schreiben vom 16. August 1792 bei seiner Begierung 
nach Verhaltungsmaßregeln in dieser Angelegenheit an.') Das 
Auswärtige Amt in Washington verhielt sich zunächst abwartend. 
Staatssekretär Jefferson betonte in seinen betreffenden Instruk- 



^) Text bei Sparks, X, S.546ff. und in Richardsons Mess. X, 
S. 86 f. 

*) Stat. at Large, I, 8.881. Das Gesetz war zunächst nur fflr eine 
beschränkte Zeit eriassen. Am 2. März 1797 wurde es um 2 Jahre, durch Gesetz 
vom 24. April 1800 dann auf unbestimmte Zeit verlängert (eod. II, 54). 

*) Stat. at Large, S. 8447 ff.; Moore, VII S. 886 ff., auch M o o r e 
Dipl. S. 49. 

*) Vergl. hier besonders das sdion erwähnte S e n. D o c. 40. 54. Gong. 2. sess. 

*j Schreiben vom 16. August 1792 steht Am. State Papers For. Rel., 
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tionen an Morris, besonders in einem sehr bekannt gewordenen 
Schreiben vom 12. März 1793 auf das Nach^rückliobste, daß die 
Vereinigten Staaten jede Begierung anerkennen würden, die durch 
den ausdrücklichen Willen der betreffenden Nation gegründet sei. 

^ Dieser Wille sei für die amerikeinische Begierung das einzig Maß- 
gebende, aber auch ein notwendiges Erfordernis.^) 

Obgleich die amerikanische Begierung zufolge des Dienstj&s» 

den ihr lie französische seinei^;t durch ihre vorzeitige Anerkennung 
geleistet hatte, Gleiches mit tjleiohem zu vergelten geneigt sein 
mußte, und trotz der günstigen Berichte des Gouverneurs Morris 
wurde die Anerkennung der französischen BepubUk erst beschlossen» 
nachdem sie ihre Bestandsfähigkeit dargetan hatte. Dieser Be- 
schluß wurde nach der Hinrichtung Ludwigs XVI. in der bereits 
erwähnten Kabinettssitzung vom 18. April 1793 gefaßt, wo ent- 
schieden wurde, daß Präsident Washington einen französischen 
Gesandten empfangen wolle. Sie wurde durch den Empfang 
GenSts im Mai 1793 bewirkt. 

Auch bei der Anerkennung 4er Begierung Napoleons I. 
legten die Vereinigten Staaten sich eine entsprechende vorsichtige 
Zurückhaltung auf. Erst unter dem 21. August 1804 gab die 
amerikanische Begierung ihrem Gesandten in Paris, Mr. Armstrong, 
die Ermächtigung dazu, diese Anerkennung auszusprechen. Sie 
tat dies in der Form, daß sie an Armstrong Blankokredentialen mit 
der Anweisung übersandte, diese der Begierung Napoleons dann 
einzureichen, wenn nach seinem Urteile Napoleon sich im Besitze 
und in der Kontrolle der Begierungsgewalt und des Gebietes von 
Frankreich befände.*) 

Die zentrale Bedeutung eines solchen Standpunktes liegt 
darin, daß damit im Gegensatz zur Legitimitätsidee der moderne 
Gedanke der ausschließUchen Wesentlichkeit des Volkswillens für 
die Bildung eines Staatswesens oder einer Staatsverfassung von den 
Vereinigten Staaten zum praktischen Grundsatze erhoben wurde.*) 

>) Abgedruckt in F o r d s Writings of Jeffeison, VI, S. 199. Ver^. besonders 
die fotgenden Bemerkongen: „Wir können sicherlidi nicht irgend einer Nation 
das Recht verneinen, auf das unsere eigene Regierung gerundet ist, daß jede sich 
selbst nadi einer Form regiere, die ihr paßt und di^ Form nach ihrem eigenen 
Willen Andere, und daß sie ihre Angelegenheiten besorgen lasse, durch wekhe 
Organe sie audi immer für angemessen halten möge, sei es König oder Convention, 
VersHunmlnng, Gomit6, Prisident, oder irgend etwas anderes, was sie w&hlen mö^. 
Der Wille der Nation ist das einag Wesentliche dabei.*' — Vergl. auch Instruktion 
vom 7. Nov. 1792 an Morris (abgedruckt ebenda VI, S. 131), woJeffersonu. a. 
bemerkt: „Es stimmt mit unseren Grundsätzen überein, jede Regierune als recht- 
mäßig anzuerkennen, die durch den ausdrücklich erklärten Willen der Nation be- 
gründet ist." 

>) MS. Inst, to Franoe U.S. Dep. of State, Bd. VI S. 263 (IC. L 122). 

*) Vergl. Strauch, Zur Interventionslehre, Heidelberg 1879, S. 16. 
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Als Betätigung des Isolationsgrandsatzes kommt er insofern 
in Betracht, als die Vereinigten Staaten dadurch sowohl solche 
internationale Beibungen zu vermeiden sich bemühten, die aus 
der Vornahme einer vorschnellen Anerkennung folgen können, 
-wie auch solche, die sich mögUcherweise aus unberechtigter Nicht- 
anerkennung ergeben.^) 

Die Madisondoktrin. 

Das Isolationspiinzip kommt endlich schon vor 1823 auch 
noch darin zum Ausdruck, daß die Vereinigten Staaten grund- 
sätzUeh bereits damals dem Übergange bestehender Kolonien 
europäischer Mächte in Amerika in die Hände eines andern euro- 
päischen Staates widerstrebten. 

Dieser Grundsatz ist nach einer vom Präsidenten Madison 
in seiner Botschaft vom 3. Januar 1811 gebrauchten Äußerung 
gelegentlich ,, Madisondoktrin*' genannt worden.') Er ist von 
besonderer Bedeutung für die Geschichte der Monroedoktrin, 
mit der er sich im Jahre 1845 verbindet.*) Aus diesen Gründen 
ist hier auf ihn etwas ausführUcher einzugehen. 

^) Die Lehre von der Anerkennunf, ihren Voraossetzungen und Wirkungen, 
ist bekanntlich noch der Gegenstand vieBachen Streites. Einigkeit besteht jedoch 
darüber, daß Nichtanerkennung eines tatsächlich bestehenden Staates oder einer 
neuen Regierung nun mindesten als Unfreundlichkeit ^egen das neue Staatsgebüde 
den Rechtfertigun^grund fftr völkerreditliche Retorsionen abgibt. Und anderer- 
seits ist man sich einig darüber, daß vorschnelle Anerkennung zum mindesten eine 
Unfreundlichkeit, wenn nicht sogar eine Interventionshanalung gegenüber dem 
Mutterlande bezw. gegenüber der früheren Regierung ist. 

H e r s h e y , S. 124, erkl&rt z. B. : „mmature or injustified recognition 
of independence is a gross affront to the parent state and practically amounts to 
an intervention in the internal affairs of another nation which may result in war.*' 

M r e , I, S. 72 ff. erkl&rt, daß vorzeitige Anerkennung ein Akt der Inter- 
vention zugunsten eines Eroberers oder Insurgenten sei und daß andererseits Nicht- 
anerkennung Anlaß zu Retorsionshandlungen ^ben könne. 

R i V i e r , Princ. I, S. 59, erkl&rt vorzeitige Anerkennung der Intervention. 

UUmann, S. 126, bemerkt, daß der Hauptstaat un Falle der gewaltsamen 
Losreißung einer Provinz durch Rebellion in vorzeitiger Anerkennung nidit nur 
eine bloße Unfreundlichkeit, sondern eine fdrmlidie rartemahme für die insur- 
gierrade Provinz erblicken könne. 

Gegen die Ansicht, daß vorzeitige Anerkennung Intervention sei, richtet 
sich besonders Oppenheim, I, S. 119, Anm. 2. Nach ihm ist solche Anerkennung 
einee neuen Staates: „A violation of the dignity of the mother-State, to which the 
latter need to patientiy submif 

B n f i 1 s , S. 1^, führt aus, Anerkennung sei keine Pflicht, andere Staaten 
könnten die Anerkennung auf ihr Risiko und ihre Gefahr hin verweigern. 

Ihnlidi Pradier-Fod6r6, S.241f. 

Nach von Li8zt,S. 49f. ist Verweijgerung der Anerkennung ebenso wie 
vorzeitige Anerkennung eine Unfreundlichkeit. 

•) Yergl. z. B. Reddaway, S. 9; vergl. auch D u n n i n g , S. 3. 

') Vergl. unten Seite 94 ff. 



Digitized by 



Google 



00 Erster Abschn. Entstehong and orspribiglidier Inhalt der Monroedoktrin. 

— AnwendmigsfäUe für ihn ergeben sich vor allem aus der 
Haltung der Vereinigten Staaten in der sogenannten Louisiana- 
Angelegenheit, in der Florida&age und gegenüber Cuba. 

Louidanakaaf. Exkurs.^) 

Der historische Hintergrund zum Louisianakauf ist folgender: 
Prankreich hatte von Spanien durch geheimen Vertrag von 
ndefonso vom 1. Oktober 1800 das sogenannte Louisiana-Gebiet, 
welches die ganze Mitte des nordamerikanischen Kontinents ist, 
gekauft. Die Regierung der Vereinigten Staaten hatte durch den 
am 27. Oktober 1795 mit Spanien geschlossenen Freundschafts-, 
Grenz-, Handels- und Schiffahrtsvertrag das Recht zu freier 
Schiffahrt auf dem Missisippi und zur Anlegung von Handels- 
niederlassungen in New Orleans erhalten (vergl. Artikel IV und 
Artikel XII dieses Vertrages).^) Sie hörten von dem Kaufgerücht 
in der Form, daß Florida in dem Abkommen mit einbegriffen sei. 
Besorgt für die durch den Vertrag vom 27. Oktober 1796 erlangten, 
für den amerikanischen Handel hochbedeutsamen Rechte, sandten 
sie deshalb Livingston und Monroe als ihre Bevollmächtigten 
nach Frankreich, damit, wenn mögUch, der Kauf verhindert oder 
Florida, wenigstens Westflorida, für die Vereinigten Staaten ge- 

^) Vergl. hier außer den hauptsächlichen Quellenwerken insbesondere 
Moore, I, 8.433 ff. u. Am. State Papers For. Rel. Bd. I— IV folgende 
VerOffentüchungen: Hart, Found. S. 61 ff.; Moore, Dipl., S. 2^ ff.; 
Reddaway, Kap. 1: 

Speziell zum Louisianakauf: State Papera and Gorr. bearing 
upon the Purchase of the territory of Louisiana. 67. Cong. 2. sess., H. Doc. 431 
(1903); Barb6-Marbois, Fran^ois, Histoire de la Louisiana et de la Session 
de cette Colonie par la France aus Etats-Unis de rAm6riaue, Paris 1829. Eng^. 
Edit. Philadelphia 1830. Übersetzt von W. B. Lawrence; Blanchard, Rufus, 
Documentary History of tiie oession of Louisiana to the U. S. tili it became an 
American ftovince, Chicago, 1803; Chadwick, Gap. III, S.42ff.: „The 
transfer of Louisiana, Kap. TV, Cession of Louisiana and Question of the Floridas, 
60 ff. Vei^. auch Cap. VI u. VII; Davis, Samuel „Some of the Consequences 
of the Louisiana purchase'- Am. Hist. Ass. Ann. Rep., 1897, S. 149 ff. ; 6 a y a r r ^ , 
CSiarles, History of Louisiana, IIL Ausg. 4 Bfinde. New Orleans 1885; Howard, 
The Louisiana purchase, Chicago 1902 ; H o s m e r , J. K., History of the Louisiana 

Surchase, New York 1902; Martin, FVancois Xaviöre, The History of Louisiana, 
Tew Orleans 1862; Robertson, J. Alezander, Louisiana under the rule of 
Spam, France and the United States, 1785—1807; Cleveland, Ohio 1910, 
2 Bde.; United States Land Office, Historical scatch of Louisiana and the Louisiana 
purchase. Besorgt von Frank Bond, Chief Clerk Genenü Land Office 
Washington Government Printing Off. 1912. 

Speziell zum Floridakauf siehe noch: Chadwick, I.e. 
Chambers, H.E., Westflorida usw., Baltimore, i898; Füller, H. B., Pur- 
chase of Florida, its historv and diplomacy, Cleveland x906, Cap. III— V; Bender- 
8 n , S. 297 f. 

Die Literatur zu Cuba ist unten bei der Behandlung des 2. Unter- 
prinzips in Anmerkung 1 zu III, 3, g im Zusammenhang zusanmiengesteüt. 

«) Martens, R.2 VT, 142 ff. und Treaty VoL 1910, S.1640. 
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sichert werde.^) Das Ergebnis dieser Mission war, daß Napoleon 
durch Talleyrand den überraschten Agenten der Vereinigten Staaten 
das ganze Lonisianagebiet zum Kaufe anbot, die es in groß^giger 
Überschreitung ihrer Volhnacht^ fär 60 Millionen Francs und 
die Verpflichtung zur Be^eichung gewisser Anspräche von Unter- 
ta];ien der Vereini^n Staaten gegen Frankreich durch Vertrag 
vom 30. April 1803 erwarbe6.«) 

Die Aiischauung der amerikanischen Diplomatie in dieser 
Angelegenheit ergibt sich besonders deutUch aus der Erklärung, 
die Mr. King, der Gesandte der Vereinigten Staaten in England, 
auf das Gerücht von der Abtretung Louisianas und Floridas an 
Frankreich dem Lord Harkesbury gegenüber abgab. King be- 
richtet darüber dem Staatssekretär Madison unter dem 1. Juni 
1801 mit folgenden Worten:*) 

„Der Lihalt dessen, was ich sagte, war, wir seien damit 
zufrieden, daß die beiden Florida in den Händen Spaniens ver- 
bUeben. Wir seien aber nicht willens, sie übertragen zu sehen, 
es sei denn zu uns." 

Florida. 

Der Kaufvertrag über das Louisianagebiet war in mehreren 
Funkten xmklar und zwar insbesondere insofern, als die Ver- 
einigten Staaten nach ihm dasjenige Gebiet erhalten sollten, das 
Frankreich besessen hatte und das sich seinerzeit in Spaniens 
Händen befunden hätte. 

Die amerikanische Begierung erklärte, daß Texas und West- 
florida in dem Kaufvertrag mit einbegriffen seien, was von Spanien 
bestritten wurde, das dieses Gebiet für sich in Anspruch nahm. 
Von^er Furcht bepeelt, die inzwischen ausgebrochenen Upruhen 
in Spanisch- Amerika könnten Anlaß eines wenigstens teilweisen 
Erwerbes des zweifellos Spanien ' gehörenden Ostflorida durch 
England werden, wurde vom Präsidenten Madison durch seine 
berühmte geheime Botschaft vom 3. Januar 1911 der Kongreß 
der Vereinigten Staaten um Ermächtigung zur zeitweisen Be- 
setzung dieses Gebietes *) ersucht. Aus dieser Botschaft ist hier 
folgender Satz besonders hervorzuheben: 

„Ich empfehle der Überlegung des Kongresses die Tunlichkeit 
einer Erklärung dahin, daß die Vereinigten Staaten nicht ohne 

^) Vergl. Brief des Staatssekretärs M a d i s o n an Mr. livingston vom 28. Sept. 
1801, im Auszug in Am. State Papers For. Rel. II, S. 510. Derselbe an 
denselben unter dem 18. Jan. 1803 eod. II, S. 629 (ebenfalls einen Auszug). 

«) Martens, R.2, VII, S. 706 und Treaty Vol. lÖlO, S. 508. 

f) Am. State Papers For. Rel. II, S. 510. Vergl. auch den Brief 
K i n g s an den Staatssekretär Madison vom 2. Aprill803, wo er dieselben Gedanken in 
einem Bericht über ein Gesprädi mit Mr. Addington entwickelt. Ebenda II, S. 551. 

«) Richardson, Mess. I, S. 488. 
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ernste Unrahe irgend einen Teil eines benachbarten Land- 
gebietes, an welchem sie in verschiedener Sichtung so tief und 
in so berechtigter Weise interessiert sind, aus der Hand Spaniens 
in die einer fremden Macht übergehen sehen würden/'^) 

Der Kongreß beschloß durch geheimen gemeinsamen Be- 
schluß vom 15. Januar 1811^) dementsprechend. 

Außerdem wurde der Präsident dur^h denselben Beschluß 
zur eventuellen Besetzung des Gebietes ermächtigt» die zeitweilig 
bewirjit, dann aber zurückgenonmien wurde. 

Der Schluß dieser Angelegenheit war dann übrigens, daß 
Spanien den Vereinigten Staaten durch Vertrag vom 22. Februar 
1819') nicht nur die beiden Florida, einschließUch der dazu ge- 
hörigen Inse^ (besonders Amelia-Inseln), sondern auch alle seme 
amerikanischen Besitzungen nördlich vom 42^ nördlicher Breite 
von der Quelle des Kansasflusses bis zum Stillen Ozean abtrat.^) 
Die Vereinigten Staaten dagegen gaben ihre Ansprüche auf Texas 
auf. 



Goba. 



Ganz ähnlich wie in den beiden eben geschilderten J'ällen 
verhielt die Eegierung der Vereinigten Staaten sich in der frag- 
Uchen Zeit auch Cuba gegenüber. Das Interesse der Vereinigten 
Staaten an Cuba war von jeher lebhaft und groß. 



^) Der en^die Text dieser Worte lautet folgendermaßen: 

„ . . 1 recommend to the consideration of Conoress the seasonableness of a 
declaration that the United States could not see wiäiout serious inqnietade any 
part of a neighboring territory in ixiiich they have in different respects so deep and 
so jost a concem pass from the hands of Spain into those of any other foreign power/* 

Das oben erwähnte Ersuchen um Ermäditigong inilitärischer Besetzung 
Floridas ist in folgenden Worten enthalten: 

„I recommend to their consideration also the ezpedioncy of authorizin^ the 
Executive to take temporary possession of any part or parts of the said Territory, 
in persuance of arran^ments \diich may be desired by the Spanish authorities, 
ana for making provision for the govemment of the same during sudi possession. 

The wisdom of Goneress will at the same time determine how far it ma^ be 
expedient to provide for tne event of a Subversion of the Spanish authorities within 
the Territory in question, and an apprehended occnpancy thereof by any other 
foreign power." 

') Der Beschluß steht StatatLarge, III, 471. Er lautet an der betr. 
Stelle: ,, • • • nimmt in Betracht die besondere Lage Spaniens und seiner Provinzen 
und den Einfluß, den das Geschick des sidi der südhdien Grenze der Vereinigten 
Staaten anschließenden Gebietes möglicherweise auf dessen Sicherheit, Ruhe und 
Handel hat, und beschließt, daß die Vereinigten Staaten nidit ohne ernste Unruhe 

S^end einen TeU des bezeichneten Gebietes in die Hände irgend einer fremden 
acht übergehen sehen könne.** 

«)Martens,N.R., V, 328, Treaty Vol. 1910, S. 1961 ff. 

*) Widitig besonders fftr den Oregonstreit mit England. Ver^. unten S. 85 ff. 
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Eine große Beihe von Zeugnissen liegen hierfür vor. So er- 
erklärte z. B. schon am 16. August 1807» in einer Zeit» wo die 
Annektierung Cubas durch Napoleon zu fürchten war, Jefferson 
in emem Schreiben an den Staatssekretär Madison,^) daß im Falle 
eines Krieges mit Spanien Guba von selbst sich der Konföderation 
der Vereinigten Staaten anfüg^i müsse. Und in seiner Anwortsnote 
vom 24. Oktober 1813 auf die oben erwähnte Anfrage Monroes 
drückt er dieses Interesse an Guba besonders klar in folgenden 
Worten aus: *) 

,Jch gestehe offen, daß ich inmier auf Cuba als die am 
meisten interessierende Hinzufügung gebUckt habe, die je zu 
unserem Staätensystem gemacht werden könnte. Die Kontrolle, 
die uns diese Insel mit Florida-Point über den Golf von Mexiko 
-sowie über die daran stoßenden Länder und den Isthmus, ebenso 
wie über alle diejenigen Gebiete, deren Gewässer dort hinein- 
fließen, geben würde, würde das Maß unseres poUtischen Wohl- 
seins voU machen." 

Um die Jahre 1822 und 1823 entstanden Gerüchte über eng- 
lische Absichten auf diese Insel. Es verlautete von Verhandlungen 
zwischen Spanien und England über eine Abtretung Cubas und 
sogar von einem Angebot Englands, Gibraltar gegen Cuba ein- 
zutauschen.') Dies veranlaßte den Staatssekretär Adams zu einer 
Beihe von Instruktionen an die Vertreter der Vereinigten Staaten 
in Spanien (Mr. Forsyth, dann Mr. Nelson), in Frankreich (Mr. 
Gallatin) und in Cuba (Mr. Bandall) über den Standpunkt der 
Vereinigten Staaten derartigen Versuchen gegenüber. Dieser 
Standpunkt entsprach genau de mienigenu den die amerikanische 
Begienmg in der Louisiana und in der Morida- Angelegenheit ein- 
genommen hatten. Auch hier wurden wieder die Ideen der Madison- 
doktrin betätigt: Die Vereinigten Staaten könnten es nicht dulden, 
daß Cuba von Spanien an eine andere Macht (es sei denn die Ver- 
einigten Staaten selber) übertragen werde.^) 

F r d s Writings of Jeffeison, Bd. XI, 420 f. 

•) eod. X, 315. Vergl. auch oben. 

*) A d a m s an Nelson am 28. April 1822, Br. andFor. StatePapers, 
XLIV, 138 ff.: „ . . . We have been con£klently told by indiiect oommunication 
from the French Government that more than two years since GreatBritain was 
negotiatmg wHh Spain for the cession of Gaba and so eaeer in the persuite as to 
have offeied Gibraltar and moie for it in exchange.'* Verzl. auch 31. Gong. 1. sess. 
H.Ex.Doc., CXXI, S.9. 

Femer: Adams to Forsyth am 17. Dez. 1822, MS. Inst. U. S. Ministers, 
IX, 158 (M. VI, 379 f.) spricht ebenfalls von Englands Bemühungen. 

^ Vergl. weiter beispielsweise: Adams to Randall am 29. April 1823, 
MS.Desp. to Consuls II, 283-r (M.. VI, 384 f.): „The first wish of the Govern- 
ment was for the oontinaance of Cuba in its political connection with Spain and that 
it would be altogether averse to the transfer of the iskind to any other power*'. 
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3. Die Monroedoktrin als selbständiger Untersatz des 
Isolations-Frinzips. 
(Analyse der Monroebotschaft.) 
a) Die Monroedoktrin und ilire vier Voriinfer. 

Vergleicht man den Inhalt der gewöhnlich als erste Por- 
mulierang der Monroedoktrin angesehenen Ausführungen der 
Monroebotschaft mit den eben erwähnten vier Prinzipien, so 
sieht man» daß die Monroedoktrin in hohem Maße bereits vor 
Verkündung der Monroebotschaft vorbereitet war. Andererseits 
würde es aber zu weit gehen zu behaupten, die Monroedoktrin 
sei „bloß eine Wiederholung der PoUtik Washingtons gegen poli- 
tische Verbindungen" und der Politik Jeffersons gegen „ver- 
wickelnde Bündnisse und des von Madison ausgesprochenen 
Prinzips" der Intervention' zur Selbstverteid[igung,^) 

In der Monroebotschaft finden wir zwar viel von diesen 
Prinzipien wieder. So wiederho}t sie z, B. ausdrückUch den Grund- 
satz der Anerkennung tatsächlich bestehend er Eegierungen und 
nur solcher durch die Vereinigten Staaten. Auch das Neutrah- 
tätsprinzip erscheint dcurin. Denn am Ende des 48. Absatzes ist 
erklärt, daß die Vereinigten Staaten die zu Anfang des Krieges 
der neuen amerikanischen Begierungen mit Spanien erklärte 
Neutralität fortzusetzen beabsichtigten. Und in der Erklärung, 
daß die Vereinigten Staaten sich nicht an den Kriegen europäischer 
Mächte um deren eigene Angelegenheiten beteiligt hätten, noch 
daran teilnehmen wollten, trifft das Neutrahtätsprinzip mit dem 
Grundsatz der Vermeidung von Allianzen und mit der Monroe- 
doktrin direkt zusammen. 

In die ursprüngliche Monroedoktrin dagegen ist keine der 
vier Prinzipien übergegangen. 

Während der Grundsatz der Anerkennung tatsächlicher Be- 
gierungen und nur solcher niemals als der Inhalt der Monroe- 
doktrin angeführt wird,*) wird diese Trennung für das Neutrahtäts- 
prinzip und das Prinzip der Vermeidung von AUianzen nicht immer 
klar beachtet. Denn häufig werden Fälle, die ledigUch unter einen 
dieser beiden Grundsätze gehören, als Beispiele für Anwendungen 

1) So Dunning, S. 13. 

*) Triebt einmal von F o s t e r der der Monroedoktrin einen ungemein großen 
Umfang gibt; vergl. seine Zusammenfassung auf S. 475 ff.; vergl. aucn H e n d e r - 
8 n , o. 837 ff. 
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oder Nichtachtungen der Monroedoktrin angeführt. Dem gegen- 
über muß ecbarf hervorgehoben werden, daß sowohl der Grund- 
satz der Vermeidung von Allianzen wie das Neutralitätsprinzip 
der Vereinigten Staaten eine Geschichte gehabt haben, welche der 
Geschichte der Monroedoktrin parallel verläuft, sich ihr zuweilen 
nähert, und sogar in demselben Falle mit ihr zusammentrifft,^) 
jedoch ihre besonderen Erscheinungsformen haben und demnach 
von jener durchaus zu trennen sind. 

Es kann hier nicht der Versuch gemacht wer'den, ihren an 
Wechselhaftigkeit reichen Verlauf auch nur in den Umrissen dar- 
zustellen. Es mag dabei nur beispielsweise auf die Tatsache hin- 
gewiesen werden, daß beiden Prinzipiein die für die Monroedoktrin 
eigentümlichen räumlichen Beschränkungen fehlen.*) 

Was endlich die Madisondoktrin anlangt, so vereinigt 
sie sich, wie bereits erwähnt, und später noch näher zu behandeln 
ist, erst im Jahre 1845 mit der Monroedoktrin.') 

Das wesentlich Gemeinsame der Monroedoktrin nach der 
Monroebotschaft einerseits und jenen vier Prinzipien andererseits 
liegt darin, daß sie alle demselben Geiste, dem gleichen Motiv 
der Furcht entsprungen sind, und daß sie alle verschiedene Aus- 
drucksformen der gleichen Isolationsidee darstellen. 

Wie drückt sich diese Idee nun in der Monroedoktrin aus? 

ii) Die isoiationeidee in der iNonroedektrin. 

Ein allgemeiner ÜberbUck über die betreffenden Worte der 
Monroebotschaft ergibt, daß sie in zwei von einander scharf ge- 
schiedene Gruppen von Gedanken (Unterprinzipien) zerfällt, 
deren erste sich gegen gewisse Handlungen europäischer Mächte in 
Amerika richtet, während die zweite von Handlungen gegenüber 
Europa spricht. 



1) Vergl. z.B. den Clayton-Bulwer Vertrag (unten S. 105 f., 188 f. sowie 289 f.), 
der eine Verletzung des Pnnzips der Vermeidung von Allianzen und zugleich der 
Monroedoktrin ist. Vergl. femer die Einladung der Vereinigten Staaten vom 
Jahre 1875 an die europäischen Mächte, zur raziükation Cubas gemeinsame 
Schritte zu ergreifen Junten S. 329 ff.); ebenfalls eine Verletzung dieser beiden 
Prinapien. Vergl. enalich die Intervention der Vereinigten Staubten, Englands 
und Frankreichs in Santo Domingo unten S. 288 f. 

*) Vergl. unten S.299Ö. 

») Vergl. unten S. 96. 

Kraus, Monroedoktilii. 5 
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Erstes Unterprindp. 

Wenn wir zunächst die erste Gruppe betrachten, so finden 
wir, daß sie aus zwei Teilen besteht. 

Der erste Teil, der oft als Nichtkolonisationsprinzip bezeichnet 
wird und auf den Streit det Vereinigten Staaten mit Baßland 
zuiäckführt, richtet sich gegen weiteie europäische Kolonisation 
in Amerika. Er findet sich im siebent^a Abschnitte der Botschaft, 
wo er in folgenden Worten ausgedrückt ist: 

„daß die amerikanischen Kontinente zufolge der freien 
und unabhängigen Stellung, die sie sich errungen hab^i und 
behaupten, fürderhin nicht mehr als Gegenstände für zukünftige 
Kolonisation durch irgendwelche europäischen Mächte an- 
zusehen sind". 

Gegen diese Bemerkungen ist oft eingewendet worden« daß 
Amerika zur Zeit der Verkündung der Monroebotschaft tatsächlich 
noch nicht vöUig verteilt war.^) Man ist aber deshalb nicht be- 
rechtigt anzunehmen, daß durch diese Worte nur Kolonisations- 
versuche auf bereits besetztem amerikanischen Gebiete hätten 
ausgeschlossen werden sollen. Und mit Becht hat Alvarez die 
von einigen Schreibern aufgestellte Behauptung, daß sich etwa 
noch als nicht besetzt herausstellendes amerikanisches Land trotz 
der Monroedoktrin von europäischen Mächten besetzt werden 
köime, als einen schweren Irrtum bezeichnet.^) 

Der diesen Ausführungen der Monroebotschaft zugrunde 
liegende Gedanke war es offenbar, weiteren Kolonisationsversuchen 
europäischer Mächte, die unter dem Deckmantel von Okkupation 
und Besiedelung in Amerika vorgenommen würden, einen Biegel 
vorzuschieben. Und deshalb konnte es nicht darauf ankommen, 
ob diese Kolonisation auf tatsächlich besiedeltem ode^ auf 
unbesiedeltem Gebiete vorgenommen würde. 

Man wird deshalb den Inhalt dieses Teiles der ursprünglichen 

>) Ver^. z.B. Moore, VI, 414; Alvarez in A. J., III, 320. 

*) Verd. J ö z e , Gaston, Etüde thtoreti(}ae et pratique sur Foccupatioii 
comme mode d'acqnörir les territoires en droit intemational. Paris 1^, S. 161 
und 165 ; S a 1 m n , TOccapatioiL des territoires sans maitres, Paris 1889, Nr. 93, 
S. 262 ff.; richtiger Ansidit F i e 1 d , Nr. 78, S. 30. 

Verg^. hier auch die Behauptung von V a 1 o i s , Deutsche Revue 1904, 277. 
£r leitet die Gegenstandslosigkeit des 7. Abs. der Monroebotschaft daraus ab, 
daß es in ganz Amerika kein Gebiet mehr gebe, daß als herrenlos fOr koloniale Unter- 
nehmungen in Frage kommen kannte. Ebenso Fester, S. 446, nach dem das 
NiditkoloniBationsgebiet tot sei, weU es seinen Zweck erfüllt habe. 
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MoDioedoktrm in die Worte Calhonns, ihres großen Gegners, 
zusammenfassen können, der in seiner sehr bekannt gewordenen 
Bede vom 15. Mai 1848 erklarte, miter Kolonisation im Sinne der 
Monroedoktrin sei zu verstehen: 

„Die Errichtung einer Ansiedlung durch Auswanderer vom 
Mutterlande in einem Gebiete, das entweder unbewohnt ist 
oder von dem die Einwohner ganz oder teilweise vertrieben sind/*^) 

Neben diesem Grundsatze steht, yeranlaßtj iurch die Haltung 
der heiligen Allianz dem Freiheitskampfe der latin-amerikanischen 
Staaten gegenüber im 48. und 49. Absatz der Monroebotschaft 
der zweite Teil des gegen europäische Tätigkeit in Amerika ge- 
richteten Unterprixizips der Monroedoktrin. 

Dieser Teil, der oft mit dem irreführenden Namen „Nicht- 
interventionsprinzip" ^) belegt wird, erscheint in der Botschaft 
nicht in einheitlicher Foimulierung. Es ist in den folgenden Worten 
enthalten : 

„Wir schulden es deshalb ... zu erklären, daß wir jedweden 
Versuch ihrerseits, ihr System auf irgend welchen Teil dieser 
Hemisphäre auszudehnen, als gefähilich für unseren Frieden 
und unsere Sicherheit ansehen würden.** 

Zum andern, nach kurzer Unterbrechung durch die gleich zu er- 
wähnende Erklärung gegen Einmischungen der Vereinigten Staaten 
in europäische Kolonien: 

„. . . Wir könnten einen Eingriff seitens einer europäischen 
Macht in die Begierungen, die ihre Selbständigkeit erklärt und 
sie aufrecht erhalten haben, ... zu dem Zwecke, sie zu unter- 
drücken oder in irgend einer Weise ihr Schicksal zu bestimmen, 
in keinem andern Lichte denn als Kundgebung eines unfreund- 
Uchen Verhaltens gegenüber den Vereinigten Staaten ansehen.** 



^) Vergl. unten S. 99f. ; veigl. weiter z. B. G o o 1 i d g e (engl. Ausgabe 1912), 
S.lOl; Latan^, S.267; Moore, Dipl., S.161; Tucker, S. 40. 

') Dieser Ausdruck ist in der vorliegenden Arbeit als irreführend vermieden. 
Denn er ist geeignet, den Anschein zu erwecken, als ob es das Wesen dieses Teiles 
der Monroeooktirin sei, europäische Interventionen in Amerika zu verhindern. 
Tatsächlich richtet er sich, wie sich aus den Ausführungen der Arbeit aufo klarste 
ers;ibt, weder ge^n jede europäische Intervention in Amerika, noch nur gegen 
soldie Interventionen. — VergL auch B o n f i 1 s , S. 178: „Par im ^tran^o wbm 
de mots, on a pr^nt6 oomme dnoncant la th^orie de la non-intervention la nuneuse 
d^daration du pr^sident des Etats-Unis c^töbre sous le nom Doctrine de Monroe^. 
Ebenso F o i g n e t , 7. Aufl., S. 90. 

5* 
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Und endlich im 49. Absätze: 

„Es ist deshalb gleichermaßen unmöglich» daß wir ein 
solches Eingieifen in irgend einer Form mit Gleichgültigkeit 
sehen sollten/' 

Es wird oft angenommen, daß diese Erklärungen zwei in- 
haltlich verschiedene Gedanken enthielten. Sie sollen, um mit 
Tucker zu reden, ein Doppeltes sagen, nämlich: 

1. keine Ausdehnung des europäischen politischen Systems zu 

irgend einem Teile auf dieser Hemisphäre; 
j£. kein europäisches Eingreifen in die Angelegenheiten der 

spanisch-amerikanischen Bepubliken.^) 

Die Scheidungen werden hier sogar zuweilen noch weiter getrieben, 
und man findet, insbesondere in der Tagesliteratur über die Monroe- 
doktrin, zuweilen die Meinung vertret^a, sie wende sich auch gegen 
die in Europa vorherrschende monarchische Staatsform als 
eine für das freie, demokratische Amerika unverträgliche Be- 
gierungsform.*) 

In der Monroebotschaft selbst sind die gegen die Übertragung 
des europäischen Systems auf Amerika gerichteten Erklärungen 
mit Bemerkungen eingeleitet, die auf den Unterschied der vor- 
nehmlichen amerikanischen Begierungsform von der in Europa 
vorherrschenden Bezug haben. Deim es heißt dort: 

„Das politische System der verbündeten Mächte ist ... . 
grundverschieden von dem Amerikas. Dieser Unterschied rührt 
von demjenigen her, der zwischen ihren bezüglichen Begierungen 
besteht." 

Bichtig verstanden will die Botschaft aber nirgends sagen, daß 
die monarchische Staatsform eine für Amerika unzulässige Be- 
gierungsform sei. Sie will vielmehr nur zum Ausdruck bringen, 
daß die monarchische Staatsform der Grund für das „europäische 
System" sei, ein System, dessen Verpflanzung nach Amerika 
widerstrebt werden müsse. 



*) T u c k e r , S. 40; verd. auch seine Broschüre S. 9; vergl. femer F o s t e r > 
S.475ff.. Henderson, 8.3371. 

*) Ver^. z.B. Moire au, Bev. Pol. et lit, IV. Ser., Bd. V (18%), S.12- 
£r meint, die Monroedoktrin wolle „conserver l'Am^rique entiöre au self-gouveme- 
ment et de la fermer au principe de monarchie ou d'enip§cher du moins ce principe 
d'y jeter de plus profondes radnes'*. 
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Tatsächlich widerlegt auch die Geschichte die Behauptung, daß 
die Monroedoktrin sich gegen die monarchische Begierungsform 
als solche w^ide.^) 

Es ist kein Fall nachweisbar, in dem die Verfassung eines 
Landes das tätsächliche Verhalten der Vereinigten Staaten ihm 
gegenüber inhaltlich beeinflußt hätte. Monroe selbst hat kurz vor 
Verkündung seiner Botschaft vom 2. Dezember 1823, nämlich am 
27. Januar 1823 das Kaiserreich Iturbides in Mexiko, und 
bald nachher, nämlich am 26. Mai 1824 das Brasilianische Kaiser- 
reich Dom Pedros anerkannt.') Von der letzteren Maßnahme 
erklärte Staatssekretär Forsyth später in einer Instruktion vom 
29. November 1836 ausdrücklich: 

„Die politische Form der Eegierung verursachte kein 
Zögern ihrer Anerkennung durch die unsere."*) 

Auch später erscheinen in Äußerungen, die mit der Monroedoktrin 
zusanmienhängen, wiederholt Vergleiche der in Europa und der 
in Amerika vorherrsch enden Staatsformen. 

Der bedeutungsvollste Fall ist die Resolution, die das Ebus 
am 4. April 1864 im Zusammenhange mit der französischen In- 
tervention in Mexiko annahm. In dieser Resolution erklärte das 
Ebus, wie noch später näher auszuführen sein wird, es für un- 
verträglich mit der Politik der Vereinigten Staaten irgend eine 
monarchische Begierungsform anzuerkennen, die auf den Buinen 
einer Bepublik in Amerika unter den „Auspizien einer europäischen 
Macht" aufgerichtet sei.*) Wie aber die Geschichte des Verhaltens 
der Vereinigten Staaten in dieser Interventionsangelegenheit zeigt, 
lag das Schwergewicht dieses Beschlusses nicht auf der Hervor- 
hebung des Gegensatzes zwischen den damals in Europa und 

2 Gegen eine solche Ausdehnung der Monroedoktrin spridit sidi insbesondere 
oor e, VI, 406 ans. Vergl. denselben 1, 91 und Dana m Weaton S 111; vergl. 
femer zu diesem Punkte die geistreichen Bemerkungen Harts in „Prooeedings 
of the Naval War Inst., Bd. 82, S. 766 f. besonders folgende Worte: „So far as 

the Monroe doctrine was a protest against monarcMe, there is no evidence 

of a prejudice toward Amencan Moniurchie . . . Yet Üiere was in Monroe's Message 
of 1823 a sincere protest against the european „political System'^ by wblck he 

meant not Eingship per se, bnt the Spamsh Monarchie the protest against 

„political System of JBurope** in Monroe's Message was a appeal, not against on 
man power, but against a mutuai political insuranoc Company.** 

*) Ver^.hier Poster, S. 446 ff., der aus dieser Tatsache ableitet, daß die 
Monroedokmn sich nicht nur auf amerikanische Republiken bezogen habe. 

«) MS. Inst. Brazil, XV, 84 ff. (M. 1, 92). 

«) Ver^. dazu untto S. 126. 
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Amerika vorherrschenden Staatsformen, es lag viehnehr auf den 
„Auspizien einer europäischen Macht''. 

Und ähnlich wie hier kann man durchweg feststellen, daß 
überall, wo im Zusammenhange mit der Monroedoktrin der Gegen- 
satz zwischen BepubUk und Monarchie betont wird, dies entweder 
in demselben Sinne wie in der Monroebotschaft geschieht oder 
daß es sich dabei ledigUch um patriotische Lobeserhebungen auf 
die Überlegenheit demokratischer Staatseinrichtungen handelt.^) 

Die brasilianische Marinerevolte von 1893/1894. 

Poster^) führt für die hier bekämpfte Behauptung das Ver- 
halten der Vereinigten Staaten gegenüber einer in Brasilien im 
Jahre 1893 ausgebrochenen Marinerevolte an. Tatsächlich er- 
zwangen die Vereinigten Staaten in diesem Falle aber ledigüch 
unter Nichtanerkennung einer von den brasilianischen Itebellen 
eingerichteten Blockade über brasilianische Häfen den freien 
Handdsverkehr fremder Schiffe mit BrasiUen. 

In zweiter Linie mag ihr Verhalten zugleich auch von dem 
Verdachte mitbestimmt gewesen sein, daß die europäischen Mächte 
die im Hafen ebenfalls Schiffe versammelt hatten, jedoch passiv 
blieben, mit den Aufständigen sympathisierten. 

Es hegt aber nichts vor, was als Beleg dafür dienen könnte, 
die Handlungsweise der Vereinigten Staaten sei durch eine Ab- 
neigung gegen eine Änderung der brasilianischen Verfassung und 
die Einführung der monarchischen Eegierungsform in BrasiUen 
irgendwie bestimmt gewesen.*) 
Derartige Ansichten, ebenso wie die Zerlegung der hier in 

Betracht kommenden Gedanken der Monroebotschaft in zwei 
inhaltlich von einander geschiedene Teile, nehmen ihren Ausgangs- 
punkt von der Frage, was nach dieser Botschaf t unter dem „System 



^) Über das Verhalten der Vereinigten Staaten ^genüber dem mechischen 
sowie dem ungarischen Freiheitskampfe vergl. unten S. 315 ff. Diese Fälle kommen 
Ausnahmen von der oben aufgjesteUten Behauptung nahe ohne es jedoch tatsächlich 
zu sein, denn es handelte sich in beideif Fällen ja mdit um einen tCampf von „Mon- 
archie*^ versa t,Demokratie*', sondern um einen Kampf zwischen Unterdrfickung 
und Selbständigkeit. 

*) S.466f. 

') Zu dieser Angelegenheit vergl. insbesondere: For. Rel. , 1893, S. 145 
bis 148, I8d4, S. 57-^ (Eevolt of the Navy) und 1894, S. 275 ff. (The BrazUian 
Bevolt), femer Moore, I, 201 ff., 240f.; II, 1113ff.; Clevelands Mess. 
vom 3. Dez. 1894 inRichardsons Mess., IX, 524 ; A 1 v a r e z in A. J., III, 318 ; 
De Araujo Jorge, S.88ff. und besonders Naval War College Int. Law. Sit. 
1901, S. 118 ff. (unter: Insurrection in Brazü, 1893—1894). 
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der europäischen Mächte'' zu verstehen sei. Man hat sich dabei vor 
Augen zu halten, daß die betreffenden Ausführungen der Botschaft 
der Besorgnis entsprungen waren, die großen zur heiligen AlUanz 
verbundenen europäischen Mächte würden ihre in Europa be- 
folgte Praxis der Unterdrückung und Bedrückung schwächerer 
Staaten auch auf Amerika anwenden. Es muß beachtet werden,, 
daß die Botschaft aus der Furcht vor Europas überlegener Stärke 
geboren war, daß sie der Angst entsprang, die großen europäischen 
Mächte könnten Amerika zum Tummelplatz von solchen WirreQ 
machen, wie sie Europa sah, würden in den Freiheitskampf der 
latin-amerikanischen Staaten eingreifen, würden diese zu ihrer 
früheren kolonialen Abhängigkeit zurückführen, und die Existenz 
eines Machtzentnmis dieser Mächte in Amerika werde die neu 
erworbene Freiheit auch der Vereinigten Staaten bedrohen. 

Es ist deshalb unter dem „europäischen System** nicht „Ver- 
fasspng und Eegierungsprinzipien** ^) im Sinne von Verfassung oder 
Begierungsprinzipien eines einzelnen Staatswesens zu verstehen. 
Dieser Ausdruck bedeutet vielmehr, wie Dana das sehr glückUch 
ausgedrückt hat: 

„das auf dem europäischen Kontinente in Wirksamkeit stehende 
System, durch das die großen Mächte eine Kontrolle über die 
Angelegenheiten anderer europäischer Staaten ausüben**.*) 
Ist dem aber so, dann drückt die* Monroebotschaft durch alle 
eben wiedergegebenen Ausführungen inhaltlich nur einen ein- 
zigen Gedanken aus. Sie richtet sich gegen den Zuwachs politischer 
Macht europäischer Staaten in Amerika und erklärt alle zum 
Zwecke der Vermehrung solcher Macht vorgenommenen Versuche 
eines europäischen Staates, die Freiheit einer amerikanischen 
Nation einzuschränken, für unzulässig. 

Dabei muß man übrigens gegenüber dem Wortlaute der 
Botschaft eine Einschränkung machen: Die heilige Allianz drohte 
mit Gewalthandlungen gegen die früheren spanischen Provinzen 
in Amerika. Aus diesem Grunde kann man den Sinn der betreffenden 
Worte der Botschaft nur auf gewaltsame Freiheitsbeschrän- 
kungen beziehen. 

^) Diese Worte braucht von B a r in Cosmopolis, 1896, S. 542. 

^ In seiner Ausgabe des Jahres 1866 ^n H. Wheatons Elements of 
International Law, Boston, 1866, §67, Note 36,) S. 112: „the System in Operation 
upon the continent of Europe, by which the great powers exerdse a control 
over the affairs of other European states". 
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Diese Auslegung wird auch durch die Wahl der Worte >,Unter* 
drückung'' und „Eingreifen'*, sowie die im 49. Absatz gebrauchte 
Wendung, ,,daß unsere südlichen Brüder, wenn für sich gelassen, 
es (d. h. das europäische System) aus eigenem Antriebe" nicht an- 
nehmen würden, unterstützt. 

Man kommt deshalb zu der Annahme, daß der hier be- 
handelte Teil der Monroedoktrin in ihrer ursprüng- 
lichen Fassung sich gegen Versuche europäischer 
Mächte wendet, die darauf gerichtet sind, durch ge- 
waltsame Beschränkung der politischen Freiheit eines 
amerikanischen Staates ihre politische Macht in 
Amerika zu vermehren. 

Vergleicht man diesen Teil mit dem g^en europäische Eo- 
lonisationstätigkeit in Amerika gerichteten, so ist festzustellen, 
daß beide, obgleich durch verschiedene Ereignisse veranlaßt, 
doch innerlich eng verwandt sind.^) 

Kolonisation führt in ihrem Erfolge zum Erwerbe höchster 
Herrschaftsmacht über das kolonisierte Gebiet, und von dem 
damit geschaffenen Machtzentrum aus von selbst zu mehr oder 
weniger ausgedehntem politischen Einfluß über das größere Terri- 
torium, in dem jenes kolonisierte Gebiet gelegen ist. 

Kolonisation europäischer Nationen in Amerika bedeutet 
demnach nichts anderes als eine durch bestimmtgeartete Hand- 
lungen herbeigeführte Vermehrung der politischen Macht jener 
Nationen in Amerika. Das ist begrifflich genau das, was auch der 
zweite Teil des hier behandelten Unterprinzips, welcher sich gegen 
gewaltsa^m vorgenommene Beschränj^ungen der politischen Freiheit 
amerikanischer Staaten in Europa richtet, verhindern will. 

Beide Teile sind demnach lediglich verschiedene 
Anwendungsformen desselben gegen die Vermehrung 
politischer Macht europäischer Staatswesen in Amerika 
gerichteten Obersatzes. 

Sie sind jedoch nicht die beiden einzig denkbaren Anwendungs- 
formen dieses Obersatzes. 

Der gegen Machtzuwachs durch Landerwerb gerichtete Teil 
der ursprünglichen Monroedoktrin verbietet nur bestimmt 
geartete Neugründungen von Kolonien in Amerika. Nicht 



^) Diese nahe Verwandtschaft hebt ss. 6. besonders Foster, S. 445f. hervor. 
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richtet er sich jedoch insbesondere gegen Landerwerb durch Bechts- ^ 
geschUfte mit einer amerikanischen Macht oder mit einer solchen 
europäischen Macht, die sich bereits im Besitze von Kolonien in 
Amerika befindet, über diesen Kolonialbesitz. 

Und der zweite Teil, der sich gegen die Beschränkung der 
politischen Freiheit einer amerikanischen Macht wendet, hat es 
nur mit gewaltsamen Beschränkungshandlungen zu tun. 
Er bezieht sich jedoch nicht auf solche Beschränkimgen, die durch 
Bechtsgeschäfte entstehen oder aus Bechtsgeschäften folgen. 

Das Verbot der. Vermehrung politischer Macht konmxt noch 
in einer zweiten Hinsicht, und zwar in bezug auf die Modalitäten 
der für unzulässig erklärten Handlungen in der ursprünglichen 
Monroedoktrin nur beschränkt zum Ausdruck. Beide Teile dieses 
Verbotes untersagen lediglich Versuche, die auf Machtzuwachs 
gerichtet sind. Der erste Teil schließt Handlungen aus, die un- 
mittelbar auf den Erwerb neuen amerikanischen Kolonialbesitzes 
durch europäische Staatswesen gehen. Der zweite Teil spricht 
es ausdrückUch aus, daß die Vereinigten Staaten Versuche der 
Übertragung des europäischen Systems auf Amerika als gefährlich 
für ihre Buhe und Sicherheit ansehen würden. 

Man kann deshalb zusammenfassend folgendes sagen: Das ' 
hier behandelte erste Unterprinzip der Monroedoktrin 
richtet sich nach der Monroebotschaft gegen Ver- 
suche europäischer Mächte, die darauf zielen, durch 
gewaltsame Einengung der politischen Freiheit amerika- 
nischer Staaten oder durch koloniale Neugründungen 
auf amerikanischem Boden ihre politische Macht in 
Amerika zu vermehren. 

Zweites Unterprinzip. 

Das zweite, von dem Verhalten der Vereinigten Staaten 
europäischen Angelegenheiten gegenüber handelnde Unterprinzip 
der Monroedoktrin ist in folgenden Worten der Botschaft ent- 
halten: 

einmal im 48. Absatz, zwischen den beiden sich auf das erste 
Unterprinzip beziehenden Ausführungen: 

„In die bestehenden Kolonien oder Dependenzen irgend 
einer europäischen Macht haben wir uns nicht eingemischt und 
werden wir uns nicht einmischen.'* 
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und femer im 49. Absatz: 

„Unsere Politik bezüglich Europas . . . bleibt . . . dieselbe, 
nämlich nicht in die inneren Angelegenheiten irgend einer ihrer 
Mächte einzugreifen " 

Ein äußerer Entstehungsanlaß für diese beiden Erklärungen 
in der Botschaft lag nicht vor. Sie erscheinen als eine Art Angebot 
der Vereinigten Staaten zu einer Gegenleistung für die von ihnen 
den europäischen Mächten gestellten Forderungen. Andererseits 
sind sie aber nicht bloße Supplemente zu jenen Forderungen. 
Denn in beiden Fällen sind die Grenzen in offensichtlich ver* 
schiedener Weise gezogen worden. 

Man wird dem Sinne dieser Versicherungen über das Ver- 
halten der Vereinigten Staaten europäischen Angelegenheiten 
gegenüber am besten gerecht, wenn man sie ebenfalls als einen 
Ausdruck des Isolierungsgedankens ansieht. Sie erscheinen dann 
als Versprechungen, daß die Vereinigten Staaten durch Ein- 
halten einer passiven Stellung Europa gegenüber solche Beziehungen 
und Verwickelungen zu vermeiden sich bemühen werden, die jene 
Gefahren für den Frieden und für die Sicherheit der Vereinigten 
Staaten besonders nahezubringen Schemen, um derentwillen 
Jefferson sich ein Feuermeer zwischen der alten und der neuen 
Welt herbeisehnte.^) 

Vergleicht man die beiden Teile dieses zweiten ünterprinzips 
der ursprüngUchen Monroedoktrin, so sieht man, daß sie wie die 
beiden Teile des ersten, gegen poUtische Betätigungen europä- 
ischer Staaten in Amerika gerichteten Unterprinzips nahe mit 
einander verwandt sind, ja noch näher wie jene. Denn ein „sich 
kümmern** um die Kolonien eines anderen Staates ist ein be- 
stimmt geartetes Eingreifen in die inneren Angelegenheiten dieses 
Staates. Der vorausgehende der beiden Sätze ist danach nichts 
anderes als ein besonderer Unterteil des nachfolgenden. 

Und der Sinn beider läßt sich dahin zusammenfassen, 

„daß die Vereinigten Staaten nicht in innere euro- 
päische Angelegenheiten eingreifen, insbesondere 
sich nicht um die im Jahre 1823 bereits bestehenden 
europäischen Kolonien kümmern wollen*'. 



1) Siehe oben S. 53 Anm. 4. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Monroedoktrin yon der Monroebotschaft 
bis zar Gegenwart 

I. Quefllen, HUftmittel tind Disposition der folgenden 

Daratellang. 

Bishe^ ist versucht worden, den Inhalt der Monroedoktrin 
nach der Monroebotschaft abzugrenzen. Die nächste Aufgabe ist 
es, ihren gegenwärtigen Inhalt festzustellen. Dazu bedarf es einer 
sorgfältigen, kritischen Betrachtung der Wandlungen, die sie seit 
der Verkündung der Botschaft bis zur heutigen Zeit durchgemacht 
hat. 

1. Quellen und Hilfsmittel. 

Bevor man an die Lösung dieser Aufgabe herantritt, muß 
man sich vor allem darüber klar sein, welche Quellen und welche 
Hilfsmittel dafür zur Verfügung stehen. Eine autorative, nationale 
oder gar internationale Feststellung des Inhalts der Monroedoktrin 
hegt nicht vor. Es erübrigen sich deshalb von vornherein längere 
staatsrechtliche Erörterungen darüber, welche Instanzen für eine 
solche Feststellung zuständig sind, wie sie zu erfolgen hätte und 
welche rechtliche Wirkung ihr beikommen würde. 

Vor allem hat der Kongreß der Vereinigten Staaten es 
nur in ganz beschränktem Maße untemonmien, diesen Inhalt 
autoritativ festzulegen.^) 

Eine Beihe von Versuchen in dieser Bichtung sind gescheitert. 

Dabei ist vor allem eine Besolution zu erwähnen, die der 
Senator Allen von Ohio am 14. Januar 1846 im Zusammenhange 



') Über das Wesen von Eongreßresolotionen, insbesondere Aber die Nator 
der „Joint resoluticmB'- als souveriner WiDenskandeebmigen aoBerhalb des Rahmens 
der eewQlinlichen Gesetzgebung verd. besonders F r e n n d , Das öffentliche Recht 
der Vereinen Staaten von Amerika, T&bmgen 1911, S. 115 f. 
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mit dem Oregon-Streit eingebracht hat. Diese Besolution hat 
den folgenden Wortlaut: 

,,.... beschlossen, daß der Kongreß .... hierdurch feierlich 
der zivilisierten Welt die unabänderUche Entschließung der 
Vereinigten Staaten erklärt, dem Prinzipe anzuhajo^gen und es 
zu erzwingen, daß jeder Versuch der europäischen Mächte, sich 
in die soziale Organisation oder in die politischen Angelegen- 
heiten der unabhängigen Nationen Amerikas einzumengen oder 
femer das europäische Begierungssystem auf diesen Weltteil 
durch Errichtung neuer Kolonien zu erweitern, unvereinbar mit 
dem unabhängigen Dasein der Nationen und gefährlich für die 
Freiheit des amerikanischen Volkes sei und deshalb auf Grund 
des Bechts der Selbsterhaltung den prompten Widerstand der 
Vereinigten Staaten rechtfertigen würde."^) 

Dasselbe Schicksal hatte eine Besolution, die Senator Cass 
nach Ablehnung einer an die Vereinigten Staaten gerichteten 
Aufforderung, durch diese sich mit England und Frankreich über 
Cuba in eine Konferenz einzulassen, am 7. Januar 1853 im 
Senate einbrachte. 

Diese Besolution lautete in ihrem ersten Abschnitte folgender« 
maßen : 

„. . . . beschlossen, daß die amerikanischen Kontinente infolge 
der freien und unabhängigen Stellung, die sie angenommen 
haben und aufrechterhalten, fürderhin nicht mehr als Gegen- 
stände für künftige Kolonisation durch irgend eine europäische 
Macht anzusehen sind. Und während bestehende Bechte von 
den Vereinigten Staaten geachtet werden sollten und werden, 
schulden sie es ihrer eigenen „Sicherheit** und ihrem eigenen 
„Interesse'^ zu verkünden, wie sie es nunmehr tun, daß keine 
zukünftigen europäischen Kolonien oder Besitzungen mit ihrer 



^ Gong. Globe, 29. Gong. 1. sess. S. 197 ff. 

Die K«iolation lautet im englischen Text fol^nderm&ßen: „Resolved that 
Goneress . . . do liereby solemniy dedfti:e to the avilized woiid tiie unalterable 
resolution of the United States to adhere and enforoe tiie jprinciple that any effort 
of the powers of Eoiope to intenneddle in tiie social oreanisation or political arran- 
gements of tiie independent nations of America or further to extend the European 
System of govemment npon this oontinent by tiie establishment of new colonies, 
would be incompatible witä the independent existence of the nations, and dangerous 
to the Uberties of tiie peoi^e of America and therefoie would incur, as by the right 
of self-preservation it would justify, tiie prompt resistance of the United States.** 
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Znstiinmimg in irgend einem Teile des nordamerikanisohen 
Kontinents gegründet oder errichtet werden sollen. 

Und sie erklären mit voller Überlegung, daß, faUs ein solcher 
Versuch gemacht werden sollte, dies als eine ihre „Sicherheit" 
und ihr „Interesse" mißachtende Handlungsweise angesehen 
werden würde, welche ihnen freie Hand ließe, zu solchen Maß- 
nahme zu greifen, die berechtigterweise von einer Nation zur 
Verteidigung ihrer Bechte und ihrer Ehre ergriffen werden 
können".!) 

Von angenommenen Eongreßbeschlüssen kommen hier 
tatsächlich nur zwei in Betracht: 

Das ist einmal die bereits erwähnte, aus Anlaß der französischen 
Intervention in Mexiko ergangene Besolution vom 4. April 1864, 
durch die das Haus sich gegen die Errichtung einer monarchischen 
Begierung in Amerika unter europäischen Auspizien richtete.^) 
In dieser Besolution ist insofern eine wenigstens teilweise auto- 
ritative Festlegung der Monroedoktrin enthalten, als sie das all- 
gemeine Prinzip ausspricht, die Vereinigten Staaten wollten sich 
gegen Einmischungen europäischer Mächte in konstitutionelle An- 
gelegenheiten amerikanischer Staaten wehren. 

Die zweite Besolution ist die vom Senate in der Magdalena- 
Bay- Angelegenheit am 2. August 1912 beschlossene.') Diese 

^) Gong. Globe, 32. Gong. 1. sess. (Vol. 26) S. 199. 

,y . . resolved that the American contmentB, by the free and independent 
condiüon which they have assomed and maintam, are henoeforth not to De con- 
sidered as sobjects for fatore colonisation by any European Power. And while 
existing rights should be respected and will oe by tiie United States they owe it 
to their own „safety** and »«interestB** to anounoe, as they now do, that no future 
European colony or dominion shall, with their consent, oe planted or established 
on any part of the North American continent. 

And should the attempt be made, they thus deüberately dedare that it will 
be viewed as an act oridnaong in motives regardless of their ,4nterestB*' and their 
„safety-* and which willlea^e them free to adopt such measures as an independent 
nation may justly adopt indefence of its rights and its honor '* 

Bie Besolution ffihrt übrigens fort: 

,^d be fnrther resolved that whüe the United States disdaim any desi^ 
npon the Ishind of Cuba, inconsistent with the law of nations and with their duties 
to Spain they consider it due to the \a8t importance of the subject to make known 
in tnis solenm manner that they should view all efforts on the part of any other 
power to procure possession wether peaceably or fordbly, of that Island, which, as 
foreseen become dan^erous to their southem coast, to the Gulf of Mexico, and to 
the south of the Mississippi as unMendly acts directed against them, to be resisted 
by all the means in their power.** 

>) Gong. Globe, 88. Gong. 1. sess. S. 1408; vergl. auch unten S. 126. 

•) YergL unten S. 281. 
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Besolution stellt fest, daß nach Ansicht des Senates der Versach 
eines Erwerbes von solchen in Amerika gelegenen Orten, die als 
militärische Operationsbasis für ausländische Mächte in Frage 
kommen könnten, auch dann als eine Zuwiderhandlmig gegen die 
Monroedoktrin anzusehen sei, wenn dieser Erwerb durch aus- 
ländische Privatpersonen erfolge. 

Die zahlreichen, sonst noch vorliegenden Besolutionen oder 
Besolutionsanträge, die mit der Monroedoktrin in Beziehung 
stehen, sind durchweg lediglich der mehr oder weniger allgemein 
gehaltene Ausdruck einer Meinungsäußerung, aus dem sich die 
Ansicht des Kongresses, eines seiner beiden Häuser oder des An- 
tragstellers über den Inhalt der Monroedoktrin erschließen läßt. 
Sie bleiben aber alle entweder streng bei dem konkreten Einzel- 
falle, oder sie wollen und sollen nicht irgendwie diesen Inhalt ganz 
oder teilweise allgemein bindend festlegen. Sie kommen deshalb 
lediglich als Erkenntnis-Hilfsmittel für die zeitgenössische 
Anschauung vom Inhalte der Monroedoktrin, nicht jedoch als 
Erkenntnisquelle in Betracht.^) 

^) Vergi. in dieser Hinsicht insbesondere die Amendierungsbeschldsse zur 
Generalakte der Al^eciras-Konferenz, zu den beiden Abkonunen der Haaj^r Kon- 
ferenzen betr. die fnedliche Beilegung von Stmtifkeiten, sowie zu den Arbitraüons- 
verträgen der Vereinigten Staaten mit Frankreich and England. VeigL besonders 
unten S. 278 1 u. 343 f. 

Vergi. weiter beispielsweise außer den an vielen Stellen der Abhandlung 
angezogenen Anträgen auch Henry Clavs im Hause eingebrachten Reso- 
lutionsantrag vom 20. Jan. 1824 (Ann., 18. Cong. 1. sess. Bd. I S. 1104, 
Bd. II S. 2763), ein Antrag, den er zufolge politischer Quertreibereien sp|iter 
zurückzog. Dieser Antrag bezweckte eine ErUftrung des Kongresses gegen einen 
etwaig Versuch gewaltsamer Vermittelung europäischer Machte im Interesse 
Spaniens zu dem Zwecke, selbständige Teile der amerikanischen Kontinente zu 
ihrer früheren Abhängigkeit zurückzuführen. Vom Greiste der Monroebotschaft 

fetragen, blieb dieser Antrag vom ersten bis zum letzten Buchstaben beün konkreten 
aUe und unternahm es nicht, die Monroedoktrin als ein allgemeines Prinzip durdi 
den Kongreß bestätigt zu haben. 

In diese Kat^rie hat man beispielsweise auch die Vereinig Resolution 
aus dem Jahre 1880 zu zählen, in dem der Kongreß seine MißbiUigung über die 
Verbmdung einer europäischen Macht mit dem Baue oder der Kontrolle eines amerika- 
nischen interozeaniscnen Schiffkanals aussprach. (Eingebracht im Senate von 
Senator Edmunds am 19. Dez. 1880, versl. Cong. R e c, 50. Cong. 2. sess. 
Bd. XX S. 338; angenommen am 7. Mail8S^; eod. S. 567; nachträghch unbe- 
deutend geändert, eod. S. 597; das Haus verwies die Resolution zweimal an das 
Komitee für auswärtige Angelegenheiten und zwar am 12. Jan. 1889 (eod. S. 707) 
und am 26. Jan. 1889 (eod. S. 1221 f.). Das Komitee berichtete unter dem 2. März 
1889 zurück (eod. S. 2698) wegen Schluß der Session am selben Tage fand jedoch 
keine Abstimmung über me Session mehr statt. 

Endlich ma| auch noch beispielsweise auf die im Jahre 1895 an^enonunene 
Resolution anläßhch des Venezuela-Grenzstreites hin^wiesen werden, die ebenfalls 
zwar im Geiste der Monroedoktrin gehalten war, jedoch beim konkreten Falle 
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Weder die amerikanische Gesetzgebung, noch präsident- 
schaftliche Dekretur haben es je unternommen, sich irgendwie 
mit der Monroedoktrin zu befassen. 

Eine andere nationale Quelle für die autoritative Feststellung 
ihres Inhalts kommt nicht in Betracht« 

Insbesondere sind Fräsidentialbotschaf ten dazu nicht ge- 
eignet. Denn sie sind staatsrechtlich lediglich Mitteilungen des 
obersten Exekutivorgans der Vereinigten Staaten an deren Legis^ 
lative über Geschehnisse, Vorschläge und Pläne. Sie sind jedoch 
nicht danach geartet, das Verhalten der Vereinigten Staaten in 
auswärtigen Angelegenheiten für die Zukunft an allgemeine Prin- 
zipien zu binden.^) 

Noch weniger wie nationale Erkenntnisquellen kommen für 
die Monroedoktrin, die, wie später auszuführen sein wird, kein Satz 
des Völkerrechts ist, internationale Erkenntnisquellen in Betracht. 

Präsidentialbotschaften, ebenso wie diplomatische Korre- 
spondenzen, Kongreßverhandlungen und Beschlüsse, Völkerrechts- 
verträge, zeitgenössische Auslassungen und nicht zuletzt das tat- 
sächliche Verhalten der Vereinigten Staaten und dergleichen mehr, 
stellen sich dagegen als Erkenntnishilfsmittel der Monroe- 
doktrin dar. Und zwar ist dies der Fall insoweit und nur insoweit, 
als sie der Ausdruck der allgemeinen Überzeugung vom Inhalte der 
Monroedoktrin sind. 

Nach dem bisher Ausgeführten fehlt es ja an einer Fest- 
stellung dieses Inhaltes nach Art der in einem geschriebenen 
^ Üechtssatze enthaltenen Feststellung. Deshalb kann Geltung 
und Inhalt der Monroedoktrin, ähnlich wie die Geltung und der 
Inhalt eines Bechtssatzes auf Gewohnheitsrecht beruhen kann, 
sich nur auf die allgemeine Überzeugung von ihrem jeweiligen 
Inhalte stützen. Dieser Inhalt ist deshalb ähnlich wie der eines 
Gewohnheitsrechtssatzes, welcher aus der nationalen Bechts- 

blieb und den Parteien Arbitration empfahl. Eine vom Haus angenommene, all- 
gemein gehaltene Präambel zu dieser Kesolution wurde vom Senate übrigens ge- 
strichen (vergL dazu C n g. R e c. 18Ö6, Bd. XXVII, Teil III, S. 2113 u. 2297), 
vergl. näheres unten S. 158. 

») VergL z.B. Cooley, Prindples of Constätutional Law, 1880, S.105; 
Woodrow Wilson, Constitutional Government in the United States, New 
York 1908, S. 74: „In einem Sinne haben ihre Botschaften zum Kongreß nicht 
mehr Autorität wie es die Briefe iigend eines Bürgers haben würden. Der Kongreß 
kann sie beachten, oder kann sie unbeachtet lassen, wie es ihm gefällt.'^ Veigl. 
auch B e a r d , Readings in American Government and Politics, New York 1909, 
S. 192 ff. („The presidential message.") 
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Überzeugung geschöpft wird, durch Auffindung der allgemeinen 
Überzeugung von ihrem Geltungsinhalte aus den dafür vorhan- 
denen Erkenntnishilfsmittehi zu gewinnen. Die zeitgenössische 
öf feiltliche Meinung, und zwar — da die Monroedoktrin lediglich 
eine nationale Doktrin der Vereinigten Staaten ist — die öffent- 
liche Meinung der Vereinigten Staaten ist die einzige 
j Erkenntnisquelle der Monroedoktrin. Diese ist mit Hilfe 
/ der eben aufgeführten Erkenntnishilfsmittel aufzufinden. 

Die hauptsächlichsten dabei in Betracht kommenden Hilfs- 
mittel sind natürlich die offiziellen Äußerungen der amerikanischen 
Begierung. Doch muß immer gefragt werden, ob sich der Be- 
gierungsstandpunkt im Einzelfalle mit der nationalen ameiika- 
nischen Überzeugung deckt oder nicht. Ist dies nicht der Fall, 
so steht der betreffende Begierungsstandpunkt mit der Monroe- 
doktrin im Widerspruche. 

Aus diesen Gründen kann man — um nur ein Beispiel anzu- 
führen — aus der Botschaft des Präsidenten Polk vom 2. Dezember 
1845, welche Kolonisation europäischer Mächte nur in Nord- 
amerika verbot,^) nicht folgern, daß dadurch das Nichtkolonisations- 
prinzip auf Kolonisationen in Nordamerika beschränkt worden 
sei. Denn die Folk'sche Auslegung der Monroedoktrin ist niemals 
in das nationale Bewußtsein über den Inhalt der Monroedoktrin 
eingegangen. 

Andererseits ist aber auch die Tatsache hervorzuheben, daß 
die amerikanische öffentUche Meinung bisher stets begierig ge- 
wesen ist, jede Erweiterung der Monroedoktrin anzunehmen, 
soweit es sich um deren gegen europäische Tätigkeit gerichteten 
Unterprinzip handelt. Eine in dieser Bichtung sich bewegende 
Jlegierungspolitik ist deshalb sicher, in Übereinstimmung mit der 
amerikanischen öffentlichen Meinung zu handeln. 

2. DiepMiti«!. 

Wenn wir nun unter Beachtung der eben angegebenen Tat- 
sachen daran gehen, die Geschichte der Monroedoktrin bis zur 
Gegenwart zu verfolgen, so zerfällt diese Darstellung nach den 
zum Schlüsse des ersten Abschnittes gemachten zusammenfassenden 
Ausführungen von selbst in zwei Teile: Sie zerlegt sich in eine 



') VergL unten S. 83 ff. 
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Geschichte desjenigen Unterprinzipes der Monroedokirin, das die 
politische Tätigkeit nichtamerikanischer Mächte in Amerika zxx 
beschränken unternimmt mid zweitens in eine Geschichte des- 
jenigen, welches von den Grenzen der politischen Tätigkeit der 
Vereinigten Staaten Europa gegenüber spricht. 

Diese Grundeinteilung weicht von derjenigen ab, die man 
übhcherweise in den Darstellungen der Monroedoktrin findet. 
So weit diese sich nicht mit einer Schilderung d^ mit der Monroe- 
doktrin zusammenhängenden Ereignisse in chronologischer Eeihen- 
folge begnügen, sind sie gewöhnlich unter prinzipieller Vernach- 
lässigung der in dieser Arbeit ap zweiter Stelle gegebenen Geschichte 
des zweiten Unterprinzips der Monroedoktrin Ausführungen über 
das sogenannte Nicht-Interventionsprinzip und eine Darstellung 
des »»Nichtkolonisationsprinzips'' getrennt. Dies wird jedoch dem 
oben angegebenen Verhältnisse der verschiedenen Teile der Monroe- 
doktrin nicht gerecht; es zwingt zur Trennung von organisch 
Zusammengehörigen und gibt ein schiefes Bild von dem historischen 
Wachsen der Monroedoktrin. 

Den Kern der Darstellung bilden Erörterungen über die Ge- 
schichte der sachlichen Herrschaftsgrenzen der beiden ünter- 
prinzipien der Monroedoktrin. 

Daneben ergibt sich die Gelegenheit — wenigstens für das erste 
Unterprinzip — zu Sonderbetrachtungen über dessen persönhche 
und räumliche Herrschaftsgrenzen, sowie über die Frage nach seiner 
Durchführung und den dazu zur Verfügung stehenden Mitteln. 

Es schien praktisch, diese Erörterungen, die nur wenig mit 
historischen Entwicklungen zu tun haben, der Darstellung der 
Geschichte der sachlichen Herrschaftsgrenzen jenes Prinzips nach- 
zustellen. 

Den Ausführungen über die Entwicklung der beiden Unter- 
prinzipien der Monroedoktrin bis zur G^enwart hat eine allge- 
meine Zusammenstellimg der gefundenen Ergebnisse zu folgen, 
die die Grundlage zu Erörterungen über die Beziehungen zwischen 
Monroedoktrin und Völkerrecht bilden. 

Damit ist die Aufgabe der vorliegenden Arbeit erfüllt. 

Als geeigneter Schluß erschien es, in einer kurzen Endbe- 
trachtung der Tendenzen zusammenzufassen, auf die die bisherige 
Entwicklung der Monroedoktrin hindeutet. 

Kraus, Monioedoktrin. G 
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n. Das erste Unterprinzlp: 

Der Omndsatz der Besoliränkung der politisolien 

Betätlgungsfreiheit nlohtamerikanisoher Ststaten 

in Amerika. 

1. Allgemeines. 

Das erste Unterprinzip der Monroedoktrin richtete sich nach der 
Monroebotschaft gegen Versuche europäischer Mächte, die darauf 
gerichtet sind, durch gewaltsame Einengung der politischen 
Freiheit amerikanischer Staaten oder durch koloniale Neugrün- 
dungen auf amerikanischem Boden in Amerika ihre politische 
Macht zu steigern.^) 

In ihm liegt der eigentliche Schwerpunkt der Monroedoktrin. 
In ihm hat sie ihre Lebenskraft bewiesen, und in ihm hat sie eine 
lebhafte, sich ständig steigernde Entwicklung durchgemacht, die 
sich teils in der Veränderung des alten Inhaltes, teils in der Klar- 
stellung einer Beihe auftauchender Zweifelsfragen, teils in dem 
Auftreten neuer Probleme geäußert hat. 

Anfangs deutete zwar nichts darauf hin, daß dieser Botschaft 
ein so bedeutungsvolles Schicksal wie das ihr zuteil gewordene 
bestimmt sei. Nachdem die über sie in den Vereinigten Staaten, 
dem übrigen Amerika und — wenigstens soweit sie sich gegen die 
heilige Allianz richtete — auch in England entstandene Genug- 
tuung vorübergegangen war,*) und nachdem die drohende Ge- 
fahr europäischen Eingreifens in amerikanische Verhältnisse 
verschwunden war, spielte sie beinah ein Vierteljahrhundert lang 
überhaupt keine Bolle. Abgesehen von den mit dem Panama- 
Kongreß zusammenhängenden Ereignissen, die noch zu schildern 



») Vergl. oben S. 66. 

') Über die AoMalime der Monroebotschaft veigl. insbesondere die folgenden 
Werke: 

Fords, Jeffersons Writings, Bd. X, S. 346 (The Genesis of the Monroe- 
doctrine; Contemporary correspondence onts reception and effecQ; Henderson, 
S.336; Latanö, S.83f.; Mc Master, History, Bd. V S. 48ff. im Cap. 41: 
The growth of the Monroe Doctrine, S. 28ff.; Moore, VI, S. 404 ff. Ganz 
besonders Robertson, William Spence, The Monroe Doctrine abroad in 1823 
bis 1824 Am. Pol. Rev., 1912, Bd. VI, S. 546 ff.; Reddawav, Cap. VI 
S. 91 ff. 

Gegen das Nichtkolonisationsprinzip erhob Ganning Rush g^;enüber 
sogar am 2. Jan. 1824 Protest; vergl dazu Ras h s Mem. (Ausg. 1845) S. 471 f. 
Über die Aufnahme in England vergl. auch Hansards Deb. New. Ser., Bd. X, 
bes. S. 74 f. (Canninss gewundene Bemerkungen auf S. 68 n. Brougfaams Bemerkungen 
in dem Protokoll der Sitzung des House of Gommons vom 3. Febr. 1824). 
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sind, geschah zwar nichts, was ihren Forderungen widersprach. 
Aber sie selbst wurde mehr und mehr vergessen. Eeddaway 
hat mit Becht bemerkt, daß sie zwei Jahrzehnte lang im Schlafe 
gelegen habe.^) 

Das änderte sich auf einmal als Präsident Polk in seiner ersten 
Jahresbotschaft vom 2. Dezember 1846 zum Kongreß der Ver- 
einigten Staaten auf sie Bezug nahm und seine Anhängerschaft 
zu ihr bekannte, die Fortgeltung ihres Inhaltes versichernd. 



2. Hauptfälle. 

a) Die Botschaft des Präsidenten Polk 
vom 2. Dezember 1845. 

(Annexion von Texas-Oregon- Streit). 

Allgemeines. 

Die Umstände, die zum Erlaß dieser Botschaft führten, sind 
kurz folgende: 

Zwei Probleme standen im Vordergrunde der auswärtigen 
Politik der Vereinigten Staaten und harrten der Lösung, als die 
Administration auf Präsident Polk überging. 

Das war einmal die Frage nach der Vereinigung von 
Texas mit den Vereinigten Staaten und die sich daran 
anschheßenden Probleme. Das war zweitens die Fortsetzung des 
Streites um die nördliche Grenze der Vereinigten Staaten von den 
Bocky Mountains zum Stillen Ozean mit England (sogenannter 
Oregon-Streit). 

Texas.») 

Texas hatte sich am 2. März 1836 von Mexiko losgerissen. 



1) S. 129. 

SVergL zur Texasfrage die folgende Literatnrauswahl: 
r. and For. State Papers, Bd. XXXIII (I844r-1846) S. 232 ff. 
{Corr. between Great Britain, the United States, France, Mexico and Texas resp. 
the Annexation of Texas to the United States (1843—1846), auch Bd. XXV S. 839 ff., 
Bd. XXXIII S. 262 ff; 26. Cong. 1. sess. H. D o c. XXXX (1837): Annexation of 
Texas to the United States; G a r r i s o n, George T., Diplomatie Correspondence 
of the Republic of Texas, 3 Teile, in Am. Hist. Ass. Ann. Rep. 1907, Bd. il, Teil 1 
a908) (Washineton Govemments Printing Off.), eod. Bd. II, Teil 2 (1911) und 
Bd. II, Teil 3 (1911); Jones, Anson, Memoranda and ofücial correspondence 
relating to the Republic of Texas, its History and Annexation, New York 1869; 
Moore, I, §103; Winkler, Emest William, Secret Journals of the 
Senate, Republic of Texas, 1836—1846 usw., Austin 1911 ; A d a m s , E. D., Enfflish 
interest in California, Am. Hist. Rev. XIV (1908—1909) S. 744 ff. Derselbe, 



Digitized by 



Google 



S4 Zweiter Absdin. Dia Monroedolrtain Ton der Botschaft bis znr Gegenwart. 

Die großen europäischen Mächte, ebenso wie die Vereinigten 
Staaten^) hatten es als eine sdbständige Bepnblik anerkannt. 

Am 12. April 1844 war zwischen den Vereinigten Staaten 
und Texas ein Annexionsvertrag geschlossen worden, den der 
Senat der Vereinigten Staaten aus staatsrechtlichen Gründen 
zurückgewiesen hatte.*) Am 1. März 1845 hatte der Kongreß eine 
vereinigte Besoluticm gefaßt, Texas bei Erfüllung gewisser Be- 
dingungen zu annektieren.') Diesen Bedingungen war Texas nach* 
gekommen, und so war nur noch ein Gesetz auf seine formelle Zu- 
lassung zur Union zu erlassen.^) 

Die Vereinigung von Texas mit den Vereinigten Staaten 
kam nicht nur Mexiko ungelegen, das g^en die entsprechenden 
Veranstaltungen Protest erhoben und die diplomatischen Be- 
ziehungen mit den Vereinigten Staaten abgebrochen hatte.^) 
Auch europäische Staaten machten Versuche, diese Annexion 
zu hintertreiben.') 

Die hierbei in Betracht kommenden Tatsachen sind noch nicht 
vollständig bekannt. Feststeht jedenfalls folgendes: 

Mexiko hatte durch Erklärung vom 19. Mai 1845 die Anerkennung 
von Texas unter gewissen, von diesem Lande angenommenen Be- 

British inteiestB and aedvities in Texas (1888—1846), Baltimore 1910; in Kap. XI 
befindet ach der eben genannte Au&atz; ae 6arral-Montferrat,S. 28ff.; 
Beanmarchais, S. 68ff.; Carrol, Benaja H., Die Annexion von Texas» 
ein Beitrag zur Gesciiichte der Monroedoktrin, Berliner Dissertation 1904; C e s - 
pödes, S.197ff.; Henderson, S. 397 ff. (Oregon and Texas); Rather» 
Ethel Zivley, Recognition of the Bepublic of Texas by the United States, Austin 
(Texas) 1911 ;Reddaway,S. 129ff.;Reeves, Jesse S., American Diplomacy 
ander Tyler andPolk, Baltimore 1907, besonders Kap. II und VII; Smith , Justin H., 
Hie Mexican recognition of Texas, Am. Hist Rev., XVI, S. 36 ff.; D e r s e 1 b e » 
The Annexation of Texas, New York 1911; P 6 1 i n , S. 91 ff.; T u c k e r , S. 37 ff.; 
(Jrquhart, David, The Annexation of the Texas, a case of war between England 
and the United States, London 1844; Yo a k u m , Henderson, Historv of Texas usw.» 
New York 1856. 

^) M r e , I S. 101. Diese Anerkennung erfolgte am 7. M&rz 1886 durch 
Ernennung von Mr. Alcöe La Branche zum Chaigö d^af&iire in Texas. 

') Br. and For. State Papers, XXXIII S. 262 ff. Vergl. auch die 
Botschaft des PrSsidenten Tyler vom 10. Juni 1844, in der Tyler die Zurück- 
weisung dieses Vertrages durch den Senat dem Hause anzeigte, eod. S. 258 ff. 

*)Stat. atLarge,VS. 797f. undBr. andFor. StatePapers» 
XXXIII S.265ff. 

«) DieseeGe8etzergingam29.Dez. 1845, vergl. S tat atL arge, IX S. 108. 

Mirighnac, Rev. usw. S. 13 erklärt ebenso wie A 1 c o r t a , I S. 53, diese 
Maßnahme sei eine Verletzung der Monroedoktrin gewesen. Ein Grund f&r diese 
Behauptung ist nicht ersichthch. 

*) Vergl. Schreiben General Almontos an Staatssekretär Calhoun vom 
6. März 1845, in Br. and For. State Papers, XXXIII S.246f. 

•) Vergl. Polks Botschaft in Richardsons, Mess., IV S.887. 
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} 

dingimgen ausgesprochen.^) Die Hauptbedingong war dabei ge* 
wesen, daß Texas sich dazu verpflichtete, sich nie mit den Ver- 
einigten Staaten zu verbinden. 

England im Gefolge mit Frankreich hatte jede denkbare An- 
strengung gemacht, diese Anerkenntmg durch Mexiko herbei- 
zuführen, in der Hoffnung, dadurch der Annexation von Texas 
durch die Vereinigten Staaten einen Biegel vorzuschieben.*) Sie 
hatten bei den über diese Anerkennung geführten Verhandlungen 
die Vermittlerrolle gespielt,^) und Präsident Polk behauptete,^) 
daß sie bei Mexiko darauf gedrungen hätten, Texas nur unter 
dieser Bedingung anzuerkennen. Außerdem scheint Guizot in der 
französischen Eanmxer sich gegen diese Annektierung als eine Ge- 
fahr für das Gleichgewicht der Kräfte ausgesprochen zu haben.^) 
Die öffentUche Meinung in den Vereini^n Staaten ging viel 
weiter, und man war dort davon überzeugt, daß England darauf 
ausgehe, Texas (ebenso übrigens wie Kalifornien) zu besetzen.^) 

Ore|«B-Streit') 

Wir hatten oben gesehen,^) daß die Vereinigten Staaten 
gegen die russischen Territorialansprüche im Nordwesten von 



1) Ver^. 6r. and For. State Papers, XXXIII S.260. 

') Vergl. besonden Adams, EngUah nitereets in Califomia, Am. Hist Rev«, 
XIV S. 744 ff. Besondere S. 760 f. 

*) VeigL Schreiben des franxOsischen Vertreten in Mexiko Baron Aleye 
de Gyprey zum Prisidenten von Texa8< vom 20. Hai 1844; B r. and For. 
State Papers» 1844r>l845, XXXIII S.249. 

^) Vergl. seine Botschaft in Richardsons, Hess., IV S.387. 

») VeigI.Reddaway,S.ldOa. Moore, Pol. Sc. Qaart.;XI(l896)S.17. 

•} Ver^. z.B.Falconer, Anm. auf S. 40 f. (genauer Titel dieser Ablumdlung 
in der n&chsten Anmerkung. 

7) Vergl. hier die folgende Literatur: Br. and For. State Papers, 
XXXIV (1846—1846) S. 14 f.; LVI (1866—1866) S. 1404 ff.; Cong. 
G 1 b e , 29. Gong. 1. sess. (1846—1846), Appendix (Die Reden zur Oregon- 
Debatte); Moore, I S. 269ff., 266, 464-^; V S. 720ff.; Derselbe, 
Arbitrations, I, Kap. VI S. 196 ff. (Geschichte des Streites); Report of the 
Com. of House of Representatives of the 28. Gong., to whom was referred the 
bin Nr. 21, to orgamze a Territorial govemment in the Ore^n Territory and 
for other purposes, 12.M&rzl844; 28. Gong. 1. sess. (1844); Sr. State Papera, 
LH (1846), Nr. 109 (Gorr. relative to the negotiation of the Question of disputed 
ridit to me Oregon Territory; Nr. 186 (Vertrag vom 16. Juni 1846)^ B a r r o w s , 
TInlliam, Oregon: the strudle for possession, 2. Aufl. Boston 1884; Ben ton, 
Thirty yeare view, I S. 18f., 109f.; U S. 420ff. und besondere S. 660ff.; G a r r o 1 , 
Die Annexation von Texas, Kap. VIII, S. 37 ff.; F a 1 c o n e r , The Oregon Question 
usw., 1. n. 2. Aufl. London 1846; F a r n h a m , Thomas J., History of the Oregon 
territory usw., New York 1844; Gray, William Henry, A History of Oiejgon 

g 792— 1849) usw. Portland und New York 1870; Greenhow, Robert, The 
istory of Oregon and Galifomia usw., 2. Aufl. 1846 ; H a 1 1 , S. 108 ff. ; H e n d e r - 
son, S. 379».; V. Holst, besondere III S. 29 ff.; Marshall, William Isaac, 
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Amerika Widerspruch erhoben hatten. Sie hatten dies getan, weil 
sie selbst das zwischen den Bocky Mountains und dem Stillen 
Ozean, sowie das vom 55® südwärts sich erstreckende, etwa 
360000 Quadratmeilen umfassende Gebiet ^) (das sogenannte 
Oregon-Gebiet) für sich beanspruchten. 

Großbritannien, das diese Nordwestecke Amerikas ebenfalls 
für sich verlangte, hatte seinerseits gegen das Edikt des Zaren von 
1821 protestiert. Und es war ihm gelungen, mit Eußland in Peters- 
burg am 16./28. Februar 1825 ein Abkommen zu schließen, in 
welchem der 64® 40' nördlicher Breite als die Grenze zwischen den 
englischen und russischen Besitzungen in Nordwestamerika fest- 
gestellt wurde. Dies war dieselbe Grenze, die zwischen Bußland 
und den Vereinigten Staaten in dem Vertrage vom 5./17. Februar 
1824 vereinbart worden war.^) 

Da England den Vereinigten Staaten gegenüber das fragliche 
Gebiet bis hinab zum 42 ® nördlicher Breite in Anspruch nahm, 
so war das Land zwischen dem 54® 40' und 42® nördlicher Breite, 
sowie dem Stillen Ozean und den Eocky Mountains der Gegen- 
stand des Streites zwischen den beiden Nationen. Die Vereinigten 
Staaten stützten ihre Ansprüche insbesondere auf erste Ent- 
deckung und Besiedelung des Oregon-Territoriums durch ihre 
Untertanen, sowie femer auf den Erwerb der spanischen, eben- 
falls aus Entdeckung und Besiedelung fließenden Ansprüche auf 
das Gebiet,*) sowie endlich auf den Vertrag vom 30. April 1803 *) 



Acquisition of Oregon usw. Seattle 1911; P6tin , S. I09ff.; Ree ves, Josse S., 
American Diplomacy nsw., Kap. IX u. X; Schaefer, Josef, The British 
Attitüde toward the Oregon Ouestion, 1815—1846, Am. Hist. Rev., Bd. XVI 
(1910—1911) S. 273f.; Schuyier, R. L.: Polk and the Oregon Compromise, 
Pol. Sc. Quart, Bd. XXVI (1911) S. 443 ff.; Sturgis, William. The Ore^n 
Question usw., Boston 1846; Twiss, Sir Travels, The Oregon Questaon 
examined in respect to facts and the Law of nations, London 1848; Derselbe, 
The Oregon territory, its history and discovery usw., New York u. Philadelphia 
1846 (Amerikanische Ausgabe, die mit der englischen übereinstimmt); W a 1 1 a c e » 
E. J., The Oregon question detennined by the rules of intemationsd Law, London 
1846; Wheaton ,- Atiay, § 172—176 S. 269ff.; Wilkes , George, The History 
of Oregon usw„ New Yort 1846. 

•) VergL oben S. 41 ff. 

^\ Sturgis, 4; Falconer, 6. 

*) Der Vertrag zwischen England u. Rußland steht inBr. andFor. State 
Papers, Bd. Xn, 1824—1826, S.38ff. 

') Durch den mit Spanien am 22. Febr. 1819 geschlossenen Vertrag, durch 
den Spanien alle seine nördlidi vom 42^ gel^enen amerikanischen Besitzungen an 
die Vereinigten Staaten abgetreten hatte; vergl. dazu das oben S. 61 f. zur Florida- 
Angelegenheit Bemerkte. Der Vertrag steht Martens, N. R., V S. 828 u. 
Treaty Vol. 1910, S. 1961 ff. 

«) Siehe oben Seite 61. 
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mit Frankreich über das Louisiana-Gebiet, durch den nach ihrer 
Behauptung auch das Oregon-Gebiet nach dem Grundsatze der 
Eontiguität in ihre Hände gelangt sei. 

England leugnete alle diese Ansprüche unter Hinweis in erster 
Linie auf vorgängige Entdeckung imd Besiedelung Oregons durch 
englische Untertanen, sowie femer den zwischen der Königin Anna 
und Ludwig XIV. geschlossenen Utrechter Friedensvertrag und 
den Escurifid- Vertrag vom 28. Oktober 1790 ^) mit Spanien.*) 

Eine Eeihe von Kompromißversuchen in der Angelegenheit 
scheiterten. Am 20. Oktober 1818 kam es zur Vereinbarung eines 
Interemistikums, wonach alles streitige Land westUch des Felsen- 
gebirges auf 10 Jahre für die Untertanen beider Mächte frei und 
offen sein sollte.^) Außerdem wurde das Becht gemeinsamer Be- 
nutzung der Häfen, Flüsse usw.^ dieses Gebiets vereinbart. 

Erneute Verhandlungen im Jahre 1824 führten zu keinem 
Ergebnisse. 

Durch ein Abkommen vom 6. August 1827 *) wurde die im- 
bestimmte Fortdauer der Abmachimgen vom 20. Oktober 1818 
mit einjährigem Kündigungsrecht beider Parteien vom 20. Oktober 
1828 an ausgemacht.*) Diese Kündigung erfolgte nicht, und so 
blieb es zunächst bei der gemeinsamen Benutzung, mit deren 
Hilfe England immer fester Fuß in dem Gebiete faßte imd die 
Untertanen der Vereinigten Staaten Schritt für Schritt daraus 
verdrängte. 

Auch der sogenannte Webster Ashburton- Vertrag vom 9. August 
1842,*) der die Grenzen zwischen den britischen Besitzungen in 
Nprdamerika und den Vereinigten Staaten feststellen sollte, löste 
diesen Streitpunkt nicht. 



»)Marten8, R. IL 8.184 und R. 2, IV S. 4^. 

') Die verwickelten, lange historische Ausffihmngen erfordernden Grundlagen 
der gegenseitigen Behauptungen und Ansprüche der beiden Streitparteien finden sich 
in dem oben auf S. 85 Anm. 7 angefahrten en^chen und amerikanischen Streit- 
schriften, besonders in den Werken von Twissu. Greenhow ausführiich dar- 
gestellt worden sind. Die Ansprüche der Vereinigten Staaten sind im Zusammen- 
ange auch in Galhouns Statement vom 3. Sept. 1844 (Br. Acc. and P., LII 
(18&) Nr. 109, S. 17 ff. die englischen in dem „Statement*^ des britischen Ver- 
treters R. Pakenham, ebenda S. 19 ff., sowie in den zahbeichen dort abge- 
druckten Schreiben zusammengefaßt. 

»)Martens,N.R., IV S.Ö70; Treaty Vol. 1910, S. 631 ff. 

«)Marten8,N.R., VII S.477. 

») M arten s, N.R., IV S.670. 

•) Härtens, N.R.G., III S. 466 und Treaty Vol. 1910, S.660ff. 
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Im Jahre 1842 wurden wied^ Schritte zur Erledigung 
der Streitfrage im Wege eines Kompromisses ergriffen. Aber erst 
im Jahre 1844 wurde ihre Lösung ernstlich in Angriff genommen. 

Es ist hier nicht die Aufgabe, die verschiedenen Phasen dieses 
Streites im einzelnen zu schildern und von den vielfachen dabei 
gemachten Vorschlägen zu sprechen. Es genügt für unsere Zwecke 
zu sagen, daß in den Vereinigten Staaten die Ansichten über die 
einzunehmende Haltung geteilt waren. Die demokratische Partei, 
zu der Polk gehörte, von dem Bechte der Vereinigten Staaten zu 
dem ganzen Gebiete durchdrungen, wollte von einem Nachgeben 
nichts wissen und verlangte „64® 40' or fight**.^) Eine andere 
Partei dagegen war bereit, bis zum 49 ® nachzugeben, die Grenze 
damit etwa durch die Mitte des streitigen Gebietes legend. Sie 
war sogar geneigt, weiter auch noch Eonzessionen in bezug auf 
die Benutzung des Colombia-Flusses zu machen. 

Ein derartiger Kompromiß schien der englischen Begierung 
eine angemessene Lösung. Auch die Vereinigten Staaten entschieden 
sich unter dem Drucke des nahen Krieges mit Mexiko dafür, nach- 
zugeben. Und so wurde am 15. Juni 1846 in Washington ein Ver- 
trag abgeschlossen, der von beiden Parteien ratifiziert wurde, und 
der die streitige Grenze folgendermaßen bestimmte:') 

„Von dem Punkte des 49® nördUcher Breite, wo die in 
bestehenden Verträgen und Konventionen zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Großbritannien niedergelegte Grenze 
endet, soll die Grenzlinie zwischen den Gebieten der Vereinigten 
Staaten und ihrer britischen Majestät westwärts entlang dem 
genannten 49® nördlicher Breite zu der Mitte des Kanals, der 
den Kontinent von Vancouver Island trennt, fortgeführt werden, 
und dann südUch durch die Mitte des genannten Kanals und 
der Fucastraße zu dem Stillen Ozean, vorbehaltlich jedoch, 
daß die Schiffahrt in dem ganzen Kanal und in allen Wasser- 
straßen südUch vom 49® nördlicher Breite für beide Teile frei 
und offen bleibe.** 

Die sich bald nach Abschluß des Vertrages ergebende Un- 
gewißheit darüber, ob die somit gezogene Grenze „südlich durch 



^) Veigl. die bekannte Wahlparole, unter der Polk erwlUiIt worden war: 

„Polk and Dallas 

Oregon and Texas; 54», 40' or fight." 
«) Härtens, N.R.G., IX S.27ff.; Treaty Vol. 1910, S. 656 ff. 
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die Mitte des Kanals" usw. durch die Bosariostraße oder den 
Harrokanal laufe, wurde übrigens von den Parteien im Wege 
friedlichen Übereinkommens und ohne daß die Monroedoktrin 
dabei ins Feld geführt worden wäre, dadurch erledigt, daß im 
Washingtoner Vertrag vom 8. Mai 1871^) (Art. XXXIV) ausgemacht 
wurde, der deutsche Kaiser solle über diesen Funkt entscheiden« 
Dieser gab seinen Schiedsspruch unter dem 21. Oktober 1872 ab,') 
dem Standpunkt der Vereinigten Staaten beitretend, und ent- 
scheidend, daß die Grenze durch den Harrokanal laufe. Und 
nachdem durch ein FrotokoU zwischen Sir E. Thornton und Ad- 
miral Frevost einerseits und Hamilton Fish andererseits vom 
10. März 1873 *) die nordwestUche Wassergrenze im einzelnen 
genau bestimmt worden war, fand der lange Streit endlich sein 
Ende.*) 

Als Folk seine Botschaft vom 2. Dezember 1845 verkündete, 
war allerdings eine Einigung der beiden Nationen noch nicht 
erreicht. Sie standen sich damals in vollem Widerspruche gegen- 
über, und es sah so aus, als ob es über diese Frage zwischen ihnen 
zu einem Bruche kommen könne. 

Der Text der Bottohaft 

Präsident Polk berichtet nun in seiner Botschaft ausführlich 
sowohl von dem Oregon- Streit wie von der Texas- Angelegenheit. 
Er beginnt mit Texas, gibt eine Darstellung der zwischen diesem 
Lande und den Vereinigten Staaten geführten Verhandlungen, 
des Verhaltens von Mexiko, beklagt sich über europäische Ein- 
mengungsversuche imd empfiehlt, die Zulassung von Texas zur 
Union auszusprechen. 

Er geht dann zum Oregon- Streit über, gibt auch hier eine 
Schilderung der Situation, macht Vorschläge über zu ergreifende 
Maßnahmen und spricht besonders von der Frage der Kündigung 



1) Härtens, N.R.G., XX S. 698 ff. 

«)Marten8, N.R.G., XX S.775. 

») Treaty Vol. 1910, S.723. 

*)Zum San Juan da Fuca Wasserstreit, veiel. ftberhaopt: 
Br. Aee. and Papers 1873, LXXIV, und dort C 736: Additional Artikel 
to the Treaty between Her British BCajesty and the United States of May 8. 1871, 
C 776, PlotocoU of a Conference, beld at Washington on the 7. of June 1873, 
femer G 690—696, wo die versduedenen ParteischriftsätEe abgedrockt sind. 
Dann: Papers relating to the Treaty of Washington, Bd. V: 
„Berlin arbitration'*, Washington Gov. Print. Off. 1872. 
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des Vertrages vom 20. Oktober 1828.^) Nachdem dies geschehen» 
geht er zu den folgenden allgemeinen Bemerkmigen über, die 
übersetzt folgendermaßen lauten:*) 

„Die rapide Ausdehnimg unserer Niederlassungen über 
unsere bisher unbesetzten Territorien, die Hinzufügung neuer 
Staaten zu unserer Konföderation, die Ausdehnung freier Prin- 
zipien imd unsere zunehmende Größe als eine Nation ziehen 
die Aufmerksamkeit der europäischen Mächte auf sich, und 
kürzhch haben einige von ihnen die Doktrin eines Gleichgewichts 
der Kräfte auf diesem Kontinente zur Hemmung unseres Fort- 
schrittes aufs Tapet gebracht. Die Vereinigten Staaten, auf- 
richtig begierig, gute Beziehungen mit allen Nationen aufrecht 
zu erhalten, können nicht schweigend irgend welche europäische 
Einmischung auf dem nordamerikanischen Kontinente ge- 
statten und werden, falls eine solche Einmischung versucht 
werden sollte, bereit sein, ihr um jeden Preis zu widerstehen. 

Es ist dem amerikanischen Volke und allen Nationen gut 
bekarmt, daß diese Begierung sich nie in die zwischen anderen 
Eegierungen bestehenden Beziehungen eingemischt hat. Wir 
haben uns nie an ihren Kriegen oder ihren Allianzen beteihgt, 
wir haben nie nach ihren Gebieten durch Eroberung getrachtet ; 
wir haben uns in ihren inneren Kämpfen nicht mit den Par- 
teien eingelassen, und, obgleich des Glaubens, daß unsere Be- 
gierungsform die beste sei, haben wir es nie versucht, durch 
Intrigen, Diplomatie, oder durch Gewalt Propaganda dafür zu 
machen. Wir körmen verlangen, daß dieser Erdteil in ent- 
sprechender Weise von der europäischen Einmischung fre 
bleibe. Die Nationen Amerikas sind ebenso wie die Europas 
souverän und unabhängig, sie besitzen dieselben Bechte, un- 
abhängig von jedem fremden Dazwischentreten Krieg zu machen 

^) Geeehehen am 27. April 1846, verd. C o n g. G 1 o b e , 29. Ck)ng. 1. sess. 
(1846—1846) S. 728. 

*) Der Text der Botschaft steht unter anderem in S e n. D o c. 1, 29. Gong, 
l.sess. S. 14 und Richard8on,Mes8. IV S. 385—416. Er findet sich im Aus- 
zage aach bei Moore, VI S.420I. sowie in Am. Hist Leaflets, Nr. IV 
S. 18 1 sowie im Anhang I Nr. 4. 

Die Botschaft scheint imuiltlich einer Erklärung zn entsprechen, die Polk wShrend 
der Campaene zu seiner Priddentenwahl gemacht lät Falconer , 2. Aufl. S.44, 
beriditet, daß Polks Partei in einisen Staaten auf das Wahl^tiket ' eine ErkUürung 
PoQb dahingehend gedruckt habe, daß „the fixed policy of the American Government 
should be, not to pennitGreatBritain, or any foreign Power, to plant a colony or 
hold dominion over any portion of üie people or territory dther of Texas or Oregon'\ 
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und Frieden zu Bchließen und ihre inneren Angelegenheiten zu 
ordnen. Das Volk der Vereinigten Staaten kann deshalb Ver- 
suche europäischer Mächte, in das unabhängige Handeln der 
Nationen dieses Erdteiles einzugreifen, nicht gleichgültig mit 
ansehen. Das amerikanische Begierungssystem ist völlig von 
dem Europas verschieden. Eifersucht zwischen den verschiedenen 
Souveränen Europas, daß nicht irgend einer von ihnen zu 
. mächtig für die übrigen werde, hat sie dazu veranlaßt, ängstlich 
die Errichtung eines Systems zu erstreben, das sie Gleichgewicht^ 
der Kräfte nennen. Ihm kann keine Anwendung auf den nord- 
amerikanischen Kontinent und insbesondere auf die Vereinigten 
Staaten gestattet werden. Wir müssen immer das Prinzip auf- 
rechterhalten, daß die Bewohner dieses Kontinents allein das 
Becht haben, über ihr eigenes Schicksal zu entscheiden. Sollte 
irgend ein Teil davon, der einen unabhängigen Staat bildet, 
den Vorschlag machen, sich mit unserer Konföderation zu ver- 
einigen, so wird dies eine für sie und uns ohne fremdes Da- 
zwischentreten zu entscheidende Frage sein. Wir können nie 
zustimmen, daß europäische Mächte sich zur Verhinderung einer 
solchen Union ins Mittel legen, weil dies das Gleichgewicht 
der Kräfte stören könnte, das sie auf diesem Kontinente auf- 
recht zu erhalten wünschen.^) Beinah vor einem VieJkeljahr- 
hundert wurde das Prinzip klar der Welt in der Jahresbotschaft 
eines meiner Vorgänger verkündet, daß — 

„die amerikanischen Kontinente zufolge der freien und un- 
abhängigen Stellung, die sie sich errungen haben und behaupten, 
fürderhm nicht mehr als Gegenstände für zukünftige Koloni- 
sation durch irgend welche europäischen Mächte anzusehen 
sind". — 

Dieses Prinzip wird mit stark vermehrtem Nachdrucke zur 
Anwendung gelangen, falls eine europäische Macht den Ver- 
such machen sollte, eine neue Kolonie in Nordamerika zu er- 
richten. Bei der bestehenden Weltlage ist die gegenwärtige 
Gelegenheit für geeignet gehalten worden, das Prinzip, zu dem 
Mr. Monroe sich bekannt hat, zu wiederholen und es wiederzu- 
versichem und meine kordiale Übereinstimmung mit der Weisheit 
und Vemünftigkeit seiner PoUtik festzustellen. 



^) Hier beginnt ein neuer Gedanke. Die Botschaft hat an dieser Stelle jedoch 
keinen Absatz. 
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Die Wiederversicherang dieses Prinzips, insbesondere in 
bezug auf Nordamerika ist gegenwärtig nichts weiter als die 
ausdrückliche Betonung einer PoUtik, der zu widerstreben keine 
europäische Macht Neigung haben sollte. Bestehende Bechte 
jeder europäischen Nation sollten geachtet werden, aber sowohl 
unserer Sicherheit wie unserer Interessen wegen sollte der zu- 
reichende Schutz unserer Gesetze auf unsere gesamten Terri- 
torialgrenzen ausgedehnt werden, und es sollte deutlich der 
Welt als unsere feststehende PoUtik verkündet werden, daß 
keine zukünftige europäische Kolonie oder Herrschaft mit 
unserer Zustimmung auf irgend einem Teil des nordamerika- 
nischen Kontinents angelegt oder eingerichtet werden könne/' 

ZMeuimenfaMung. 

Zusammengefaßt ergeben diese noch unpräziser wie die der 
Monroebotschaft und ziemUch breit gefaßten Ausführungen den 
folgenden Gedankengang: 

Polk richtet sich in dem ersten, durch das Verhalten Englands 
und Frankreichs in der Frage der Annexion von Texas veranlaßten 
Teile seiner Botschaft zunächst gegen jedwede europäische Ein- 
griffe in Amerika, insbesondere gegen Versuche auf Territorial- 
erwerb durch Erorberung, gegen Teilnahme an inneramerika- 
nischen Kämpfen und gegen das Aufdrängen einer bestimmten 
Begierungsform. Er wünscht, daß es jedem Staate selbst über- 
lassen bleiben möge, ohne fremdes Dazwischentreten über Krieg 
und Frieden zu entscheiden und seine inneren Angelegenheiten 
selbst zu ordnen. Deshalb wendet er sich gegen die Übertragung 
des Gleichgewichts der Kräfte auf Amerika und stellt die Befugnis 
europäischer Staaten in Abrede, eine Vereinigung amerikanischer 
Staaten zu verhindern, weil sie vielleicht diesem Gleichgewicht ' 
der Kräfte gefährUch werden könnte. 

In dem zweiten, auf den Oregonstreit zielenden, äußerUch 
nicht von den Ausführungen über die Texasfrage getrennten Teile 
seiner Botschaft wiederholt Präsident Polk die Worte der Monroe- 
botschaft gegen zukünftige europäische Kolonisation in Amerika 
und kommentiert sie dahin, daß die Anlegung oder Einrichtung 
europäischer Kolonien oder Herrschaften in Nordamerika für die 
Vereinigten Staaten unleidlich sei. 
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Analyse. 

Die Botschaft ist also eine Wiederbestätignng der ursprüng- 
lichen Monroedoktrin, deren Gedanken sie in allen wesentlichen 
Funkten wiederholt. 

Aber sie ist mehr als nur eine Wiederholung. 

Vergleicht man sie mit der Monroebotschaft, so fällt vor allem 
ein wichtiger Pimkt auf: 

Der innere Grund für die Verkündigung der Monroebotschaft 
war, wie oben ausgeführt,^) das Gefühl der Besorgnis für den im- 
gestörten Bestand der Vereinigten Staaten gewesen. In Polks 
Botschaft schiebt sich hier ein neuer Gedanke ein: In ihr ist als 
Grund für die Unleidlichkeit europäischer Einmischungen in 
Amerika die Tatsache angegeben, daß solche Einmischungen den 
ungehinderten Fortschritt der Vereinigten Staaten hemmen würden. 
In dieser Botschaft erscheint also die Monroedoktrin nicht mehr 
nur als ein Mittel zum Schutze der Sicherheit der Vereinigten 
Staaten, sie ist vielmehr danach zugleich auch ein Mittel, den 
Fortschritt der Vereinigten Staaten vor störenden Einflüssen 
durch nichtamerikanische Staaten zu schützen. -—*-.._ 

Für die Fortbildung der sachlichen Herr Schaftsgrenzen 
des hier behandelten Teils der Monroedoktrin bedeutet Polks Bot- 
schaft vom 2. Dezember 1845 folgendes: Polk wendet in seinen 
auf das Verhalten Englands und Frankreichs Texas gegenüber 
bezüglichen Ausführungen die Monroedoktrin auf einen Fall an, 
in dem nicht, wie im Jahre 1823 ein Versuch europäischer Staaten 
in Frage kam, gewaltsam Einfluß auf die EntschUeßungen und 
Geschicke eines amerikanischen Staates zu gewinnen. Seine An- 
griffe gelten einem Unternehmen, durch diplomatische Mittel die 
Vereinigung von Texas mit den Vereinigten Staaten zu hinter- 
treiben. Er erklärt solches Beginnen für imverträglich mit der 
Monroedoktrin. 

Er sieht also von dem Begriff der Gewalt als einem 
Merkmal dieses Teiles der Monroedoktrin ab. 

Was den gegen europäische Kolonisation gerichteten Teil der 
Monroedoktrin anlangt, so hatte er sich nach der Monroebotschaft 
ledigUch gegen koloniale Neugründungen durch Okkupation und 
Besiedelung seitens europäischer Mächte in Amerika gerichtet. 



>) Siehe oben 8. 49 ff. 
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Anders die Polkbotschaf t ! An ihrem Schlüsse wird es nicht 
nur, wie in der Monroebotschaft, als ein politischer Grundsatz 
der Vereinigten Staaten erklärt, daß .keine europäischen Kolonien 
in Amerika mehr angelegt werden dürften. Sie wendet sich daneben 
zugleich auch gegen die Errichtung neuer europäischer „Herr- 
schaften" (dominion) in Amerika. Sie will also nicht nur durch 
Ansiedelung und Okkupation oder durch Vertreibung der ur- 
sprünglichen Besiedler bewirkte koloniale Neugründungen euro- 
päischer Staaten in Amerika ausschließen, sie verbietet auch den 
Erwerb weiterer Herrschaftsmacht dieser Staaten durch andere 
als durch solche Kolonisation bewirkte Maßnahmen. Sowohl 
nach dem Sinne wie auch dem Wortlaute der Polkbotschaft be- 
zieht sich die Monroedoktrin auch auf den im Wege von Ver- 
tragsabschlüssen herbeigeführten Erwerb weiterer pohtischer Macht 
europäischer Staaten in Amerika, sei es daß der betreffende Ver- 
trag mit einer amerikanischen Macht, sei es, daß er von der be- 
treffenden europäischen Nation mit einer andern, bereits im Be- 
sitze von amerikanischem Kolonialbesitz befindlichen europäischen 
Nation abgeschlossen wird. 

Der letzte Fall ist der Fall der Madisondoktrin. Die 
Madisondoktrin, die den Übergang einer amerikanischen Kolonie 
aus der Hand einer europäischen Kolonialmacht in die eines andern 
europäischen Staates verbot, war, wie bereits oben ausgeführt ist,^) 
nicht in die ursprüngliche Monroedoktrin hineingelangt. 

Die Vereinigten Staaten und Guba von 1823 bis 1845. 

Es hatte sich allerdings auch nach 1823 wiederholt die Ge- 
legenheit geboten, diese Madisondoktrin in bezug auf Cuba 
zu betätigen, bezügüch welcher Insel fortdauernd der Verdacht 
bestand, daß eine europäische Macht Absichten darauf habe.*) 

Wir haben schon oben von solchen Gerüchten imd von der 
Haltung der amerikanischen Begierung ihnen gegenüber vor 
dem Jahre 1823 gehört.») 

Auch nach 1823 haben die Vereinigten Staaten sich genau 
ebenso verhalten. Insbesondere instruierte Henry Clay auf den 
Verdacht hin, daß Frankreich ein Auge auf Cuba geworfen habe, 

^) Siehe oben bes. S. 59ff. 

*) Die literator zu Cuba vergleiche unten bei der Darstellung des 2. Unter- 
prinzips (Cap. III) Anm. 1 von 3g. 
*) Ve^. oben S. 62 ff. 
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den Gesandten der Vereinigten Staaten in Paris, Mr. Brown, unter 
dem 25. Oktober 1825 dahin,^) er möge die französische Begierung 
davon in Kenntnis setzen, daß die Vereinigten Staaten miter keinen 
Umständen der Besetzung Cubas oder Porto Bicos durch Prankreich 
mit oder ohne Spaniens EinwiUigung zustimmen könnten.^) 

Ein weiteres, besonders energisches Zeugnis für eine solche 
Haltung der Vereinigten Staaten auch schon vor Verkündigung der 
Polkschen Botschaft hegt aus dem Jahre 1840 vor: Staatssekretär 
Porsyth instruierte am 15. JuH 1840 den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in Madrid, Mr. Vail, folgendermaßen:') 

„Wenn Sie Grund dazu haben sollten, irgend welche Ab- 
sichten auf der Seite Spaniens zur freiwiUigen Abtretung seines 
Titels auf die Insel** (das ist Cuba), „sei es zu Eigentum oder zu 
Besitz und sei es dauernd oder vorübergehend, an Großbritannien 
oder an irgend eine andere Macht, zu argwöhnen, so wollen Sie 
mit aller Deutlichkeit erklären, daß die Vereinigten Staaten 
dies unter allen Umständen verbinden werden, ebenso wie 
sie das mit jeder militärischen Besetzung tim werden, unter 
welchem Vorwande sie auch erfolgen möge; imd Sie sind er- 
mächtigt der spanischen Begierung zu eröffnen, daß im Falle 
eines Versuches, von welcher Seite er auch ausgehen möge, ihr 
diesen Teil ihres Territoriums zu entreißen, sie sich auf die 
militärischen und maritimen Hilfsquellen der Vereinigten Staaten 
verlassen könne, um ihr zu dessen (Cubas) Erhaltung oder 
Wiedererlangung zu helfen."*) 
Andererseits muß aber beachtet werden, daß das Verhältnis 
der Vereinigten Staaten zu Cuba immer ein durch die geographische 

*) Am. State Papers For. Rel. V, 866: verd. Clav zu Mr. King, 
Gesandter der Vereinkten Staaten in England vom 26. Oktober 1826, MS. Inst. 
(Jnited States Ministers X S. 406 (M. VI S. 468). 

') Von L a t a n ^ , S. 266 als der erste Schritt in der Entwicklung der Monroe- 
doktrin bezeichnet. 

>) Vergl. Br. and For. State Papers, XXXII S. 862. 

^) Als Beispiele weiterer Äußerungen daräber, daß Cuba nicht aus der Hand 
Spaniens an eine andere Macht übergehen dürfe, ver^l. insbesondere: Webster 
an Campbell, Konsul in Havanna, unter dem 14. Jan. 1843 Br. andFor. State 
Papers, XXXXIV S. 174 und U p s h u r an Irving, Gesandter der Verein. Staaten 
in Spanien, unter dem 9. Jan. 1844 eod. XXXII, 867; Clayton zu Barringer unter 
dem 2. Aug. 1849, MS. Inst. Spain 1492 (M. VI S.462); Marcy zu Soul6 unter 
dem 23. Juli 1863; H. Ex. D o c. , Bd. XCIII, 33. Cong. 2. sess. S. 3. Vergl. 
weiter eine Reihe anderer solcher Zeugnisse inBr. andFor. btatePapers, 
Bd. XXVI S. 1124 ff.; Bd. XXXII S. 861 ff.; Bd. XXXXIV S. 133 ff.; vergl. 
auch 32. Cong. 1. sess. H. E x. D o c. 121. 
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Lage dieser Insel bestimmtes, besonders nahes nnd besonders 
interessiertes gewesen ist.^) Man kann deshalb in der geschilderten 
Haltung der Vereinigten Staaten Cuba gegenüber keine tatsäch- 
liche Erweitenrng der Monroedoktrin, sondern höchstens eine 
Art Vorbereitmig dazu sehen. 

Ergebnisse. 

Durch Polks Botschaft wird die Madisondoktrin mit der 
Monroedoktrin verbundjBn. 

Aber darüber hinptuspehend umfaßt sie überhaupt alle denkbaren 
Fälle weiteren Landerwerbs europäischer Mächte in Amerika, auf 
welchem Wege er auch immer erfolgen möge. Sie bezieht sich 
nicht nur auf solchen Erwerb, der durch Okkupation herreplosen 
oder durch 4^igi^^uig tatsächlich unter fremder Herrschaftstnacht 
stehenden Gebietes als eines herrenlosen, oder durch Verträge einer 
europäischen Macht mit einer anderen europäischen oder mit einer 
amerikanischen bewirkt wird. Sie schließt auch die Zueignung 
amerikanischen Bodens durch gewaltsame Wegnahme seitens einer 
europäischen Macht in sich.*) Mit andern Worten: die Monroe- 
doktrin richtet sich nach der Polkbotschaft gegen jeden weiteren 
Landerwerb einer europäischen Macht in Amerika, gleichgültig, 
auf welchem Wege dieser Erwerb bewirkt wird.^) 

^) Dies ist von der amerikaniscben Diplomatie oft und dentlicb aiiM;esprochen 
worden. -So bat z. B. v a n B u r e n als Staatssekretär in einem S<£reiben an 
van Ness, Gesandter der Vereinigten Staaten in Spanien, vom 2. Okt. 1829 folgendes 
erklärt: (Br. and For. State Papers, XXVI S. 1149) „The govemment 
of the United States has always looked witb the deepest interest upon the fate of 
tbose idands, bat praticolarly of Caba. Its geograpnical podtion, which places it 
almost in siäit of oor southeni shores, and, as it were gives it the command of tbe 
Golf of Mexico and the West India seas; its safe and capacioos harbours; its rieh 
prodnctions, the ezchange of which, for our sorplos agricultural products and 
mani&Mrtares, constitates one of the most expensive and valnable brandies of our 
foreign trade, render it of the ntmost imi>ortanoe to the United States that no 
change should take place in its condition which might in jorionsly affect our political 
and commercial standing in that quarter." 

») Vergl. z. B. Moore, Dipl, S. 152, der die Polksdie Erweiterung der 
Monroedoktnn in fol^nde Fonnel bringt: „No more American colonies 
on these continen ts**; vergl. auch Alvarez, A. J., III, S. 315. 

*) Akzession kommt hier nicht in Frage. Prescription kann nicht als Eigen- 
tums-Erwerbstitel anerkannt werden. Unvoidenkli(»ier Besitzstand begründet 
nach der richtigen Ansicht lediglich eine Vermutung für das Vorliegen eines Kechts- 
titels des Besitzenden zu dem betreffenden Gebiet Dafür, dafi Prescription ein 
völkerrechtlicher Erwerbstitels sei vergl. z.B. Gobbett, I S.lOSf.; Hart- 
mann, S.175; Hershey, S.178; Oppenheim, J, §242 S.308ff.; 
Lawrence; (3. Aufl.) S. 169. Dagegen oeispielsweise: Heffter, S. 12; 
Klüber, §6 u. 126; M6rignhac, S. 415— 418; Pomeroy, §l07ff.; 
Ullmann, S.308. 
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Vergleicht man nnmnehr die beiden in dieser Botschaft gegen • 
über der Monroebotschaft vorhandenen Erweiterungen der Monroe • 
doktrin mit einander, so ergibt sich üoch eine weitere Tatsache. 

Nach der Monroebotschaft sind nur gewisse Eüngriffs- 
handlungen europäischer Mächte in die Geschicke imd Ent- 
schUeßungen amerikanischer Staaten verboten. Ebenso sind nach 
ihr nur gewisse Kolonisationshandlungen untersagt. 

Polks Botschaft hingegen richtet sich gegen jedwede Ein- 
mischung europäischer Staaten in amerikanische Angelegenheiten 
und gegen jedweden Versuch solcher Mächte, ihre Herrschaft 
in Amerika auszudehnen. 

Ausdehnung der Herrschaft in Amerika und Einmischung 
in amerikanische Angelegenheiten sind aber tatsächhch die beiden 
einzigen Mittel, durch die eine nicht amerikanische Nation ihre 
politische Macht in Amerika zu steigern vermag. 

Demgemäß richtet sich die Monroedoktrin nach 
Polks Botschaft vom 2. Dezember 1845 gegen jedweden 
Versuch einer europäischen Nation, ihre politische 
Macht in Amerika zu vermehren, 

b) Die Botschaft des Präsidenten Polk 
vom 29. April 1848 (YukatanfaU) i). 

Präsident Polk fand während seiner Administration Ge- 
legenheit, die Anwendbarkeit der Monroedoktrin auf Bechts- 
geschäfte zwischen einer amerikanischen und einer nicht- 
amerikanischen Macht über amerikanisches Gebiet nochmals aus- 
drückhch zu bestätigen. 

Der Anlaß dazu war folgender; 

Infolge von ernsten Indianerunruhen in der zu Mexiko ge- 
hörigen, sich aber großer Selbständigkeit erfreuenden Provinz 
Yukatan hatte die Begierung von Yukatan den Vereinigten 



>)Za Yakatan, vergl. folgende Bücher: Br. and For. State 
Papers, Bd. LI (1860— 1861) S. 1184 ff.: Conespondence between United 
States und Yukatan relative to the independence of Yukatan; 30. Gong. 1. sess. 
(1847—1848) Sen. Ex. Doc. 40 (Bd. V) sowie 46 u. 49 (Bd. VI); Moore, VI 
S.423ff., VII S.862f.; Beaumarchais, S.76ff.; GralU, Speeches of 
John Galhoun , New York l865;Fo8ter,S.454;Haeberlin,S.167;Hen- 
derson, S. 885 ff.; v. Holst, III S. 438 ff.; Latan6, S. 268 ff.; P6tin, 
S.l64ff.; Reddaway, S.132; Snow, S.347f.; Tucker, S.37ff. 

KranB, Monttoedoktzin. 7 
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Staaten, aber auch England und, Bpanien diese Halbinsel zur 
,, Herrschaft und Souveränität'* angeboten. 

Präsident Folk gibt hierüber dem Kongreß in einer Spezial- 
botschaft vom 29. April 1848 Kenntnis«^) Er schildert in dieser 
Botschaft die Zustände in Yukatan, berichtet von dem den Ver- 
einigten Staaten gemachten Angebote und führt folgendes aus: 

,Jn Übereinstimmung mit unserer feststehenden Politik 
könnten wir einer Übertragung dieser ^yH^nrschaft und Souve- 
ränität'*, sei es an Spanien oder an Großbritannien oder an 
irgend eine andere europäische Macht nicht zustimmen. In der 
Sprache des Präsidenten Monroe, in seiner Botschaft vom 
23. Dezember 1823: „Wir wurden jedweden Versuch ihrerseits, 
ihr System auf irgend welchen Teil dieser Hemisphäre aus- 
zudehnen als gefährlich für unseren Frieden und unsere Sicher- 
heit ansehen.** ** 

Polk zitiert dann seine eigene Botschaft vom 2. Dezember 
1845 von der Stelle an, in der er dort die Worte der Monroebotschaft 
wiederholt hatte bis zum Ende der oben in der Übersetzung 
gegebenen Stelle und fährt fort: 

„Unsere eigene Sicherheit erfordert es, daß die so ver- 
kündete, feststehende Politik unser Verhalten leite, und dies 
bezieht sich ganz besonders auf die Halbinsel Yukatan. . . . 
Es würde gefährUch für unsem Frieden und für unsere Sicherheit 
sein, wenn sie eine Kolonie einer europäischen Macht werden 
würde.** 

Weiterhin führt er sodann aus, es sei das Beste, während der 
Fortsetzung des Krieges der Vereinigten Staaten mit Mexiko diese 
Halbinsel militärisch zu besetzen. Leider seien dazu aber gegen- 
wärtig keine Truppen verfügbar. Das einzige was getan werden 
könne, sei, die verfügbaren Seestreitkräfte der Vereinigten Staaten 
in den Golf von Mexiko zu senden. Und er unterbreitet dem Kon- 
greß die Situation zur Beschlußfassung. 

Die Bedeutung dieser Botschaft Polks liegt darin, daß sie mit 
aller Deutlichkeit die Grundgedanken der Monroedoktrin in der 
durch die Botschaft vom 2. Dezember 1845 ausgesprochenen er- 

^) Der Text der Botschaft findet sieb bei Richardsons Mess., IV 
S. 681 ff. Sie steht im Auszug in Moore, V I S. 423 f. Sowie Anhang unten 
unter II Nr. 6. 
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weiterten Formulierung wiederholt, und insbesondere, daß sie 
mit eindeutiger Klarheit die Unzulässigkeit von rechtsgeschäft- 
lichem Erwerb amerikanischen Bodens durch eine europäische 
Macht von einer amerikanischen als die Meinung der Monroedoktrin 
erklärt. 

Galhoons Standpunkt.^) 

Im Senate, wo am 4. Mai 1848 ein den Polkschen Vorschlägen 
entsprechender Gesetzesvorschlag eingebracht wurde, erhob sich 
dagegen einiger Widerspruch. Besonders Calhoun, das einzig 
überlebende MitgUed des Kabinetts von Monroe zur Zeit der Be- 
ratung und der Verkündung der Monroebotschaft, der bereits 
energisch gegen die Beschickung der Panamakonferenz von 1826 
aufgetreten war, nahm Anlaß zu sehr entschiedenen Ausführungen , 
gegen die Monroedoktrin. 

Besonders seine Bede vom 15. Mai 1848, die sich einer großen 
Berühm theit erfreut, oft zitiert wird imd insbesondere von Inter- 
esse wegen ihrer Bemerkungen über die Entstehung der Monroe- 
botschaft ist, richtete sich aufs schärfste gegen die Monroedoktrin. 
Calhoim wies darauf hin, daß die von der vollständigen Freiheit 
und Unabhängigkeit der amerikanischen Kontinente handelnden 
Ausführungen der Monroebotschaft breiter als die Tatsachen ge- 
wesen seien. Er erklärte, die betreffenden Worte, die sich auch gegen 
England, das damals ein notwendiger Helfer der Vereinigten Staaten 
gewesen, gerichtet hätten, seien nach den Kabinettsberatungen in 
die Botschaft hineingelangt und wären sicherlich anderenfalls von 
dem äußerst weisen und vorsichtigen Monroe geändert worden.*) 
Polk habe die Ausführungen der Monroebotschaft mißverstanden. 
Sie seien Erklärungen, nichts weiter, Erklärungen, die in fried- 
Ucher Weise den Mächten der Welt hätten ankündigen sollen, daß 
die Vereinigten Staaten gewisse Eingriffshandlungen der alliierten 
Mächte in Amerika als gefährhch für ihren Frieden und ihre Sicher- 
heit ansehen würden. Die Botschaft wolle sagen, daß Eingriffe 
europäischer Mächte in die neuen amerikanischen BepubUken als 



^) Die Debatten vom 5., 8., 9., 10., 11. u. 15. Mai 1848 stehen in Appendix zu 
Cong. Globe,30. Cone. 1. sess. (1847—1848) S. 591 ff. Die Ausführungen G a 1 - 
h u n 8 stehen ebenda, S. 680 ff. VergL aach G a I h o u n s Works, IV S. 454 ff. — 
Eine ziemlich vollständige, wenn audi nicht genaue Zusammenfassung des Ge- 
dankenganges der sehr ausfuhrlidien Rede (Miouns vom 15. Mai 1848 findet sich 
bei Tucker, S.40ff. 

') Siebe oben S. 44 Anm. 1. 

7* 
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der Ausdruck einer unfreundlichen Gesinnung gegen die Ver- 
einigten Staaten zu unterdrücken seien» und daß dieser Kontinent, 
frei und unabhängig geworden, nicht länger der Gegenstand für 
Kolonisationen durch europäische Mächte sei. Unter Kolonisation 
sei die Errichtung einer Ansiedelung durch Auswanderer von dem 
Mutterlande in einem Gebiete, das entweder unbewohnt sei, oder 
von dem die Einwohner ganz oder teilweise ausgetrieben seien, 
gemeint. Die Monroebotschaft treffe nicht auf die Yukatan-An- 
gelegenheit zu, denn dies sei ein Fall der Übertragung von Souve- 
ränität durch ein Volk, das bereits da sei. 

Calhoun führt dann weiter noch aus, daß in der Botschaft 
nichts von Widerstand gesagt sei und daß dies mit Absicht nicht 
geschehen sei, denn die Frage des Widerstandes gehöre zur Zu- 
ständigkeit des Kongresses. 

Die Anschauung Calhouns, so richtig oder so falsch sie auch 
sein mag, hat die geschichtUche Entwicklung der Monroedoktrin 
nicht beeinflußt. Trotz solcher Widerstände ist die Polk'sche 
* Meinung zur allgemeinen AQSchauung vom Inhalte der Monroe- 
doktrin geworden und bedeutet, später oft wieder bestätigt, eine 
Erweiterung der ursprünglichen Monroedoktrin. 

In der Sache selbst hatte der Kongreß keine Veranlassung, 
etwas zu verfügen, denn die Streitigkeiten in Yukatan wurden 
vorher durch einen zwischen den Indianern und den Weißen ge- 
schlossenen Vertrag beigelegt. 

Der beim Senate gestellte Antrag auf Ermächtigung des 
Präsidenten zur zeitweihgen miUtärischen Besetzung Yukatans 
vom 4. Mai 1840 fiel deshalb unter den Tisch.^) 

c) Englische Politik im mittleren Amerika und die 
Haltung der Vereinigten Staaten dazu. 

.„ , (Belize, Bay-Insehi imd Mosquito-Küste).*) 

Aii||eiii6inef. 

Die Bemühungen Englands, im mittleren Amerika Gebiet 
oder souveränitätsähnHche Kontrolle zu erwerben und das Ver- 



1) Gong. Globe, 80. Gong. 1. sess. S.777f. 

*) Vergl. hier besonders die Literaturaaswahl zur Panamakanal- 
frage unten S. 183 Anm. 1, wo sich viel Material auch zu den hier behanoelten 
Fragen findet. VeiieL hier besonders : Br. Aoo. andPapers, 1856, Bd. LX, 
Nr.2052, 2095 u. 2107 (alles Staatsdokumente, die sieh auf Zentralamerika beziehen). 
VergL weiter vor allem die C a n a 1 G o r r. 1900, sowie Gonr. between Great Britain 
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halten der Vereinigten Staaten demgegenüber, bilden einen Teil 
des großen Kampfes beider Mächte um den Bau und die Kontrolle 
eines interozeanischen amerikanischen Kanals. In der Geschichte 
der Monroedoktrin stellen sie sich als selbständige, gesondert zu 
schildernde Episoden dar. 

Die englischen Bemühungen erstreckten sich besonders auf 
das Gebiet, das jetzt die britische Kolonie BeUze oder Britisch- 
Honduras bildet, die sogenannten Bay-Inseln vor der Küste von 
Honduras, die zu Nicaragua gehörige Moskitoküste und die Tiger- 
insel.^) 

Getohiohtliohe Grundlagen. 

Die Mosquitoküste ist ein Landstrich an der östhchen Küste 
von Zentralamerika, dessen Grenzen niemals genau gezogen worden 
sind. Der englische Kapitän Bonycastle, ein Mitglied des 
,, Corps of British Koyal Engineers*', beschreibt sie in seinem im 
Jahre 1818 unter dem Titel „Spanish- America*' usw. erschienenen 
Buche als entlang einem Teile der nördlichen und westlichen Küste 
von Honduras liegend und zeichnet sie in einer dem ersten Bande 
seines Werkes vorausgeschickten Karte nach Norden etwa bis 
zum Plantain-Fluß und nach Süden zu bis zum Segovia-Fluß (un- 
gefähr 12 ® nördlicher Breite) ein.*) 

and the United States in relation to Central Americain afEain and Üie Enlistment 
question, 34. Cong. 1. sess. (Washin^n 1866); Biitish Honduras: A historical 
and descriptive account of the colony from its settlement (1670^ compiled from 
orimal and autfaenüc sources, London 1883; B e 1 o t , Ga8ta^ e de, La v6iit6 sur 
le Honduras usw., Paris 1869 ;Anonym. Afull answer to tiie King of Spains last 
manifesto respectin^ the Bay of Honduras and the Mosquito shore usw., London 
1779; F a 1 c k e , Die Friedensbockade inNiemeyersZeitsohr., XIX (1909) 
S. 118 ff.: Blockaden des Hafens von San Juan (Greytown) in Nicaragua durch 
£ndajid 1842 uno 1844; Fellechner,A.u. Andere: Bericht über die im höchsten 
Atmarage des Prinzen Karl von Preufien und des Fürsten von Schönberg-Walden- 
bürg bewirkte Untersuchung einiger Teile des Mosquito-Landes, erstattet von der 
dazu ernannten Kommission, Berun 1845. Haeberlin, S. 26ff.;Hender - 
s n , George, An account of tiie British Settlement of Honduras, 2. AufL, London 
1811 ; Y u n g , Thomas, Narrative of a residence on the Mosauito shore during 
the vears 1839, 1840 and 1841, London 1842; S q n ie r , Ephrami, George, Notes 
on Centralamerica; particularly üie States of Honduras anol Salvador usw., New 
York 1855; Travis, Ira Dudley, British rule in Centralamerica, or, A sketch 
of Mosquito territory, AimArbor 1^. 

^) Das Verhalten Engluids gegenüber der Tiger-Insel, das mit den 
im Text geschilderten Ereignissen nur in einem sehi losen Zusammenhange steht, 
ist sp&ter unten selbständig zur Darstellung gebracht worden; vergl. unten S.240f. 

*) Bonycastle, Sir Richard Henry, Spanish-America; or a descriptive, 
historical and geomphical account of üie dominons of Spain in the westem nemi- 
sphere, oontinentä and insular, London, 2 Bde., 1818, Philadelphia, 1 Bd., 1819. 

Staatssekretär Bayard erklärte in einem Schreiben zu dem Gesandten 
der Vereinigten Staaten in England Mr. Phelps vom 23. Nov. 1888 (For. Rel. 
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In diesem großen Gebiete hauste eine Horde unsdvilisierter 
Mosquito-Indianer, deren Krieger Bonycastle im Jahre 1818 auf 
die Zahl von oa. 1500 geschätzt hatte.^) 

Der englische Gouverneur von Jamaika hatte mit dem ,,Eö- 
nige" der Mosquito-Indianer im Jahre 1720 einen Vertrag ge- 
schlossen, der ein „Protektorat '* Englands über diese Wilden zum 
Gegenstand gehabt hatte. 

Es kann von der Frage der Tauglichkeit dieses Abkommens 
zwischen einer zivilisierten Nation und einem Indianer-Häuptling, 
ein „Protektoratsverhältnis** über ein derartig riesiges Gebiet 
wie die Mosquitoküste zu begründen, dessen Grenzen die Mos- 
quito-Indianer selbst sicher nie gesehen hatten und selbst nicht 
kannten, ganz abgesehen werden. Die Vereinigten Staaten gingen 
jedenfalls von der Unwirksamkeit jenes Protektoratsvertrages 
aus.«) 

Sie behaupteten außerdem, daß alle englischen Territorial- 
oder Protektionsrechte über das in Betracht kommende Land aus 
folgenden Gründen ausgeschlossen seien: 

England hatte in dem Versailler Friedensvertrage vom 3. Sep- 
tember 1783^) mit Spanien, dem damaUgen Eigentümer dieses 
Gebietes, vereinbart, daß den englischen Untertanen ein Recht 
auf Schneiden, Laden und Fortschaffen von Langholz ^) in einem 
genau bestimmten, zwischen dem Vallis- und Bio Hondo-Flusse 
gelegenen und damals Spanien gehörigen, heute die englische 
Kolonie British-Honduras bildenden Gebiets zustehen sollte. Es 
wurde dabei ausdrücklich vereinbart, daß dadurch Spaniens 



1888, I S. 759 ff.): „The Mosqaito coast was a name bestowed in the last Century 
upon a tract of country of oonsiderable bat imperfectly defined extent stretching 
alon^ tfae shores of tfae Carribean Sea to the soutfaward and westward of Cape 
Gracias k Bios, and was inhabited by a sparse population of wholly undvilized 
Indians. . /* 

^)Buchanan in seinem „Statement'* vom 2. Jui. 1854 erklärte, daß 
ihre ZaM im Jahre 1854 kaum noch die Hälfte dieser Zahl betragen dürfte. 

*) Staatssekretär Clayton erklärte in einem Schreiben an den Chareö 
d'affajres der Vereinigten Staaten in Zentralamerika, Mr. Squier, vom 7. Mai 1850 
(MS. Inst. Am. States, XV S. 104; M., III S. 147), daß die Anerkennung 
von Souveränitätsansprüchen des Mosquitokönigs oder eines anderen Indianers 
in Amerika durch die Vereinigten Staaten die Verneinung des Titels der Vereinigten 
Staaten zu ihrem eigenen Gebiete bedeute. 

«) Märten s, R., II S. 484; 2, III S. 541; Canal Cor r. 1900. S. 232f., 
wo der Text des besonders wesentlichen Artikels VI steht, sowie auch Moore, 
III S. 145. 

*) „Bight of cutting, loading and carrying away longwood". 
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Souveränität über dieses Gebiet nicht beeinträchtigt sein sollte» 
Anfierdem war verabredet, daß alle enghschen Untertanen, die 
irgendwo auf dem spanischen Kontinent (,,continente Espagnol") 
wohnten, ihn (ausgenommen das Land, auf das sich der usus 
fructus bezog) binnen 18 Monaten, von der Ratifikation des Ver- 
trages an gerechnet, verlassen sollten. 

In einem weiteren, zwischen England und Spanien am 14. Juli 
1786^) geschlossenen Vertrage, der den usus fructus räumlich 
etwas erweiterte, wurden die Bestimmungen des Vertrags von 
1783 mit aller Deutlichkeit nochmals bestätigt. Es wurde be- 
stimmt, daß die Untertanen ihrer Britischen Majestät sowie die 
andern Kolonisten, die bisher die Protektion Englands genossen 
hätten, das Land der Mosquitos ebenso wie den Kontinent im 
allgemeinen und die anliegenden Liseln, mit Ausnahme eines genau 
beschriebenen (Artikel II), für den Holz-Usus fructus vorbehaltenen 
Gebietes, räumen sollten. 

Diese Abkommen hinderten die englische Regierung jedoch 
nicht an der Entfaltung einer emsigen Tätigkeit in ^en betretfenden 
Gegenden. Insbesondere dehnten die Engländer langsam den 
ihnen verliehenen Usus fructus räumüch und inhaltlich aus und 
gestalteten ihre Stellung in Belize mehr und mehr zu einem tat- 
sächlichen kolonialen Herrschaftsverhältnis, ohne andererseits 
zunächst Kolonialbesitz nach außen hin in Anspruch zu nehmen. 

In zwei englischen Gesetzen aus den Jahren 1817 und 1819 *) 
war sogar ausdrücklich anerkannt, daß Belize nicht im „Terri- 
torium und dem Dominium** Ihrer Majestät liege, sondern lediglich 
„eine Ansiedelung zu gewissen Zwecken in dem Besitze und unter 
der Protektion Ihrer Majestät sei**. 

Unvereinbar hiermit war es, daß am 14. März 1835 der eng- 
lische Superintendent von Belize, Colonel Mc Donald, aus der 
weißen Bevölkerung dieses Gebietes eine gesetzgebende Ver- 

>)Martenß,R., IVS.673;R.2,IVS.140;CanalCorr.l900,S.233f. 

*) VergL The Statutes of the United Kingdom usw. 67, 
Geo. III (1817) Cap. III : ,,An act for the effectual Punishment of Hürden uid Man- 
slanjEhters commiUed in plaoes not witfain His Majestys Dominions** vom 27.Vuni 
1817. Dies Cresetz beginnt mit folgenden Worten: „Whereas mevous Murders 
aad Manslan^ters have been oommitted at the Settlement in ÜieBay of Honduras 
in South America ( !), tiie same bein^ a Settlement, for certain Purpoees, in the 
Poflsession and under Protection of His Majesty, but not within the Territory and 
Dominion of His Majesty . . ."; femer 59, Geo. III (1819) Cap. XXXXIV, Ges. vom 
21. Juni 1819. 
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Sammlung bildete, Belize in Britisb-Honduras umtaufte und 
Guatemala benacbricbtigte, daß die engliflcbe Regierung alles 
Land für sieb in Ansprucb nebme, das sieb seit der Befreiung 
von Spaniscb-Amerika in ibren Händen befinde. 

Dieses Verbalten war nacb Anscbauung der amerikaniscben 
Begierung unberecbtigt und stand insbesondere mit den oben er- 
wäbnten Verträgen zwiscben England und Spanien im Wider- 
sprucbe.^) 

Ebenso unberecbtigt erscbien aueb eine von Colonel Mc Donald 
im November 1840 erlassene Proklamation des Inbalts, daß in 
Zukunft die engliscben Gesetze in Britisb-Honduras, Boatan und 
Mosquitia berrscben sollten.') 

In systematiscber Fortfübrung dieser Politik der Umwand- 
lung der betreffenden Gebiete zu einer großen engliscben Kolonie 
ließ er femer im Frübjabr des Jabres 1841 die Flagge der Bepublik 
von Zentralamerika, die mindestens von 1821 — ^1831 über Boatan 
gewebt batte,') dort berunterreißen und die Insel gewaltsam 
besetzen. 

Diese Insel geborte zu den sogenannten Bay-Inseln, die 
vor der Küste von Honduras liegen und aus Boatan, Bonacca, 
Utilla, Barbarat, Helene und Morat sieb zusammensetzten. 

Wäbrend England einen ebensolcben Versucb aus dem Jabre 
1835 desavouiert und die Insebi damals an Nicaragua als ibren 
Eigentümer zurückgegeben batte,*) gescbab in diesem Falle nicbts 
dergleicben. Da Nicaragua zu scbwacb war, um Widerstand zu 
leisten, so blieb England bis auf weiteres in diesem Besitz und 
ricbtete sieb dort ebenso wie in Belize immer fester wie in einer 
Kolonie ein. 

Aucb anderMosquitoküste blieben die Engländer nicbt un- 
tätig. Sie batten zwar in Erfüllung der Verträge mit Spanien von 

^) In dem zwischen England einerseits und andererseits Mexiko, welches 
als Besitzer eines Teiles des Belize-Gebiets in Frage kam, unter dem 26. Dra. 1826 
geschlossenen Freondschafts-, Handels- und SchimüirtsVertiage, Art. XIV, wurden 
übrigens die Abmachungen des zwischen England und Spanien im Jahre 1786 

fschlossenen Vertrages ausdrücklich wiederholt (Br.andFor. StatePapers, 
IV S. 626). 

«) Keasbey, bes. S. 170 ff . 

*) Zugegeben von Lord Clarendonin seinem Statement vom 2. Mai 1854: 
Br. and For. State Papers, XLVI, S.268, H.Ex. Doc. 1, 34. Ck)ng. 
1. sess. S. 90. 

*) Buchanans Statement vom 6. Jan. 1864, abgedruckt in B r. and 
For. State Papers, Bd. XLVI S. 244— 261. 
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1783 und 1786 das Gebiet geräumt, und zunächst verlautete nichts, 
was als eine Wiederaufnahme des alten Protektoratsgedankens 
zu verstehen war. . — 

Das änderte sich um das Jahr 1842. Nach dem bereits er- 
wähnten „Statement" Buchanans ist es nicht klar, in welchen 
Zeitpunkte England auf diese Idee zurückgegriffen hat. Die erste 
Nachricht davon erhielt die amerikanische Begierung nach diesem 
Statement durch eine Depesche ihres Spezialagenten in Guatemala, 
William S. Murphy, vom 20. Januar 1842. Murphy berichtet darin 
von einer mit Colonel Mc Donald geführten Unterhaltung. Im 
Laufe dieser Unterhaltung habe Mc Donald erzählt, daß er von 
ihm entdeckte Urkunden nach England gesandt habe, die die 
englische Begierung veranlaßt hätten, ihre Ansprüche auf das 
Mosquitoterritorium wieder aufzunehmen. 

Einen sehr energischen Schritt nahm die englische Begierung am 
1. Januar 1848 vor. An diesem Tage vertrieben die Engländer plötz* 
lieh die Nicaraguaner aus der Stadt San Juan del Norte, die tief süd- 
lich von dem Mosquitoterritorium in Nicaraguanischem Gebiet lag. 
Sie besetzten die Stadt und zogen die Mosquitoflagge auf mit der 
Erklärung, die Stadt gehöre zum Mosquitogebiete und die englische 
Begierung handle in Ausübung ihres Protektorates über die Mos« 
quitoindianer. Weiter tauften sie auch die Stadt in Grey town um. 

Die Begierung der Vereinigten Staaten — zunächst offenbar 
nicht genügend über die Lage unterrichtet — brachte der An- 
gelegenheit anfangs kein Interesse entgegen. Erst nachdem 
Mc Donald die englischen Ansprüche auf Belize Guatemala gegen- 
über geltend gemacht hatte, sandte sie Mr. Murphy als Spezial- 
agenten zur Untersuchung der Lage nach Zentralamerika. Und 
nach dem englischen Überfall auf San Juan del Norte erklärte 
sie der Begierung von Nicaragua, daß der Präsident ihr seine guten 
Dienste darbiete und daß sie auf ihrem Bechte verharren solle.^) 

Der erste energische Versuch, in dieser Angelegenheit ein- 
zugreifen, war der Abschluß des Clayton-Bulwer-Vertrages mit 
England vom 19. April 1850.*) Dieser Vertrag kommt hier in Be- 

^) Veigl. Gl a y 1 n s Schreiben an den Gesandten der Vereinigten Staaten 
in England Mr. Bancioft vom 80. Aprill849. MS. Inst. Great Britain, XV 
S. 386 (M., III S. 146). 

«) Vergl. z. B. A. J., III (1909) Supplement, S. 110 ff.; C a n a 1 C o r r. 1900, 
S. 288 ff.; Härtens, N.R.G., XV §.187 ff.; Moore, III S. 130 ff.; Nie- 
meyers Zelts ehr., XII S. 368 ff.; St.A.40S. 99; S trapp, 1 S.288ff. 
Ver^ auch unten S. 188 f. 
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tracht, insoweit als er bestimmte, daß keiner der beiden Vertrags- 
teile je eine Herrschaft über Nicaragua, Costa Bica, die Mosquito- 
küste oder irgend einen Teil von Zentralamerika aufrichten oder 
ausüben wolle. 

'Die Absicht der Vereinigten Staaten bei Abschluß dieses 
Vertrages war, den alleinigen englischen Einfluß über Bau und 
Eontrolle eines interozeanischen amerikanischen Kanals durch 
den Ausschluß alleiniger Eontrolle Englands über das in dieser 
Beziehung für die verschiedenen Eanalrouten in Betracht kommende 
Gebiet zu hindern. 

Diese Idee kam in dem vom Standpunkt der Vereinigten 
Staaten aus sehr unglücklich gefaßten Clayton-Bulwer- Vertrag zu 
keinem klaren Ausdruck. 

Es war insbesondere unklar, ob danach England das von ihm 
beanspruchte Protektorat über die Mosquito-Indianer aufzugeben 
hätte und ebenso, ob es durch den Vertrag sich seiner Ansprüche 
auf die Bay-Inseln begeben habe. Endlich schwieg der Vertrag 
von dem Behze-Gebiet völlig. 

Der englische Vertreter Sir Henry Bulwer hatte sogar vor 
Austausch der Batifikation am 29. Juni 1850 dem Vertreter der 
Vereinigten Staaten, John M. Clayton, eine ausdrückliche, als Vor- 
behalt zur engUschen Batifikation beigefügte Erklärung abgegeben, 
wonach „Ihre Majestät die Verpflichtungen dieser Eonvention 
nicht so verstehe, daß sie auf Ihrer Majestät Ansiedelung in Hon- 
duras oder deren Dependenzen Bezug hätten*'.^) Mr. Clayton 

^)CanalCorr. 1900, S. 293. Vergl. den englischen Text: 

„In prooeedine to tfae exchange of tfae ratifications of the Convention, signed 
at Washington on me I9th of April 1850, between Her Britannic Majesty and the 
United States of America, relative to the establishment of a communicalion by 
ship-canal between the AÜuitic and Pacific Oceans: 

The undeisigned, Her Britannic Majesty's plenipotentiary, has received 
Her Majcsty's Instructions to dedare that Her Majesty does not understand the 
engagemente of that Convention to apply to Her Majesty 's setüement at Honduras, 
or to its dependencies. 

Her Majesty's ratification of the said Convention is exchanged under the 
explicit declaration above mentioned. 

Done at Washington, the 29th day of June 1850. 

H. L. Bulwer." 

Vergl. auch: ,,Memorandum touching Sir Henry Bulwer's declaration filed 
by Mr. Clayton in the Department of State at Washington, July 5, 1850, eod. S. 293 f. 

The within dedaiation of Sir H. L. Bulwer was received by me on the 29th day 
of June. 1850. In reply I wrote him my note of the 4th of July, acknowledging 
that I understood Bntash Honduras was not embraced in the treaty of the I9th 
day of April last, but at the same time carefully declining to affinn or deny the 
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hatte ihm ausdrücklich in einer Note vom 4. Juli 1850 bestätigt, 
daß er Britisch-Hondnras als nicht in dem Vertrage vom 19. April 
1850 eingeschlossen ansehe. Er hatte es aber gleichzeitig 
sorgfältig vermieden, den britischen Titel zu ihrer Ansiedelung 
oder zu ihren behaupteten Dependenzen zu bejahen oder ab 
zuleugnen.^) 

Diese Erklärungen, die dem Senate der Vereinigten Staaten 
erst lange nach der Batifikation und nach der Proklamierung der 
Bay-Inseln zu einer britischen Kolonie bekannt wurden, waren 
natürlich weder eine authentische Auslegung des Clayton-Bulwer- 
Vertrages, noch gehörten sie gar zu dessem Inhalte.^) Sie waren 
aber für die englische Begierung ein wertvolles Argument zur 
Unterstützung der von ihr vertretenen Behauptung, daß der 
Clayton-Bulwer- Vertrag sie weder ihrer Ansprüche auf Belize be- 
raube, noch daß er ihren Eechten auf Eoatan — ihrer Ansicht 
nach eine Dependenz von Belize — entgegenstehe. Und drittens 
vertraten sie die Meinung, dieser Vertrag habe nichts mit ihrem 
Mosquitoprotektorat zu tun. Sie verharrten demgemäß in dem 
von ihnen erworbenen Besitze und fuhren fort, dort eine Kolonial- 
herrschaft auszuüben und sie immer weiter auszugestalten. 
Dabei ist folgendes besonders hervorzuheben: 
Nachdem das am 30. April 1852 zwischen den Vereinigten 
Staaten und England zur Begelung der aus dem Clajrton-Bulwer- 
Vertrage entstandenen Schwierigkeiten abgeschlossene sogenannte 
Crampton-Webster-Abkommen') zufolge des Widerspruches 



British title in their settlement or its alleeed dependencies. After sisning my note 
last night I delivered it to Sir Henry, ana we inunediately Droceeded, without anv 
fuiher or other action, to ezchange the ratifications of saio treaty. [* The blank 
in the declaration was never filkd up (Bemerkung im Abdmck GanalCorr. 1900 
S. 294). The consent of the Senate to the declaration was not required and the 
treaty was ratified as it stood when it was made. 

John M. Clayton. 

N. B. The rights of no central American state have been compromised by the 
treaty or by any part of the negotiations/' 

^) Siehe letzte Anmerknng una Moore, III S. 137. 

') Vergl. hierüber besonders die Bemerkungen von T r a v i s , S. 284 f. 

») Canal Corr. 1900, S. 297 ff. 



* In der GanalCorr. 1900 ist in einer Anmerknng folgendes bemerkt: 

The words in brackets appear in the original in ink, but are marked out by 

leadpencil marks across their face. When they were so marked is not known. The 

blanks in the orisinal dedaralion are filled up with „29th*' and „June,'^ written 

witfa a different innd of ink from the original.** 
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von Nicaragua hinfällig geworden war, erließ der englische „Acting 
Colonial Secretary** von Belize aus am 7. Juli 1852 eine Pro- 
klamation, durch die die Bay-Inseln zu einer englischen Kolonie 
unter dem Namen „The Colony of the Bay Islands'' erklärt 
wurden.^) 

Dieses Vorgehen erregte größte Aufregung in den Vereinigten 
Staaten, die in ausgedehnten parlamentarischen Erörterungen und 
langen diplomatischen Verhandlungen ihren Ausdruck fand.*) 

Ein energischer Versuch, die Angelegenheit ins Beine zu 
bringen, wurde im Jahre 1856 gemacht. Es kam unter dem 
17. Oktober 1856 zu einem Vertrage zwischen den beiden Staaten 
(dem sogenannten Dallas-Clarendon-Treaty ). Dieser Vertrag 
stellte die Grenzen von Belize fest, bestimmte das Aufhören des 
englischen Protektorats über die Mosquito-Indianer und sah die 
Cession der Bay-Inseln an Honduras vor. Er bestimmte also im 
wesentlichen eine Begelung, wie sie England in den Jahren 1859 
bis 1860 zur endlichen Beendigung dieser Angelegenheit direkt 
mit Nicaragua, Guatemala und Honduras herbeiführte. 

Da8 Auskommen. 

Das Abkommen zwischen England und Guatemala vom 
30. April 1859 ') regelte die Grenzen zwischen der Republik von 
Guatemala und „The British settlement and possession in the 
Bay of Honduras*' in einer Weise, daß England etwa dreimal so 
^ viel Gebiet bekam, als tl ^s jenige , gewesen war, auf das sich der 
Usus fructus von 1783/86 bezögen hatte. Dieser Erwerb fand seinen 
endgültigen Abschluß im Jahre 1862,^) als die englische Begierung 
Belize formell zur englischen Provinz machte. 



1) eod. S. 303 und M r e , III S. 140. 

*) Diß Erörterung über den Cla)rton-Bulwer- Vertrag im Senate vom 11. Jan' 
1854, siehe inCong. Globe 33,Ck)ng. 1. sess. (Vol. 26) Appendix S. 61 ff. Dort 
befindet sich besonders eine bekajinte Rede des Senator C a s s. VeigL femer die 
Verhandlungsberichte vom 12.— 16. Jan. 1854 ebenda S. 89 ff. (Man findet dort 
Mr. Glavtons Verteidigung). Vergl. weiter die Verhandlungen und Resolutionen 
im Gong. Globe, 32. Gong. 2. sess. (1852-1853), Bd. 26 S. 391 ff. 

») Canal Corr. 1900, S.352; Martens, N.R.G., XVI, 2. P. S.511; 
Br. Acc. and Papers, 1860, LXIII S.2690. 

•) Vergl. T r a V i 8 , S. 16, sowie G i b b s , A. R., British Honduras: An 
Histoncal and descriptive account of the colonv ^m its settlement 1670, liOndon 
1883. S. 134. 
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Nach dem Abkommen zwischen England und Honduras, 
das unter dem 28. November 1869 unterzeichnet wurde/) erklärte 
die englische Regierung „die Inseln von Roatan, Guanaca,*) Elena, 
Utile, Barbarete und Morat, bekannt als die Bay-Inseln, gelegen 
in der Bay von Honduras**, als einen Teil der Republik Honduras 
anerkennen zu wollen. Honduras andererseits verpflichtete sich 
dazu, niemals diese Inseln ganz oder teilweise einem anderen Staate 
abzutreten. In Artikel II des Vertrages war ausgemacht, daß das 
im Gebiete von Honduras liegende Mosquitoterritorium zu 
Honduras gehören solle und daß das britische Protektorat darüber 
drei Monate nach Austausch der Ratifikationen zu erlöschen habe. 

Der Vertrag endlich zwischen England und Nicaragua 
wurde unter dem 28. Januar 1860 in Mantagua unterzeichnet.^) 

Auch hier wurde vereinbart, daß das britische Protektorat 
über den zu Nicaragua gehörigen Teil des Mosquitoterritoriums 
drei Monate nach Ratifikation des Vertrages erlöschen solle und 
daß die englische Regierung Nicaraguas Souveränität darüber 
anerkenne. 

Andererseits verpflichtete sich Nicaragua dazu, ein bestimmt 
bezeichnetes Gebiet, das unter seiner Souveränität verbleiben 
sollte, als Reservation für die Mosquito-Indianer festzusetzen. 
Und endlich sollte Greytown (San Juan del Norte) von Nicaragua 
als ein freier Hafen unter seiner Souveränität erklärt werden 
(Artikel VII). 

Einen besonderen Anlaß zur Zufriedenheit, wie sie Präsident 
Buchanan in seiner Jahresbotschaft vom 3. Dezember 1860 über 
die Verträge mit Honduras und Nicaragua zum Ausdrucke brachte,*) 
hatten die Vereinigten Staaten mit dieser Lösung höchstens in- 
soweit, als damit Englands Absichten auf die Bay-Inseln ein Ende 
bereitet war. 



*) Der Text dieses Vertrages steht: Br. and For. State Papers, 
XLIXS.13;Br. Acc. and Pa_pers,LXVII(1860)Nr.2703; CanalCorr. 
1900, S.3ö41f.; Härtens, N. R.G., XVI S.2.Teü, 370; vergl. auch Moore, 
III, 381 u. Arbitrations, II S. 2106. 

>) Nach Canal Corr. 1900 nicht Bonacca. 

•) Br.Acc.»ndPapers,eod.Nr.2723,Br.andFor.StatePaner8 
L S. 96; Can al Co r r. 1900. S. 367 ff.: Mar tens , N. R. G., XVI, 2. P. S. 374. 
Dieser Vertrag ist aufgehoben und ersetzt durch Vertrag vom 19. April 1905. (For. 
R e 1., 1906—1907, if S. 1181) u. M a r t e n s , N. rTg., 2. Ser. XXV, 367). 

4) Die Botschaft steht Richardsons Mess., V S. 639. Über den Ver- 
trag mit Guatemala schwieg sie. 
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Veraudi Englands, die Bay-Inseln za kaufen. 

Allerdings scheint die englische Begierung im Jahre 1880 
einen Versuch gemacht zu haben, diese Inselgruppe käuflich zu 
erwerben. Auf die Nachricht davon schrieb Staatssekretär Evarts 
dem Gesandten der Vereinigten Staaten in England, Mr. Iiogan, 
unter dem 4. März 1880 ganz im Sinne der Monroedoktrin die 
folgenden interessanten Bemerkungen:^) 

»»Abgesehen von den genau bekannten Lehren dieser Be- 
gierung bezüglich Neuerwerbungen amerikanischen Territoriums 
durch europäische Mächte scheint der Clayton-Bulwer- Vertrag 
unfragUch die Erwerbung dieser Inseln durch England aus- 
zuschließen. Solche Absichten dieser Macht können deshalb 
sehr wohl diskreditiert werden. Indes sollten sie die Aufmerk- 
samkeit dieser Begierung erwecken und ihre Wachsamkeit er- 
regen. Sogar wenn die von Urnen berichtete Tendenz auf Ent- 
fremdung der Bay-Inseln eine andere Bichtung nehmen sollte, 
so würde es natürlich für uns unmöglich sein, gleichgültig zu 
bleiben und uns darein zu fügen, daß irgend eine andere euro- 
päische Macht irgend welche von ihnen erwerbe." 

In bezug auf Belize dagegen hatte England genau das er- 
reicht, was die Monroedoktrin verhindern wollte, indem es den 
Erwerb einer großen neuen Kolonie in Amerika zuwege gebracht 
hatte. 

Die Fortsetzung des Mosquitostreits. 

Was die Mosquitoküste anlangte, so brachen bald nach Ab- 
schluß des Vertrages zwischen Nicaragua und England Streitig- 
keiten über dessen Inhalt aus. Diese bezogen sich insbesondere 
auf die Bestimmung über den Freihafen von Greytown, über die 
den Mosquito-Indianem von Nicaragua zu zahlenden Geldsummen, 
sowie über den räumlichen Umfang der ihnen einzuräumenden 
Beservation. 

Diese Streitfragen wurden nach langen Verhandlungen dem 
Kaiser von Österreich zur Entscheidung vorgelegt. 

Der von ihm unter dem 2. Juli 1881 erlassene Schiedsspruch 
stellte das Verhältnis Nicaraguas zu der Mosquito-Beservation 
als das eines durch die Selbstregierung der Mosquito-Indianer be- 
grenztes Souveränitäts/verhältnis fest und stempelte die nicaragua- 
nische Souveränität üoer dieses Territorium zu einem lediglichen 

») MS. Inst Centn Am. 1873 (M., VI S. 432). 
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Scbeinverbältnis.^) Er gab der englisoben Begierung eine geeignete 
Grundlage zur tatsäcblicben Fortsetzung des alten Protektorats- 
verbaltnisses, ja sogar darüber binaus zu einer tatsäcblicben Be- 
gierung und zu tatsäcbliobem Besitz über dieses Gebiet. 

Im Jabre 1888 kam der Streit über die Mosquitofrage wieder 
zwiscben England und den Vereinigten Staaten zum offenen 
Ausbrucb.*) 

Der nicaraguaniscbe Gresandte in Wasbington beklagte sieb 
in diesem Jabre beim dortigen Auswärtigen Amt darüber, daß 
England der Erricbtung einer Nicaraguaniscben Poststelle in 
Bluefields, der Hauptstadt der Mosquito-Beservation, opponiere.. 

Die amerikaniscbe Begierung nabm diese Angelegenbetit auf. 
Unter der Bebauptung, daß die Vereinigten Staaten, die keine 
Partei des damaligen Scbiedsverf abrens gewesen, durcb den Sprucb 
des Kaisers von Osterreicb nicbt gebunden seien, leugneten sie 
das Becbt Englands, überbaupt nocb in Angelegenheiten zwiscben 
Nicaragua und den Mosquito-Indianem in irgend welcber Weise 
einzugreifen. 

Die diplomatischen Verbandlungen, die eine ziemlicb scbarfe 
Form annahmen und ibren Höbepunkt in einer sebr ausfübrlicben 
Instruktion des Staatssekretärs Bayard an defa Gesandten der 
Vereinigten Staaten in England, Mr. Pbelps, vom 23. November 
1888') und in einer kühlen Antwort des Lord Sahsbury vom 
7. März 1889 *) fanden, führten zu keinem Ergebnisse.'-^. 

Im Jahre 1894, anläßUcb eines Krieges zwiscben Nicaragua 
und Honduras rückten nicaraguaniscbe Truppen am 11. Febiuar 
in Bluefields ein, lieseitigten dort die Mosquitoflagge und rissen 
die Herrschaft an sich.^) Die englischen Lokalbehörden veran- 
laßten darauf auf Ersuchen des Mosquitohäuptlings die Landung 
englischer Marinetruppen in dem betreffenden Gebiete, und der 

>) DerSchieds8pruch8tehtMarten8,N.R.G.,2. Sei.XS.609a.Moore, 
Arbitrations, V S. 4955 ff. Veigl. such die Zusammenfassung bei Moore, III 
S. 225 ff. 

') Ve^. hier besonders die ausffihrl. Darstellung der Streitgeschichte in dem 
Schreioen Staatssekretär Fosters an den Gesandten der Vereinigten Staaten 
in England, Mr. JJncohi, vom 8. Febr. 1893, abgedruckt in F o r. K e 1. , 1893 
S. 313 ff. Yergl. auch Staatssekretär Bayard an den Minister der Vereinigten 
Staaten in England, Mr. Phelps, unter dem 23. Nov. 1888 in F o r. R e 1. , 1888 
S. 759 ff. 

») For. Rel., 1888, I S.759ff. 

*) For. ReL, 1889 S.4r>8f. 

») Vergl. For. ReL, 1894, Appendix I, Nr. 3: Mosquito-Territory; Affairs 
in Bluefields; Keasbey, S.500; Moore, III S.241f., 53. Gong. 3.sess. Sen. 
£z. Doc, 20 8. 53 ff. 
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englische Konsularvertreter, Mr. Hatch, brachte den Spezial- 
kommissionär Nicaraguas im Mosquitogebiete, Senor Lacayo, 
zum Abschluß eines am 19. März 1894 ^) abgeschlossenen, auf 
Errichtung einer provisorischen Begierung in diesem Gebiete be- 
stimmenden Abkommens. Darauf erklärte der Staatssekrejiär 
der Vereinigten Staaten der englischen Regierung, dies Vorgehen 
sei unvereinbar mit dem Vertrage von Mantagua des Jahres 1860. 
Er wies den Gesandten der Vereinigten Staaten in England, 
Mr. Bayard, in einer Instruktion vom 30. April 1894 an,^) dem 
Lord Kimberley die Hoffnung und Erwartung des Präsidenten 
auszudrücken, daß diese anormale Situation schleunig beendet 
werde, und daß keiner fremden „Agentur** erlaubt sein solle, 
der Verwaltung in der Mosquito-Beservation zu diktieren oder 
an ihr teilzunehmen. 

Die Antwort, die Lord Kimberley gab, bedeutete ein Nachgeben. 
Er erklärte nämlich in einem Literview vom 22. Mai 1894 ') dem 
Mr. Bayard, daß die enghsche Begierung keine Absicht oder keinen 
Wunsch habe, ein Protektorat in irgend einer Form über irgend einen 
Teil nicaraguanischen Territoriums auszuüben. Sie woUe vielmehr 
lediglich völlig im Zusammenwirken mit den^ Vereinigten Staaten 
im Literesse der 'Aufrechtarh^tung der Sicherheit der Untertanen 
und des Eigentums beider Länder in Befolgung des Vertrages vom 
Jahre 1850 handeln. Er erklärte femer, der britische Konsul habe 
ohne Listruktion gehandelt. 

Völlig zerstört wurde jede Grundlage einer Wiederbelebung 
des englischen Piotektorats über das Mosquitogebiet dadurch, 
daß am 20. November 1894 eine Mosquitia-Konvention sich ver- 
sammelte, die, zusammengesetzt aus den Delegiert^ aller ein- 
geborenen Mosquito-Lidianer, eine Proklamation erließ, in welcher 
sie die völlige und unbedingte Einverleibung Mosquitias in Nicaragua 
umter dem Namen eines Distrikts von Zulaya aussprachen. Dieser 
Beschluß wurde von der nationalen gesetzgebenden Versammlung 
von Nicaragua am 27. Februar 1895 gebilligt.*) 

>) F r. R e L , 1894, Appendix I S. 270. 

«) For. Rel., eod. S.271. 

') For. ReL, eod. S. 290 ff. (Bericht Bayards fiber dieses Interview 
an den Staatssekretär Gresham vom 28. Mai 1894). 

*) Veigl. Bericht des Gesandten der Vereinigten Staaten, Mr. G u c m a n » 
vom 28. Dez. 1894 zum Staatssekretär Gresham, For. Rel., 1894, Anpendix 1 
S. 860. VeigL femer |M o o r e , III S. 251, wo die Resolution der Mosquito- 
konvention abgedruckt ist. Veigl. endlich For. Rel., 1895, II S. 1034. 
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Englawlt VtrfeliM fafM Nioara|ia ia Jahre 1886. 

Dagegen hatte die Begiemng der Vereimgten Staaten nichts 
einzuwenden, als eine britische Itette am 27. Apiü 1895 den 
Hafen von Corinto im nicaragnanischen Gebiet besetzte. Der 
Gnmd fnr dieses Vorgehen war die Verhaftmig nnd die Ver- 
treibmig britischer Untertanen, besonders des britischen Eonsols 
Hatch aus Bluefields durch nicaraguanische Beamte.^) 

Die von der englischen Regierung mit dieser Besetzmig lediglich 
verfolgte Absicht war die Beitreibung eines Schadeilsersatz^uispruchs 
von 15 500 Dollar für die üble Behandlung ihrer Untertanen. 

Daß dem so sei, erklärte Lord Kimberley im Namen der eng- 
lischen Regierung dem (Gesandten der Vereinigten Staaten in 
England, Mr. Bayard, in einer Unter^tung, die kurz vor 
jenem Ereignisse am '23. November 1894 st$kttfand, aufs 
nachdrücklichste.*) Lord Kimberley bemerktg^ dabei, daß, was 
auch immer die englische Regierung zur Erlangung von Bedteß 
von Nicaragua zu fordern für notwendig erachten werde, so wurde 
dies nichts mit der Mosquito-Beservation zu tun haben. Es werde 
sich vielmehr lediglich um ein Vorgehen zur Erlangung von Ge- 
nugtuung für eine Beschimpfung handeln. 

Auf diese Versicherung hin blieb die amerikcmischeBegierung dem 
kurz darauf erfolgenden Vorgehen Englands gegenüber, das übrigens 
mit der Erlangung der geforderten Summe endete, untätig. Sie 
gab auch der Bitte Nicaraguas um Intervention in dieser An- 
gelegenheit nicht nach') und drückte es als Antwort auf dieses 
Ersuchen aus, daß sie jedwedes Recht, ihrerseits in diesen Streit 
einzugreifen, in Abrede stelle.*) 

Ergebnisse. 

Die Vereinigten Staaten haben während des ganzen Verlaufs 
der geschilderten Ereignisse die Berechtigung EInglands zu den 
Bay-Liseln sowie zu Belize oder zu Mosquitia bestritten und 
haben insbesondere das Dasein von in eine frühere Zeit als 1823 



>) Yeiel. zo dieser Episode Ann. Reg. ffir das Jahr 18d5, S. 393; For. 
Rel.ia85,fS.G96ff.,IIS.1025ff.;Keasbey, S.506ff.;Moore,IIIS.241ff. 

*) Beridit Bayards an Gresham, vom 24. Nov. 1894; For. ReL 
1894, Appendix, I S.854. 

V) Tefegramm Bakers an Giesham vom 13. Aprill895; For. Rel. 1895, 

ÄQresham an Bayard, unter dem 24. April 1896, For. Rel. 1895, 
f. 
Kraus, MoDvoadoktiin. 8 
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zuräckreichenden englischen Titeln zu einem dieser Gebiete ge- 
leugnet. 

Von ihrem Standpunkte aus war demnach das Verhalten 
der englischen Begierung ein fortdauernder, auf Kolonisation oder 
wenigstens den Erwerb von Kontrolle üb^ bereits besessenes 
amerikanisches Gebiet gerichteter Versuch und somit eine Nicht- 
beachtimg der ursprünglichen Monroedoktrin. Wenn sie bei dieser 
Sachlage sich bei dem zwisch^ England und Guatemala unter 
dem 30. April abgeschlossenen, 1859 die Grenzen der britischen 
„Ansiedelung und Besitzung in der Bay von Honduras'* regelnden 
Vertrags beschieden und auch gegenüber der formellen Erhebung 
von British-Honduras zu einer englischen Kolonie in dem Jahre 
1862 sich still verhielten, so ließen sie eine Nichtachtung der 
Monroedoktrin durchgehen.^) 

Sie taten dasselbe, indem sie die Bestimmung des Artikels I 
des mit Honduras unter dem 28. November 1869 abgeschlossenen 
Vertrages nicht beanstandeten, eine Bestimmung, die Honduras 
die Veräußerung der Bay-Inseln untersagte. 

Und endlich liegt eine ebensolche Nichtanwendung der Monroe- 
doktrin durch die Vereinigten Staaten darin, daß sie keine Ein- 
wendungen gegen die Vereinbarung einer Eeservation für die 
Mosquito-Indianer in dem zwischen England und Nicaragua am 
28. Januar 1860 geschlossenen Vertrage erhoben und sich auch 
nicht gegen die Bestimmung von San Juan del Norte zu einer 
Freihafenstadt wendeten. 

Im übrigen aber handelten die Vereinigten Staaten, die vom 
Anfang ihres Eingreifens bis zum Schluß der Angelegenheit den 
engüschen Prätentionen widerstrebten, dem Geiste der Monroe- 
doktrin entsprechend. 

Die Monroedoktrin selbst trat während des ganzenVerlauf es dieser 
Episode, bei der es sich wesentlich um Vertragsabschlüsse und Vertrags- 
auslegungen handelte, zurück. Ajidererseits fehlt sie aber auch nicht 
völlig als Argument in den diplomatischen Erörterungen. Man be- 
gegnet ihr wiederholt in dem diplomatischen Schriftenwechsel; ins- 
besondere finden wir sie in dem hervoiVagenden, bereits wiederholt 
erwähnten Statement Buchanans vom 6. Januar 1854 
angezogen, in welchem er in ausführlicher Weise den Standpunkt 



^) Siehe unten S.290f. 
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der amerikanischen Begierung zu den eben behandelten Fragen 
darlegt« Der betreffende Teil dieses Statements lautet:^) 

,,Mr. Monroe, einer unserer klügsten und taktvollsten 
Präsidenten, verkündigte es in einer öffentlichen Botschaft 
dem Kongreß, daß die amerikanischen Kontinente zufolge der 
freien und unabhängigen Stellung, die sie sich errungen haben 
und behaupten, fürderhin nicht mehr als Gegenstände für zu- 
künftige Kolonisation durch irgend welche europäischen Mächte 
anzusehen sind. Diese Deklaration ist seitdem durch die Welt 
als die Monroedoktrin bekannt geworden und hat die öffentliche 
und offizielle Sanktion nachfolgender Präsidenten ebenso wie 
einer großen Mehrheit des amerikanischen Volkes erhalten. 
Während diese Doktrin aufrecht erhalten werden wird, wenn 
immer nach der Meinung des Kongresses der Friede und die 
Sicherheit der V^einigten Staaten das notwendig macht, so 
würde ein Handeln • , .** 

Interessant ist übrigens die Bemerkung, mit der Lord Clarendon 
in seiner Antwort vom 2. Mai 1854 diesen Ausfühiungen begegnete, 
indem er erklärte:^) 

*) Vergl. CanalCorr. 1900, S. 306. Der englische Text lautet: 

„Legation of the United States, London, January 6, 1864. 

Mr. Monroe, one of onr wisest and most discreet Presidents, announced in a 
public messaee to Congress in December, 1823, that „tfae American continents, by tiie 
iree and inaependent condition wfaich they have assumed and maintained, are 
henceforth not to b^ considered subjects for future colonization bv anv European 

Sowers." This dedaration has sinoe been known throuf^out the world as tne „Monroe 
octrine.** and has reoeived the public and official sanction of subseauent Prosidents, 
as well as of a large majority of the American peoplo. Whilst ttiis doctrine will 
be maintained whenever, in the opinion of Congress, the peace and safety of the 
United States shall render this necessar^, yet to have acted upon it in Central 
America might have brought us into coUision with Great Britain, an event always 
to be deprecated, and, if possible, avoided. We can do each other the most good, 
and the most härm, of any two nations in the world, and, therefore, it is our strong 
mutual interest as it ought to be our strong mutual desire, to remain the best friends. 
To Bettle these dangerous questions, both partiee wisely resorted to friendly nego- 
tiations» which resuited in the Convention of April, läöO. May this prove to oe 
instrumental in finally adjusting all questions of difficult^ between the parties in 
Central America, and" in perpetoating their peace and mendship. 

Surel^r the Mosquito Indiana ought not to prove an obstacle to so happy a 
consummation. . . .** 

*)Br. andFor. StatePapers, XLVI S. 266; eng^cher Text: „That 
with regard to the doctrine laid down by President Monroe in 1823, concemins 
future colonization on the American continent by European states, it should 
be viewed only as the dictum of the distinguished personage who announced it, 
and not as an international axiom which ought to regulate the conduct of 
European states.*' 

8* 
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„. . . . daß mit Hinsicht auf die Doktrin, die von Präsident Monroe 
im Jahre 1823 niedergelegt worden ist, betreffs zukünftiger 
Kolonisation auf dem amerikanischen Kontinente durch euro* 
päische Staaten, sie nur als das Diktum der verdienstvollen 
Persönlichkeit, die sie ausgesprochen hat, angesehen werden 
könne und nicht äts ein internationales Aidom, das die Haltung 
der europäischen Staaten bestimmen sollte". 

Auch Staatssekretär Bayard griff im Jahre 1888 in seiner 
Instruktion vom 23. November an Mr. Phelps, in der er sich gegen 
die Fortsetzung des englischen Protektorats über das Mosquito- 
Territorium wendete, auf die Monroedoktrin zurttck, indem er 
bemerkte:^) 

„Die Vereinigten Staaten können nie die Wiedererrichtung 
eines solchen Protektorats mit Gleichgültigkeit ansehen. Nicht 
allein würde die Ausdehnung europäischen Einflusses auf diesem 
Kontinent der traditionellen und häufig ausgesprochenen Politik 
der Vereinigten Staaten entgegengesetzt sein. . . .'' 

Und endlich mag auch noch an die bereits oben angeführte 
Instruktion des Staatssekretärs Evarts an Mr. Logan 
vom 4. März 1880 *) erinnert werden, in welcher Evarts einen 
Erwerb der Bay-Inseln durch England unter ausdrücklicher Be- 
zugnahme auf die Monroedoktrin als unleidlich für die Vereinigten 
Staaten erklärte. 

Bei den zugnmde liegenden Vorgängen (mit Ausnahme des 
englischen Versuchs vom Jahre 1880, die Bay-Inseln zu kaufen) 
handelte es sich durchgängig um Nichtbeachtungen der ursprüng- 
lich en *Monroedoktrin. 

So war durch die Situation keine Gelegenheit geboten, der 
Monroedoktrin durch Anwendung auf einen von der Monroe- 
botschaft nicht umfaßten Fall einen erweiterten Inhalt zu geben. 

Nur Bayard, der in seiner Instruktion vom 23. November 
1888 jede Ausdehnung europäischen Einflusses auf den amerika- 
nischen Kontinenten schlechtweg als mit der Monroedoktrin im 
Widerspruch stehend erklärt, gibt ihr, der tatsächlichen Ent- 
wicklung vorgreifend, einen Umfang, der sogar über die von Polk 
herbdgeführte Erweitenmg hinausgeht. 



^)For. ReL 1888, IS.759fi 
>) Siehe oben S. 111. 
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d) Europäische Eingriffsversnohe und Interventionen 
in Mexiko in den Jahren 1858—1867.^) 

Den nächsten bedeutungsvollen Anwendungsfall der Monroe- 
doktrin bilden die Ereignisse, die sich um die Intervention Frank- 
reichs in Mexiko gruppieren. 

Das Vorgelien Enolandt, Frankreieht anil Spanient. 

Diese Intervention wurde eingeleitet durch ein gemeinsames 
Vorgehen Englands, Frankreichs und Spaniens gegen Mexiko. 
Den Anlaß hierfür bildete die Nichtbefriedigung vermögens- 
rechtlicher, teils auf erlittener Gewalt, teils auf Schuldverträgen 
beruhender Anspräche englischer, französischer und spanischer 
Untertanen seitens des durch langjährige politische Unruhen tief 
zerrütteten Mexikos. 

Die ersten Nachrichten von europäischen Eingrifibabsichten 
in Mexiko erhielten die Vereinigten Staaten im Jahre 1868, 

^) Aus der aoseedehnten Literatur ül>er den liier behandelten Fall veigL 
die folgende Auswahl: Dokumentarisches Material findet sich vor allem in den 
Br.and For. State Papers, der Diplomatischen Korrespondenz 
ond den For. Rel. der betreffenden Jahre. Vergl. weiter insbesondere: 

37. Cong. 2. sess. H. £ x. D o c. 100 (1861—1862): Present oondition of Mexico ; 
37. Cong. 8. sess. H. £ x. D o c. 54 (1862—1865 im Bd. VI): The president condition 
of Mexico, 88. Cong. 1. sess. S e n, £ x. D o c. 11 (1864r-1865); 39. Cong. 1. sess. 
S e n. £ X. D c. 59 (1865—1866): Fr^acb occupaüon of Mexico, 39. Cong. 1. sess. 
S e n. £ X. D c. 54 (1865—1866): Austrian Toops for Mexico (dieses Dokument 
ist auch in 39. Cong. 1. sess. S e n. E x. D o e. 73 im Appendix III enthalten) ; 39. Cong. 
l.sess. Sen. £x. Doc. 73 (1865—1866) Teil I u. II; Moore, V S.789, VI 
S. 477 ff.; Moore, Arbitrations, U S.1289ff.; Bancroft, Frederic, The 
French in Mexico, Pol. Sc. Quart, XI (1896) S.30ff.; de Barral-M., 
S. 86ff.;Beaumarchais,S. 80ff.;Callahan, James Morton, IMplomatie 
History of Üie Southern Confederaey, Baltimore 1901 ; Calv o , I, § 198 ff. S. 337 ff.; 
C6sp6des, S. 255 ff.; Daran, Victor, Le g6n6ral Miguel Miramon Notes 
sur llustoire du Mexique, Rom 1886; Domenech, Histoire du Mexique usw., 
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als sie erfahren, daß spanische Truppen und Seekräfte im 
Begriff seien, Mexiko anzugreifen. Hiermit verband sich das Ge- 
rücht, daß Spanien damit zugleich die Absicht verfolge, politischen 
EinfluB in Mexiko zu erwerben. 

Staatssekretär Cass instruierte darauf den Gesandten der 
Vereinigten Staaten in Spanien, Mr. Dodge, unter dem 21. Oktober 
1858 vertraulich dahin,^) daß die Vereinigten Staaten der Unter- 
werfung irgend eines der unabhängigen Staaten in Amerika unter 
europäische Mächte oder irgend einen direkten politischen KontroU- 
einfluß von deren Politik oder Einrichtungen nicht zustimmen 
würden. 

Er bemerkte dazu, daß diesem Entschlüsse, was auch immer 
die Konsequenzen sein würden, „unbeugsam" angehangen werden 
würde. Er beauftragte Dodge, zu günstig er Stunde die Aufmerk- 
samkeit der spanischen Begierung auf diese^Angelegenheit zu 
lenken imd sie von dem Interesse zu unterrichten, das die Be- 
gierung der Vereinigten Staaten der Sache^^tgegenbringe, und 
sie — eine deutliche Bezugnahme auf die Monroedoktrin — „zur 
selben Zeit an die damit zusammenhängende Politik eriimem, 
die wiederholt seitens der Vereimgten 'Staaten erklärt wöfSen ist 
und von der, allem menschlichen Ermessen nach, niemals ab- 
gegangen werden wird". Er erklärte weiter, daß die Gründe eines 
Krieges zwischen Frankreich und Mexiko die Vereinigten Staaten 
nichts angingen, und daß sie es nicht übernehmen, ein Urteil darüber 
abzugeben. *]hre Politik *des Zusehens — so fügte Cass an — finde 
jedoch ein Ende im Falle dauernder Unterjochung irgend eines 
Teiles des Gebietes von Mexiko oder eines anderen amerikanischen 
Staates unter irgend eine europäische Macht, welche es auch sein 
möge.2) 

Nach Absendung dieser Instruktion wurde die Begierung 
der Vereinigten Staaten übrigens durch den Spanischen Gesandten 
in Washington, Mr. Tassara, mündUch beruhigt und über die 
Absichten der spanischen Begierung dahin aufgeklärt, daß diese 
mit der Flottensendung lediglich den Schutz von Person und 
Eigentum spanischer Untertanen in Mexiko, sowie Genugtuung 
für das diesen zugefügte Ungemach im Auge habe.^) 



1) M S. In s t. , Spain XV, 187 (M., VI S. 477 f.) 
-) Moore, VI S. 478. 
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Die amerikanische Begierung beauftragte daraufhin ihren 
Vertreter in Spanien, der spanischen Begierung ihre Genugtuung 
über Tassaras Versicherung abzugeben. Sie instruierten ihn aber 
zugleich, hinzuzufügen, daß die Vereinigten Staaten die Freiheit 
Mexikos von fremder Kontrolle als wesentlich für die richtige 
Politik der unabhängigen amerikanischen Staaten ansehe und 
daß jed^ Versuch, dieses Land zu unterwerfen, oder zu besitzen 
von den Vereinigten Staaten als ein unfreundlicher Akt angesehen 
und von ihnen mit Festigkeit opponiert werden würde.^) 

Im Jahre 1859 machte auch England Anstalten, gegen Mexiko- 
vorzugehen. Am 4. April 1859 schrieb der englische Konsul an 
die Begierung der Vereinigten Staaten, die englische Begierung 
habe sich entschlossen, die Gelegenheit der Anwesenheit einer 
englischen Flotte im Golf von Mexiko dazu zu benutzen, um gegen 
die liberale Begierung in Vera Crux Schritte zu ergreifen und die 
Bezahlung der englischen Ansprüche zu erzwingen. 

Der Standpunkt der Vereinigten Staaten war dem gegenüber 
genau der gleiche wie der, den sie Spanien gegenüber eingenommen 
hatten% 

Cass instruierte unter dem 12. Mai 1859 Mr. Dallas dahin, Lord 
Malmesbury gegenüber zu erklären,^) daß die Vereinigten Staaten 
sich kein Becht i^maßten, über die Gründe von Klagen Englands 
gegen Mexiko zu Gericht zu sitzen, noch auch übeFdie von Eng- 
land zur Erlangung von Genugtuung gewählten l£ftßnahmen.. 
Er fügt dann unter Hinweis auf das tiefe Literesse der Vereinigten 
Staaten an der Buhe und Stetigkeit Mexikos einige freundliche 
^Suggestionen*' an. Endlich sprach er die Hoffnung aus, daß 
England die Entscheidung über Anwendung von Gewalt gegen 
Mexiko nochmals nachprüfen und eine gelegenere Zeit dafür ab-^ 
warten möge. 

Als im Juli 1860 England und kurz darauf auch Frankreich 
die Vereinigten Staaten dazu einlud, eine identische Note an die 
beiden streitenden Parteien in Mexiko zu senden, mit dem Vor- 
schlage der Einberufung einer Nationalversammlung zur Beilegung 
der mexikanischen Qlfeitigkeiten auf einer vernünftigen Basis^ 
lehnten die Vereinigten Staaten diesen Vorschlag ab. Sie be- 



^) G as 8 an Dodge, vertraulidi unter dem 2. Dez. 1858, M S. I n 8 1. , Spain» 
XV S.197(M., VISr478). 

•) M S. I n 8 1 , Great Britain» VII S. 190 (M., VI S. 479.) 
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gründeten diese Ablehnung mit ihrer Gegnerschaft gegen jedwede, 
insbesondere gegen eine gemeinsame ^) Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten eines unabh&ngigen Staates.*) G^graiüber der 
französischen Einladung, die ebenso wie die englische mit der 
Versicherung begleitet war, daß keine Anwendung von Oewalt 
beabsichtigt werde, erklärte Gass wiederum, daß die Vereinigten 
Staaten das Becht Frankreichs nicht in Frage stellten, die Be- 
gierung von Mexiko, wenn notwendig mit Gewfidt, dazu zu zwingen, 
ihr Gerechtigkeit zuteil werden zu lassen, daß aber die dauernde 
Besetzung irgend eines Teils von mexikanischem Territorium 
durch eine fremde Macht oder der Versuch gewaltsamen Ein- 
griffes in Mexikos innere Angelegenheiten oder der Bestimmung 
seines politischen Geschickes große Unzufriedenheit bei den Ver- 
einigten Staaten hervorrufen werde, daß die Politik der Vereinigten 
Staaten in diesem Punkte allen in der Angelegenheit interessierten 
Mächten bekannt sei und daß sie unter allen Umständen befolgt 
werd en würde.*) • 

Besondere Hervomebung verdient hier die vierte Jahres- 
botschaft des Präsidenten Buchanan vom 3. Dezember 
1860.*) Buchanan, der einer der Gegner der Beschickung der 
Panama- Konferenz gewesen war und den abl ehnen den Be- 
schluß des Hauses veranlaßt hatte,') bekennt sich in dieser Bot- 
schaft zu einem energischen Anhänger der Monroedoktrin, wenn 
er zur Bechtfertigung eines von ihm gemachten Vorschlages, 
Truppen nach Mexiko zur Herstellung der Ordnung zu senden, 
in seiner Jahresbotschaft von 1860*) erklärt: 

„Wir würden so der Verpflichtung lediff werden, uns jedem 
Versuch, dieser (der europäischen) Begierungen, unserer Nach- 
barrepublik Teile zu rauben, sogar mit Gewalt, wenn nötig, zu 
widersetzen, eine Pflicht, vor der wir nicht zurückschrecken 



^) Insoweit GnindBatE der Ahlehnnng von Allianzen, yet^ji» oben S.54f. 

*) Trescot , Acting Secretary of State ao Mr. Elgee, Secretary in Charge 
of Üie lention in MexikD, unter dem 8. August 1860, MS. Inst., Mexico XYII 
8.302(3:, VIS. 480). 

*) Gass an Faulkner, Gesandter der Verein. Staaten in Frankrdch, unter 
dem 81. August 1860, MS. Inst, France XV S. 481 (M., VI S. 480). Dieser 
Brief lehnt sich deutlich an den Wortlaut der Monroebotochaft an. 

«) Abgedruckt in Richardsons Mess., V S.646. 

•) Vagi, unten S.277ff. 

«) Ver^ Richardsons Mess., V 8. 646 und unten S. 298 Anm.3. 
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könnten, ohne die traditionelle und feststeh^ide Politik des 
amerikanischen Volkes zu verlassen." 

Nachdem dann Präsident Juarez unter dem 17. Juli 1861 
ein Dekret des mexikanischen Kongresses verkündet hatte, wo- 
nach alle Zahlungen Mexikos an ausläo^sche Gläubi ger für zwei 
Jahre suspendiert wurden,^) kanTes am 31. Oktober 1861 zwischen 
England, Frankreich und Spanien zu einem Abkommen*) über 
ein gemeinsames Vorgehen dieser Begierungen gegen Mexiko zur 
Beitreibung ihrer Ansprüche. 

Im Artikel I dieser Konvention vereinbarten sie, diejenig e 
Anzahl von Land- und Seestreitkräften nach Mexiko zu senden, 
welche zureichend sei, die verschiedenen Forts und militärischen 
Stellungen an der mexikanischen Seeküste zu besetzen. 

Artikel II sah au sdrücklic h vor, daß die Parteien sichjpgen- 
seitig binden: 

„bei der Anwendung der in der gegenwärtigen Konscention 
v orgese henen Zwangsma^egeln nicht für sich selbst irgend 
welchen Gebietserwerb oder irgend welchen Sondervorteil zu 
erstreben, noch während der folgenden Vorgänge in Mexiko 
irgend einen besc hränk enden Einfluß auf die mexikanische 
Nation in bezug auf die freie Wahl^d Errichtung ihrer eigenen 
Begierungsfoim auszuüben*'. '^ "^ 

Diese Konvention wurde der Begierung der Vereinigten Staaten 
durch gemeinsame Note vom 4. Dezember 1861 ') übei^ttelt 
und sie nach Artikel IV des Abkommens zum Beitritt eingeladen. 
Die amerikanische Begierung lehnte diese Einladung wiederum 
ab. Staatssekretär Seward erklärte in einem Schreiben vom 4, De- 
zember 1861 an die Bepräsentanten der drei Begierungen, Tassara, 
Merder und Lord Lyons, in dem er diese Abl^nung begründete,*) 
erneut, daß der Präsident der Vereinigten Staaten das Becht 
der drei Mächte nicht in Zweifel ziehe, für sich selbst zu ent- 
scheiden, ob sie Grund zur Klage gegen Mexiko hätten und ob sie 

i)Br.andFor. StatePapers.Bd.LII S.294, wo der Text des Dekrets 
abg;edniekt ist 

>) Text dieser Konvention, Härtens, N.R.6., XVII P.2 S.143 a. 
87.Cong. 2.8efl8. H.Ex. Doc. 100, S.186ff. 

') 87.Cong. 2.8088 H. £x Doe. 100, S.186. 

<) 87. Gong. 2. sess. H. E z. D o c, Nr. 100 S.187 o. B r. an d Fo r. S ta te 
Paper8,l861 1862, S.3d4ff. 
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zur Erlangong von Bedreß einzeln oder gemeinsam zum Kriege 
gegen Mexiko schreiten wollten. Er wiederholte aber wiederum 
das tiefe Interesse der Vereinigten Staaten an der Einhaltung der 
von ihnen vereinbarten Verpflichtung» keinerlei Macht vermehiung 
in Mexiko zu erstreben. Gleichzeitig drückte er seine Befriedigung 
über diesen Teil der geschlossenen Abkommens aus. 

England und Spanien scheinen tatsächlich keine diesem Ab- 
kommen zuwiderlaufenden Absichten gehabt zu haben. Das vcl- 
sicherten sie ebenso wie Frankreich fortgesetzt der Begierung der 
Vereinigten Staaten.^) 

Diese hatten ihre ganze diplomatische Kunst erschöpft, um das 
drohende Vorgehen zu hindern. Wir hatten oben gesehen, daß 
die amerikanische Begierung die engUsche darum ersucht hatte, 
ihre Maßnahmen wenigstens hinauszuschieben. Fernerhin hatte 
der Präsident sich vergeblich bemüht, vom Senate die Ermäch- 
tigung zu erlangen, Truppen der Vereinigten Staaten nach 
Mexiko zu senden, um durch Herstellung der Ordnung dort 
die Gründe für ein europäisches Eingreifen auszuschließen. 
Weiterhin ließ er auch durch den Staatssekretär Verhandlungen 
darüber einleiten, daß die Vereinigten Staaten unter gewissen 
Bedingungen, vor allem unter der Voraussetzung, daß Frankreich 
und England von Zwangsmaßnahmen absehen sollten und gegen 
Verpfändung mexikanischen Gebietes an die Vereinigten Staaten 
zu ihrer Sicherheit für fünf Jahre die Zinsen der mexikcmischen 
Schuld zahlen wollten.*) 



^) Über die wahren Absichten Napoleons veigl. besonders die Instruktion, 
die er unter dem 3. Juli 1861 von Fontainebleaa ans an den General Forey vor 
dessen Abreise nach Mexiko sandte. Dieses Schreiben ist abgedruckt in Ar eh. 
Dipl., 1863, II S. 882 ff. Napoleon schrieb: 

„La but h atteindre n*est pas d'imposer aux Mexicains une forme de gonveme- 

ment qui leur serait antipatique II \a sans dire que, s'ils pr6förent une monar- 

chie, il est de rint6r§t de la France de les appuyer dans oette ^oie . . . Nous a\ons 
int6rdt k ce que la r^publiaue des EtatsrUnis seit puissante et prosp^re, nuds nous 
n*en avons aucun k ce qu'elle empare du tout le eoife du Mexique, aomine de ]k les 
Antilles ainsi que TAm^que du Sud» et seit la seul dispensakioe des produits 
du nouveau monde .... Nous aurons stabil notre iniluenoe bienfaisante au 
centre de FAm^rique; et cette influence en cr6ant des d^bouch^s immenses k notre 

commerce, nous procurera les mati^res indisp^isable k notre Industrie 

Aujourdliui donc, notre honeur müitaire engag6, l'exigenoe de notre politique, 
rint6r6t de notre industrie et de notre commerce tout nous Mi un devoir de mardier 
sur Mexico, d'y planter hardiment notre drapeau, d'y 6tablir seit une monarchie, 
si eile n'est pas incompatible avec le sentiment national du pays, seit tout au moins 
un gouvemement qui promette quelque stabilit^'* 

*) Ver^. hi^ besonders den Auftngsbrief Sewards an Mr. Corwin vom 
2. September 1861, enthalten in 37. Gong. 2. sess. H. E x . D o c. , Nr. 100 S. 22. 
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Auch diese Idee — wie sie übrigens später in dem domikanischen 
Schuldenfalle erfolgreich durchgeführt wurde ^) -^ mißglückte 
sowohl an der Stellung der drei Mächte ihr gegenüber,') sowie an 
dem Widerstreben, daß sich in den Vereinigten Staaten selbst 
dagegen geltend machte« Sogar der Gesandte der Vereinigten 
Staaten in England, Mr. Adams, war gegen den Plan ') und auch 
der Senat nahm gegen ihn in der Sitzung vom 25. Februar 1862 
Stellung.«) 

Der Regierung ^der Vereinigten Staaten waren durch den 
amerikanischen Bürgerkrieg die Hände gebunden. Und so bUeb 
ihr weiter nichts übrig, als unter fortgesetzter Betonung ihres von 
Anfang an in der Angelegenheit präzisierten Standpunktes den 
Versicherungen der drei europäischen Mächte zunächst Glauben 
zu bezeigen. 

Frankreichs Intervention 

Sie war auch dann nicht in der Lage ihre Haltung zu ändern, 
als am 9. April 1862 die Konvention der drei Staaten vom 31. Ok- 
tober 1861 durch England und Spanien aufgehoben wurde, beide 
Mächte, die Frankreichs wahre Absichten erkannt hatten, sich 
von Mexiko zurückzogen,*) während Napoleon unter dauernder 
Verstärkung der französischen Truppen die Einnahme Mexikos 
vornahm. 



») Siehe unten S. 217 ff. 

*) Yeigl. dazu Br. and For. State Papers, 52 S. 826 ff., besonders 
den Brief J^ord L y o n s im £arl Russell vom 10. Sept. 1861. 

') Schreiben vom 1. Nov. 1861 an Seward in 37. Gong. 2. sess. H. E x. D o c. , 
Nr. 100 S. 201 ff. Adams nahm in diesem Schreiben übrigens auf die Monroedoktrin 
ansdrücUich Bezug, indem er sa^: „The view oostumarily taken in Europe is 
that their govenmient is disposed to resist aU foreign intervention in Mexico not 
upon anv prindple but simpiy because it is itself expecting, in due course of time, 
to absorbe tiie whole oountry for its own benefit. Hence any proposal like that 
which I have the honor to receive, based upon the mortage of proportions of Mexican 
territory as security for engagements entred into by the United States, naturalis 
beoomes a ground of an outory that this is but Üie preliminary to an entry for inevi- 
table forecfosure. And Üien foUow the argument that if this process be lep;itimate 
in one case, why not equallv in all. As against Great Britain and France it would 
be difficnlt to opnose to this the abstract prindple contained in yrh&t has been 
denominated the Monroe Doctrine , nowever just in substance. . .*' 

•) Vergl. Cong. Globe, 37. Cong. 2. sess., 1861—1862, P.l S.W7. 

*) Vergl. 37. Gonf. 3. sess. H. £ x. D o e., Nr. 64 S. 48: Gemeinsamee Sdueiben 
der Vertreter von England, Frankreidi u. Spanien an den mexikanischen Minister 
für auswMage Angelegenheiten, Sefior DobJada. 
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Noch am 21. Juni 1862 sohrieb Staatssekretär Seward dem 
Gesandten der Vereinigten Staaten in Paris, Mr. Dayton, folgende 
Worte: i) 

,,Frankreioh hat ein Becht, Krieg gegen Mexiko zu führen 
und selbst den Grmid dafür zu bestimmen. Wir haben ein 
Becht und ein Interesse, darauf zu bestehen, daß Frankreich 
den geführten Krieg ni(dit dazu benutze, in Mexiko eine anti- 
republikanische und antiamerikanische Begierung zu errichten, 
oder dort eine solche Begierung zu unterhalten. Frankreich 
hat solche Absichten abgeleugnet und wir, ganz abgesehen 
davon, daß wir diesen in offener und ehrenhafter Art und Weise 
abgegebenen Versicherungen Glauben scGenken müssen, hätten 
jedenfalls auf eine Veiletzung derselben zu warten und ihr 
nicht vorzugreifen/* 
Zu Anfang des Jahres 1863 setzte Napoleon III. in Mexiko 
eine von ihm völlig kontrollierte Begierung ein. Am 10. Juli 1863 
nahm er dessen Hauptstadt ein und Ueß am 11. JuU 1863 durch 
eine Notablen- Versammlung beschließen, daß Mexiko eine erbliche 
monarchische Begierungsform und als Herrscher e^en katholischen 
Prinzen haben solle, der den Titel „Kaiser** annehmen solle, sowie 
daß die Krone dem Erzherzog Ferdinand Maximilian von O steg eich 
oder eventuell einen von ihm (Napoleon III.) zu bestimmendem 
Fürsten anzubieten sei. 

Da änderte sich der Ton der Diplomatie der Vereinigten Staaten. 
In den um diese Zeit ergangenen Instruktionen und ^ijjt^ungen 
des amerikanischen Auswärtigen Amtes kommt in zwar vor- 
sichtiger, jedoch steigend bestimmter Weise der Gedanke zum 
Ausdruck, daß das Verhalten der französischen Begierung nur 
schwer mit ihren häufig gemachten Versicherungen ve reinb art 
werden könne, es sei ihr bei ihrem VorgehenHediglich um die Bei- 
treibung ihrer vermögensrechtlichen Ansprüche Mexiko gegenüber 
zu tun und ihr läge jede Absicht auf den Erwerb politischer Kon- 
trolle in Mexiko' fem. Und femer drückt sich in dieser Korre- 
spondenz der Gedanke aus, es sei unter solchen Umstanden schwer 
für die Vereinigten Staaten, ihre Neutralität aufrecht zu erhalten.') 

^} 37. Gong. 3. sess.. H. £ z. D o c. , Nr. 64 S. 630. 

*) Seward an Motley, Gesandter der Vereinkten Staaten in Österreich, 
onterdonll. Sept 1803 in Dipl. Gor r. 1863, S. 629. Derselbean Dayton 
onter dem 21. Sept 1863 (eod. S. 703), dem 26. Sept 1863 (eod. S. 709 iL) und 
imter dem 23. Okt 1863 (eod. S. 726). 
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Was den Plan der Erwählong Maximilians zum Kaiser von 
Mexiko anlangte, so instruierte Staatssekretär Seward den Ver- 
treter der Vereinigten Staaten in Paris, Mr. Dayton, unter dem 
23. Oktober 1863 folgendermaßen:^) 

„Glucklicherweise hat man die französische Begierung 
nicht darüber in Unkenntnis gelassen, daß nach Ansicht der 
Vereinigten Staaten die dauernde Aufrichtung einer fremden 
und monarchischen Begierung in Mexiko sich weder einfach 
noch wünschenswert zeigen wird. Sie wollen Mr. Drouyn de 
l'Huys davon in Kenntnis setzen, daß wir auf dem gleichen 
Standpunkte verharren.** 
Andererseits erklärte Staatssekretär Seward in einem ver- 
traulichen Schreiben vom 11. Januar 1864 an Mr. Dayton,') 
daß eine am 11. Januar 1864 im Senat von Senator Mc Dougal 
eingebrachte (übrigens nicht durchgegangene) gegen Frankreichs 
Vorgehen in Mexiko gerichtete Resolution*) nicht in Überein- 
stimmung mit der PoUtik des Präsidenten sei, wenn sie auch Be- 
achtung in Paris veidiene. 

Am 4. April 1864 wurde vom Hause einstimmig folgende Be- 
solution beschlossen:^) 

„Der Kongreß der Vereinigten Staaten ist nicht willens, 
durch Schweigen die Nationen der Welt unter dem Eindrucke 
zu halten, daß er ein gleichgültiger Zuschauer der beklagens- 
werten Ereignisse sei, die jetzt in der Bepublik Mexiko vor sich 
gehen, und daß er es für angemessen erachtet, zu eiklären, es 
lasse sich nicht mit der Politik der Vereinigten Staaten in Ein- 
klang bringen, eine monarchische Begierung anzuerkennen, 
die auf den Buinen einer republikanischen Begierung in Amerika 
unter den Auspizien einer europäischen Macht errichtet ist.** 

Die Exekutive der Vereinigten Staaten fühlte sich mit Bück- 
sicht auf die infolge des Sezessionskrieges in den Vereinigten Staaten 
bestehende Lage noch nicht imstande, entscheidende Schritte 
gegen Frankreich vorzunehmen und einen Krieg mit dieser Nation 
in diesem Zeitpunkt zu riskieren. 

^) Dipl. Gorr. 1868, II S. 726. 
«) MS. Inst. France XVI S.604; Moore, VI S. 497). 
») Cong. Globe,38.Cong. l.sess. (1863—1864) P.l S.146. 
«) Gong. Globe, 88. Gong, l.sess. (1863—1864) P.2 S.1408 o. 1426. 
Ffir den Text siehe M o o r e , VI S. 496. 
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, Ihr damaliger Standpunkt kommt in einer Instruktion Sewards 
an Dayton vom 7, April 1864 ^) zu klarem Ausdruck. Seward 
erklärte in diesem Schreiben» daß diese Resolution die einmütige 
Stimmung des amerikanischen Volkes für Mexiko richtig zum 
Ausdruck bringe, daß es aber eine andere Frage sei, ob die amerika- 
nische Regierung es für notwendig oder angemessen halte, sich 
gegenwärtig ihrerseits selbst im Sinne dieser Resolution auszu- 
sprechen. Er wies weiterhin Dayton an, der französischen Re- 
gierung zu erklären, daß der Präsident zur Zeit nicht beabsichtigte, 
von seiner bisher dem Kriege zwischen Frankreich und Mexiko 
gegenüber verfolgten Politik abzugehen, daß die Resolution nicht 
auf den Vorschlag der amerikanischen Regierung ergangen sei, 
und daß das Auswärtige Amt die französische Regierung von einem 
etwaigen Wechsel ihrer Politik zu rechter Zeit unterrichten werde. 

Tatsächlich handelte die amerikanische Regierung jedoch 
völlig im Geiste jener Resolution« 

Schon durch Instruktion vom 27. Februar 1864 ') hatte sie 
ihrem Gesandten in Paris Anweisung erteilt, sich jeden Verkehrs 
mit Maximilian, der nach Paris zu kommen beabsichtigte, zu 
enthalten, falls er irgendwie in der Rolle einer mexikanischen 
Autorität auftreten sollte. 

Sie behandelten die von ihnen anerkannte Regierung des 
Präsidenten Juarez dauernd als die eüizig für sie in Mexiko be- 
stehende und lehnten es konsequent ab, mit Maximilian amtlichen 
Verkehr zu pflegen oder ihn gar anzuerkennen.') Insbesondere 
weigerte sich Präsident Johnson, Maximilians Kammerherm 
DogoUado, den Überbringer von Maximilians Beileidsbezeugung 
anläßUch Lincols Ermordung, zu empfangen oder auch nur Maxi- 
milians Beileidsbrief anzunehmen. 



») M S. Inst. France XVII, 43 (M., VI S. 498). 

«) Dipl. Corr. 186,4 III S. 46. 

3) Verd. hier besonders Dipl. Corr. 1866, III S. 484 ff.: Step taken by 
Maximilian to obtain from the Government of United States a Reoognition of the 
so called Empire of Mexico'^ und dort insbesondere Stewards Memorandum 
S. 486 ff. Vergl. femer schon vorher das Schreiben Daytonsan Seward vom 
9. Okt. 1863 über den Versuch DrouynderHuvs's^die Vereinigten Staaten 
zur Anerkennung Mexikos zu bringen. Vergl. weiter 39. Cong. 1. sess. H. £ x. Do c. 73 
S. 673 ff. : Attempts at recoenition bv Maximilian ; vergl. endlich auch Montolons 
Schreiben vom 29. Nov. 1866 mit der Kopie einer lustruktion des französischen 
Ministers für auswärtige Angelegenheiten an den Marquis von Montolon vom 18. Okt. 
1866, in welchem er nochmals sich fOr die Anerkennung Maximilians verwandte. 
(39. Ck>ng. 1. Sess. S e n. £ x. D o c. , 6 S. 98). 
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Nachdem endlich die amerikanische Begieiung freie Hand im 
Sezessionskriege bekommen hatte, wechselte sie auch völlig ihre 
vorsichtige Haltmig und ging am 16. Dezember 1865 zu einer 
deutUchen Kriegsdrohung über. 

Staatssekretär Seward instruierte unter diesem Tage den 
Gesandten der Vereinigten Staaten in Paris, Mr. Bigelow,^) 
folgendermaßen: 

,,Es war die Absicht des Präsidenten, daß Frankreich 
respektvoll über zwei Punkte unterrichtet werden sollte, nämlich; 

erstens: daß die Vereinigten Staaten ernstlich wünschen, 
eine aufrichtige Freundschaft mit Frankreich fortzusetzen und 
zu pflegen; 

zweitens: daß diese Politik unmittelbar aufs Spiel gesetzt 
werden würde, wenn Frankreich es nicht mit seinem Interesse 
und seiner Ehre vereinbar hält, von weiterer bewaffneter Inter- 
vention in Mexiko zum Zwecke des Umsturzes der dort be- 
stehenden inneren repubUkanischen Regierung und der Er- 
richtung der fremden Monarchie auf deren Buinen, welche man 
in der Hauptstadt jenes Landes einzurichten den Versuch ge- 
macht hat, abzustehen.*' 

Eine lange diplomatische Korrespondenz folgte. Sie wurde 
von den Vereinigten Staaten in einer Weise geführt, daß 
Napoleon III. nicht darüber in Zweifel sein konnte, das Verweilen 
der französischen Truppen in Mexiko werde den Krieg zwischen 
Frankreich und den Vereinigten Staaten bedeuten. Auch der 
Kongreß der Vereinigten Staaten, der sich jetzt häufig mit der 
Angelegenheit beschäftigte, nahm eine immer feindseligere Haltung 
gegen Prankreich an.*) 

») 39» Gong. 1, sess. H. E x. D o c. 73, P. 2 S. 496 ff. 

») Verd. C n g. G 1 b e , 39. CJong. 1. sess. (1866—1866) S. 18, 19, 22, 46. 
70. 811, lOS. 3217j 3261 (Haus); S.17, 77, 3603 ff., 3660 (Senat). 

S c h m i t , Ritter von Tairera gibt im II. Bde. sdnes Werkes auf S. 60 f. 
je eine Resolution des Hauses und des Senats, die im Dez. 1866 angenommen 
worden sein sollen und sich mit größter Sch&rfe gesen die französische ätervention 
in Mexiko aussprechen« Die betreffende Senatsresolution erklärt^ nadi dieser Stelle, 
daß Napoleons Verhalten „dem Geiste der anerkannten Politik und den histitutionen 
der Vereinigten Staaten'^ widerspreche und fihrt fort, „der Präsioent wird daher 
au^forder^ die ausgesprochene Politik und die Interessen der Veremigten Staaten 
zu wahren''. ImCong. Globe findet sich nichts darüber, daß derartige Reso- 
lutionen in der 1. Sess. des 39. Kons. (1866—1866) angraommen worden seien. 
Haus wie Senat haboi im Dezember lo66 je einen vom I&pras^tanten Schonck 
bezw. vom Senator Wade eingebrachten, dem Sinne der von Schmit von Ta\era 
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Außerdem sandten dieVereinigten Staaten den General Sheridan 
mit 50 000 Mann an die mexikanische Grenze, und es fanden Ver- 
handlungen über die Einreihung dieser Armee in die republika- 
nischen Truppen Mexikos statt.^) 

Aus allen diesen Gründen beschloß Napoleon endlich die 
Zur^kziehung des französischen Expeditionskorps aus Mexiko, 
eine Entscheidung, die am 5. April 1866 im „Moniteur*" erschien,') 
am 21. April 1866 der Regierung der Vereinigten Staaten mit- 
geteilt*) und nach langem, von den Vereinigten Staaten durch 
deutliche Kriegsdrohungen für den Fall weiteren Verbleibens der 
französischen Truppen in Mexiko im Frühjahr 1867 erzwungen 
wurde.*) 



aüerten Resolution entsprechenden Antraf aa das Komitee für auswärtige An- 
gelegenheiten verwiesen, aus dem sie ni^t zurückgekommen zu sem steinen, 
liine vom Senat an demselben Tage angenommene Resolation veikngt 
vom Präsidenten Anskonft ,4n Kmrd to a barbarons decree, issned by ti^e so- 
eaJled Emperor of Mexico, under date of October 3, 1865 orderine all Mexicans 
who bravBiy deiend the seoed cause of their independenee, either m their battle- 
field or otherwise, to be shot withont any form or trial, and what representations 
if any, have been made by tiie govemment on that subject''. (eod. S. 17.) 

Auch die in Frage Kommenden Senats- und Hansjoumale enthaltui nidits 
fiber die Annahme von Resolutionen, wie sie Sdmiit von Tavera angibt 

^) Vergl. Moore, VI S. 498 f. und besonders die in der Anmerkung auf 
S. 499 angegebenen Quellennachweise. 

*) Veid. Bigelo w an Seward unter dem 16. April 1866, 39. Gong. 1. sess. 
H. Ex. Doe. 99, S.42. 

') Siehe 39. Gong. 1. sess. House, £ x. D o c. 93, 8. 48 ü, 

*) Ver]^. besonders Ptlsident Johnsons Jahresbotschaft vom 3. Dez. 1866 
in Richardsons Mess. , VI S. 446 ff., besonders S. 466 ff. 

Vergl. femer Sewards Schreiben an Bigdow vom 23.Nov.l866. In 
diesem Schreiben beauftragt Sewaid Bigelow gegen den Beschluß des Kaisers, 
die Zurftckziehung der Truppe heraussuschieb^, Einsimich zu erhebcm. Er be* 
merkt dabei: „ lou will tnerefore state to the Emperors Government, that tbe 
President smcerely hopes and expeets, that tiie evacuation of Mexico will be carried 
mto effect with such oonformi^ to the existing agreement as ihe inopportune 
complication windi calls for this despa^ch shall ulow. Instructions will be issued 
to the U. S. military forces of Observation to await in every case special dire<^ns 
from the Presidoit This will be done with a confident expectation that the telegraph 
or mail may seasonably bring us a satisfactory resolution from tiie Emperor in reply 
to this note.^* 

Ed^ington, S. 119ff. bdiauptet, die Vereinigtai Staaten hätten die 
Monroedoktrin verletzt, indem sie sich mit Frankreich in ein Abkommen dahin- 
gehend eingelassen hätten, daß sie sich nach der EviJmation Mexikos von den fran- 
zönschen Truppen nicht in mexikanische Angelegenheiten misdien wollten. Tat> 
sächlich hat Staatssekretär Seward am 12. Februar 1866 in der Antwort auf 
ein Schreiben Montolons vom 29. Jan. 1866 ledididi erklärt: „Fnince need 
not for a moment delay. . . her puttine i^e prindple of non-intervention Into füll 
and oomplete practice in regara to Mexico thought any apprehension that tiie 
United States will prove unfaüfafull to the principle and policy in that respect 
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Österreiohitcher InterventioRtvertiob. 

Dieselbe feste Haltung nahmen die Vereinigten Staaten ein, 
als sie erfahren, daß Anstalten gemacht würden, die französischen 
Trappen in Mexiko durch österreichische zu ersetzen. 

Der Gesandte der Vereinigten Staaten in Wien, Mr. Motley, 
erhielt unter dem 6. April 1866 den Auftrag, in Wien zu erklären, 
daß die Vereinigten Staaten der Ansicht seien, ein Betreiben von 
Feindseligkeiten österreichischer Untertanen in Mexiko unter 
dem Kommando und mit der Sanktion der österreichischen Re- 
gierung bedeute den Zustand des Krieges zwischen Mexiko und 
Österreich, ein Krieg, dem gegenüber die Vereinigten Staaten nicht 
unbeteiligte und neutrale Zuschauer bleiben könnten.^) Außerdem 
wurde Motley durch Schreiben vom 30. Ap. il 1866 angewiesen, 
im Falle der Absendung von österreichischen Truppen nach 
Mexiko Qpfort Wien zu verlassen.') 

Diese Haltung veranlaßte die österreichische Begierung zur 
Aufgabe ihres Planes. Sie teilte am 20. April 1866 den Vereinigten 
Staaten mit, es seien Schritte er^iffen worden, die Abfahrt öster- 
reichischer Volontäre nach Mexiko zu verhindern.') 

Damit war der Zusammenbruch der fremden Macht in Mexiko 
besiegelt, Napoleons Pläne waren gescheitert und die freinzösische 
Intervention war mißglückt. 

Ergebiltte. 

Während des ganzen Verlaufs dieser Angelegenheit sind wir 
der Monroedoktrin nur vorübergehend begegnet.^) Die diplo- 
natischen Erörterungen sind ohne sie geführt worden. 



Tvhidi, on their behalf, it has been my duty to maintain in tfais now very lengthened 
ooinspondenoe". (39. Ck)ng. 1. sess. H. £ z. D o c. 93, S. 27 ff.) 

Dronyn de L ' H u y s hatte sich zwar diese ibrklSnin^ zu Nutze gemacht, 
in semem Antwortschreiben vom 5. April 1866 an den Marqms von Montolon zu 
erU&ren: „We receive this assnranoe witfa entire oonfidenee and we find therein a 
snffident garanty not any longer to delav üie adoption of measores intended to 
prepare for the retom of onr anny** (eod. S. 42). Der Marqnis von Montolon sandte 
aoftragsgemäß dieses Sehreiben am 21. April 1866 an Mr. Seward. Wie in dieser 
nmzen ^getoeenheit eine Nichtachtong der Monroedoktrin dnroh die Vereinigten 
Staaten za erblicken ist^ sei unerfindlich. 

Vei^ andererseits unten S. 180 Anm. 1. 

>) 39. Gong, l.sess. Sen. Ez. Doc Nr. 54 S.6. 
>) 89. Gong, l.sess. Sen. Ex. Doe. Nr. 64 S.IO. 
*) 89. Gong, l.sess. Sen. Ez. Doc. Nr. 54 S.18 (Graf Mensdorf an 
Motky). 

«) Yei|^ dazu insbesondere das Sdireiben von Gass an Dodge vom 21. Okt. 
Kraus, HomoedoktxiiL 9 
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Andererseits ist die von den Vereinigten Staaten in dieser 
Angelegenheit eingenommene Haltung vielleicht der klarste An- 

Uwendungsfall der Monroedoktrin, der bisher vorliegt. 
^ Das Vorgehen Napoleons III. war ein Unternehmen, Frank- 
reichs politische Machtstellung in Amerika dadurch zu vergrößern, 
daß er die Kontrolle der mexikanischen Begierung und die Lenkung 
der Geschicke dieses Landes an sich zu bringen versuchte. Seine 
Handlungsweise stand also in denkbarster Deutlichkeit mit der 
Monroedoktrin in Widerspruch, wie auch fast einstimmig in der 
Literatur anerkannt wirdt^) Die Haltung der Vereinigten Staaten 
dem gegenüber war die Geltendmachung eines mit Kriegsdrohungen 
begleiteten Verbotes an Frankreich zu solchem Tun verbunden 
mit der Aufforderung, durch Zurückziehung der französischen 
Truppen aus Mexiko die bereits erlangte Machtstellung in Amerika 
aufzugeben. 

Der Einspruch gegen die von Österreich getroffenen Veran- 
staltungen, die französischen Truppen in Mexiko durch öster- 
reichische zu ersetzen, dagegen war dazu bestimmt, die tatsächliche 
Aufrechterhaltung der durch die französische Intervention in 
Mexiko dort bereits begründeten europäischen Kontrolle über 
Mexikos Geschicke zu verhindern. 

In beiden Fällen brachten danach die Vereinigten Staaten den 
Gedanken der Monroebotschaft zur praktischen Anwendung, der 
dort dahin formuliert worden war, die Vereinigten Staaten könnten 
eine Einmischung irgend einer europäischen Macht in die Ange- 
legenheiten einer selbständigen amerikanischen Begierung zum 
Zwecke ihter Unterdrückung oder um irgendwie ihr Schifiksal zu 
bestimmen „in keinem andern Lichte denn als die Kundgebung 

1861, das oben S. Il8 erw&hnt ist. Vei^. femer den oben S. 123 Anm. 2 angeführten 
Brief A d a m s an Sewaid vom 1. November 1861. 

Es ist übrigens interessant hervorzoheben, daß sich aus einem Briefe August 
Koerners, des Gesandten der Vereinigten Staaten in Spanien im Jahre 1863 
an die Zeitschrift ,,The Nation*' vom 80. Januar 1896 S. 96 erdbt, daß Staats- 
sekretär S e w a r d in einer Depesche an Koemer vom April 1863 (Nr. 51) eine 
Meinungsäußerung Eoemers gegenüber dem spanischen Minister des Auswärtigen, 
Marschall Serrano, dahingehend, die französische Intervention in Mexiko verletze 
die Monroedoktrin, mißbilligte. Nach diesem Schreiben Koemers an die ,J^ation'^ 
hat Staatssekretär Seward es weiterhin veranlaßt, daß diese Mißbilligungs- 
adresse dem französischen Minister für auswärtige Angelegenheiten vorgelesen 
wurde. 

^) Stapleton, Intervention usw., London 1866, S. 261, behauptet, 
weder Endands, Frankreichs und Spaniens gemeinsames, nodi Frankreichs ge- 
trenntes Vorgehen in Mexiko sei eine Verletzung der Monroedoktrin gewesen. 
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eines unfreundlichen Verhaltens gegenüber den Vereinigten Staaten 
ansehen**. 

Die geschilderten Begebenheiten interessieren aber nicht nur 
als eine Wiederbestätigung und Anwendung dieses Teiles der ur- 
sprünglichen Monroedoktrin. 

Gegenüber dem gemeinsamen englisch-französisch-spanischen, 
zum Zwecke der Beitreibung von Schuld- bez. Ersatzansprüchen 
gegen Mexiko vorgenommenen, der französischen Intervention 
vorausgehenden Vorgehen enthielt die Eegierung der Vereinigten 
Staaten sich jedweden Eingreifens. Sie brachte es hier ebenso wie 
zu Anfang der französischen Sonderintervention wieder und wieder 
als ihren Standpunkt zum Ausdrucke, daß sie es nicht unternähme, 
jedwedem Vorgehen europäischer Mächte gegen amerikanische 
Staaten schlechtweg zu widerstreben, daß sie vielmehr lediglich 
den Zuwachs poUtischer Macht europäischer Staaten in Amerika 
verhindern wolle und daß ihre Stellung gegenüber europäischer 
Tätigkeit in Amerika sich unter diesem Gesichtspunkte bestimme. 

Sowohl die Haltung wie zahlreiche Erklärungen der Regierung 
der Vereinigten Staaten während dieser mexikanischen Ange- 
legenheit bringen es mit antitetischer Schärfe zum Ausdruck: 

Die Monroedoktrin richtet sich nur gegen die 
Vermehrung politischer Macht europäischer Staaten 
in Amerika, sie bezieht sich jedoch nicht auf jedwedes 
Vorgehen europäischer Mächte gegen amerikanische 
Staaten schlechthin.^) 



e) Die Ausbildung der Polk'schen Erweiterungen 
der Monroedoktrin durch Präsident Grant. 

(Cuba und Santo-Domingo um 1870).^) Allaewelnes 

Die auf den Erwerb von Gebiet oder wenigstens von politischer 
Kontrolle im mittleren Amerika gerichtete PoUtik Englands hatte 
den Vereinigten Staaten Aialaß zur Wiederanwendung und Wieder- 
bestätigung des gegen europäische Kolonisation in Amerika ge- 
richteten Teiles der ursprüngUchen Monroedoktrin gegeben. 

^) Vergl. mehr hierüber unten S. 244 ff. 

*} Veigl. zu Guba die oben anf S. 62 f. und 94 fi. und unten auf S. 324 ff. 
gemachten Ausführungen. Für die Literatur au Guba vergl. unten S. 324 
Anm. 1; zu Santo Domingo veigl. die unten auf 8.217 ff. gemachten 
Ausführungen, so^ie die literatnrangaben unten S. 217 Anm. 1. 

9* 
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Die auf gewaltsamen Erwerb von politischer Macht in Mexiko 
gerichteten Versuche Franki^chs waren Anlaß für eine energische 
Anwendung des Verbotes politischen Machtzuwachses europäischer 
Mächte in Amerika geworden. 

Die in der historischen Beihe der mit der Monroedoktrin ver- 
bundenen Ereignisse nächsten Begebenheiten stehen in unmittel- 
barer Be2dehung zu den Ausbildungen und Erweiterungen der 
ursprünglichen Monroedoktrin, wie sie Präsident Polk vorge- 
nommen hatte. 

Es ist ein seltsamer Zufall, da£ Präsident Grant ebenso wie 
Polk zweimal, und zwar in den Jahren 1869 und 1870 Gelegenheit 
fand, sich mit dem Verbote europäischen Machtzuwachses in 
Amerika in zwei Botschaften zu beschäftigen und dieses Verbot 
ganz im Sinne seines Amtsvorgängers Polk anzuwenden und aus- 
zubilden. 

Dies geschah das erstemal in seiner Jahresbotschaft vom 
6. Dezember 1869.^) 

firtats Botschaft vom 6. Dezember 1809 
ia Bezog auf Cnba. 

Diese Botschaft bezog sich auf den damals in Guba wütenden 
Bürgerkrieg« 

Die Begierung der Vereinigten Staaten hatte sich nach dem 
im Jahre 1868 erfolgten Ausbruche des sogenannten zehnjährigen 
Krieges in Cuba*) sehr bald um Wiederherstellung der Buhe und 
des Friedens auf dieser Insel bemüht. Sie hatte ihren neu ernannten 
Gesandten in Spanien, den General Sickles, durch Instruktion 
vom 29. Juni 1869 dahin beauftragt, mit der spanischen Begierung 
über die Leistung guter Dienste zur Beendigung dieses Bürger- 
krieges Verhandlungen anzuknüpfen.') 

Die beiden Begierungen hatten sich jedoch über die Grund- 
lagen dafür nicht zu einigen vermocht. Und nachdem auch noch 
Streitereien zwischen ihnen ausgebrochen waren, hatte General 

^) Der Text der Botschaft steht in Riehardsons Hess., VII 8. 27 ff.; 
Yer^, insbeBondere S. 31 tt. 

*) Vei]g^. über diese Episode una die SteUung der Diplomatie der Vereinigten 
Staaten dasa insbesondere die cUplomatbcfae Korrespondenz in 41. Gong. 2. sess. 
H. £ z. D c 160 (1869—1870, Bd. VU): Strahle for independenoe in the Island 
of Cnba. VeigL femer 41. Gong. 2. sess. S e n. fix. D o c. 7 und 113. Veigl. auch 
unten S. 324«: 

*) In 41. Gong. 2. sess. H. £ z. D o c. 160 S« 13 ff. 
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Siokles das Angebot der Vereinigteii Staaten unter dem 28. Sep- 
tember 1869 znräckgezogen.^) 

In seiner Jahresbotsohaft vom 6. Dezember 1869 kommt nmi 
Präsident Grant auf die Ereignisse in Guba zu sprechen. Dies gibt 
ihm Anlaß dazu, den Standpmikt der amerikanischen Begienmg den 
dortigen Kämpfen xmd überhanpt Guba gegenüber zu präzisieren. 
Er beginnt mit der Erklärung, daß die Vereinigten Staaten 
die freieste aller Nationen sei, und daß ihre Bürger mit jedem um 
seine Freiheit und um seine Selbstregierung ringendem Volke 
sympathisiere, daß es aber andererseits ihre Ehre verbiete, ihre 
Ansichten anderen Nationen aufzudrängen und sie daran hindere, 
an den Streitereien verschiedener Nationen oder zwischen Be- 
gierungen und ihren Untertanen ohne Einladung teilzunehmen. 
Dies sei auch die Politik der Vereinigten Staaten Guba gegenüber. 
General Grant erklärt in seiner Botschaft dann weiter: 
„Die Vereinigten Staaten haben nicht die Absicht, sich 
in die bestehenden Beziehungen Spaniens zu seinen Kolonial- 
besitzungen auf diesem Kontinente einzumischen. Sie glauben, 
daß Spanien und andere europäische Mächte, wenn die Zeit 
dafür gekommen sein wird, ihr Interesse in einer Beendigung 
solcher Beziehungen und in der Umwandlung ihrer gegen- 
wärtigen Dependenzen zu unabhängigen Mächten — Mitgliedern 
der Familie der Nationen — finden werden. Diese Depen- 
denzen können nicht länger von einer europäischen 
Macht an eine andere übertragen werden. Wenn 
die gegenwärtigen Beziehungen von Kolonien auf- 
hören, so müssen sie unabhängige Mächte werden, 
die das Becht besitzen, ihre zukünftigen Verhält- 
nisse und Beziehungen zu andern Mächten selbst 
zu wählen und zu kontrollieren."*) 



^) General S ickles an Sflvela unter dem 28. Sept 1869, eod. S. 66. 

>) Das Gesperrte ist im Text nicht hervorgehoben. Der englisdie Text 
dieser Stelle lautet: 

„The United States have no disposition to interfere with the existing relations 
of Spain to her colonial possessions on tfais oontinent They believe tfaat in due 
time Spain and otiier European poweis vill find tiieir interest in terminatmg tfaose 
lelations and establishine tiieir present dependeneies as independent powers — 
Members of the famüy of nations: üiese dependeneiee aie no bnger regaided as 
subjeet to tnnsfer from one European jMwer to another. When the present relation 
of ooloniee eeases, they aie to beoome independent powers, exercismg tiie ri§^t of 
dioiee — and of self-control in tiie determination of tiieir future condition and 
fdations ynük other powers.** 
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Diese Aasführongen stehen in der Geschichte der Stellung 
der amerikanischen Begienmg zur cubanischen Frage ziemlich 
vereinzelt da. 

Wir haben oben bereits gesehen, daß es oft ausgesprochen 
worden ist, eine Vereinigung Cubas mit einer anderen europäischen 
Macht als Spanien könnten die Vereinigten Staaten nicht zulassen.^) 

Dieser Standpimkt ist von den Vereinigten Staaten auch 
späterhin unverändert beibehalten und häufig wiederversichert 
worden. 

So erklärte z. B., um nur ein besonders charakteristisches 
Beispiel anzuführen, Staatssekretär Glayton am 22. August 1849 
dem damaligen Gesandten der Vereinigten Staaten in Spanien, 
Mr. Barringer, folgendes:*) 

„Während diese Begierung fest dazu entschlossen ist, daß 
die Insel Cuba niemals von Spanien zu einer andern Macht als die 
Vereinigten Staaten abgetreten werden soll, so vrünscht sie nicht, 
aber diesen Gegenstand in Zukunft irgend welche Drohungen 
zu äußern oder Spanien gegenüber irgend welche Garantien zu 
übernehmen . . . Die Nachricht von der Abtretung Cubas an 
irgend eine fremde Macht würde in den Vereinigten Staaten das 
augenblickliche Kriegssignal sein." 

Aber im Gegensatz zu Grants Botschaft argumentieren alle 
hier in Betracht kommenden Äußerungen stets mit dem be- 
sonderen Interesse der Vereinigten Staaten an Cubas Geschick. 

Hier in Grants Botschaft wird das erste und, wie mir scheint, 
das einzige Mal überhaupt der Standpimkt der Vereinigten Staaten 
einem Wechsel Cubas von Spanien in die Hand einer andern euro- 
päischen Kolonialmacht gegenüber auf allgemeine Gedanken ge- 
gründet, wie sie schon vorher Präsident Polk in bezug auf Oregon 
und Yukatan geäußert hatte.^) 

Am nächsten kommen ihr die Ausführungen, welche Staats- 
sekretär Everett in einer Note vom 1. Dezember 1852 
an den Comte de Sartiges sowie an Mr. Crampton (den englischen 
Gesandten in Washington) gemacht hatte.^) 

^) Yeiffl. oben S. 63 nnd % bes. Anm. 4. 

*) Meinst Spain, XIV S.2Ö6 (M., VI S. 462). 

•) Vergl. oben S.83ff. 

«) Veiä. Br. and For. State Papers , Bd. XLIV S. 197 f., wo E ve- 
r e 1 1 8 Briet an Grompton steht, und 32. C!ong. 2. sess. S e n. £ x. D o c. 13, S. 15 ff.» 
wo das Sdireiben Eveietts an den Comte de Sartiges abgedruckt ist 
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Diese Aasfähnmg^i warai duroh einen Vorschlag dei fran- 
«ösischen und englischen Regierung an die der Vereinigten Staaten 
veranlaßt, dahingehend, gemeinsam alle Absichten auf Cuba ab- 
zuschwören und Cuba der spanischen Begierung zu garantieren.^) 
Everett lehnte diese Einladung in den eben bezeichneten 
Schreiben unter ausführlicher Begründung ab. Er unterzieht 
darin die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu Cuba wie die- 
jenigen zu den europäischen Mächten in bezug auf Cuba ein- 
gehendster Betrachtung. Er macht dabei u. a. die folgende Be- 
merkung: 

„Wenn eipe Insel wie Ciroa, die* der spanischen Krone 
gehört, den Eingang der Themse und Seine Böwafchte, und, die 
Vereinigten Staaten ein diesem entsprechendes Abkommen 
mit Frankreich und England vorschlügen, so würden diese 
Mächte es sicherlich fühlen, daß die'^von uns geltend gemachte 
Un^bigkeit viel weniger ernst wäre als der ihnen von uns ge- 
machte Vorschlag.'* 

Weiterhin begründet er unter Bezugnahme insbesondere auf 
Washingtons Abschieds- und auf Jeffersons Antrittsadresse diese 
Ablehnung mit dem alten Leitsatz der Vereinigten Staaten von 
der Vermeidung von Allianzen.*) Es ist jedoch zu bemerken, daß 
die Monroedoktrin selbst in dem ganzen, sehr ausführlichen 
Schriftstücke nicht berührt, geschweige denn zitiert wird. 

Dem Präsidenten üranl dagegeYi gibt- die Befürchtung eines 
Wechsels in der Person des Kolonialherrn über Cuba Anlaß dazu,. 
es allgemein als einen Grundsatz der Vereinigten Staaten auszu- 
sprechen, daß Kolonien, deren politische Beziehungen wechseln, 
freie Staatswesen zu werden haben. 

Dies ist ein Gedanke, den wir inhaltlich schon in den von Polk 
aus Anlaß des Oregonstreits sowie des Yukatan-Falles vorge- 
nonmienen FormuUemngen der Monroedoktrin gefunden haben. 

^) Vergl. besonders T u r g o t s Brief an Daniel Webster, vom 23. April 1862, 
82. Goiur. 2. sess. S e n. £ z. D o c. 13, S. 8 (anf S. 6 ff. steht ein Entwarf zu einem 
sokfaen Vertrage), ver^. ebenfalls Cr amp ton an Webster unter demselben Tage in 
Br. andFor. State Papers, XLlV S. 121 ff.; v^. aoAerdem vor allen 
Dingen W. Henry Trescot's ausführlichen Artikel „The Gnban question** m 
nThe Soutiiem Ouarterly Review, N. S., Bd. IX (Bd. XXV des Ganzen) London 
1854, 8. 429—470. Diese Ausführungen sind durch eine in Boston im Jahre 1853 
ersdnenene Publikation der: „Gorrespondence on the Tripartite Convention relative 
to Cnba^< veranlaßt 

*) Siebe oben S. 54. 
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Grants Botschaft vom 6. Dezember 1869 enthält 
eine allgemeine Wiederbestätignng der von Polk zu- 
erst ausgesprochenen Idee, das auf Grund der Monroe- 
doktrin jedwede weitere Eolonisationstätigkeit euro- 
päischer Mächte in Amerika aufzuhören habe. 

Von besonderer Bedeutung für die Ausgestaltung der Monroe- 
doktrin sind die Grantschen Ausführungen aus folgendem Grunde: 

Auch Polks Erklärungen, insbesondere die durch den Yukatan- 
fall veranlaßten in seiner Bptschaft vom 29. April 1848, hatten die 
unter die Madisondoktrin gehörigen Fälle der Übertragung eines 
amerikanischen Eoloni^lgebiets von einer europäischen Macht an 
eine andere mit umfaßt. Polk war dabei aber von einem Falle 
ausgegangen, in dem die Übertragung amerikanischen Ge- 
bietes von einem selbständigen amerikanischen Staatswesen 
an eine europäische Macht zu fürchten war. 

Grant hingegen wendet die Monroedoktrin das 
erste Mal praktisch auf einen Fall der Madisondoktrin 
an (Übertragung amerikanischen Gebiets von einer europäischen 
Kolonialmacht an eine andere). 

Seine Botschaft vom 6. Dezember 1869 bedeutet daher nicht 
nur eine Wiederbestätigung des Polkschen Verbotes jedweder 
weiteren europäischen Kolonisationstätigkeit in Amerika, sie ist 
insbesondere weiter auch ein Zeugnis dafür, daß jene Polkschen 
Erklärungen nicht vereinzelt dastehende Ansichten eines amerika- 
nischen Präsidenten über die Monroedoktrin sind, sondern daß sie 
in der Tat in den Inhalt der Monroedoktrin eingegangen sind; und 
insbesondere zeigen sie, daß die Madisondoktrin wirklich 
dauernd mit der Monroedoktrin verbunden ist.^) 



^) Vergl. hier auch Staatssekiet&r Fish^s Aasftthrungen sa dieser Bot- 
schaft 6ran& in einem Bericht vom 14. Juli 1870, welchen Grant auf Ersuchen des 
Senats über die gegenwärtigen kommerzieDen Beodiungen der Vereini(;te& Staaten 
zu den spanisch-amerikanischen National dem Senate überaanote. Dieser Beridit 
steht 41. Gong. 2. sess. S e n. E x. D o e. 112 (1869—1870, Bd. III) besonders S. 7 S. 
In diesem Dokument kommt Fish auch auf die Monroedoktarin zu spiechen, die er 
eingehenden Erörterungen unterzieht. Er best&tigt dabei die oben geäußerte Auf- 
faarong Tom Inhalte der Grantsdien Doktrin und inr Veihiltois zur Honroedoktrin. 
Seine hochbedeutsamen Ausfflhrunsen sind auch sonst nodi Ton größtem Interesse 
für Erkenntnis des Inhaltes und des Wesens der Honroedoktrin flbeifaanpt. Es 
mögen hier folgende S&tze daraus wiedergegeben werden: „The United States 
stand solemnly committed bv repeated dedarafions and repeated acts to tiiis doetrine 
and its application to tiie afnirs of this oontinent. In his Message to the two Houses 
of Congress at tiie commenoement of the present sessbn, tiie President» föUowing 
tiie teaohings of all our history, said that the existing „dependendes aie no longer 



Digitized by 



Google 



n. l.Unteipriniip: PolüBetItigmigBfreih. niohtamerik. Staaten in Amerika. 137 

Graats Bttsohafl vom 31. Mal 1870 !■ 
Bezog aof die Domlalkaaisohe RopoMIk. 

Die anderen hier in Betracht kommenden Ausführmigen 
Grants sind in seiner Sonderbotschaft vom 31. Mai 1870 ^) an 
den Senat enthalten mid finden sich größerenteils in seiner zweiten 
Jahresbotschaft vom 6. Dezember 1870 *) wieder. 

Sie beziehen sich auf die dominikanische Bepublik. Zum 
Verständnis der folgenden Ereignisse wie auch der später dar- 
zustellenden Politik der Vereinigten Staaten um die Jahre 1905 
bis 1907') gegenüber dieser Bepublik 'mögen folgende allgemeine 
Bemerkungen über die Geschichte der Insel vorausgestellt werden« 

Historischer Überi^iek. 

Durch den am 22. Juli 1795 zwischen Frankreich und Spanien 
geschlossenen Frieden von Basel war Frankreich in den Besitz 
der gesamten Insel Santo Domingo,^) vop der es bereits im Jahr 
1697 durch den Frieden von Eyswick einen Teil erhalten hatte, 
gelangt.») 

Im Jahre 1804 hatte sich diese von Frankreich losgerissen 
und sich unter dem Namen Haiti erst zum Kaiserreich und nach 
der am 17. Oktober 1806 erfolgten Ermordung des Kaisers Desalines 
zur Bepublik konstituiert.^) 

regaided as sabjeet to transfer from one Emopean |M)wer to another. Wh^ tiie 
piesent relations of Colomes ceases, tbßj are to become independet powers, eTergsing 
tfae ri§^t of choioe and of self-control in tbe detennination of Ükm fatoie oondition 
and relations witii otiier poweis**. 

This policy is not a poUcy of agression ; bat it opposes tiie cieation of European 
dominion on American soil, or its rnnsfer to otiier European powers, and it looks 
hopefnlly to tbe time, wfaen, by the Tolontary departore of European govemments 
from tms govemment and adiacent idands, America shall be wholfy american. 

It does not contemplate fordble Intervention in any le^timate contest; bat 
it protests against permitting such a conteet to resalt in tiie moiease of European 
power or inflnenoe ; and it ever impels tliis govemment, as in ihe late contest between 
tibe Soutii American republics and Spain, to inteipose its good Offices to secore 
an honorable peace.*^ 

^) Riohardsons Mess., VII S.61ff. 

^ Riohardsons Hess., VII S.96ff. 

«)Vei|^ unten S. 217 ff. 

^ Die hier in Betiacht kommende Termindogie schwankt sdir und ist auch 
jetzt noch nicht einhdtiich. Wir spredien von Santo Domingoalsder Lisel, 
die Haiti und die Dominicanische Republik unuaßt. 

*) Verd. besonders den Artikel IX; Text des Vertrages in Härtens, R., VI 
S. 542 und R. 2, VIS. 124. 

•) Verd. Konstitution des KaisenddiB Haiti vom 20. Mai 1806 in Br. and 
For. State Papers, XVI 8. 728 ff. und Konstitution der Republik Haiti 
vom 27. Des. 1806, eod. S. 786 ff. 
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Durch Artikel VIII des Pariser Friedensvertrages vom 30. Mai 
1814 waren der spanischen Eegierung, der es seit 1802 gelungen war, 
im Osten der Insel wieder festen Fuß zu fassen und dort eine 
spanische Provinz unter dem Namen Santo Domingo zu gründen, 
ihre im Frieden von Basel aufgegebenen Rechte zurückgegeben 
worden. 

Dieser spanische Teil hatte sich am 1. Dezember 1821 aufs 
neue für selbständig erklärt.^) Es war aber dem Präsidenten des 
französischen, selbständig verbliebenen westlichen Teils der Insel,*) 
General Boyer gelungen, auch den östlichen Teil wieder einzu- 
nehmen und im Jahre 1822 die gesamte Insel unter seiner Herrschaft 
zu vereinigen.') 

Nachdem Boyer im Jahre 1843 durch eine Revolution ver- 
trieben worden war,*) hatten sich beide Teile wieder getrennt und 
der. Osten hatte sich als „Republica Dominicana** zu einem selb- 
ständigen Staatswesen konstituiert.^) 

Diese RepubUk war im Laufe der folgenden Jahre von einer 
Reihe von Nationen, so von den Vereinigten Staaten, von Eng- 
land, Frankreich und insbesondere auch von Spanien anerkannt 
worden.*) 



^) UnabhäneigkeitBerklänmg, eod. VIII S. 564 ff. and „Gonstitative Act of 
tiie Provisional Government of tiie Independet State of HaSti", Santo Domingo 
am 1. Dez. 1821, eod. S. 657 ff. 

*) Von Frankrdcfa übrigens aosdrüddidi als selbst&ndk im Jahre 1825 an- 
erkannt. Veigl. Ord. Karls X. von Frankreich vom 17. April 1^, Text in 41. Ck»ng. 
3. sess. S e n. E X. D c. 17 S. 24. 

*) Vergl. Pikees relatives & la Mission da Pl&iipotentiaire Espagnol aa Port- 
aa-Prince, aa sajet de la R^damation de la Partie de L*£^t de Haiti, par TEspagne, 
Janv. 1880 in M a r t e n s , N. S., III S. 492 ff. and besonders Boyers Proklamation 
vom 6. Febr. 1880, eod. S. 509. 

*) Docament relatif & la r6volation de Haiti, donnant Tacte de d^position de 
Boyer, expr^dant de la B6pabliqae en date da lO.MärzlStö in Härtens, 
N.B.G.. VS.53. 

^Br. and For. State Papers, XLVIS.1315, wo der Text der 
Konsütation der Repablik vom 27. Febr. 1845 steht 

SVergL Freandschafts-, Handels- and Schiffahrtsvertrag mit England 
MSrzl850 in Br. and For. State Papers, XXXVIII S. 8 and 
MaTtens,N.R.6.,XVS.112ff. Vergl. femer den Vertrag mit F r a n k r e i c h 
vom 8. Mai 1852 m Br. and For. State Papers, XLI S.908, mit Däne- 
mark vom 26. Jali 1852 in M a r t e n s , N. R. G., XVI S. 210, mit S a r d i n i e n 
vom 11. Jan. 1855, in Br. and For. State Papers, XLVI S.1278, mit 
den Niederlanden vom 24. Jalil856in Br. and For. State Papers, 
XLVII 8. 498. 

Die Vereinigten Staaten erkannten die Repablik nach 
Moore, I S. 107 dadarefa an, daß sie einem gewissen J. W. Gnrrier 
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Spaniens Rfickerwerbsversuch 18^. 

Im Jahre 1861 versuchte Spanien, diesen seinen alten Kolonial- 
besitz znrüokzuerwerben. Es kam zu einem Abkommen zwischen 
der spanischen Begienmg mid dem damaligen Präsidenten jener 
Republik, Santana, auf Grund dessen Santana am 18. März 1861 
die Dominikanische Bepublik als durch Spanien annektiert er- 
klärte,^) während die spanische Königin die Inkorporation der- 
selben in Spanien durch Dekret vom 19. Mai desselben Jahres 
aussprach und die spanische Begierung das Land besetzen ließ.') 

Die Begierung der Vereinigten Staaten schenkte der An- 
gelegenheit von Anfang an das größte Interesse. 

Als noch nicht mehr bekannt war als die Tatsache, daß 
Spanien die Dominikanische Bepublik durch eine von Cuba aus 
eingeleitete Expedition über den Haufen geworfen habe, erklärte sie 
dem Gesandten Spaniens in Washington, Tassara, durch Schreiben 
vom 2. April 1861,^) daß der Präsident, falls die spanische Be- 
gierung diese Vorgänge gutheißen sollte, verpflichtet sei, sie als 
den Ausdruck einer unfreundUchen Gesinnung gegen die Ver- 
einigten Staaten aufzufassen und der Weiterverfolgung der- 
artiger Unternehmungen, sei es gegen die dominikanische Be- 
pubUk, sei es gegen irgend einen andern Teil des amerikanischen 
Kontinents oder amerikanischer Inseln, mit einem schnellen, hart- 
näckigen und möglichst wirkungsvollen Widerstände zu be- 
gegnen. 



am 17. Sept. 1866 die Ezeqnatar als dominikanischen GeneraUconsol 
erteilten. 

Spanien endlich erkannte oie Republik durch Verizag vom 18. Febr. 1856 
an. Dieser Vertrag steht B r. and For. State Papers, Bd.XLVI S.1283. 
Er erM&rt nach dieser Quelle in Art I: „Her Gatholic Maiesty m the exerdce of 
ihe faculty oonferred upon her by Decree of tiie General Gortez of tiie Kingdom 
of tiie 4 th December, 1836, renounces for ever in ihe most solemn and fonnal manner, 
for herseif and sncessors, uie sovereignty, ri^ts, and titles, which appertain to her 
over tiie American temtory, known heretofore under the denommation of the 
Spanish part of the Island of Samt Domingo, now tiie Dominican Repnblic, and 
cedes ana transfers that sovereignty those rights and titles to the afoiesaid Republic, 
so tiiat it may make nse both of tiie one, and tiie others witii actnal and absolute 
ridit, acoording to the laws which ithas niade or shall make in fntnre in the ezerdse 
oftfaat supreme Power which is now and for ever acknowkdged . . .** 

^) Acte du President Santana d^darant le teiritoire de la R^ublique annez6 
k FEspagne, vom 18. März 1861, m Härtens, N.R.6., XVirP.2 S.148. 

') Dtoetvoml9.Mail861,inBr. and For. State Papers, 11,1866; 
dort steht auch em Expose des spanischen Ministerpräsidenten vom 18. Mai 1861 
Aber die Angdegenheit mit dem Vorschlage diese Okkupation auszusprechen. 

>) M S., Notes to Spanish Legations, VU S. 200 (M., VI S. 616). 
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Als die amerikanische Begierung von dem Königlichen An- 

nektierongsdekret hörte, instraierte Seward den Gesandten der 

Vereinigten Staaten in Madrid, Karl Schurz, miter dem 27. April 

1861 ^) dahin, bei der spanischen Begierung auf die Notwendigkeit 

einer schnellen und zufriedenstellenden Erklärung zu drängen. 

Er wurde zu diesem Zwecke ermächtigt zu erklären: 

„daß der Präsident irgend einen Versuch der Begierung Ihrer 

Katholischen Majestät, das Gebiet der früheren Dominikanischen 

BepubUk zu behalten, als eine Angelegenheit ansehen wird, 

die ernste Beachtung der amerikanischen Begierung verlangt". 

Am 21. Mai 1861 *) wurde femer der Charg6 d* Affaires der 

Vereinigten Staaten, Mr. Perry, sowie am 7. Juni 1861 Karl Schurz*) 

vom Staatssekretär Seward dazu beauftragt, gegen die Annahme 

oder Ausübung spanischer Autorität in Santo Domingo bei der 

spanischen Begierung zu protestieren. 

Als dort dann übrigens ein Guerillakrieg gegen die spanischen 
Truppen ausbrach, der später im Jahre 1865 mit der Aufgabe des 
Landes durch Spanien endete,^) entschlossen sich die Vereinigten 
Staaten, durch ihren Bürgerkrieg und die damit zusammen- 
hängenden Ereignisse voll beschäftigt, diesem Konflikte gegenüber^ 
neutral zu verbleiben, und ergriffen sogar die zur Durchführung 
einer solchen NeutraUtät notwendigen Schritte.^) 

Diese Haltung der Vereinigten Staaten war eine klare Nicht- 
achtung der Monroedoktrin, und zwar des Verbotes weiterer 
Kolonisation europäischer Mächte in Amerika in der Polkschen 
Fassung gewesen.^) 

Fünf Jahre später wendete General Grant in seiner Sonder- 
botschaft vom 31. Mai 1870 dieses Verbot ausdrücklich gerade in 
bezug auf die dominikanische Begierung an. Mit dieser Botschaft 
übermittelte er dem Senate einen Annexionsvertrag vom 29. No- 
vember 1869,^) den er mit der Begierung jener BepubUk hatte ab- 
schließen lassen und empfahl dem Senate dringend dessen Bati- 
fikation. 



MS., Inst Spam XV S.263 (eod.) 
MS. Inst, I^Min XVS.273. M., VIS.616. 
Moore, VI S.616. 

Veigl. Spanisches Gesets vom 30. Aprül865, dt bei Moore , VI S. 618. 
VeigL Moore, S. 670 und die dort angegebenen Manoskriptorkonden. 
ef. unten S. 291. 

Der Text dieses Vertragsentwurfes steht 41. Gong. 3. sess. S e n. E x. D o c 
Nr. 17 S. 98 ff. 
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Der Inhalt der BotBcbatt. 
Nachdem er einige Ändemngen des ursprünglichen Vertrages 
befürwortet nnd sich aufs wärmste für seine Annahme verwendet 
hatte, fährt er unvermittelt fort: 

,,Der von Präsident Monroe verkündeten Botschaft haben 
sich alle politischen Parteien angeschlossen, und ich hafte es 
jetzt txß richtig, das ebenso wichtige Prinzip zu erklären, daß 
von jetzt an kein Gebiet dieses Kontinents als Gegenstand der 
Übertragung an eine europäische Macht angesehen werden soll.'* 

Zur Begründung seines Standpunktes verbreitet er sich über 
die kommerziellen Bedingungen, die den Erwerb dieses Landes für 
die Vereinigten Staaten wünschenswert erscheinen lassen und 
erklärt fernerhin: 

„Ich habe Nachricht, die ich für zuverlässig halte, darüber, daß 
eine europäische Macht ^) eben jetzt bereit ist, 2 000 000 Dollar 
für den Besitz allein von Samana-Bay zu bieten. Weisen wir 
den Vertrag zurück, wie in aller Welt können wir dann eine 
fremde Macht daran hindern, sich den Preis zu sichern?*' 

und besonders femer: 

„Der Erwerb von San Domingo ist eine Befolgung der 
„Monroedoktrin^^; er ist eine Maßnahme nationalen Schutzes, 
er bedeutet die Geltendmachung unseres gerechten Anspruches 
auf einen kontrollierenden Einfluß über den großen Handels- 
verkehr, der bald vom Osten nach dem Westen über den Isthmus 
von Darien strömen wird " *) 

^) Gemeintistoffenbar der Norddeutsehe Bund. Arg. Staatssekretär Fish's 
Bericht vom 16. Jan. 1871, 41. Gong. 8. sess. S e n. £ z. I) o e. , Nr. 17 8. 11 f. 
sowie das Schreiben des VorsitsEenden des Senatskomitees ffir auswärtige Angeleg^- 
heiten Karl Sumner vom 30. Mai 1868, eod. S.7 auf das Fish l.e.S.12 ans- 
drQcklich verweist. 

*) Der enelische Text dieser Stelle lautet folgendermaßen: 

„The doc&ine promalgated by President Monroe has been adhered to by 
all politicalparties, and I now deem it proper to assert the equally important principle 
that hereafter no territory on ihis continent shall he regarded as suDject of iransfer 
to a European power. 

I have Information which I helieve reliahle ihat a European power Stands 
ready now to offer Dollar 2000000 for the possession of Samana Bay alone. If 
refnsed by us, with what grace can we prevent a foreign power from attempting 
to seeure ihe prize? 

The aequisition of San Domingo in an adherence to the ,3ionroe doctrine-^ 
it is a measure of national protection; it is asserting our just dum to a Controlling 
influence over the sreat commerdal traffic soon to flow east to west by the way 
of the Isihmus of Darien . . J* 
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Erfebalste. 

Ans diesen Ausführungen ist einmal hervorzuheben, daß 
Präsident Grant darin die Monroedoktrin nicht nur als eine Maß- 
nahme nationaler Verteidigung darstellt, daß er vielmehr daneben 
als einen ihrer Bechtfertigungsgründe zugleich auch „einen ge- 
rechten Anspruch" der Vereinigten Staaten auf gewisse spezielle, 
Handelsvorteile angibt. 

Für die Geschichte des Verbotes politischer Betätigung euro- 
päischer Mächte in Amerika sind sie einmal deshalb von Interesse, 
weil sie zeigen, daß die Nichtdurchsetzung der Monroedoktrin in 
dem eben geschilderten Falle kein Aufgeben der von Polk ein- 
geführten Erweiterungen der Monroedoktrin war. 

Ihre Hauptbedeutung jedoch liegt darin, daß Grant mit ihnen 
das Verbot weiterer Kolonisation europäischer Mächte in Amerika 
aufs neue wiederbestätigt. 

Diese Ausführungen stellen sich deshalb ebenso wie die der 
Botschaft vom 6. Dezember 1869 als eine Wiederversicherung und 
weitere Festigung jenes Kolonisationi^erbotes im Sinne Polks dar. 

Nach alledem kann man abschließend mit P^tin^) sagen: 

„Que retenait la doctrine de Monroe de tous ces 
6v6nements? Un fait remarquable, la Substitution 
compläte de la doctrine de Polk ä la doctrine de 
Monroe." 

f) Der Venezuela-Grenzstreit.*) •) 

Während man das Verhalten der Vereinigten Staaten gegen- 
über der französischen Intervention in Mexiko als den klarsten 



1) S. 208. 

>) Aus der aosgebieiteten Literatur über diesen Fall veigteiche die folgenden 
Nachweise: 

Das von der englischen Regierung dazu gedruckte 
Material findet sich außer in den B r. andFor. State Papers in erster 
Lmie in den Br. Acc. and Papers, State Papers, vom Jahre 1896, 
Bd. XCVII und 1899, Bd. CXI und CXU. 
1896, XCVII enthält: 
c 7972, Venezuela Nr. 1 (1896): Documents and Conespondence relating 
to the Question of Boundarv between British-Guiana and Venezuela, 
mit drei Anhängen; besonders widiti^ Anhang II: Correspondenoe 
relating to early administration of British-Guiana and to tiie Question 
of Boundarv with Venezuela (179^—1893). 
c8012, Venezuela Nr. 2: Errata in „Venezuela Nr. 1 (1896)". 
c8l06, Venezuela Nr. 3 (1896}: Furtiier Documents usw. 
c8l94, Venezuela Nr. 4 (1896): Furtiier Documents usw. 
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Anwendungsfall der Monroedoktrin bezeichnen kann, ist ihr Vor- 
gehen in dem Streite zwischen England und Venezuela um die 

c81d5, Venezuela Nr. 6 (1896): Furtfaer Docoments (enthaltend Sir Sdiom- 
bnieks Beridite). 

e 7926, United States Nr. 1 (1896): Gonrespondenoe usw. 
1899 CXI enüüUt: 

c9836, Venezuela Nr. 1: Gase presented on tiie Part of the Government of 
Her Britanic Majesty to tiie tribunal of Arbilzation usw. 

c 9337, Venezuela Nr. 2: Gounter Gase Presented on the Part of ihe Govern- 
ment of Her British Majesty usw. 

e 9838, Venezuela Nr. 3: Argument usw. 

c9499, Venezuela Nr. 4: The Gase of the United States of Venezuela usw. 
1899, GXU enthält: 

c 9501, Venezuela Nr. 6: The printed Argument on behalf of the United 
States of Venezuela usw. 

c 9533, Venezuela Nr. 7: Awaid of the Tribunal of Arbitzation usw. 

Das amerikanische Material findet sich außer in den F o r. R e !• 
besonders in folgenden Urkunden: United States Report and Accon^». 
Papers of the United States oommission to investagate and report upon the trae 
divisional line between Venezuela and Biitish-Guiana, 1896—1897; Bd. I—IV auch 
als S e n. D c. Nr. 91, 55. Gong. 2. sess. gedruckt, im ganzen 9 Bände, Washington, 
Govemments Printing Off. und Atlanta Ga.: I. Bd. Historisch, IL Bd. Archivans- 
züge, III. Bd. geographisdi, IV. Bd. Karten, V. —VI. Bd.: die endischen Blau- 
bücher Nr. I— V von 1896, VII. Bd.: eine offizielle Geschichte des Streites durch 
Venezuela, VIII. Bd.: Venezuelanisdie Dokumente und IX. Bd. Venezuelanische 
Schriftsätze. 

Besonders nützlich die Gorrespondence in Relation to theBoundaivGontroversy 
between Great Britain and Venezuela. Being a reprint of S e n. E z. D o c. Nr. 226, 
50.Gong.l.sess. and Sen. Doc. 31,54.Gong.l.sess., Washmgton,Gov.Print.Off.l896. 

Vergl. weiterhin: The Gase of Venezuela. A reply to the British Bluebook 
entitled ,J)ocumentB and Gorrespondence usw." by a special Gommission of the 
Government of Venezuela. Atlanta Ga. 1896. 

Arbitration between the Government of Her British Majesty and the 
United States of Venezuela. Proceedings ,Parisl899;Moore ,VIS.533ff.; 
Stickland, Josef, Documents and liups on Boundary between Venezuela 
and British-Guiana, from the Gi^uchin archives in Rome usw., Kom 1896 ; A d a m s , 
G. K., Venezulan Question and ihe Monroedoctrine, a lecture. Madison Wisc. 1896; 
Barclay , LeDoctrinede Monroe etleV6n6zuela, R. L, XXVni(1896); Beau- 
marchais, S. lllff.;Boutwell, Geoige Sewall, The Venezuelan Question 
and the Monroe doctrine, Washington D i p I. Go r r. 1896; B r y c e , James, British 
Feeling on the Venezuelan Question, N. A m. R e v. , Februar 1896, Bd. GLXII 
S. 145 ff.; B u r g e s s , J. W., Recent Pseudo-Monroism, Pol. Sc. Quart., 
XI, 1896, S. 44 ff.; Burr, G. L., The Guiana Boundary usw. A m. H i s t. Rev., 
VI S. 49 ff. ; Garn egi e , Andrew, The Venezuelan Question, N. Am. Rev., 
Februar 1896, Bd. GLXVI S. 129 ff.; G 1 e v e 1 a n d , Grover, Presidential Problems, 
III, The Venezuelan Boundary Gontroversy, S. 173 ff., erschienen New York 1904; 
Goolidge, S. 103 ff.; Edgington, G8^.XVIS.128ff.; Foster, S.467fL; 
G a c h 6 , August, Le Gonflict V£6zu61aen et Tarbitrage de la Haye, Pkuris 1906; 
Henderson, S. 411 ff.; Latan^, S. 273 ff.; Lodge, Endand, Venezuela 
and the Monroedoctrine, N. A m. R e v. , Bd. GLX, Juni 1895, S. 651 ff. ; M o o r e , 
Dipl., S. 152 ff.; Derselbe, Four Phases, S.139ff.; Morlev, John, Arbi- 
tration with America, 19. Gent., Vol. XL (Aug. 1896) S. 320 6.; Pariset, 
Histoire sommaire du conflict Anglo-V6n6zu6lien en Guyane, Pkuris 1898; P 6 1 i n , 
Gap. IXS.211ff.;dePressens6,La Doctrine de Monroe et le conflict Anglo- 
Am6ricain, Rev. des deuz Mondes, III. Periode, Bd. GXXXIII, Jan. l&ß, 
S.417ff.; Reddaway, S.141ff.; Scruggs, William L., The Golombian 
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Grenze zwischen der venezaelanisohen Republik ond der englischen 
Kolonie Britisch-Goayana deren energischster ond berühmtester. 

eetehichte des Streitfalles. 

Die Grandlagen dieses Streites sind alt und fähren zurück 
in die Zeit> wo Venezuela zu Spanien gehörte und die Gapitania 
General von Venezuela bildete mit einer holländischen Kolonie 
als nördlichem und westlichem Grenznachbar. Die niemals genau 
festgestellte Grenze zwischen beiden Gebieten war schon zwischen 
Spanien und Holland im Streit gewesen. Wie bei derartigen Grenz- 
disputen gewöhnUch hatte es sich auch bei diesem Streit in erster 
Linie um die Fragen der Priorität und des Umfan^es der von den 
beiden Staaten in dem fraglichen Gebiete vorgenommenen Ent- 
deckungen und Besiedelungen und in zweiter Linie um Vertrags- 
ausl^;ungen gehandelt. 

Durch Zusatzartikel 1 zu Artikel I des zwischen England und 
Holland am 13. August 1814 abgeschlossenen Vertrages war 
unter Nr. 3 folgendes bestimmt worden: 

„Der souveräne Prinz der Niederlande stimmt zu, seiner 

Britischen Majestät das Kap der guten Hoffnung und die 

Niederlassungen Demerara, Essequibo und Berbice in vollem 

Umfaftge abzutreten." ^) 

Danut ging auf England der an Venezuela angf^EZ^de Teil 

des betreifenden holländischen Kolonialbesitzes und zugleich die 

Bolle Hollands in dem alten Streit mit Spanien über. 

Venezuela hatte sich im Jahre 1811 von Spanien losgerissen,^) 
hatte sich dann der aus Neugranada, Ecuador und Venezuela ge- 

and Venezaelan Republics witii notes on otiier Parts of Central and South America» 
Boston 1900, beeonden Gap. XXTTI; The dispated Eldorado, Gap. XXIVi The 
Ando-American Boondary dispute und Gap. aXV: The Arbilzation tribnnal of 
1899 ; T a y 1 r , S. 416 ff . ; W 1 s e y , S. 222 ff . Ein Abdruck aus „The Fomm^ ^ 
vom Febmar 1896. 

*) Das fflr diesen Abschnitt in Betracht kommende QaeDenmaterial findet 
sich vor allen Dingen in den in Anm. 1 aa|gefflhrten englischen Staatsdokomenten 
yonl896. Diese werden in der Abhandlung als B 1 a a b a c h 1896 unter Anfflgong 
ihrer Nmnmem I, II, III usw. ätiert Als amerikanische Quelle kommt vor allem 
die oben angefahrte Gorrespondence in rektion to tiie Boundaiy oontroveray usw. 
1896 in Betracht Diese Ürknndensammlung wird mit T6nr. 1896 abgekfint. 

^)Blaubuoh, 1896, Nr.l, Appendix II, Nr.8 S.160fL 
*) Veiig^. Dedaration of Ri^ts durch den obersten Kongreß vom 1. Juli 1811 
in Br. and For. State Papers, I. S. 1104; sowie die Dedaration 
of Ri^ts of ihe Gonfederated Provinces of Venezuela assembled in Gongress vom 
6. Jufi 1811, eod. 8. 1108, sowie Manifesto über die Gründe der Losrdßung Venezudaa 
von Spanien, eod. S. llld— 1143. 
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bildeten oolombischen Union angeeohlossen, ^) die um das 
Jahr 1880 anseinanderfiel,*) und war im Jahre 1846 überdies 
von Spanien durch Vertrag vom 30. März 1846^) anerkannt 
worden. 

Dieser Vertrag bestätigte der Bepublik Venezuela ausdrücklich 
die Nachfolge in die spanischen Souveränitätsrechte und An- 
sprüche, die aus d^m Besitze der Gapitania General von Venezuela 
flössen, indem er folgendes bestimmte: 

Art. I. ,,Ihre Katholische Majestät . . . verzichtet für sich 
selbst, ihre Erben und ihre Nachfolger auf die Souveränität, 
die Bechte und die pekuniären Ansprüche, welche ihr über das 
amerikanische Gebiet, bekannt unter dem alten Namen Gapitania 
General von Venezuela, jetzt die Bepublik von Venezuela, 
zustehen.'' 

Und: 

Art. II. „Zufolge dieses Verzichts und dieser Zession er- 
kennt Ihre KathoUsche Majestät die Begierung von Venezuela 
als eine freie, souveräne und unabhängige Nation an, zusammen- 
gesetzt aus den Provinzen und den Territorien, die in der Kon- 
stitution und anderen späteren Gesetzen bezeichnet sind, viz. . • .'* 
(folgen die Namen dieser Provinzen) . . . „und jedes andere Ge- 
biet oder Inseln, die dazu gehören mögen.'' 

Der Streit zwischen England und Venezuela über 
diese Grenze begann im Jahre 1841. 

In diesem Jahre unternahm es der Ingenieur (Sir) Bobert 
Schomburgk als Spezialkommissar der englischen Begierung eine 
Grenze von British Guiana abzustecken. Diese Grenze ließ er an 
der Küste von Punta Barima nahe dem Orinoco ausgehen. Sie 
führte durch tief solches Gebiet, das Venezuela als ihm gehörig in 
Anspruch nahm.**) 



M Verd.Gnmdge8etKVoml7. Dez. l8l9mBr.andFor. StatePapers , 
Bd.IXS.A7. 

') Die Konstitation von Eooador vom 11. Sept. 1880 in Br. and For. 
State Papers, XyiII,1065 Ton Venezuela vom 22. Sept. 1880, eod. S.1119, 
von New Gianada vom 29. Febr. 1882, eod. Bd. XIX S. 911. 

') Text Br. and For. State Papers, XXXV S. 801 ff. 

*) Vergl. Schombnrgks Bericht vom 22. Juni 1841 an den Gouverneur 
Light, in Blaubueh, 1896, I.e. Anlage 2 zu Nr. 24 S. 192 ff., sowie sein 
Memorandum vom 80. Nov. 1841, eod. S. 285 ff.; veigL audi Blaubuch 1896 
Nr. 6. 

Kram, Monzoedoktclii. 10 
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-^ Venezuela, das sich zu dem Lande bis mindestens hinab 
zum Essequibo-Flusse berechtigt hielt, beantwortete diese Hand- 
lung mit einem energischen Protest.^) 

Die englische Begiemng erklärte darauf die Feststellung der 
Schomburgk-Linie für eine lediglich vorläufige und den Erörte- 
rungen der beiden Begierungen offenstehende Maßnahme.*) Sie 
gab auch im Jahre 1842 den Auftrag, die von Schomburgk ab- 
gesteckten Grenzzeichen zu beseitigen, jedoch mit der ausdrück- 
lichen Erklärung, daß Elngland sich dadurch keines seiner Bechte 
begebe.*) 

Die venezuelanische Begierung hatte, als sie von Schomburgks 
Ernennung zum Spezialkommissar in dieser Angelegenheit gehört 
hatte, die englische dazu eingeladen, über die Grenzfrage in Ver- 
handlungen mit ihr einzutreten.^) 

Auf diesen Vorschlag ging die englische Begierung nach langem 
Zögern endUch ein. Lord Aberdeen beantwortete unter dem 
30. März 1844 •) einen ausführlich begründeten Vorschlag zu 
solchen Verhandlungen, den der Vertreter von Venezuela, Senor 
Fortique, unter dem 31. Januar 1844*) gemacht hatte, zustimmend. 

Li diesem Schreiben erklärte Lord Aberdeen, daß England 
als der Nachfolger Hollands zwar die ganze Küste vom Essequibo 
zum Orinoco beanspruchen könne, fügt aber die sehr bezeich- 
nende Bemerkung an, daß seiner Ansicht nach die Verhandlungen 
nicht erleichtert werden würden, wenn Ansprüche, die aufrecht 
zu erhalten nicht emstUch beabsichtigt sei, präsentiert würden. 
Er erklärte deshalb, er wolle sofort die Konzession^i nennen, die 
England zu machen bereit sei. Li der Überzeugung, daß der Haupt- 
gegenstand des Literesses für Venezuela der ausschUeßliche Be- 
sitz des Orinoco sei — so erklärte er — wäre die englische Begierung 
bereit, der venezuelanischen „einen Teil der Küste einzuräumen. 



^) Yergl. Senor Fortiqueanden £arl of Aberdeen, 6. Okt. 1841; B lau - 
buch 1896, Nr. I, 1. c. Nr. 26 S. 203. 

>) Aberdeen an Fortique unter dem 21. Okt. 1841, eod. Nr. 26 8.208. 

') Derselbe an denselben unter dem 31. Januar 1842, eod. Nr. 40 S. 234. 

*) O'Learyan Viscount Palmerston unter dem 2. Febr. 1841, eod. Nr. 23 
S.190; Senor Smith an 0*Leary unter dem 28. Januar 1841, eod. Einb^e su 
Nr. 23, und • L e a r y an Senor Smith unter dem 30. Jan. 1841, eb^da Einlage 2 
zu Nr. 23. 

») eod. Nr. 64 S. 261 ff. 

•) eod. Nr. 63 S. 248 ff. (In diesem Sdireiben gibt Fortique die iäddanmg 
ab, daß Venezuela das streitige Gebiet bis zum Essequibofluß in Anspruch nehme!) 
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der dazQ genäge, die freie Kontrolle über die Mündung dieses ihren 
Hauptflusses zu gew&hren und es zu verhindern, daß er von einer 
fremden Macht beherrscht wäre**. Lord Aberdeen schlägt dann 
eine konventionelle, an der Mündung des Marocoflusses beginnende 
Grenzlinie vor. 

Dieser Vorschlag, der beträchtlich hinter den von der Schom- 
burgklinie eingeschlossenen Ansprüchen zugunsten Venezuelas 
zurüokblieb» stellte die venezuelanische Regierung nicht zufrieden. 
Sie instruierte ihren Vertreter in London zur Unterbreitung anderer 
Vorschläge, ein Auftrags dessen Ausführung jedoch durch Senor 
Eortiques Tod verhindert wurde,*) 

Von hier an blieb die Angelegenheit eine lange Beihe von 
Jahren in der Schwebe. Es wurden zwar gelegentlich Sohrift- 
Btücke darüber gewechselt,*) aber keine der beiden Parteien ergriff 
entschiedene Schritte zu ihrer Erledigung. 

Von Bedeutung aus dieser Zeit ist lediglich folgendes: Der 
englische Vertreter in Cardcas, Mr. Beifort H. Wilson, nahm Gerüchte 
über angebliche Absichten Englands auf gewaltsame Besetzung des 
streitigen Gebietes zum Anlaß, der venezuelanischen Begierung im 
Jahre 1850 die formale Erklärung abzugeben, es sei die Entschheßung 
seiner Begierung, das streitige Gebiet in Guayana nicht ihrerseits 
2U besetzen, noch andere Eingriffe dort vorzunehmen. Andererseits 
werde sie Angriffe Venezuelas auf das Gebiet nicht dulden.') Die 
Begierung von^Tenezuela gab eine entsprechende Erklärung ab. 

Ein Umschwung in der Angelegenheit trat im Jahre 1876 ein. 

Die Entdeckung reicher Goldfelder in dem streitigen Gebiete 
veranlaßte die Begierung von Venezuela, in diesem Jahre die 
JEVage wieder aufzunehmen. 

Unter dem 14. November 1876 *) richtete der venezuelanische 
Minister des Äußern, Calcano, an den Lord Derby eine Note, in der 
<er nach einem Überbhck über die Geschichte des Streites und unter 
Wieder Versicherung der Ansprüche Venezuelas bis hinab zur 
Essequibogrenze auf die Wiede^ufnahme der Verhandlungen zur 
Beilegung des Streites drängte, j 

1) Vergl. Corr., 1896 8.33. 

') Vergl. besonders Wilson an SeiLor Lecnna am l8.Nov.l860; Blan- 
b n c h 1896, Nr. 61 S. 263 f. und derselbe an Palmerston am 30. Dez. 1860, eod. 
Ni. 62 S. 265. 

') Sefior Lecnna an Wilson am 20. Dez. 1860, eod. S.266. 

«) eod. S. 286 ff. 

10* 
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Denselben Versnob, die von Sefior Fortiqae begonnenen Ver- 
bandlnngen zu Ende zu fobren, madite der inswiscben zum Ge- 
sandten Venezuelas in London ernannte Senor Boyas in einem 
Scbreiben vom 13. Februar 1877.^) In diesem Scbreiben ging die 
Begierung von Venezuela das erstemal von der Gelten^acbung 
ibrer ursprünglicben Ansprucbe ab und erklärte ibre Bereitscbaft 
zu einem Kompromisse. 

Die Antwort auf diese Scbreiben erfolgte endliob acbt Monate 
später, nacbdem Sefior Royas nocbmals au& dringendste die Be- 
eidigung dieser Angelegenbeit empföblen batte. Boyas batte 
in jenem Scbreiben vom 19. Mai 1879*) erkl&rt, daß seine Be- 
gierung nicbt mebr auf der Essequibolinie bgg^be, daß die Grenze 
vielmebr entweder nacb dem st^^ten Beerte oder unter sofortiger 
Annahme einer KonpromißUnie gezogen werden könne. Er batte 
aber diesen Vorschlag die Entscheidung der englischen Begierung 
erbeten. ^ 

Lord Salisbury erklärte in seinem Anwortschreiben vom 
10. Januar 1880,') daß er den Vorschlag, auf der Basis gegenseitigen 
Nachgebens zu verbandeln, annehme. ESr p r^sig rte dann die An- 
sprüche, die England nach dem Bechte zustünden und gab ihnea 
dabei einen ungemein weiten und noch über die durch die Schom- 
burgk- oder Aberdeen-Linie gezogenen Grenzen beträchtlich 
hinausgehenden Umfang. Er erklärte aber weiter, daß er bereit 
sei, gegenüber diesen Forderungen einerseits und den von Venezuela 
auf das Land bis zum Essequibo andererseits erhobenen Ansprüchen 
große Konzessionen zu machen. England wollte, so führte er aus, 
Teile des Gebietes, das er strikte für sein Eigen haltet abtreten» 
wenn auch Venezuela bereit sei, entsprechende Konzessionen zu 
machen. Endlich ersuchte er die venezuelanische Begierung 
um — Unterbreitung ihrer Vorschläge. 

Die Antwort, die Venezuela unter dem 12. April 1880 ^) gab» 
war die Frage, ob England die Mündung des Marocoflusses als den 
Grenzpunkt an der Küste annehmen wolle, eine Wiederholung 
desjenigen Vorschlages, den Lord Aberdeen schon im Jahre 1844 
im Namen der englischen Begieiung gemacht batte.^) Die Ant- 

eod. S. 291 ff. 

R y A 8 Schreiben an den Lord Salisbury, eod. S. 293 ff. 

eod. S.295 und Gorr. 1896 S.84. 

Royas an Salisbnry, Blaubnch L c. 8.296. 

YergL oben S. 146. 
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wort der englischen Begiening darauf erfolgte zehn Monate 
später seitens Oranvilles, des Nachfolgers Lord Salisburys im 
Staatssekretariat für auswärtige Angelegenheiten, an Senor Boyas 
durch. Schreiben vom 12. Februar 1881.^) Sie war eine kurze, 
unmotivierte Ablehnung des venezuelanischen Vorschlages, ver- 
bunden mit der Versicherung, England werde jeden Vorschlag 
einer Grenze, die an einem nördlicheren Funkte der Käste (en un 
Funto de la Costa mas septentrional) beginne, in Erwägung ziehen 
und werde über entsprechende Vorschläge erfreut sein. 

Die Begierung von Venezuela schlug darauf in ihrer Antwort 
vom 21. Februar 1881 *) eine Grenze vor, welche eine Meile weiter 
nördUch von der Mündung des Marocoflusses begann. Boyas 
erklärte dabei zugleich, daß, falls die englische Begierung diesen 
Vorschlag nicht annehmen sollte, nichts als Arbitration auf der Bsisis 
strikten Bechtes übrig bleibe, die er zugleich anregte. 

Auch dieser Vorschlag wurde von Lord Granville unter dem 
15. September 1881 (sieben Monate später) abgelehnt und eine 
neue, für Venezuela wiederum ungünstigere Grenzlinie vorge- 
schlagen.') 

Venezuelas Antwort erfolgte nach langem Drängen seitens 
des Lord Granville in einem Schreiben des Senor Sejas an Colonel 
Mansfield vom 15. November 1883.*) Die Begierung von Venezuela 
erklärte, ein Eingehen auf die Vorschläge Englands verstoße gegen 
die Verfassung Venezuelas und ersuchte wiederum dringend um 
Entscheidung der Angelegenheit durch Schiedsspruch. 

Granville lehnte diesen Vorschlag mit der Erklärung ab, 
dieser Fall sei ungeeignet für Arbitration.^) Bei dieser Entscheidung 
blieb die englische Begierung zunächst trotz wiederholter weiterer 
Versuche der venezuelanischen Begierung, sie zu einer Änderung 
ihrei Entscheidung zu veranlassen.*) Ebensowenig ließ sie sich 
auf den von General Guzman Blanoo gemachten Vorschlcig ein, 

') eod. S. 298. 

*) eod. S. 298. 

<) BUnbuch, 1.0. S.299ff.,Gori., 1896, S.83fL 

*) BUabacli,l.c. S. 807; Maus field an Granville unter dem 22. Nov. 
1888, mit angeffigtem Briefe des Sefior Sejas an Mansfield vom 15. Nov. 1883. 

*) Schreiben Granvillesan MansfieM vom 29. Febr. 1884;Blaabach, 
L c S. 809. 

*) Verd. besonders Gran vi lle an Bfansfield am 19. Janil884, ec^. S.814 
nnd am 25. Okt 1884, eod. S. 816 f. 
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diesen Streit dnrcb eine Kommission von Juristen entscheiden 
zu lassen.^) 

Die Eegierung von Venezuela kam trotzdem mit Lord Gran- 
ville endlich zu einer Basis für die Beilegung des Streites. . 

Seit 1883 schwebten zwischen beiden Staaten außer den Er- 
örterungen über diesen Grenzstreit auch noch Verhandlungen 
anderer Natur, insbesondere über Zollfragen und über Ansprüche 
von englischen privaten Glasigem gegen die venezuelanische 
BepubUk. 

Im Verlaufe dieser ausgedehnten Verhandlungen einigten 
sich die Parteien nun schUeßlich dahin, daß über diese Angelegen- 
heiten zwischen ihnen ein Vertrag zu schließen sei, der eine all- 
gemeine Schiedsgerichtsklausel enthalten sollte. Diese Klausel 
hätte ihrer Formulierung nach den Grenzstreit mit umfaßt. 

Lord GranviUe ei^klärte sich in einem Schreiben vom 15. Mai 
1885 2) an den General Guzman Blanco auf dessen Vorschlag 
ausdrücklich damit einverstanden, daß der Plan, Meinungsver- 
schiedenheiten der beiden Staaten zur Arbitration zu bringen, 
alle Differenzen einschUeßen solle, die zwischen den hohen vertrag- 
schließenden Teilen entstehen mögen und nicht nur solche, die 
ihre Quelle in der Ausle ggng des Vertrages selbst hätten.') Blanco 
drückte der engUschen Eegierung durch Schreiben vom 8. Juni 
an Granville darüber seine hohe Befriedigung aus.^) 

Trotz dieser ausdrücklich erklärten Willenseinigung sprach 
Lord Salisbury, der vor endgültiger Volhdehung des gesamten 
Vertrages den Lord Granville im Amte des Staatssekretärs für 
auswärtige Angelegenheiten wiederum abgelöst hatte, aus, daß 
er die Zustimmung seines Vorgängers zu solcher Generalschieds- 



^) „Jadgement by a oonrt of Law, tiie members of wid(Ai should be diosen 
bv tiie psfties respeetively**, Yorschlao; B I a n k o s vom 28. Nov. 1884, eod. S. 318; 
Ablehnimg am 13. Febr. 1885, eod. S. 327. 

*) eod. S. 338. „In reply, I have tiie honor to infonn yoo, that H. B. M. . . . 
fortiier agiee that tiie imdertakm£ to refer differenoes to arbitration shall indude 
all düferenoeB whidi may arise be^een tiie High Contracting Parties, and not tiiose 
onlv, ^i^ch arise on tiie Interpretation of tiie tieaty". Ver^ aoch den Brief des- 
selben an denselben vom 15. Aprill885 in Gorr., 189S S.120f.; vergl. ferner 
dort den Vertragsentworf S. 128 n. 

s) En^and hat sp&ter eildirt, daß sich diese Yereinbanmg nnr auf zokflnftige 
Stareitpnnkte bezöge. Vergl. z.B. Blaabnch 1896, Nr. I; Preliminary 
Statement, S.34. 

«) Blaubach 1896; Appendix U S.339. 
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klausel nicht billigen könne.^) Er schlug demgemäß eine ent- 
sprechende Ändermig des Vertrages vor. Auf diesem Standpunkte 
verharrte er auch gegenüber der Bemerkung Blancos, daß die 
englische Begierung doch gar nicht mehr m der Lage sei, den be- 
treffenden Artikel einseitig aufzuheben, und obgleich Blanco ihn 
weiter daran erinnerte, er habe doch ausdrücklich erklart, die 
von der vorausgehenden Begierung eingegangenen Verpflichtungen 
würden geachtet werden.') 

Am 7. Juni 1886 •) übersandte Earl Bosebery dem eng- 
lischen Vertreter in Venezuela, Mr. F. B. St. John, ein Schreiben 
mit dem Auftrage, die von Granville in seinem Schreiben an Boyas 
vom 15. September 1881 *) vorgeschlagene Grenzlinie der venezuela- 
nischen Begierung zu unterbreiten. Durch Telegramm vom 25. Juni 
1886 untersagte er aber dann die Vorlegung dieses Vorschlages und 
übersandte dafür dem Vertreter Venezuelas in London, General 
Blanco, unter dem 20. Juli 1886 '^) einen wiederum völlig neuen Plan. 

Nach diesem Plan sollte das Gebiet innerhalb der von Senor 
Boyas am 21. Februar 1881 und der von Granville am 15. Sep- 
tember 1881 vorgeschlagenen Linien als der Streitgegenstand an- 
gesehen werden, und die Grenze sollte durch dieses Gebiet auf der 
Basis gleichmäßiger Teilung desselben gezogen werden. 

Venezuela lehnte diesen Vorschlag, der beinah das ganze von 
ihm beanspruchte Gebiet an England überantwortet hätte, ab, 
und erbat wiederum aufs dringendste Schiedsverfahren. 

Die nachte Etappe in dem langen Zwist bilden Vorstellungen 
und Klagen der venezuelanischen Begieiung, daß England in 
Zuwiderhandlung des von ihrem Vertreter, Mr. Beifort H. Wilson, 
und ihres eigenen Vertreters, Senor Lecuna, im Jahre 1850 ge- 
schlossenen Abkonunens fortdauernd den Status quo in diesem 
Gebiete verletze und fortfahre, mehr und mehr davon zu besetzen.*) 

^) Sehreiben vom 27. Jalil885; Salisbury an Blanco, Blaubuch, 
1. c. S. 851 und G o r r. 1896, S. 133. Dieser in der Diplomatie un£ewöhnliche Schritt 
findet rieh in dem eben angegebenen Schreiben in folgenden Worten: „Her Majestys 
Government aie unable to concur in ihe assent nven by tiieir preoedessors in office 
to tfae genöral arfoitration artide proposed by Venezuehi. . . /' 

') Blanco an Salisbury am 5. Aug. 1885, Blau buch, I.e. S.351. 

*) eod. S. 354. 

«) eod. S. 856. 

•)eod. S.856. 

•j Vergl. oben S. 147. 

Jnteressant sind in dieser Hinsicht insbesondere audi die Feststellung^, 
die Mr. A d e e als Aetmg Secretary of State in einer Depesdie gemacht hat, die 
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Venezuela erklärte andererseits, einen Leuchtturm bei 
Punta Barima, am Munde des Orinocoflusses, bauen zu wollen. 
Die englische Begierung bestritt ihm dazu unter Hinweis auf jenes 
Abkommen von 1850 zwischen Wilson und Lecuna das Becht, 
erklärte jedoch ihre Bereitwilligkeit, sich mit Venezuela über 
diesen Punkt in ein Sonderabkommen einzulassen. Einen Ver- 
such, den Leuchtturm ohne ihre Elinwilligung zu bauen, werde 
sie jedoch als einen Angriffsakt seitens Venezuelas ansehen, der 
ihr das Becht des Widerstandes gewähre. Außerdem verlangte 
sie von Venezuela die Abgabe einer schriftlichen Erklärung dahin, 
daß durch den Bau eines solchen Leuchtturmes die britischen 
Ansprüche auf das streitige Gebiet in keiner Weise beeinflußt 
werden soUten.*) 

Der Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten von 
Venezuela, Senor Urbanya, antwortete am selben Tage:^) Er 
erklärte, dies sei das erstemal, daß die englische Begierung ihre 
Absichten auf den Orinocofluß enthülle, indem sie erkläre, Punta 
Barima bilde einen Teil des Streitgebietes.*) Er wiederholte im 
Namen des Präsidenten die Forderung, daß England das ganze 
von ihm unberechtigterweise besetzte Gebiet bis zum 20. Februar 



er als Zusatz za der später noch zn beeprechenden Instruktion Staatssekretir Olneys 
an Mr. B a y a r d vom 20. Juli 1895 unter dem 24. Juli 1895 an Bayard sandte. 
Piese Depesdie, die sich inFo r. ReL 1895, I S. 562 findet, lautet: 

„In Mr. Ohiey's Instruction Nr. 804, of the 20th instant, in relation to the 
Ando-Venezuelan boundary-dispute, you will note a reference to the sudden increase 
of tne area daimed for Bntish Guiana, amounting to 33000 square miks, between 
1884 and 1886. This statement is made on the authority of the British publication 
entitied the Statesman's Year Book. 

I add for Your better informatbn that the same statement is found in the 
British Golonial Office List, a govemment publication. 

In the issue for 1885 the following passage occnrs, on page24, under the 
head of British Guiana: 

It is impossible to specifv the ezact area of the colony, as its precise boundaries 
between Venezuela and Brazil respectively are undetermmed, but it has been com- 
puted to be 76000 square miles. 

In the issue of tiie same List for 1886, the same statement occurs, on page 33, 
witii a Chance of area to „about 109000 square miles.'* 

The ofocial maps in äiese two volumes mentioned are identical, so that the 
increase of 33 000 square miles daimed for British Guiana is not tfaereby ezplained, 
but later Golonial Office List maps show a varying sweep of the boundary westward 
into what previously figured as Venezuelan territory, while no ehange is noted 
on the Brazilian frontier.** 

^) Vergl. F. R. St. J h n an Lord Mdeeligh unter dem 7, Dez. 1886, B 1 a u - 
buch, Lc. S.373. Die Antwort vom 12. Jan. 1887, eod. S.387, sowie, John 
an Sefior Urbanya unter dem 31. Jan. 1887, Blaubuch, feod. 3. 893. 

«) VergLeod. S.394. 

') Irrtum: veigl. Salisburys Vorsdilag vom Jahre 1880 (oben S. 14$). 
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1887 verlasse. Er fügte hinzu, daß, falls dies nicht geschehen sollte 
and die Evacuation nicht mit der Annahme des Schiedsvorschlages 
begleitet sein sollte, die diplomatischen Beziehungen zwischen 
beiden Begierungen abgebrochen würden und Venezuela formellen 
Protest erheben werde. 

Da England nichts dergleichen tat, so suspendierte Venezuela 
unter dem 20. Februar 1887 seine diplomatische Beziehungen mit 
England. Dieses Vorgehen begleitete Senor Urbanya mit dem 
folgenden Protest:^) 

(Venezuela . . .) „protestiert gegenüber der Eegierung 
Ihrer Britischen Majestät, gegenüber allen zivilisierten Nationen, 
gegenüber der ganzen Welt gegen den Baubakt, den die Begierung 
von Großbritannien zu Venezuelas Schaden begangen hat und 
den Venezuela niemals und unter keinen Umständen als geeignet 
anerkennen wird, auch nur im geringsten die Bechte zu be- 
einträchtigen, die es von Spanien erworben hat, und bezügUch 
deren sie jeder Zeit bereit sein vdrd, sich der Entscheidung einer 
dritten Macht, als dem einzigen Wege zu einer mit ihren Ver- 
fassungsprinzipien vereinbaren Lösung, zu unterweifen.** 

Im Jahre 1890 versuchte Venezuela seine diplomatischen Be- 
ziehungen mit England wiederherzustellen.*) 

Lord Salisbury*) erklärte darauf, die englische Begierung 
köime in dem Grenzstreit kein Arrangement als zufrieden- 
stellend annehmen, das nicht den britischen Titel zu dem Terri- 
torium innerhalb der von Sir Bobert Schomburgk im Jahre 1841 
gezogenen Grenzen zulasse. Sie werde dagegen bereit sein, die 
Ansprüche Englands auf gewisse Gebiete westlich dieser Linie zur 
Schiedssprechung zu verweisen. Also, wie dies in einem englischen 
Memoiandum vom 19. März 1890 ausführlicher dargelegt ist: keine 
Arbitration des von der Schomburgk-Linie umfaßten Gebiets; 
Arbitration desjenigen, das von den äußersten englischen An- 

^) eod. S. 401 ff., besonders S. 404; vergl. auch die Wiederiiolimg dieses 
Protestes an das diplomatische Ck)rp6 in einem Zirkalar vom 16. Jnni 1»B8, eod. 
8. 407 f. und Zirkular an das diplomatbdie Ck)rps in Garicas und die BGnister für 
auswärtige Angelegenheiten, der mit Venezuela auf freundlichem Fuße stehenden 
amerikanisdien Republiken vom 29. Okt. 1888, eod. S. 408. 

') Vergl. besonders die Benachrichtigung darüber von Urbanyaan Salis- 
bury, Sdireiben vom 10. Jan. 1890, eod. S. 409. 

') Promemoria zum Schreiben des Britischen Auswärtigen 
A m 1 8 an Urbanya vom 10. Febr. 1890, eod. S. 410. 
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Sprüchen umfaßt wird!^) Dieser Vorschlag, der wiederom die 
englischen Ansprüche wesentlich modifizierte, wurde von Venezuela 
abgelehnt. 

Nach langen, fruchtlosen Verhandlungen gab dieses endlich 
den Versuch auf, mit England zu einer Einigung zu gelangen. 
Senor Michelana sandte unter dem 29. September 1893 von Paris 
aus an die englische Begierung ein Schreiben, in dem er nochmals 
den Standpunkt von Venezuela zusammenfaßte und mit einem 
erneuten feierlichen Protest schloß.*) 

Damit waren die Versuche Venezuelas, die Angelegenheit 
gütlich beizulegen, beendet, und der Streit ging aus seinen Händen 
in die der Vereinigten Staaten über. 

Es war zum Verständins der Haltung der Vereimgten Staaten 
notwendig, den Gang der Dinge verhältnismäßig breit zu schildern. 

Überblickt man ihn im Zusammenhang, so zeigt sich auf der 
Seite Venezuelas ein stetiges Nachsuchen und Bitten um gütlige 
Beilegung des Streites auf dem Wege eines Kompromisses oder 
durch einen unparteiischen Schiedsspruch. Auf Seiten Englands 
hingegen ist eine stets sich verstärkende Unnachgiebigkeit und 
Ungeneigtheit festzustellen, einer gegenüber seinen extremen An- 
sprüchen in Wahrheit bestehenden Ungewißheit durch wirkliche 
Konzessionen oder durch Schiedsgerichtsbarkeit ein Ende zu machen: 

Die Haltung der Vereinigten Staaten. 

Die Vereinigten Staaten wurden durch Venezuela von der 
Angelegenheit das erstemal im Jahre 1876') unterrichtet, von 
da an darüber dauernd auf dem Laufenden gehalten und fortgesetzt 
\j' um Hilfe gebeten. Sie verhielten sich zunächst äußerst zurück- 
haltend. 

Das erste Schreiben, das die amerikanische Begierung über 
diese Angelegenheit an die venezuelanische unter dem 31. Januar 
1881 richtete,^) enthielt, wie eine Beihe späterer, lediglich Ver- 
sicherungen des tiefen Interesses, das die Vereinigten Staaten 



^) Das Memorandom bei einem Schreiben Salisbnrys an Urbanya vom 
19. März 1890 S. 418 ff. 

*) eod. S. 487; verfi;L auch Earl Roseberys Antwortschreiben vom 
22.8eptl898 und Michelenas Antwort darauf vom 6. Okt. 1893, ebenda 
S. 437 ff. 

') Galcafio an Fish, am 14.Nov.l876, Gorr. 1896, S.8. 

«) Evarts an Senor Camacho, unter dem 81. Januar 1881, eod. S. 14. 
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an der Angelegenheit nähmen und die Erklärung, daß sie nicht 
mit Gleichgültigkeit dem gewaltsamen Erwerbe solchen Terri- 
toriums durch England zusehen könnten. 

Der erste Schritt, den die amerikanische Begierung England 
gegenüber in dem Streite vornahm, wurde erst im Jahre 1884 
eingeleitet. Am 7. JuU dieses Jahres schrieb Staatssekretär Fre- 
linghuysen dem Gesandten der Vereinigten Staaten in England, 
Mr. Lowell, er möge dem Lord Granville bei guter Gelegenheit 
Mitteilung von der Anteilnahme machen, die die Vereinigten Staaten 
aUem gegenüber darbrächten, was die Interessen einer ihrer 
Schwesterrepubliken auf dem amerikanischen Kontinente und 
deren Stellung in der Familie der Nationen berühre.^) 

Diese Instruktion ist hier deshalb von besonderem Interesse, 
weil darin die später im Zusammenhange mit dieser Angelegenheit 
so oft genannte Monroedoktrin seitens der Begierung der Ver- 
einigten Staaten das erste Mal eine ausdrückUche Erwähnung 
findet. Frelinghuysen bemerkt nämlich im Verlaufe seiner Aus- 
fühirmgen: 

„Die moralische Stellung der Vereinigten Staaten ist 
durch die Verkündung der Monroedoktrin gut bekannt. . . ." 

Die Zurückhaltung der Vereinigten Staaten zeigte sich auch 
darin, daß Bayard in einem Schreiben vom 21. JuH 1885 ') an 
Senor Soteldo auf dessen Vorschlag, daß die Angelegenheit durch 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten entschieden werde,*) 
antwortete, der Präsident fühle sich durch dieses Angebot sehr 
geschmeichelt, er sei aber der Ansicht, daß er nur dann die Frage, 
als Unparteiischer in irgend einem derartigen Streite zu handeln, 
erwägen köime, wenn das Ersuchen dazu gemeinsam von beiden 
Streitteilen an ihn gestellt werden würde.*) 

Was das Anbieten guter Dienste anlangt, so hatte Staats- 
sekretär Frehnghuysen in einer Instruktion an Mr. Baker vom 
15. JuU 1882 erklärt, die Begierung der Vereinigten Staaten werde, 
falls die venezuelanische darum nachsuchen sollte» der englischen 
vorschlagen, die Frage möchte doch einer dritten Macht zur Ent- 
scheidung durch Schiedsspruch unterbreitet werden.*) Venezuela 



*)eod. S.47f. 

•) Corr. 1896 S.68f. 

*)SoteIdoan Bayaid unter dem 29. April 1886, S. 60. 

«) eod. S. 16. 
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hatte dem gegenüber den Gedanken ausgesprochen» ein derartiges 
Vorgehen könne vielleicht ihren Plan, daß die Vereinigten Staaten 
die Angelegenheit entscheiden sollten, vereiteln. Die amerika- 
nische Begienmg hatte darauf ihre Idee nicht weiter verfolgt.^) 
Zu Anfang des Jahres 1887 boten die Vereinigten Staaten der 
t/ ^ englischen Begierung das erste Mal ihre guten Dienste tatsäohUch 
an. Das betreffende Instruktionsschreiben Bayards an Mr. Phelps 
vom 30. Dezember 1886 *) ist noch sehr vorsichtig gehalten; 

Bayard nimmt in diesem Schreiben wiederum auf die Monroe- 
doktrin Bezug. "Er erklärt nämlich unter anderem, die Begierung 
Ihrer Majestät werde es verstehen, daß die Haltung freundlicher 
Neutralität und völliger Unparteilichkeit der Vereinigten Staaten 
diesem Streite gegenüber, der ja ausschließUch auf der Verschieden- 
heit der Auffassung von Tatsachen durch Freunde und Nach- 
barn der Vereinigten Staaten beruhe, völlig vereinbar mit dem 
Verantwortlichkeitsgefühle sei, das auf den Vereinigten Staaten den 
südamerikanischen Bepubliken gegenüber laste. Er fährt dann fort : 
„Die Doktrinen, die wir vor zwei Generationen auf An- 
suchen und mit der kordialen Unterstützung und BiUigung 
der englischen Begierung verkündet haben, haben im Laufe 
der Zeit nichts von ihrer Kraft und Bedeutung verloren, und 
die Begierung von England wie die der Vereinigten Staaten 
sind gleichmäßig an der Aufrechterhaltung eines Standes der 
Dinge interessiert, dessen Weisheit durch die Erfahrung von 
mehr als einem halben Jahrhundert dargetan worden ist.'* 
Zum Schlüsse versichert er wiederum ausdrücklich, daß der 
Streit mit England „lediglich einer über geographische Grenzen 
und Titel, nicht jedoch ein Fall versuchter politischer Juris- 
diktion" sei. 

Mr. Phelps entledigte sich dieses Auftrage s, indem er durch 
Schreiben vom 8. Februar 1887 dem Lord Salisbury den Haupt- 
inhalt der ihm gegebenen Instruktion mitteilt und die guten 
Dienste der Vereinigten Staaten in der Angelegenheit anbietet.') 
SaUsbury lehnte dieses Angebot durch Schreiben vom 22. Februar 
1887 ab.*) 

^) Ver^. B Ay Aid An Phelps unter dem 20. Juli 1885, eod. S. 57 f. 

*) eod. S. 67 ff. 

<) BlAubuch 1896, Nr.l S.l; Corr. 1S96, S.80f. 

*) BlAubnch, I.e. S.2; Gorr. 1896, S.84. 
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Von nun an wiederholten sich die Versuche der von Venezuela 
immer dringender um Vermittlung gebetenen Regierung der Ver- 
einigten Staaten fortdauernd, aber stets ohne Erfolg.^) 

Auch die Sprache der amerikanischen Diplomatie änderte 
sich etwas. 

Als der englische Gouverneur von Britisch Guayana durch 
Proklamation ') vom 31. Dezember 1887 Landkonzessionen für 
den Bau einer Eisenbahn in dem streitigen Gebiet, die der Prä- 
sident von Venezuela etreilt hatte, für unwirksam erklärte, schrieb 
der Staatssekretär an Mr. Phelps unter dem 17. Februar 1888,*) 
die Begierung der Vereinigten Staaten habe bisher ein ernstes und 
freundliches Interesse an dem Grenzstreite genommen und so 
weit als möglich dessen endgültige und ehrenwerte Beilegung be- 
fürwortet. Sie sei dabei von der Annahme ausgegangen, daß es 
sich bei dem Streite um historische Tatsachen handle und daß 
er sich hervorragend für die Beilegung durch Schiedssprechung 
eigne, sowie, daß beide Parteien festbegrenzte Ansprüche auf- 
stellten. Die nunmehr von den Autoritäten in Britisch Guayana 
geltend gemachten Forderungen gäben Anlaß zu schwerer Un- 
ruhe und ließen Baum für die Vorstellung, daß der Gebietsanspruch 
nicht historischen Traditionen oder Beweisen folge, sondern offenbar 
unbestimmt sei. Er beauftragte Phelps sodann dahin, Salisbury 
zu erklären, daß es der amerikanischen Begierung zu größter Be- 
friedigung gereichen würde, den Venezuelastreit freundschaftlich 
und in ehrenvoller Weise beigelegt zu sehen, und hinzuzufügen, 
daß die Vereinigten Staaten bereit seien, alles was in ihrer Macht 
stehe zu tun, um zur Herbeiführung eines solchen Endes zu 
helfen. 

Der entscheidende Wendepunkt jedoch trat erst ein, als 
Präsident Cleveland in seiner Jahresbotschaft vom 3. Dezember 
1894^) auf den Streit zu sprechen kam und dabei erklärte, er 
werde die bisher gemachten Versuche, die diplomatischen Be- 
ziehungen zwischen England und Venezuela wieder herzustellen 



^) Lincoln an Salisbory, 5. Mail890;Blaabach, Lc. S. 2; Ablehnung 
SAlisburys vom 26.Mai 1890, cod. S.3; S a 1 i s b n r y an Paoncefote, ll.Nov. 
1881 ,eod. S.8;6re8haman Bayard am 18. Jnli 1894, F r. R e 1. 1894, S. 25 ff. 
und vom 1. Dez. 1894, eod. S. 252. 

«) Co rr. 1896, S.203. 

»)eod. S.204f. 

«) Richardsons Hess., Bd. IX S.526. 
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und ihren Streit zur Entscheidung duroh Schiedsspruch zu bringen, 
erneuern. 

Kurz darauf, am 10. Januar 1895, brachte der Abgeordnete 
Livingston im amerikanischen Parlament eine gemeinsame Beso- 
lution ein, die den beiden Streitparteien aufs dringendste A:i^bi- 
tration empfahl. Diese Resolution wurde alsbald in etwas ver- 
änderter Eorm von beiden Häusern angenonmien und vom 
Präsidenten am 20. Februar 1895 unterzeichnet.^) Sie lautet in 
ihrer endgültigen Form wie folgt: 

„. . . beschlossen, daß die Anregung des Präsidenten, die er in 
seiner letzten Jahresbotschaft dieser Körperschaft gemacht hat, 
nämUch, daß Großbritannien und Venezuela ihren Grenzstreit 
friedlicher Schiedssprechung überweisen, beiden Parteien ernst- 
lich zu günstiger Erwägung empfohlen wird.** 
Die englische Regierung änderte auch daraufhin noch nicht 
ihren Standpunkt. 

Der amerikanische Gesandte in London, Mr. Bayard, begab 
sich am 2. Februar 1895 nochmals zum Earl Eimberley und 
erklärte ihm wiederum, wie begierig die Vereinigten Staaten seien, 
alles zu tun, um die Beilegung des Streites durch Schiedsverfahren 
zu erleichtem. Die Antwort Eimberleys, der dem Botschafter der 
Vereinigten Staaten im Verlaufe dieser Verhandlungen zugleich 
ein Memorandum über den englischen Standpunkt verlas, ging 
dahin, „daß die Regierung Ihrer Majestät zwar bereit sei, in bezug 
auf gewisse Teile des Gebietes .... zu Schiedsverfahren zu schreiten, 
daß sie aber nicht einem Abgehen von der Schomburgklinie zu- 
stimmen könnte**.*) 

Am 20. März 1895 fragte Bayard bei Kimberley an, ob er ihm 
irgend welche weitere Information über die Zwistigkeit zwischen 
England und Venezuela geben könne.') Kimberley erwiderte 
darauf, er könne nichts der Antwort hinzufügen, die Sir Edward 
Grey im House of Commons gegeben habe. Die dort gemachten 



>) H. Rep. S.252. Der Text findet sidi in StAt at Large, XXVIII 
S. 97 f. (Joint Res. Nr. 17). Über die Kongießberatnngen \ergl. Gong. R e c. , 
58. Cone. 3. sess., Bd. XXVII, Teü IB.m (der Antrag), Teil 2 S. 1832 (An- 
nahme des Hauses am 6. Februar 1895), Teil 3 S. 2113 (Aimahme durch den Senat 
am 13. Februar 1895) S. 2297, (Annahme einer Senatsänderung durdi das Haus 
am 16. Februar 1895) und S. 2642 (Notiz fiber Unterzeichnung durdi den Prä- 
sidenten). 

*} Vei^. K imb er leys Bericht über diese Unterhaltung an den englischen 
Oesandten in Washington vom 23. Februar 1895, Blanbnoh, I.e. S.5. 
•) eod« 8. 6 f. 
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Bemeikongen waren in der Tat überhaupt keine Antwort und 
lediglich ein Ausdruck dafür, daß die englische Begierüng ihren 
alten Standpunkt unverändert beibehalte.^) 

Darauf bereitete Staatssekretär Olney im Auftrage des Prä- 
sidenten Gleveland eine sehr ausführliche Instruktion vor, die er 
unter dem 20. Juli 1895 dem amerikanischen Botschafter in London, 
Mr. Bayard, mit dem Auftrag übersandte, sie dem Lord Salisbury 
zu übermitteln.*) 

Diese Listruktion, die uns späterhin noch eingehend zu be- 
schäftigen hat, verlangte von England kategorisch und unter aus- 
führlichster Argumentierung mit der Monroedoktrin Erledigung 
des Grenzstreites durch Schiedsverfahren. Olney ersuchte femer 
darin um eine so rechtzeitige Antwort, daß der Präsident in der 
Lage sei, die ganze Angelegenheit dem Kongreß in seiner demnächst 
fälligen Jahresbotschaft mitzuteilen. Die englische Antwort kam 
jedoch nicht rechtzeitig, und so mußte sich Gleveland damit be- 
gnügen, in seiner Jaluresbotschaft vom 2. Dezember 1895 eine 
kurze Bemerkung zu dem Streitfall zu machen*) und eine Spezial- 
botschaft darüber in Aussicht stellen. 

Die englische Antwort ist in zwei sehr ausführlichen Schrift- 
stücken enthalten, die von Salisbury unterzeichnet sind und deren 
erstes vom 26. November 1895 ^) sich mit den auf die Monroedoktrin 
bezüglichen Ausführungen von Olneys Ldstruktion befaßt, während 
das zweite, ebenfalls vom 26. November 1895 datierte *) es unter- 
nimmt, dessen tatsächliche Behauptungen zu widerlegen. Beide 
Dokumente sind eine entschiedene Ablehnung des Verlangens der 
Vereinigten Staaten und ein Verharren auf dem alten Standpunkt 
seitens der engUschen Begierüng. 

Präsident Gleveland erstattete darauf dem Kongreß unter 
Übermittlung eines Teiles der ergangenen Korrespondenz dem 



^) I.e. S.6 Anm.*): Auszug aus Hansard's Deb. vom ll.MSrzl8a5 
und vom I.März 1895. 

*) Blaubuch, I.e. S.7ff.; For. Rel. 1896, I. Teü S. 646 ff., 64. Coug. 
l.s^. Sen. Ex. Doc. 31 S.4ff.; Moore, VI 8.686 ff. Ein Abdruck im 
Anhang unten unter I Nr. 8. 

*) Richardsons Mess., IX S. 626 ff., besonders S.632. 

«) Blaubuch,l.c. S.22ff.;For. Rel.,Lc. S.663ff.;64.Cong. l.sess. 
Sen. Ex. Doc. 31 S. 22ff. Em Abdruck findet sich im Anhang unten 
unter I Nr. 9. 

>) Blaubuch, I.e. 8.26 ff.; For. Rel. , I.e. 8. 666 ff.; 64. Gong, l.sess. 
Sen. Ex. Doc. Nr. 31 8. 26 ff. 
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Senat von der Angelegenheit in einer Spezialbotscbaft vom 17. De- 
zember 1895 Bericht* 

Clevelandt Botsohaft von 17. Dezenber 18B5. 

Diese zum Teil recht dmikle und schwerfällig gefaßte Bot- 
schaft mag in ihren bedeutungsvollsten Teilen hier in der Über- 
setzung wilBdergegeben werden.^) 

Cleveland geht von der Erklärung Salisburys aus, die Monroe- 
doktrin sei auf den „Zustand der Dinge, unter dem wir gegen- 
wärtig leben" und insbesondere auf den Venezuela-Grenzstreit un- 
anwendbar. Er widerspricht dieser Behauptung und führt aus: 

„Die Doktrin, auf der wir fußen, ist lebenskräftig und ver- 
nünftig, weil ihre Durchsetzung wichtig für unsem Frieden und 
für unsere Sicherheit als eine Nation ist und weil Bie notwendig 
für den unverletzten Bestand unserer freien Einrichtungen und 
für die ruhige Aufrechterhaltung unserer besonderen Begierungs- 
form ist. Sie sollte auf jedes Stadium unseres nationalen Lebens 
Anwendung finden und kann solange nicht gegenstandslos 
werden als unsere Bepublik besteht. Wenn das Gleichgewicht 
der Kräfte berechtigterweise ein Grund für eifersüchtige Be- 
sorgnis zwischen den Begierungen der alten Welt und ein Gegen- 
stand völliger Nichteinmengung für uns ist, so ist die Monroe- 
doktrin nicht weniger für unser Volk und seine Begierung von 
vitalem Interesse . . • 

Wenn eine europäische Macht durch Ausdehnung ihrer 
Grenzen Besitz von dem Gebiete einer unserer Nachbarrepubliken 
gegen deren Willen und unter Schmälerung ihrer Bechte er- 
greift, so ist schwer zu sehen, warum diese europäische Macht 
in diesem Umfange nicht dadurch versucht, ihr Begierungs- 
system auf den Teil dieses Kontinents auszudehnen, den sie so 
genommen hat. Das ist genau das Vorgehen, von dem Präsident 
Monroe erklärte, es sei „gefährlich für unsem Frieden und für 
unsere Sicherheit*', und es kann keinen Unterschied machen, 
ob das europäische System durch ein Vorrücken der Grenze 
oder auf andere Weise ausgedehnt wird .... 



Richardsons Mess., IX S.666ffj For. Rel. 1895, I S. 542 iL; 
54. Gong. 1. 8688. S e n. D c. , 31. S. 1 fL Ean Abdruck findet sich im A n - 
hang nnten unter I Nr. 7. 
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Das Prinzip, für das wir streiten, hat praktisch besondere» 
wenn nicht ausschUeßliche Beziehung auf die Vereinigten Staaten. 
Es mag nicht in so vielen Worten zum Kodex des VöUcerrechts 
zugelassen sein; aber da im Bäte der Völker jede Nation eioen 
Anspruch auf die Bechte hat, die ihr zugehören, so hat die 
Monroedoktrin, wenn ihre Durchsetzung etwas ist, was wir mit 
Becht beanspruchen können, ihren Platz so sicher und so gewiß 
im Kodex des Völkerrechts, als wie wenn sie besonders erwähnt 
wäre; und wenn die Vereinigten Staaten als Kläger vor dem 
Gerichtshofe, der das Völkerrecht verwaltet, auftreten, so ist die 
zu entscheidende Frage die, ob oder ob nicht wir Klagen vor- 
bringen, die die Gerechtigkeit dieses Bechtsbuches für recht 
und gültig zu befinden vermag. 

Die Monroedoktrin findet ihre Anerkennung in solchen 
völkerrechtlichen Prinzipien, die auf der Theorie beruhen, daß 
Jede Nation ihre Bechte beschützt und ihre berechtigtc^n An- 
Sprüche durchgesetzt haben soll. 

Natürlich ist diese Begierung völlig zuversichtlich, daß wir 
unter der Sanktion dieser Lehre klare Bechte und unzweifel- 
hafte Ansprüche haben .... 

Die von dieser Begierung im Hinblick auf die gegenwärtige 
Lage einzunehmende Haltung scheint keinen ernsten Zweifel 
zu gestatten. Nachdem wir viele Jahre lang treulich dafür ge- 
wirkt haben, England dazu zu bringen, diesen Streit unpartei- 
ischer Schiedssprechung zu unterbreiten und nachdem wir nun 
endgültig von seiner Weigerung, so zu handeha, benachrichtigt 
worden sind, bleibt nichts übrig als die Lage anzunehmen, ihre 
einfachen Anforderungen zu erkennen und uns entsprechend zu 
verhalten 

Der Streit hat eine solche Phase erreicht, daß es 
nunmehr den Vereinigten Staaten obliegt, Maßnahmen zu 
ergreifen, um mit ausreichender Gewißheit für ihre eigene 
Bechtfertigung zu bestimmen, was die wahre Grenzlinie 
zwischen der Bepublik von Venezuela und British Guiana 
ist." 

Cleveland schlägt dann dem Kongreß vor, eine angemessene 
Summe für die Ausgaben einer von ihm zu ernennenden Unter- 
^uchungskommission zu bewilligen, die diesen Grenzstreit prüfen 

Kram, Monroedoktrln. 11 
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und darüber Bericht erstatten solle. Er fügt weiterhin die folgende 
bedeutsame Drohung an: 

,,Wenn solch' ein Bericht gemacht und angenommen ist,, 
-wird es meiner Meinung nach die Pflicht der Vereinigten Staaten 
sein, der Zueignung irgend welchen Landes oder der Ausübung 
von Begierungsgewalt über irgend welches Gebiet, das wir auf 
Grund der Untersuchungen als rechtmäßig zu Venezuela ge- 
hörig erklärt haben, mit jedem in ihrer Gewalt stehenden Mittel 
als einem vorsätzlichen Angriffe auf ihre Bechte und Inter- 
essen zu widerstehen." 

Die Stimmung des Kongresses zeigte sich in folgendem 
Verhalten: Einmal gingen dort als die übliche Begleiterscheinung 
der Aufregung der amerikanischen Nation eine Menge von Be- 
solutionsanträgen ein. Im Senat wurde insbesondere vom Senator 
Lodge, der die Kongreßberichte um eine große Beihe von mit 
der Monroedoktrin zusammenhängenden Besolutionsanträgen be- 
reichert hat, bis ihm endlich im Jahre 1912 in der Magdalena-Bay- 
Angelegenheit Erfolg beschieden gewesen ist, am 3. Dezember 
1895 ein solcher Antrag eingebracht, der eine Bestätigung der 
Monroedoktrin in dem damals bestehenden Umfange erstrebte.^> 
Dieser Antrag wurde mit einem im gleichen Sinne gehaltenen, vom 
Senator Gullom') am selben Tage eingebrachten und einem 
dritten, den Senator Baker') am 9. Januar eingebracht hatte^ 
vom Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten durch den Vor- 
schlag einer „coiicurrent resolution** ersetzt. Das Schicksal dieses^ 
Vorschlages, über den Senator Davis am 20. Januar 1896*) 
berichtete und der unter dem Namen „Davis-Doktrin** eine 
gewisse unberechtigte Berühmtheit erlangt hat, war, „auf den 
Kalender gesetzt*' zu werden.^) 

Was den vom Präsident Gleveland gemachten Vorschlag 
anlangt, so folgte der Kongreß dieser Anregung unmittelbar. 
Schon am nächsten Tage, am 18. Dezember 1895, wurde vom 
Bepräsentanten Hitt im Hause eine „Joint resolution** ein- 
gebracht, die, wie der offizielle Sitzungsbericht bemerkt, mit. 

^) G n g. R e c. , 54. Gong. 1. sess., Bd. XXYIII, Teil I S. 24. 

>) eod. S. 25. 

•) eod. S.529. 

«) eod. S. 788. 

») Veigl. unten S. 182 f. 
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lautem Beifalle begräfit wurde. Sie sah die Bewilligung von 
100 000 Dollar für die Ausgaben einer vom Präsidenten zu er- 
nennenden Kommission vor, welche über die wahre Grenzlinie 
zwischen der BepubUk Venezuela und British Guiana eine Unter- 
suchung anstellen und Bericht erstatten solle. 

Diese Besolution wurde nach kurzer Erörterung vom Hause 
unmittelbar und mit dem Zusätze angenommen, daß 100 000 Dollar 
oder so viel als nötig bewilligt sei. Auch hier verzeichnet der Sitzungs- 
bericht wiederum lauten Beifall, und zwar auf beiden Seiten des 
Hauses. 

Der Senat beriet den Antrag am 19. und 20. Dezember 1895 
und nahm ihn am 20. nach lebhafter Debatte an. Der Präsident 
unterzeichnete ihn am 21. Dezember.^) 

Die durch diesen Beschluß eingesetzte Kommission wurde 
am 4. Januar 1896 vom Präsidenten ernannt,') sie wurde 
aber schon am 10. November 1896 durch Schreiben des Staats- 
sekretärs Olney an ihren Vorsitzenden, Davis J. Brewer, um 
Einstellung ihrer Arbeiten ersucht, weil die Vereinigten Staaten 
sich auf Grund weiterer Verhandlungen *) mit England über einen 
zwischen England und Venezuela zu schUeßenden Vertrag über 
die schwebende Angelegenheit geeinigt hätten.*) Dieser Vertrag 
kam formell am 2. Februar 1897 zustande. Er war ein Arbitrations- 
abkommen über den ganzen Streitfall, ohne Einschränkung auf 
ein bestimmtes Gebiet.*) 

Der Schiedsspruch erfolgte am 3. Oktober 1899.*) 

Auf Grund der Anwendung des in dem Schiedsveitrag aus- 
drückUch für die Entscheidung zugrunde gelegten Prinzips der 
Preskription in einer Frist von 50 Jahren kam es zu einem Er- 
gebnis, das zwar keinem der beiden geltend gemachten Ansprüche 

^) Der Beschloß steht in Stat. at Large, XXIX (Gap. I) S.l; vergL 
aoch eod. S. 488. Über die Konoeßveiha^dhingeii veifl. G o n g. K e e. , 54. Gong, 
l.sess. S.234f., S. 240 ff. und S. 566. 

*) Veid. den Konunissionsbericht im 55. Gong. 2. sess. S e n. D o c. Nr. 91 
Teül-4. 

*) Veigl. dazu die in den F o r. R e 1. 1896 abgedruckten Urkonden auf S. 240 ff. 
und weiter besonders Br. and For. State Papers, Bd. LXXXVIII 
(1895—1896) S. 1242 ff. 

*) Yergl. den eben angeführten Report, 1. c. Teil I, Appendix B, S. 32. 

*) Vergl. Härtens, N.R.G., 2. Ser., Bd. XXVÜI S. 328 ff.; Br. and 
For. State Papers, LXXXIX S.57ff. 

•) Textz.B. Blaubuch 1899 Nr. 7, ebenso Martens,N.KG.,2. Ser. 
Bd. XXIX S. 581. 
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in vollem Umfange Becht gab, das aber im ganzen der englischen 
Begienmg dorchaus günstig war«^) 

Bedeutung des Venezuela-€renz$treite$ 
fOr die Monroedoktrin. 

Für die Vereinigten Staaten bedeutete der Verlauf der An- 
gelegenheit den größten diplomatischen Sieg, den sie bisher unter 
Anwendung der Monroedoktrin erfochten haben. Mit viel Becht er-* 
klärte Präsident Mc Einley in seiner Jahresbotschaft vom 5. Dezem- 
ber 1898,') es sei eine Quelle großer Befriedigung für die amerikanische 
Begierung, die Beilegung des Streites durch Arbitration zu sehen. 

Die große Tragweite des Falles liegt vor allem in diesem 
Triumphe der amerikanischen Diplomatie über die englische. 

Für die Monroedoktrin ist er von höchster Bedeutung 
deshalb, weil hier das erstemal eines ihrer Verbote unter hervor- 
ragender Argumentierung mit ihr gegen den hartnäckigen Wider- 
stand Englands in einer für die Vereinigten Staaten unmittelbar 
wenig bedeutungsvollen Angelegenheit unter deutlichen Kriegs- 
drohungen erzwungen wurde. So ergibt dieser Fall wie keiner 
vor und keiner nachher eine Stärkung und Kräftigung der Monroe- 
doktrin als eines lebendigen Faktors in der Politik der Vereinigten 
Staaten.«) 

Dagegen stellt er sich inhaltUch in keiner Weise irgendwie 
als eine erweiterte Anwendung der Monroedoktrin dar, wie dies 
fast durchweg in der Literatur behauptet wird. Das Verhalten 
der Vereinigten Staaten in dieser Angelegenheit ist 

*) Yergi. in diesem Zasammenhange auch den Streit, den England mit 
Brasilienumdie Grenze Guayanas geführt hat. Er kann als ein Gegenstftck 
des oben geschilderten Streites zwischen England und Venezuela bezeichnet werden. 
Im Gegensatz zu jenem wurde er durch En^and von vornherein auf der von ihm in 
dem Yenezuela-Grenzstreit so standhaft abeäehnten Basis des Schiedsver&lu:ens ge- 
IQhrt und beigdegt. Verd. dazu das Säiiedsabkommen vom 6. Nov. 1901, das 
in M » r t en s , N. R. G., n. Ser., Bd. XXXII S. 413 abgedruckt ist. Durch dieses 
Abkommen wurde der Könis von Italien zum Schiedsriditer ernannt. Der inter- 
essante Schiedsspruch vom S. Juli 1904 steht ebenda S. 485. 

Über die Angel^nheit vergl. allgemein die ausfOhrUdie Darstellung von 
F.Fauchillein K.G., XII (1905) S. 25 ff., der viel Material gibt und Lapra- 
d e 1 1 e , A. de, et N. P o 1 i t i s , L*arbitrage Anglo-Br6silien, de 1904, in Rev, 
du Droit Public et de la Science Politique usw., Bd. XXII (1905) S. 241 ff. 

«) For. Rel. 1898 S.LXXXIII. 

*) Über die häufig aufstellte Behau()tung, England habe durch sein Veihalten 
in dieser Angelegenheit die Monroedoktnn aÜB einen politischen Grundsatz der 
Vereinigen Staatni anerkannt, ist nodi in dem völkerrechtlichen Teil der Arbeit 
zu handehi. Vergleiche dort das im Gap. III Ausgefährte. 
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nichts weiter als eine Anwendung des ursprünglichen 
Verbots weiterer europäischer Kolonisation in Amerika, 
wie es schon in der Monroebotschaft enthalten war. 

Lord Salisbury hat in seiner ersten Anwortsinstruktion vom 
26. November 1895 eingewendet, es handle sich bei Englands 
Vorgeben gar nicht um einen Kolonisationsversuch einer euro^ 
päißchen Macht auf amerikanischem Boden, sondern einfach um 
die Bestimmung der Grenze einer britischen Besitzung. Er über- 
sieht dabei, daß für den der Monroebotschaft insoweit zugrunde 
liegenden Oregon-Streit mit Bußland genau das Entsprechende 
gesagt werden könnte und daß die Angliederung neuen Kolonial- 
besitzes auf dem Wege der Grenzverschiebung im Grunde ebenso 
sehr Kolonisation ist, wie die Errichtung einer völlig neuen Kolonie. 

Genau wie in dem Oregon- Streit mit Bußland vertraten die 
Vereinigten Staaten in diesem Venezuela-Grenzstreite den Stand- 
punkt, sie könnten keine weitere gewaltsame europäische Kolom- 
sation auf amerikanischem Boden dulden. 

Allerdings war der Anspruch in diesem zweiten Falle auf ein 
anderes Verhalten wie im ersten gerichtet. In dem Streit mit 
Bußland forderten die Vereinigten Staaten eine Aufgabe des 
Oregongebiets durch Bußland zugunsten der Vereinigten Staaten. 
Im Venezuela-Grenzstreite hingegen verlangten sie von England 
Schiedssprechung über die Frage, wem das in Streit befindliche 
Guayanagebiet gehöre. 

Salisbury hatte in seiner eben angeführten Instruktion weiterhin 
behauptet, das Arbitrationsverlangen der Vereinigten Staaten 
sei die Inanspruchnahme einer neuen Prärogative, von der sich 
in der Monroebotschaft nichts finde. 

Tatsächlich sind ^i^ Vereinigten Staaten bei der Angelegenheit, 
wenigstens zuletzt, von der Annahme ausgegangen, England habe 
mindestens einen Teil des Streitgebietes nicht zu beanspruchen. 

In der diplomatischen Korrespondenz tritt dieser Standpunkt 
zwar nicht besonders hervor. Man findet dort vielmehr immer und 
immer wieder die Ansicht wiederholt, die Vereinigten Staaten 
wüßten nicht, wem das zwischen beiden Teilen streitige Gebiet 
nun eigentlich gehöre. Da Venezuela vielleicht einen Anspruch 
darauf haben könnte, so sei es das Becht der Vereinigten Staaten» 
Gewißheit darüber zu erhalten, ob England etwa versuche, sich 
venezuelanisches Gebiet zuzueignen. 
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Tatsächlich kann aber, insbesondere mit Bücksicht auf den 
ganzen Ton der diplomatischen Korrespondenz, mid vor Allem der 
historischen Ausführungen in Olneys Instruktion, sowie in 
Clevelands Sonderbotschaft vom 17. Dezember 1895 kein Zweifel 
über die Meinung der amerikanischen Begierung in dieser An- 
gelegenheit bestehen.^) 

Diese Meinung ist in sehr bezeichnender Weise späterhin vom 
Präsidenten Cleveland selbst offengelegt worden, der in seinem 
Werke „Praesidential Problems** unter anderem folgendes be- 
merkt:*) 

„Wir hatten seine (d. i. Englands) Anspräche in den streitigen 
Gegenden sich derart und auf Grund solcher Vorwände erweitem 
und ausdehnen sehen, daß eine tatsächliche oder drohende 
Verletzung einer Doktrin vorzuüegen schien, welche unsere 
Nation vor langer Zeit festgelegt hat, und die erklärte, daß 
die amerikanischen Kontinente nicht mehr als Gegenstände für 
zukünftige Kolonisation durch irgend welche europäischen 
Mächte anzusehen sind.** 

Und weiter: 

„Wenn das Ultimatum Großbritanniens in bezug auf seinen 
Gebietsanspruch uns derart durch die Tatsachen unterstützt 
erschienen wäre, daß er nur einen schwachen Zweifel gestattet 
hätte, so wären wir vielleicht unseretwegen von vornherein der 
Verantwortlichkeit entgangen, auf die Befolgung der Monroe- 
doktrin zu bestehen. . . . Wir glaubten jedoch, daß die Folgen 
eines Uns-Bescheidens in Englands Ansprüche die Nichtaufrecht- 
erhaltung und Behauptung eines Prinzips bedeuten würde, 
das allgemein von unserer Begierung und unserem Volk als 
höchst notwendig für unsere nationale Integrität und Wohl- 
fahrt angesehen wird.'**) 



^) Vergl. andi die oben S. 162 erwähnten, von Callom, Baker, Lodge 
und Davis eingebrachten Resolationsan träge. 

«) S. 264. 

') Der englische Text lautet: 

„We had seen her pretensions in the disputed redons widen and extend in 
such manner and apon sudi pretezts as seemed to constinite an actoal or threatered 
violation of a docärine whicn oor nation long ago established, declaring that the 
American continents are not longer to be considered subject for futore oolonisation 
by any European power/' 

Sowie: „If the Ultimatum of Great Britain as to her daim of territorv had 
Appeared to us so thoroughly supported upon the facts as to admit of smalldoubt, 
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Gingen die Vereinigten Staaten aber davon aus, daß der An- 
sprach Englands wenigstens in einem bestimmten Umfange un- 
berechtigt sei, so konnten sie in dem stetigen Vorrücken der Grenze 
von British Guiana in dem von Venezuela beanspruchten Gebiet 
in der Tat einen Eolonisationsversuch einer europäischen Macht 
in Amerika und damit eine Verletzung der ursprünglichen Monroe- 
doktrin sehen. 

Wenn die Vereinigten Staaten unter diesen Umständen auf 
Erledigung des Streites im Wege des Schiedsverfahrens drangen und 
nicht einfach von England ein Verlassen des betreffenden Gebietes 
forderten, so war dies weniger als das, was die Monroedoktrin ihnen 
als ihre Befugnis offen stellte. England hatte die diplomatische Er- 
ledigung der Angelegenheit abgelehnt. Ein Krieg zur Entscheidung 
des Streites zwischen England und Venezuela hätte die Vereinigten 
Staaten ebenfalls zu einem Einschreiten und zwar annehmbar zu 
einem gewaltsamen auf Grund der Monroedoktrin genötigt. Die 
von ihnen erhobene Forderung, der Streit sei durch Schieds- 
verfahren zu erledigen, ist demgemäß lediglich die mildeste Form 
eines Einschreitens zur Durchsetzung der Monroedoktrin. 

Damit soll andererseits übrigens keineswegs der Meinung 
widersprochen werden, daß die Vereinigten Staaten sich in dieser 
Angelegenheit zum Richter über Grenzstreitigkeiten europäischer 
Mächte mit amerikanischen Staaten in Amerika aufgeworfen 
hätten. Die hier verfochtene Ansicht geht vielmehr ledigUch 
dahin, daß diese Haltung der Vereinigten Staaten keine erweiterte 
Anwendung der Monroedoktrin bedeute. 

Indem dje Monroebotschaft es aussprach, einmal, daß die 
Vereinigten Staaten sich nicht um die schon vor 1823 in Amerika 
entstandenen Kolonien europäischer Mächte kümmern, anderer- 
seits jeder nach dieser Zeit versuchten Kolonisation widerstreben 
wollten, ergab es sich von selbst, daß sie jedesmal die Frage vorweg 
zu erledigen hatten, ob es sich in einem gegebenen Falle um eine 
Kolonisation handle, die schon vor dem Jahre 1823, oder um eine 



we might have escaped the lesponsability of insisting on an observance of the Monroe 
Doetnne in the premises, on onr own account, and have still remained the des- 
interested friend of both countries, merely contenting ouraelves with benevolent 
attempts to reooncile the dispntants. We were, however, far from discoverins such 
satisfactory snpport in the evidenoe within onr reach. On the contrary, we believed 
that the effects of onr acquiescence in Great Britains pretensions wonld amoont 
to a failure to uphold and maintain aprinciple nniversafy acoepted by onr Govern- 
ment and onr people as vitally essential to our national integrity and welfare. . /* 
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solche, die nach diesem Jahre vorgenommen worden war. 
Im ersteren Falle hatten sie sich schon nach der ursprünglichen 
Monroedoktrin passiv zu verhalten; im letzteren Falle waren 
für sie die Voraussetzmigen des Einschreitens gegeben. 

Die Prätention der Vereinigten Staaten, in Grenz- 
streitigkeiten wie dem hier geschilderten über die 
Ansprüche der beteiligten europäischen Nation zu 
Gericht zu sitzen, folgt unmittelbar aus der ursprüng- 
lichen Monroedoktrin. Sie wird in dem Venezuela-Grenz- 
streite von den Vereinigten Staaten lediglich das erste Mal in 
energischer Weise praktisch angewendet. 

Dafi diese Meinung richtig ist, tritt besonders scharf zutage, 
wenn man die Haltung der Vereinigten Staaten in diesem Falle 
mit derjel^gen vergleicht, die sie gegenüber der am 3. Januar 
1833^) erfolgten Besetzung der Falkland- Inseln oder 
Malvi^as durch England einnahmen. 

Dieser Fall ist kurz folgender: 

E X k u r S.2) 

(Die Vereinigten Staaten und die Besetzung der Falkland-Inseln 

durch England im Jahre 1833.) 

Die Begierung von Buenos Ayres nahm die vor der argenti- 
nischen Küste gelegenen Falkland-Inseln als einen Teil des Vize- 
königtums vom Bio de la Plata mit der Behauptung in Anspruch, 
Spanien, der Bechtsvorgänger von Buenos. Ayrös, habe sie zuerst 
entdeckt und besetzt. 

Sie hatte bereits am 10. Juni 1829 formell von den Inseln 
Besitz ergriffen,*) nachdem bereits am 6. November 1820 D. Jewett 

^) Br. and For. State Fapers, XX S.1197: Schreiben des die Be- 
setzung vornehmenden Kommandanten des britischen Kriegsschiffes Klio Onslaw 
an den Kommandanten der militärischen Kräfte von Buenos Aires in Port Louis, 
Berkely ^und, vom 22. Jan. 1838. 

*) Über die Falkland-Insehi vergl. besonders die Br. and For. State 
l^apers, Bd. XX S. 311-441, Bd. XXII S. 1366 ff., Bd. XXXI S. 1008 ff.; 
Moore, IS. 876 ff., auch 2d8, 299; VI S.436; veigl. femer fokende Werke: 
Gronssac, Paul, Les isles Malouines, nouvel ezpose d'un vieux litige, Buenos 
Aires 1910 (Abdruck aus den Annalen der Nationalbibliothek von Buenos Aires; 
Hertz, Gerald Berkely, British Imperialism in the I8th Century, London 1908, 
Gap. lY S.llOff.: The winning of theFidkland Islands a war panic of 1770; Martin 
EoDert Montgomerv, History of the British possession in the Indian and Atlantic 
Oceans usw., London 1837. 

Kurze Hinweise finden ddi z. B. bei G a 1 y o (5. Auf.) I, § 287 S. 417 ff.; 
Grichfield.S. 288; Henderson,S. 360; auch V a 1 o i s , Deutsche Reyue, 
]. c S. 278 Anm. 2. 

') Decret der Regierung yonBuenos Ayres inBr. andFor. StatePapers 
XX S. 814 f. Anmerkung. 
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von der Marine der Vereinigten Provinzen von Südamerika 
durch symbolische Akte (EBssen der Nationalflagge, Salute und 
dergleichen) im Namen der obersten Regierung der Yereinigten 
I^vinzen von Südamerika eine solche Besitzergreifung vor- 
genommen hatte.^) 

Die Regierung von Buenos Ayres protestierte daher auf das 
heftigste, als England am 3. Januar 1833 von der Inselgruppe 
Besitz ergriff und oezeichnete dieses Vorgehen als einen unbefugten 
Eingriff m ihre souveränen Rechte über die Insehi. 

Die englische Regierung behauptete dem gegenüber, daß 
sie in der Tat diese Inseln zu beanspruchen habe. Sie stützte sich 
dabei auf erste Entdeckung, Okkupation und ausdrückliche Billi- 
gung der britischen Ansiedelungen auf den Inseln durch Spanien. 
Diese Anerkennung sah sie in einer Erklärung der spanischen Re- 
gierung vom 22. Januar 1771.') Darin hatte die spanische Re- 
gierung, die am 10. Juni 1770 durch spanische Kräfte erfolgte 
Vertreibung der engUschen Ansiedelung Egmont desavouiert und 
diese Ansiedelung wiederhergestellt. 

Die Behauptung der Regierung von Buenos Ayres, England 
habe die Inseln im Mai des Jahres 1774 auf Grund eines geheimen 
Verzichtsvertrages mit Spanien verlassen, wies die engUsche Regierung 
mit Entrüstung zurück. Das damals erfolgte Verlassen der Inseln, 
so erklärte sie, sei ledigUch ein „temporary relinquishmenf * ge- 
wesen. 

Lord Palmerston machte außerdem in dem betreffenden 
Schreiben vom 22. Januar 1871 darauf aufmerksam, daß die 
englische Regierung am 19. Februar 1829 Protest dagegen er- 
hoben habe, daß der Präsident der Vereinigten Provinzen vom 
Rio de la Plata Dekrete erlassen hätte, die ihrer Natur nach Hoheits- 
handlungen über die Inseln gewesen seien. 

Die Vereinigten Staaten hatten in den Jahren 1831 und 1832 
ihrerseits mit der Regierung von Buenos Ayres in bezug auf diese 
Inseln Reibereien gehabt. Ein gewisser Louis Vernet, 
der auf Solidad, einer der Falkland-Inseln, eine Niederlassung er- 
richtet hatte, hatte nämlich in der Eigenschaft als militärischer 
Gouverneur von Buenos Ayres drei amerikanische Schiffe (Break- 
water, Harriet und Superior) wegen Robbenfanges an den Küsten 
der Falkland-Inseln beschlagnahmt und die Mannschaft ins Ge- 
fängnis geworfen. Die Vereinigten Staaten hatten sich aufs leb- 
hafteste hierüber empört.*) Sie hatten zuerst Vemets Autorität 

1) Zurkular D. Jewetts in Br. and For. State Papers, XX S.422 
Anmerkung. 

*) Br. and For. State Papers, XXII S.387. In der Tat ktonen 
ans dieser Erklining nicht die von £n§;laod gefolgerten Scfalfisse gezogen werden. 

•) Vergl. besonders Br. and For. State Papers, Bd.XX S.314. 
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überhaupt angezweifelt^) und den Verdacht geäußert, daß er 
lediglich ein Pirat sei. Sie hatten femer für jeden Fall das Recht der 
amerikanischen Untertanen zum Bobbenfang in jenen Gewässern 
behauptet und überdies zugleich die Ansprüche von Buenos Ayres 
auf diese Inseln in Frage gestellt, hatten im Dezember 1831 die 
amerikanischen Schiffe samt ihrer Besatzung durch Captain Duncan 
von der U. S. S. Lexington gewaltsam befreien sowie die Kolonisten 
von Buenos Ayres auf den Inseln von dort vertreiben lassen. 

Annehmbar wesentUch durch diesen Zwist mitbestimmt, 
haben die Vereinigten Staaten gegen die Wiederaufnahme des 
mindestens 60 Jahre lang aufgegebenen englischen Besitzes dieser 
Inselgruppe nichts einzuwenden gehabt. 

Während aus der betreffenden Zeit keine diplomatischen 
Äußerungen der Vereinigten Staaten in bezug auf diesen 
Fall bekannt geworden sind, hat Staatssekretär Bayard später im 
Jahre 1886 die Uninteressiertheit der Vereinigten Staaten an der 
Angelegenheit ausdrückUch darauf gegründet, daß die Monroe- 
doktrin keine Anwendung auf diesen Fall habe. Er führte in dem 
betreffenden Schreiben vom 18. März 1886 aus:*) 

„Da die Wiederaufnahme tatsächlicher Okkupation der 
Falldand-Inseln durch Großbritannien im Jahre 1833 unter 
Beanspruchung eines Titels erfolgte den diese Regierung schon 
vorher auj^estellt und aufrecht erhalten hatte, so ist nicht ein- 
zusehen, daß die Monroedoktrin, die seitens der Argentinischen 
Bepublik angerufen worden ist, irgend welche Anwendung auf 
diesen Fall habe. Nach den Formulierungen, mit denen dieses 
Prinzip internationaler Führung ausgesprochen war, war aus- 
drücklich seine rückwirkende Kraft ausgeschlossen worden.'* 

Nach diesem Tatbestande bejahten die Vereinigten Staaten also 
im vorUegenden Falle — wie weit mit Recht, steht hier nicht zur 
Frage — das VorHegen eines vor das Jahr 1823 zurückreichenden 
Anspruches der enghschen Regierung auf diese Inseln und ent- 
schieden sich auf Grund dieser Tatsache dazu, in den Besitzstreit 
Englands und der Regierung von Buenos Ayres nicht einzugreifen. 



^) Präsident Gieveland in seiner Jahresbotschaft vom 8. Dez. 1886 
bezeichnete die Vemetsche Golonie ausdrücklich als eine „piratical colony*\ vergl. 
Richardsons Hess., VIII S.325. Er erklärte dort übrigens weiter, daß 
die Inseln vor der angeblidien Okkupation durch argentinische Kolonisten in ver- 
lassenem Zustande gewesen sei. — Der völkerrechtliche Standpunkt der Vereinigten 
Staaten in bezug auf das Redit ihrer Untertanen in diesen Grewässem zu fischen 
und Robbenfang zu treiben, ergibt sich aus der Instruktion Staatssekretär Living- 
stons an den Cluurgi d*affaires der Vereinigten Staaten in Buenos Ayres, Mr.Baylies, 
vom 26. Jan. 1832, MS. Inst Am. States, XIV S.236 ßi., I S. 876 ff.). 

*) Vergl. Moore, VI S. 435; Bavard an Quesada, 18. März 1880, MS. 
Inst., Notes to Argentine Repubiic, VI S. 266. 
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Im Venezuela-Grenzstreite hingegen stellten sie das von 
England behauptete Vorliegen eines solchen alten Anspruches 
auf das zwischen ihm und Venezuela im Streite befindliche Guayana- 
Gebiet -in Zweifel und griffen deshalb auf Grund der Monroe- 
doktrin ein. 

Nach alledem stellt sich die tatsächliche Haltung der Ver- 
einigten Staaten im Venezuela-Grenzstreit nicht als eine erweiterte 
Anwendung der Monroedoktrin dar. 

Dies ist aber auch nicht der Fall mit den diplomatischen 
Auslassungen, zu denen diese Angelegenheit Anlaß gegeben hat. 
Die sachUchen Herrschaftsgrenzen der Monroedoktrin sind auch 
durch solche in keiner Weise erweitert worden. 

Olneyt Inetmktion von 20* Juli 1895. 

In Frage könnte in dieser Beziehung vor allem die Instruktion 
kommen, die Staatssekretär Olney unter dem 20. Juli 1895 an 
den Botschafter der Vereinigten Staaten in England, Mr. Paunce- 
fote, gesandt hat.^) 

Diese Instruktion beginnt mit einer sehr ausführUchen und 
ruhig gehaltenen Darstellung der Geschichte des Grenzstreites 
zwischen Venezuela und England, die bis zu der Eongreßresolution 
vom 20. Februar 1895 geführt wird. 

Olney faßt sodann die seiner Ansicht nach wichtigsten Punkte 
der bestehenden Lage in einer Übersicht zusammen. Er hebt dabei 
besonders die ein halbes Jahrhundert hindurch laufenden ver- 
gebhchen Versuche Venezuelas, den Streit zu einem freundschaft- 
lichen Abschlüsse und dessen 25 Jahre langen Anstrengungen, 
ihn zur Arbitration zu bringen, hervor und macht auf der 
andern Seite auf Englands fortwährende Weigerung, sich in 
Arbitration einzulassen, sowie auf die Bemühungen der Ver- 
einigten Staaten um die Herbeiführung einer solchen Lösung auf- 
merksam. 

Die Eegierung der Vereinigten Staaten, so erklärt er, habe 
durch ihre Haltung der englischen sowie auch der Welt bewiesen, 
daß die Ehre und das Interesse der Vereinigten Staaten bei der 



^) Siehe oben S. 169. 

Und besonders den Abdruck im Anhange unten unter I Nr. 8. 



Digitized by 



Google 



172 Zweiter Abecluu Di« Monroedoktrin Yon der Botschaft bis zur Gegenwart i 

Kontroverse mit im Spiele seien und daß sie deren Fortsetzmig 
nidit mit Gleichgültigkeit ansehen könnten. 

Die vorliegende Situation zeige, daß die verantwortlichen 
Leiter der Interessen der Vereinigten Staaten sich die Frage vor- 
legen müßten, ob und in welchem Umfange die Vereinigten Staaten 
in dem Streite zu intervenieren hätten. 

Olney stellt die Frage, ob irgend welche Rechte oder Pflichten 
in dieser Beziehung auf den Vereinigten Staaten lasteten und be» 
antwortet sie mit Ja. 

Zur Begründung dieser Ansicht unterzieht er die Monroe- 
doktrin einer höchst ausführlichen, zum Teil völlig akademischen 
Betrachtung. 

Er spricht von ihrer Entstehungsgeschichte, erklärt, der- 
jenige Teil der Monroedoktrin, der es ausspreche, daß Amerika 
nicht mehr offen für europäische Kolonisation sei, sei nunmehr 
längst zugegeben. Es handle sich demgemäß hier nur noch um 
die gegen europäisches Eingreifen in amerikanische Verhältnisse 
gerichteten Bem^kungen der Monroedoktrin. Er geht dann dazu 
über, deren genauen Umkreis und Grenzen zu bestimmen, die, 
wie er sagt, nicht klar genug begriffen werden könnten. 

Er führt dazu zuerst insbesondere aus, das kein allgemeines 
Protektorat der Vereinigten Staaten über die amerikanischen 
Nationen bestehe. Er meint femer, daß die Monroedoktrin auch 
nicht irgend einen amerikanischen Staat davon befreie, seinen 
intemations^len Verpflichtungen nachzukommen, noch daß sie eine 
europäische Macht davon abhalte, derartige ihr gegenüber be- 
stehende Verbindlichkeiten zu erzwingen, oder es verbiete, den 
Bruch derartiger Verpflichtungen zu bestrafen. 

Er meint, die in IVage konunende Regel habe nur eine Auf- 
gabe, nämlich: 

„Keine europäische Macht oder Vereinigung europäischer 
Mächte soll gewaltsam einen amerikanischen Staat des Rechts 
berauben, sich selbst zu regieren und für sich selbst seine eigene 
politische Bestimmung und Zukunft zu gestalten.'* 

Er versichert im weiteren Verlauf seiner Ausführungen — 
wie dies dann in entsprechender Weise ja auch von Cleveland 
ausführlicher getan worden ist^) — , daß die Monroedoktrin seit 



>) el oben S. 160 ff. 
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ihrer Verkändung ,,das angenommene öffentliche Beoht dieses 
Landes" sei. Qir sei vom Kongreß der Vereinigten Staaten 
stillschweigende ^nktion gegeben worden. Jede Yerwaltmig 
seit Monroe habe sie geprüft und sie begeistert betätigt, 

Ohiey führt sodann einige Fälle für ihre praktische Wirk- 
samkeit auf, um darauf zu Beispielen ihrer Ausdehnung über- 
zugehen. Dabei spricht er zunächst von Polks Verhalten in dem 
Yukatanfalle, sowie von Grants Standpunkt, daß Kolonien, die 
ihre bestehenden Beziehungen wechseln, frei zu werden hätten 
und fährt fort: 

„Eine andere Entwicklung der Begel, die allerdings weder 
von ihreip Buchstaben noch von ihrem Geiste notwendig ge- 
fordert wird, ist in dem Widerspruche gegen Arbitration süd- 
amerikanischer Streitigkeiten durch eine europäische Macht 
gefunden worden. Es wird gesagt, amerikanische Fragen unter- 
Uegen amerikanischer Entscheidung, und aus diesem Grunde 
gingen die Vereinigten Staaten so weit, die Vermittelung im 
Ejiege zwischen Chile und Peru gemeinsam mit Großbritannien 
und Frankreich zu verweigern. Endlich widersetzte sich Staats- 
sekretär Bayard unter anderem aus dem Grunde, daß die Monroe- 
doktrin und das Ansehen der Vereinigten Staaten als ihrem 
„Exponenten und Sponsor" emsthch geschmälert werden würde, 
eifrig der Durchsetzung der Pelletierklage gegen Haiti." 

Nachdem er diese Ausführungen gemacht, geht er zur eigent- 
Uchen Eechtfertigung der Monroedoktrin selbst über. Dabei hebt 
er insbesondere die weite Entfernung zwischen Europa und Amerika 
hervor, welche jede dauernde politische Vereinigung zwischen 
beiden unmögUch mache. Er betont fernerhin die von Washington 
in seiner Abschiedsbotschaft erwähnte Verschiedenheit der gegen- 
seitigen Interessen, führt als Argument auch den Unterschied der 
hier und dort vorherrschenden Regierungsformen an und stellt 
die Frage, ob denn die Sicherheit und Wohlfahrt der Vereinigten 
Staaten so sehr mit der Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit 
jedes amerikanischen Staates verbunden sei, daß sie das Ein- 
greifen der Vereinigten Staaten rechtfertigten und erforderten, 
wenn immer diese Unabhängigkeit gefährdet sei. Auch hier gibt 
es für ihn nur eine Antwort: Die Vereinigten Staaten haben ein 
vitales Interesse an der Sache der Selbstregierung des Volkes. 
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Er gelangt dann im Verlaufe seiner Aosführnngen zu dem 
folgenden höchst charakteristischen Ausspruche: 

5,Die Vereinigten Staaten sind heute tatsächlich souverän 
auf diesem Kontinent und ihr „fiat'' ist Gesetz in bezug auf 
die Angelegenheiten, auf die sie ihr Eingreifen erstrecken. Warum? 
.... Es ist, weil, neben allen andern Gründen, ihre unbe- 
grenzten Hilfsquellen, verbunden mit ihrer isoUerten Stellung 
sie zum Herrn der Lage und tatsächlich unverletzbar gegen 
eine oder alle anderen Mächte machen. 

Alle. Vorteile dieser Überlegenheit sind sofort gefährdet, 

wenn das Prinzip zugelassen wird, daß europäische Mächte 

amerikanische Staaten zu ihren Kolonien oder Provinzen machen 

können .... Die aus einem solchen Zustand der Dinge sich 

ergebenden verderbHchen Folgen für die Vereinigten Staaten 

hegen auf der Hand." 

Nachdem er diese Gedanken noch weiter ausgeführt hat, geht 

er näher auf die Frage der Anwendbarkeit der Monroedoktrin 

auf den vorüegenden Grenzstreit ein. 

Er führt dabei aus, es handle sich hier in diesem Grenzstreit 
zwar um eine Grenzlinie; aber da die Angelegenheit zwischen zwei 
Staaten spiele, so bedeute der Verlust poUtischer Kontrolle auf 
der einen Seite notwendigerweise den Gewinn solcher Kontrolle 
durch den andern Streitteil. Die Erklärung der Monroebotschaft, 
daß die Vereinigten Staaten sich nicht um bestehende europäische 
Kolonien in Amerika kümmern wollten, bezöge sich nur auf die 
damals bestehenden Kolonien und deren damaUge Grenzen. Für 
die Anwendbarkeit jenes Satzes mache es ledighch einen formalen 
Unterschied, ob England sich venezuelanisches Land durch Er- 
weiterung einer alten Kolonie zueigne statt durch Errichtung 
einer vollständig neuen. 

Andererseits werde es ja allerdings nicht zugegeben, daß Eng- 
land sich Herrschaft über venezuelanisches Gebiet usurpiere, wie 
Venezuela das behaupte, und man könne demgemäß von dieser 
Tatsache auch nicht ausgehen. 

Die Vereinigten Staaten hätten aber in jedem Falle das Eecht, 
zu verlangen, daß die Wahrheit festgestellt werde. Daß eine kon- 
ventionelle Beil^ung unpraktisch sei, habe sich ergeben. Noch 
unmögUcher sei ein Appell zu den Waffen. Deshalb bleibe nur 
Arbitration übrig und zwar Arbitration der ganzen Streitfrage. 
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Olney schließt seine Ausführungen zur Sache folgender- 
maßen: 

»,Unter diesen Umständen erscheint dem Präsidenten seine 
Pflicht unverkennbar und gebieterisch. Da Großbritanniens 
Versicherung eines Anspruchs auf das im Streit befindliche 
Gebiet, verbunden mit seiner Weigerung, diesen Anspruch 
untersucht zu sehen, sachlich eine Aneignung des Gebietes zu 
eigener Benutzxmg ist, so würde, wollten die Vereinigten Staaten 
es unterlassen zu protestieren und es zur Warnung auszusprechen, 
daß dies Vorgehen die Interessen des amerikanischen Volkes be- 
einträchtige, sowie in sich selbst unterdrückerisch sei, soviel be- 
deuten wie eine Nichtbeachtung der feststehenden PoUtik, mit der 
die Ehre und die Wohlfahrt dieses Landes eng verbunden sind.'* 
Diese Instruktion erfreut sich größter Berühmtheit und Wert- 
schätzung. 

Cleveland geht so weit, ihr die folgende Bemerkung zu zollen: ^) 
„Die Monroedoktrin mag verlassen werden; wir mögen sie 
verwirken, indem wir das Los der Nationen wählen, die sich 
ausdehnen, unamerikanischen Wegen folgend, wir mögen über 
sie hinauswachsen, wie wir über andere Dinge, die wir einst 
schätzten, hinauszuwachsen scheinen; oder sie mag für immer 
als eine Schutzgarantie der Sicherheit in unserem Genüsse 
freier Einrichtungen bestehen bleiben; aber unter keinen Um- 
ständen wird dieses amerikanische Prinzip jemals besser de- 
finiert, besser verteidigt oder tapferer behauptet werden, als 
es von Mr. Olney in dieser Depesche getan worden ist." 
Die Behauptung, daß diese Instruktion die beste Definition 
mithalte, die der Monroedoktrin je gegeben worden sei oder ge- 
geben werden würde, erregt Widerspruch. 

TatsächUch scheint kein Staatsdokument mehr Verwirrung 
in die Anschauungen über den sachUchen Inhalt der Monroedoktrin 
gebracht zu haben, wie diese Instruktion. 

Bei der Bedeutung und überragenden Autorität, die sie ge- 
nießt, mag bei ihrer Kritik hier einen AugenbUck verweilt werden. 
Wir übergehen dabei die Behauptungen, die sich auch in 
Clevelands Botschaft finden. 



^) Praesidential Problems usw., S. 259. Vergl. auch Foster, S. 417. „It 
constitates the most complete and satis&ctor)' statement of the Monroe doctdno 
thus f&r made.*^ 
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Kurz nur mag weiter auf folgendes hingewiesen weirden: 

Olney erklärt einmal, daß das Prinzip, Amerika sei nichf 
mehr offen für emropäische Kolonisation, nunmehr bereits lange 
zugegeben sei und daß die Monroedoktrin demgemäß gegenwärtig 
nur noch ein Ziel und einen Zweck habe, nämlich zu veriiindem, 
daß keine europäische Macht eine amerikanische gewaltsam des 
Bechtes der Selbstregierung beraube. Später hingegen wendet 
er selbst das von ihm zweifellos mit Unrecht für obsolet erklärte 
Prinzip der Nichtkolonisation selbst auf den Venezuela-Grenz- 
streit an.i) 

Ein bloßer Hinweis genügt hier femer darauf, daß Olney in 
dem eben erwähnten Definitionsversuch der Monroedoktrin das 
Begriffsmerkmal der Gewalt in die Monroedoktrin wieder einführt, 
ein Merkmal, das bereits aus ihr verschwunden war. 

Viel wichtiger ist die Beziehung, die Olney zwischen Monroe- 
doktrin und dem Gedanken einer Protektion der Vereinigten 
Staaten über das übrige Amerika herstellt. 

Zuerst erklärt er ausdrückUch, die Monroedoktrin begründe 
kein allgemeines Protektorat der Vereinigten Staaten über andere 
amerikanische Nationen. Dann aber entfährt ihm die radikalste 
Äußerung, die bisher je über das Verhältnis der Vereinigten Staaten 
zu dem übrigen Amerika gesagt worden ist, wenn er ausruft: 

„Die Vereinigten Staaten sind heute tatsächUch souverän 
auf diesem Kontinent und ihr „fiat** ist Gesetz. . . .** 

Diese Äußerung, oder wie wir sie vielleicht besser nennen 
können, dieses Geständnis ist von großem Werte für eine Geschichte 
der Anschauungen amerikanischer Diplomatie über die Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten zu den anderen amerikanischen 
EepubUken. 

Hier kommt sie deshalb in Betracht, weil Olney die Tatsache 
einer Suprematie der Vereinigten Staaten über das übrige Amerika 
als einen der von ihm vorgebrachten Bechtfertigungsgründe der 
Monroedoktrin anführt. Zur Bechtfertigung der Monroedoktrin 
mit einem derartigen Sonderverhältnis, der man jetzt dauernd be- 
gegnet, wird gerade diese Bemerkung Olneys häufig angeführt; 



^) Das hat besonders Bargess hervoigehoben; yergl. Pol. Sc.Quart, 
XI S. 49. 
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Eine weitere Beihe irreführender oder schiefer Bemerkungen 
b^indet sich insbesondere auch in seinen Ausführungen über die 
Anwendungsfälle der Monroedoktrin. 

Dabei mag hier auf zwei Behauptungen besonders eingegangen 
werden. 

Wir haben oben gesehen, daß Ohiey erklärt» Staatssekretär 
Bayard habe auf Grund der Monroedoktrin eine Erzwingung der 
Pelletier- Klagen gegen Haiti abgelehnt. 

Tatsächlich ist nichts irreführender, als ein Versuch, das 
Verhalten der Vereinigten Staaten in dieser Angelegenheit irgend- 
wie mit der Monroedoktrin in Verbindung zu bringen. 

Der Fall ist kurz folgender: 

Pelletier-PalU) 

Pelletier, ein Seeräuber und Sklavenhändler, Untertan der 
Vereinigten Staaten (wenn darüber auch Zweifel bestanden), war 
im Jahre 1861 auf einer Sklavenfahrt nach Haiti bei Fort laberte 
von den haitanischen Behörden gefangen genommen, seine Barke 
„William" war konfisziert, er selbst und die Besatzung wegen 
Piraterei und versuchten Sklavenhandels ins Gefängnis geworfen 
worden. 

Es gelang ihm, im Jahre 1865 von Haiti zu entkommen, und 
er erhob nun über seine Behandlung beim Staatssekretär Klage. 

Dieser lehnte es zunächst ab, zu seinen Gunsten irgend 
welche Schritte vorzunehmen. Auch beim Hause wie beim Senate 
der Vereinigten Staaten hatten entsprechende Petitionen keinen 
Erfolg. 

Auf einen neuen Antrag beim Staatssekretariat fand Mr. 
O'Connor, damals „Solicitor and Examiner of Claims" bei dieser 
Behörde jedoch heraus, daß Grund für ein Bedressverlangen vor- 
liege.^) Die Vereinigten Staaten brachten es demgemäß zu einem 
Schiedsverträge vom 24. Mai 1884 mit Haiti über diese Angelegen- 
heit, wonach der Fall nach den zur Zeit des Ereignisses herrschenden 
Begehl des Völkerrechts entschieden werden sollte. 

Als Schiedsrichter wurde William Strong, Mitgüed des obersten 
Gerichts der Vereinigten Staaten, tätig. Er stellte ausdrücklich 
fest, daß Pelletier ein Sklavenhändler sei. Er erklärte auch, daß 
Pelletier, wenn seine Barke in einen amerikanischen Hafen ge- 

') Vergl. zu diesem Falle vor allem 49. Cong. 2. sess. S e n. £ x. D o c. Nr. 64; 
verri. weiter F o r. R e 1 1887,8. 605 f.; M o o r e , II S. 6 f., VI S. 623 f., VII S. 60, 
S.&; Moore, Arbitrations II S.17d3ff. 

') Vergl. seine Berichte vom 19. Febr. und vom 29. März 1878. 
Kraus, Monioedoktrin. 12 
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bracht worden wäre, von einem Gerichte der Veremigten Staaten 
verurteilt worden wäre. Er war aber andererseits der Ansicht, 
daß Felletier der Piraterei wohl nach haitanischem Becht, aber 
nicht nach Völkerrecht schuldig sei. Da nach dem Schiedsverträge 
ansdrückUch Völkerrecht auf den Fall anzuwenden sei, so kam 
er zu dem einfach unbegreiflichen Ergebnis, Pelletier einen Schadens-r 
ersatzanspruch für Wegnahme und Konfiskation seines Schiffes ab- 
zusprechen, andererseits aber die Begierung von Haiti zur Leistung 
von 57 250 Dollar für die Einsperrung und das durch die Bestra- 
fung zugefügte Unrecht zu verurteilen. 

Die Durchführung des Spruches machte Schwierigkeiten. 
Die haitanische Begierung protestierte am 8. November 1886 in 
Washington dagegen. Staatssekretär Bayard unterzog darauf 
die ganze Angelegenheit einer eingehenden Prüfung und übersandte 
den Bericht darüber vom 21. Januar 1887 dem Präsidenten. 

Er faßte seinen Standpunkt dem Falle gegenüber folgender- 
maßen zusammen:^) 

„Ich hege keinen Zweifel es auszusprechen, daß meinem 
Urteile nach die Klage Pelletiers eine derartige ist, die diese Be- 
gierung Haiti gegenüber, sei es durch Überredung oder Gewalt^ 
nichtpressen sollte, und ich komme zu diesem Schlüsse erstens, 
weil Haiti die Jurisdiktion zusteht, über ihn genau die Bestrafung 
zu verhängen, über die er sich beklagt, eine Bestrafung, die in 
Anbetracht der Abscheulichkeit des Verbrechens in keiner Weise 
übermäßig hoch erscheint, und zweitens, weil der Fall in sich selbst 
so gesättigt von Verwerflichkeit und Infamie ist, daß auf ihn kein 
Vorgehen richterlicher oder diplomatischer Natur gegründet 
werden kann.** 

Ich habe die Geschichte dieses Falles gegeben, um zu zeigen, 
daß er wirklich nichts mit der Monroedoktrin zu tun hat. 

Zutreffend an Olneys Behauptungen ist nur, daß Staats- 
sekretär Bayard sich gegen die zwangsweise Durchsetzung dieser 
Klage u. a. auch deshalb wendete, weil dies mit der Würde der 
Vereinigten Staaten unvereinbar sei. Bayard erklärte nämlich im 
Verlaufe seiner Ausführungen gelegenthch, falls die Vereinigten 
Staaten diese Klagen durchsetzten, so würde es schwer für sie sein, 
den Wächter der Bechte der Neuen Welt, zu behaupten, sie 
hätten diese Bechte nie ihrerseits verletzt. Daß die Monroedoktrin 
durch eine Erzwingung dieser Klagen ernstlich geschmälert werden 
würde, hat jedoch Bayard mit keiner Silbe direkt oder indirekt 
zum Ausdruck gebracht. 



1) Vergl. das angezogene S e n. E z. D o c. S. 12 ff. 
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„Amerikanische Fragen sind für amerikanische Entscheidung." 

Von viel weittragenderer Bedeutung ist die in demselben 
ZuBammenhang von ihm gemachte Bemerkung, eine Weiter- 
entwicklung der Monroedoktrin werde auch in dem Widerspruch 
der Vereinigten Staaten gegen die Arbitration amerikanischer 
Fragen durch europäische Mächte gefunden. Es sei gesagt worden, 
amerikanische Fragen wären für amerikanische Entscheidung; 
die Vereinigten Staaten seien so weit gegangen, die Vermittlung 
im Kriege zwischen Peru und Chile gemeinsam mit Eng- 
land und Frankreich auf Grund dieses Prinzips abzulehnen. 

Gerade diese Behauptung wird seit jener Bemerkung Olney's 
häufig wiederholt und für den feststehenden Inhalt der Monroe- 
doktrin angesehen.^) Sie entspricht jedoch nicht den Tatsachen. 

Olney sagt nicht, wer jene gegen europäische Schiedsgerichts- 
barkeit in amerikanischen Fragen gerichtete Bemerkung gemacht 
hat. Es kann aber kaum zweifelhaft sein, daß er auf ein Schreiben 
des Staatssekretärs Frelinghuysen abzielt, das dieser unter dem 
4. Januar 1883 an den Charge d' Affaires der Vereinigten Staaten 
in Madrid, Mr. Eeed, sandte.*) 

Frelinghuysen erklärte in diesem Schreiben in bezug auf einen 
Grenzstreit zwischen Colombia und Venezuela, die Eegierung 
der Vereinigten Staaten könne nicht umhin, anzunehmen, daß 
die Entscheidung amerikanischer Fragen Amerika selbst zukomme. 

Aus der Instruktion ergibt sich jedoch nichts dafür, daß 
Frelinghuysen diese Angelegenheit mit der Monroedoktrin in 
irgend welche Verbindung habe bringen wollen oder gar gebracht 
habe. 

Sie fährt übrigens fort, die Eegierung der Vereinigten Staaten 
sehe keinen Grund zum Eingreifen, um den Schiedsspruch des 



^) Yergl. beispielsweise Latan^, S. 271. Er erklärt: „that American 

^uestions are for American decision is now a well estabüshed rule of American 
iploma^." Zum Beweise für diese Behauptung bezieht er sidi ebenso wie Olney 
auf den Fall der Ablehnung gemeinsamer Vermittlung mit England und Frankreich 
in dem Kriege zi^ischen OiOe und Peru seitens der Vereinigten Staaten. 

Vergl. ferner Low , in 19. Century S. 863: „Mr. Olneys main propositions 
are that American qnestions are for American dedsions.'^ 

*) M S. I n 8 1. Spain, XIX S. 264 (M., III S. 30). Die Stelle wird oft falsch 
zitiert Vergl. z. B. H ar ts American History Leaflets Nr. 4 S. 29. Vergl. ferner 
A 1 V a r e z , 1910 S. 173. Die betreffende Stelle lautet wörtlich wie fokt: „On 
Üie other band, this Government can not but feel that the decision of American 
questions pertains to America itself. . . .*- 

12* 
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Königs von Spanien, dessen Emennang zum Schiedsrichter damals 
gerade zur Erörterung stand, zu hindern. 

Tatsächlich gab der König von Spanien unter dem 16. März 
1891 seinen Spruch in diesem Grenzstreit ja auch ungestört durch 
die Vereinigten Staaten ab.^) 

Krieg zwischen Chile und Peru. 

Was insbesondere die Behauptung Ohieys anlangt, das Ver- 
halten der Vereinigten Staaten in dem zwischen Chile und Peru 
in der Zeit vom 1. März 1879 bis 23. Oktober 1883 geführten Kriege 
um die Territorialrechte von Atakama sei von dem Grundsatze: 
„Amerikanische Fragen sind für amerikanische Entscheidung'' be- 
einflußt worden, so beruht sie ebenfalls auf einem Irrtume.') 

Die Vereinigten Staaten haben es in diesem Kriege allerdings 
wiederholt abgelehnt, sich mit europäischen Mächten zur Ver- 
mittlung im Interesse der Wiederherstellung des Friedens zu 
verbinden. 

Das geschah das erste Mal im Jahre 1879, als die amerikanische 
Begierung über ihre Stellungnahme zu solch* einer Vermittlung 
gemeinsam mit Deutschland und England sondiert wurde. 

Die Gründe, die sie damals für ihre Ablehnung angaben, 
waren einmal, daß der Versuch noch verfrüht scheine, und femer, 
daß sie derartige gemeinsame Maßnahmen mit anderen neutralen 
Mächten nicht liebten.') 

Im Jahre 1881 wurde von ihnen wiederum ein Angebot ab- 
gelehnt, sich mit Frankreich und England zu einer Vermittlung 
zu verbinden. 



1) Verg^. hier F r. R e I. 1894 S. 200: M o o r e , Arbitrations, V S. 4858. 
Der Spruch steht M a r t e n s , N. R. 6., XXIV 2. ser. S. 110. 

') Verd. zu diesem Kriege vor allen Dingen das sehr ausführliche S e n. £ z« 
D c. Nr. 79, 47. Cong. 1. sess. (Bd. IV S. 181—182). Papers relating to the war 
in South America andAttempt to brins about a peace; in 3 Teilen; veigl. femer 
A k e r 8 , Charles Edmond, A History of South America, I. A«fl., New York 1904; 
Barras, Arana, Histoire de la guerre du Padfique, 1879—1881, 2 Bde., Paris: 
G a 1 d e r n , Garcia, Mediacion de los Estados Unidos del Norte el'k guerra del 
Pacifico, Buenos Ayres 1884; Butherworth, Huzekiah, South America usw., 
New York 1898, XXIII S.224ff.; Clo wes, Sir William Laird, Four modern 
Na^al Gampaigns usw., London u. New York 1902; II, The War between ChHe 
and Peru 1Ö79— 1881; Hancock, Anson üriel, A History of Chile, Chicae;© 1893 
S. 272 ff.; Markham, Sir Clemens Robert, The war between Peru and Chile, 
London 1882, New York 1883. 

*) Verd. Staatsekretär Evarts Schreiben zu Mr. White, Gesandter der 
Vereinigten Staaten in Berlin am 19. Juli 1879; M S. I n s t Gennany, XVI S. 486 
(M., VIS. 34). 
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Staatssekretär Blaine begründete dies in einem Schreiben vom 
5. September 1881 an Mr. Morton, den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in Frankreich, damit,^) derartige gemeinsame 
Interventionen seien in der Geschichte der europäischen Diplomatie 
häufig und hätten zuweilen wohltätig für die Erhaltung des Gleich- 
gewichts der Kräfte gewirkt. Die Vereinigten Staaten gehörten 
jedoch nicht zu diesem Staatensystem. Weder Intwesse noch 
Neigung veranlaßten sie dazu, sich bei der Erörterung derartiger 
Fragen eine Stimme zu wünschen. Ihre Beziehungen zu den 
Nationen auf dem amerikanischen Kontinente seien jedoch ver- 
schieden. Letztere seien Schwesterrepubliken der Vereinigten 
Staaten; alle amerikanischen Begierungen seien besonders eng 
mit einander verbunden. Die Interessen der Vereinigten Staaten 
überstiegen im Verhältnis zu jenen Staatswesen diejenigen jeder 
anderen Macht. Sie müßten sich deshalb eine solche Stellung be- 
wahren, die ihnen einen wirksamen und unabhängigen Einfluß 
in Amerika erhalte. 

Zwei Gründe sind es also, aus denen in diesem Falle die Ver- 
einigten Staaten eine gemeinsame Vermittlungspohtik ablehnen: 
Der erste Grund ist der, daß dies ihrer alten Politik der Vermeidung 
von Allianzen widersprechen würde. Der zweite, weil ihr beson- 
deres Interesse und ihre besonderen Beziehungen auf dem amerika- 
nischen Kontinente es notwendig machten, sich gegenüber den 
amerikanischen Angelegenheiten freie Hand zu sic)iem. Daß aber 
die Monroedoktrin bei dieser Entschüeßung eine Bolle gespielt 
habe, dafür fehlt jeder Anhaltspunkt.^) 

Vor allen Dingen aber haben die Vereinigten Staaten, wie 
noch näher zu zeigen sein wird,^) tatsächlich auch nie den Ver- 
such gemacht, sich gegen europäische Schiedsgerichtsbarkeit in 
amerikanischen Angelegenheiten zu wehren. Sie haben sich sogar 
gelegenthch selbst in einem Streite zwischen ihnen und einem anderen 
amerikanischen Staatswesen einer nicht amerikanischen Macht als 



>) For. Rel., 1881 S.426. 

') Es ist interessant, hier folgendes hervorzuheben: Als der Gesandte der 
Vereinten Staaten in Lima im Febmar 1883 sich mit den Vertretern von Frank- 
reich, £&i^^d und Italien zur Unterbreitnng von Vorschlägen für die Beendigung 
dieses Krieges an die beiden kriegsffihrenden Parteien verband, wurde diese seine 
Hanölnngsweise ausdrüddich von der Regierung der Vereinigten Staaten gemiß» 
büligt. Veigl. FrelinghuYsens Schreiben an Mr. Logan vom 7. März 1883» 
M 8. I n s t. Chüe XVII S. 6Ö (M., VI S. 609). 

») Siehe unten S. 267 ff. 
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Schiedsrichter bedient, worüber später auch noch zu reden sein 
wird. 

Nach alledem kann man abschließend sagen, daß die 
Monroedoktrin durch die Olney-Instruktion in keiner 
Weise inhaltlich erweitert worden ist und daß die Be- 
deutung dieses Schreibens auch nicht in einer Klärung, sondern 
in einer Verwirrung der Meinungen über diese Doktrin besteht. 

Die 80|enannte Davia-Doktria.^) 

Endlich mag zum Schluß ein kurzes Wort von dem oben er- 
wähnten Antrag Davis gesagt werden, von dem in der Literatur 
ein völlig unberechtigtes Aufsehen gemacht worden ist.') 

TatsächUch ist dieser Antrag nichts wie einer der vielen miß- 
glückten Versuche, den Kongreß zu einer formellen Bestätigung 
einer schlechten FormuUerung der Monroedoktrin durch einen 
Senator oder einen Abgeordneten zu bringen.') 

Im übrigen steht nichts Neues darin; er geht zwar über das 
hinaus, was Cleveland und Ohiey zur Monroedoktrin erklärt haben. 
Er tut dies aber nicht deshalb, weil er weitergeht als die Monroe- 
doktrin in ihrem damals festgestellten Umfange, sondern weil 



^) Siehe oben S. 162. 

Der Text dieses Antrag lautet folgendermaßen: 

M . . . Resolved tbat whereas President Mooroe in bis Message to Congiess 

of Deoember 2, A. D. 1823, deemed it proper to assert as a principle in ^diich the 
rights and interests of the United States are involved tiiat the American continents 
nsw. wie die Botschaft and — 

Whereas tte doctrine and policy so prodaimed by President Monroe have 
since been repeatedly asserted by liie United States by Ezcecutiv« declaration 
and action upon oocasions and e'xisencies similar to the particnlar occasion and 
exigency which caused them to be nrst anounced, and have been over since their 
Promulgation, and now are, the rightful policy of the United States; llierefore, 

Be it resolved, That the Unired States of America reaffirms and confirms 
the doctrine and principles promulgated by President Monroe in his Message of 
Deoember 2, A. D. 1823, and declares that it will assert and maintain that doctrine 
and those principles and will regud any infringment thereof, and particnlary any 
attempt by any European power to take or accjuire any new or additional temtory 
on liie American contments, or an^ islands adjacents uereto, or any right of sove- 
reignty or dominion in the same m «ly case or instance as to whidi the United 
States shall deem such attempt to be dangerous to its peace or safety by or through 
foroe, purchase, oession, occupation, pledge, oolonisation, protectorate or oy contiol of 
the easement in any canal or any oäier means of transit across the American Isthmus, 
whellier under unfounded pretension of right in cases of alleg^ boundary disputes 
or under any otiier unfounded pretensions, as manifestation of an unfnendly dis- 
position towards the United States and as an intorposition which it would ne im- 
possible in any form for the United States to regaid with indifference.'- 

<) Desjardins,S.22ff.;M6rignhac,S.48ff.andP6tin,S.227ff. 

•) Veigl. oben S. 75 ff. 
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Olney und Cleveland in mehreren Funkten den Inhalt der Monroe- 
doktrin gar nicht vollständig ausgeschöpft haben. 

Ein kurzer Überblick über den ungemein schwerfälligen 
Antrag Davis ergibt, daß mit ihm nichts weiter versucht wird, 
als eine Bestätigung der Monroedoktrin durch den Kongreß herbei- 
zuführen, wie sie sich durch Polk, Grant und im Verlaufe der Kanal- 
angelegenheit herausgebildet hatte. Und darauf folgt weiter, 
daß von einer Davisdoktrin überhaupt ernstlich keine 
Bede sein kann. 



g) Die Stellung der Vereinigten Staaten zu der Frage 
des Baues und der Kontrolle eines amerikanischen 
interozeanischen Kanals durch nicht amerikanische 

Mächte und mit nichtamerikanischem Gelde.^) 

Allgeneines. 

Der Plan, einen Kanal durch die Mitte de^ amerikanischen 
Kontinente vom Atlantischen zum Stillen Ozean zu bauen, ist 
fast so alt wie die Entdeckung Amerikas. 



') Verd. hier besonders die oben S. 100 ff. ^machten Ausführungen fiber die 
englische Politik im mittleren Amerika und die Haltung der amerikanischen Re- 
gierung dazu. 

Literatur und QueUenmaterial über die Kanalfrage sind unabsehbar und 
vermehren sich unentwegt. 

Ebensowenig wie oben der Versuch untelnommen wird, eine vollständig 
Geschichte des amerikanischen Kanals zu geben, kann es hier die Auf«ÜM sein, em 
auch nur einigermafien vollständiges Literaturverzeichnis zu bieten. Die folgenden 
Nachweise sind lediglich eine Sammlung von Abhandlungen, die aus einem oder dem 
andern Grunde für die besonderen Zwecke der oben gemachten Ausführungen 
besonders in Betracht kamen. 

Das QueUenmaterial findet sich besonders an folgenden SteUen: 

StA., LXVI S. 183 ff.: Verhandlungen zwisdien Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über einen Kanal zwischen dem Atlantischen 
und StSlen Ozean; Br. Acc. and Papers 1856, LX 2052: Gorr. willi tiie 
United States respecting Central America, und 2107: Furtiier Correspondence usw. 
1860, Vol., LXVIU 2748: Further Correspondence. Außerdem kommen für die 
englischen Quellen noch die betroffenden Bände derBr.andFor.StatePapers 
besonders in Betracht. 

Von den amerikanischen Quellen sind besonders folgende 
hervorzuheben: Vor allen Dingen eine sehr wertvoUe Urkundensammlung, die 
unter dem Titel: Correspondence in Relation to an Inter- 
oceanic Canal usw. (56. Gong. 1. sess. S e n. D o c. S..287) von der amerika- 
nischen Renerung im Jahre 1900 gedruckt worden ist. Dieses Buch wird hier als 
C r r. 1900 zitiert werden. Vei|r. femer Corr. between Great Britain and the 
United States in rdation to Central American affairs, 34. Cong. 1. sess., Washinston 
1856; Moore, III S.lff. (§d86ff.); Sullivan and Crom well, Com- 
pilation of Executive Documents and Diplomatie Correspondence relative to a 
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Das Interesse der Vereinigten Staaten an dieser Idee beginnt 
sogleich nach Begründang der Selbständigkeit der latin-amerika- 
niscben Staaten. Von da an ist die Geschiebte dieser Idee eine 
Kette von Begebenheiten, so mannigfaltfg, wie sie in den diplo- 
matischen Annalen ihresgleichen sucht, und die gegenwärtig noch 
nicht abgeschlossen ist. 

Wir haben oben bereits als selbständige Episoden die Be- 
mühungen ünglands in Zentralamerika am den Erwerb oder die 



traofr^thmian Canal in Central America, 8 Bde., New York 1906. Diese nützliche 
Sammlung ist von der nenen Panama-Ganal-Company herausgegeben worden. 
Ganalde Panama, Documentos relaoionados oon este, asünto que se publican 
por Order del Senado de \a Bennblica, Bogot& 1903. 

\er^ femer fokende Abhandlungen: 

De Barral Montferrat, S. 4Sff. u. S. 171 ff.; Arias, Harmodio, 
The Panama Canal, a stadv in international Law and Diplomacy, London 1911 ; 
Beaumarchais, S. 96 ff.; De Bu8tamante,Le Canal de Panama et 
le droit Internationa], R. I., Bd. XXVII (1895) S. 112 ff. u. S. 223 ff.; C e s p ^ d e s , 
S.447ff.,CooIidge(Ed.l9l2)S.267ff.;De8pagnet,S.633ff.;Dunning 
S. 52 ff.; F s t e r , S. 461 ff.; (j r a n t , The Nicaragua Canal in N. A m . R e v. , 
Bd. CXXXII (Febr. 1881), S. 107 ff.; Henderson.Cap. IIS. 63 ff.; Huberich, 
Charles Henry, Le Ouial Transisthmique, Rev. d. D. Publ. et de la Sc. Pol., XIX, 
1903, S. 193 ff.; Derselbe, The Traiosisthmian Canal: A Study in American 
diplomatic History, 1825—1904; Austin (Texas) 1904; Johnson, Emory R., 
The Panama Canal. Pol Sc. Quart. (1903) Bd. XVIII S.197 ff.; Johnson, 
Willis Fletscher jFour Centuries of the Panama Canal, New York 1906; K e a s b e y , 
Lindey Miller, The Nicaragua Canal and the Monroedoctrine usw., New York u. 
London 1896 (ein sehr gutes Buch); Derselbe, The National Canal Poll^', 
A m. H i s t A s 8. A n n. R e p., 1902, Bd. I Nr. 11 S. 275 ff. ; L a t a n 6 , John H., 
Cap. VI;Derselbe, The rTeutralisation features of the Hav-Pauncefote Treaty, 
Am. Hist. Ass. Ann. Rep., 1902, Bd. I Nr. 12 S. 289 ff.; Lawrence, 
Essays on some disputed questions m modern international Law, Cambridge 1885, 
Essay III S. 89ff. The Panama Canal and the Qayton-Bulwer Treaty; Leh- 
mann, Richard, Der Panamakanal, seine Geschidite, die Befestigungs- und Ge- 
bfihrenfraee in Niemeyers Zeits ehr., XXIII 3. u. 4. Heft (1913) S.46ff.; 
L e s s e p 8 , Ferdinand de, The Interoceanic Canal in N. A. R e v., Bd. CXXX 
(1880) S. 1 ff., auch Bd. CXXXI (ebenfalls 1880) S. 75 ff. (Lesseps richtet sich hier 
eegen die Anwendbarkeit der Monroedoktrin auf Privatnntero^hmen, wie den 
Cimal oder wie eine Eisenbahn); v. Liszt, S. 210 ff.; Moore, John Basset, 
Interoceanic Canal and Hay-Pauncefote Treaty, Washington Gov. Print. Öff. 1900; 

giederabdruck aus der New YorkTimes vom 4. März 1900); Mfiller-Heymer, 
r Panamakanal in der Politik der Vereinigten Staaten, eine völkerrechtliche 
Studie, Berlin 1909; Nys, I S. 528 ff.; Oppenheim, I S. 251 ff.; Pensa, 
Henry, La r^publique et le Canal de Panama, Paris 1906; P6tin, S. 115 ff.; 
Schieiden, R., Die reditiiche und politbdie SteUung der Panamakanalfrage, 
Preuß. Jahrbücher 1882, Juni; Scruggs, S.l6ff.; Snow, S. 326— 8*5; 
T r a V i s , Ira Dudley, The History of the Clayton-Bulwer Treaty in Publications 
oftheMichi^Pol. ScAss., Bd. III, Jan. l900,Nr. 8(le6en.swert); Tucker, 
S. 4SfL; Viallate, Les Etats-Unis et le Canal interoc6aniaue, Un diapitre 
d'histoiro diplomatique am6ricaine, R. 6. Bd. X (1903) S. 5 ft.; D e r s e 1 1) e , 
Essays S. 57ff.; whiteley, James Gustavus, Les Trait6s Clavton-Bulwer 
and Hay-Pauncefote, R. J., 2. Ser. Bd. III, (1901) S. 5 ff . ; W o o 1 s e y ,' T. S., Suez 
and Panama; A Parallel, Am. Hist. Ass. Ann. Rep. (1902—1903) Nr.l8 
S. 305 ff.; Wyse, Luden Nap. Bonaparte, Le Canal de Panama, Paris 1886. 
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Kontrolle solchen Landes, das ihm mit Hinsicht auf den Plan 
eines interozeanischen Kanals erstrebenswert erschien mid die 
Haltung der Vereinigten Staaten dazu geschildert.^) 

Hier interessieren weiter folgende zwei Fragen: einmal, 
wie haben sich die Vereinigten Staaten gegenüber der 
Idee der Kontrolle eines solchen Kanals, und zweitens, 
wie gegenüber derjenigen seines Baues durch nicht* 
amerikanische Mächte bezw. durch nichtamerikanischeä 
Kapital verhalten? 

Ihr Standpunkt hat in dieser Beziehung grundsätzliche Wand- 
lungen erfahren. 

Erste Etappe. — Gesdiichte. 

Zum ersten Male kommt das Interesse der amerikanischen 
Begierung an der Kanalsidee zu einem deutlichen Ausdrucke in 
der Instruktion, welche Henry Clay den Vertretern der Vereinigten 
Staaten auf dem PanamakongreB des Jahres 1826 gab.') 

Einer der Verhandlungsgegenstände auf diesem Kongresse 
sollte auch die Frage eines solchen Kanals sein. 

Henry Clay äußerte nun in einem Schreiben vom 8. Mai 1826 
an die Herren Anderson und Sergeant seine Meinung dahin, die 
Frage eines solchen Kanals werde einen geeigneten Gegenstand 
für die Kongreßberatungen bilden. „Dieses riesige Objekt", so 
schreibt er, „wird, falls es jemals vollendet werden sollte, in 
größerem oder kleinerem Maße für alle Teile der Welt von Inter- 
esse sein". 

Und er fährt fort: 
„Was zum Vorteile von All-Amerika zurückfließen wird, 
sollte mit gemeinsamen Mittehi und geeigneten Bemühungen 
ausgeführt und nicht den getrennten und ohne Beistand ge- 
machten Anstrengungen einer Macht überlassen werden 

Die Vorteile des Werkes sollten nicht ausschließlich einer Nation 
zugewendet werden, sondern sie sollt«i auf alle Teile des Erd- 
balles gegen Zahlung einer gerechten Kompensation oder eines 
angemessenen Zolles erstreckt werden."^) 

1) Siehe oben S. 100 ff. 

') Vergl. hier: International American Conference, Reports of Gommittees 
and IMseassions whereon. Bd. lY, Eist. Anpendix. Ilie GongreBS of 1826, at 
Panama, and subseqnent Moyements towara a Conference of American Nations, 
Washmgton Gov. Print. Off. 1890, S. 113 ff., besonders S. 148. 

Yen;!, auch über diesen Kongreß die unten S. 277 ff. gemachten Ausführungen. 

*) £e Idee, daß sämtliche Mächte der Erde in bezug auf die Benutzung des 
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Eingebender beschäftigte siob eine Senatsresolution ans dem 
Jabre 1835 mit den beiden bier in Betracbt kommenden Fragen. 

Der Senat faßte nämlicb am 3. März 1836 einen Beschluß, 
durch den der Präsident der Vereinigten Staaten ersucht wurde, der 
Frage nach der Eröffnung von Verhandlungen mit den Begierungen 
anderer Staaten, insbesondere denen von Zentralamerika und 
Neu -Granada, zum Zwecke wirkungsvollen Schutzes solcher 
Individuen oder Gesellschaften, die einen derartigen Kanal bauen 
wollten, ebenso wie der Frage der Herbeiführung der Sicherung 
dauernder freier Benutzung dieses Kanals für alle Nationen näher« 
zutreten.^) 

Kanals deichm&ßig zu behandeln seien, ist von den Vereinigten Staaten prinzipieli 
unverftndert beibehalten. In jüngster Zeit ist der Kongrefi jedoch diesem durch 
Verträge geheiligten Gedanken dadurch untreu geworden, daß er in Sektion V 
des Ptoamakanalakts vom 24. Aug. 1912 entgegen dem Hay-Pauncefote-Vertrag 
im Kfistenhandel begriffene Schiffe der Vereinigten Staaten von der Zahlung von 
Kanalzöllen ausnahm. Der Text dieses Gesetzes steht z. B. im A. J. S u p p 1 e m e n t 
VI (1912) 8. 277 ff. Vergl. hier femer den Protest Englands vom 14. Nov. 1912, 
abgedruckt inBr. Acc. andPapers 1912, C. d. 6451 und in A. J. Suppfement, 
Bd. VII Nr.l 46 ff. abgedruckt. Verd. Ober dieF^iige derZulässigkeit dieser Besommung, 
über die bereits eine ziemlich ausffihrliche Literatur besteht, nur die folgenden drei 
Abhandlungen: Wilhelm Kaufmann, Das Panamakanalgesetz der Vereinigten 
Staaten vom 24. Aug. 1912 und das Vdlkerredit. in Kohlers Zeitschr. , 
Bd. VI, 1913, S. 407 ff., veigl. auch R. J. 1912 S. 681 ff.; p p e n h e i m , The 
Panama-Ganal-Gonflict botween Great Britain and the United States of America, 
A Study, Cambridge 1918; Wambaugh, Exemption from Panama ToUs, in 
A. J., VII Nr. 2 S. 1 ff., auch abgedruckt im Gong. R e c. vom 26. Febr. 1913 
S. 4223 ff.; endlich Lehmann, Lc. „die Frage der Kanalgebühren'^ S. 82ff.; 
Samuel S e a b u r y , Richter des Obersten Gerichtshofes im Staate von New York, 
behauptet in einer Abhandlung im Outlook vom 8. März 1913, die als S e n. 
D c , 2, 63. Gong. spec. sess. gedruckt worden ist, folgendes: Durch den Vertrag[ 
mit Panama über die Abtretung der Kanalzone an die Vereinigten Staaten sei 
eine so neue Situation geschaffen worden, daß unter Anwendung der clausula rebus 
sie stantibus oer Hay-Pauncefote-Vertrag hinf&liig sei. Samuel S e a b u r y hat 
offenbar bei dieser — übrigens nicht nur von ihm geäußerten — Ansidit vergessen, 
den Artikel IV dieses Vertrages zu lesen. Dort steht: „It is agreed that no chanjg;e 
of territorial sovereignty or of the international relations of the country or countries 
traversed by the before-mentioned canal shall affect the general principle of neu- 
traüsation ör the Obligation of the High Gontracting Parties under the present 
Treaty." ^ ^^ ^ 

^) Verd. Gong. Globe, 32. Gong. 3. sess. (1853) S. 251, in Glaytons 
Rede. Der Text der Resolution lautet: 

„Resolved: that the President of the United States be respectfnlly reqnested 
to oonsider the expediency of opening negotiations with the Govemments oi other 
nations, and particulary with the Govemments of Gentral America and New Granada 
for the purpose of effectually protecting by suitable traty stipulations with them, 
such individuals or companies as may undertake to open a communication between 
the Atlantic and Pacific ooeans by the construction of a ship canal across the isthmus 
which connects North and South America and of securinf for ever by such stipu- 
hitions, the free and equal rieht of navigating sudi canal to all such nations, on 
the payment of such reasonable toUs as may be established to oompensate the 
capitalists who may engage in such undertakmg and oomplete the work." 
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Eine entsprechende Besolution wurde vom Hause am 4. März 
1839 angenommen.^) 

Damit war ausgesprochen, einmal, daß der Kongreß vom 
Bau des Kanals durch Private ausging» und zum andern, daß er 
annahm, der erbaute Kanal solle gemeinsam durch verschiedene 
Staaten zu schützen sein. 

Die Frage» wie sich die Vereinigten Staaten diesen Schutz 
dächten, wurde im Jahre 1846 in dem Friedens-, Freundschafts-, 
Navigations- und Handelsvertrage zwischen ihnen und Neu- 
Granada, dem Bechtsvorgänger von Golombia, vom 12. Dezember 
1846 «) behandelt. 

Dieser Vertrag bestimmte iin Artikel XXXV, daß die Ver- 
einigten Staaten die vollständige Neutralität des Isthmus ebenso 
wie die Souveränitätsrechte und das Eigentum Neu-Granadas 
über das Isthmus-Gebiet dieser Bepublik garantieren sollten. 

Ob diese Garantie der Vereinigten Staaten die alleinige sein, 
oder ob die anderer Staaten noch hinzutreten sollte, darüber 
enthielt er nichts. 

Dagegen ging Präsident Polk von der Idee gemeinsamer 
Garantie aus. Er bemerkte in der die Annahme des eben erwähnten 
Vertrags dem Senat empfehlenden Botschaft vom 10. Februar 
1847,') es sei nicht zu bezweifeln und werde von Neu-Granada 
zuversichtlich erhofft, daß die gleichen Garantien auch von Eng- 
land und Frankreich gegeben werden würden, falls die Ver- 
einigten Staaten sie leisten würden. 

Ausdiückhch erwünscht und für notwendig bezeichnet wurde 
eine Garantie Englands von Staatssekretär Clayton, der den Ge- 
sandten der Vereinigten Staaten in Neu-Granada, Mr. Foote, 
unter dem 15. Dezember 1849 beauftragte, die Begierung von 
Neu-Granada zur Einleitung von Verhandlungen mit England 
über diesen Punkt zu drängen und dabei schrieb: 

„Die Garantie Großbritanniens ist notwendig für das Ka- 
pital, das in die Eisenbahn zu stecken ist, und ist von großer 
und offenbarer Wichtigkeit für die Vereinigten Staaten." *) 

>) Cong. Globe, 25. Cong. 3. sess., Bd. VII Nr. 16 S. 241. 

*) Text Martens, N.R.G., XIII S. 653 ff., sowie Treaty Vol. 1910 
S. 802 ff., besonders S. 312 f. Der Artikel XXXV ist anch in C a n a 1 C o r r. 1900 
S.246 abgedruckt. 

*) Richardsons Hess., IV 8. 512 ff. 

«) M S. I n 8 1. Colombia, XV S. 183 (M., III S. 11). 
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Weiterhin instruierte ex auch den Gesandten der Vereinigten 
Staaten in England, Mr. Lawrence, unter dem 13. Dezember 1849 ^) 
dahin, zusammen mit dem Vertreter der Regierung von Neu- 
Granada in London zur Gewährung einer Neutralitätsgarantie 
über den Isthmus durch England hinzuwirken, eine Maßnahme» 
die Clayton für höchst bedeutungsvoll erklärte. Falls England 
keinen derartigen Vertrag mit Neu-Granada zu schließen geneigt 
sei, so wurde Lawrence gleichzeitig beauftragt, den Lord Palmerston 
über die Neigung der englischen Begierung zum Abschlüsse eines 
derartigen Vertrages mit den Vereinigten Staaten zu sondieren. 

Auch an den Gesandten der Vereinigten Staaten in Frankreich, 
Mr. Rives, wurde unter dem 26. Januar 1850 eine entsprechende 
Listruktion über eventuelle Verhandlungen mit der französischen 
Begierung gesandt.^) 

Ln Clayton-Bulwer- Vertrage, den die Vereinigten Staaten 
mit England unter dem 19. April 1850 ^) abschlössen, kam diese 
Idee gemeinsamer Garantie der beiden Begierungen zu einem 
praktischen Ausdrucke. 

Dieser Vertrag sollte, wie wir oben gesehen haben, vor allen 
Dingen den englischen Expansionsversuchen im mittleren Amerika 
ein Ende machen. Hier kommt aus folgenden Gründen er in 
Betracht: 

Li Artikel I war bestimmt, daß keine der beiden Nationen 
jemals irgend eine ausschließliche Kontrolle über den Schiffs- 
kanal für sich selbst erlangen oder -aufrecht erhalten wollte. 

Li Artikel II wurde ausgemacht, daß beide Teile diejenigen 
Personen, die mit Erlaubnis der Lokalregierungen den Bau des 
Kanales unternehmen würden, sowie deren Eigentum bis zur 
Vollendung des Baues gegen ungerechte Festnahme, Konfiskation, 
Wegnahme, oder irgendwelche Gewalt schützen wollten. 

Artikel V bestimmte die Protektion des Kanals nach dessen 
Vollendung sowie die Garantie seiner Neutralität durch England 
und die Vereinigten Staaten. 

Nach Artikel VI sollten die Vertragschließenden alle Staaten, 
mit denen sie in freundschaftlichem Verkehr stünden, zum Ab- 
schlüsse ähnlicher Abkommen einladen. 



1) MS. Ins t Great Britain, XVI S. 76 (M., III S. 10). 
*) MS. Inst France, XV S. 126 (M., III S.ll). 
») Vergl. oben S. 106 f. 
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Nach Artikel VII sollten sie ihre Ermutigung und Unter- 
stützung derjenigen Privatperson oder Gesellschaft geben, die 
im Besitze der notwendigen Konzessionen und des erforderlichen 
Kapitals das erste Angebot zum Beginne des Baues machen würde. 

Nach der Präambel des Vertrags bezog er sich nur auf die 
sogenannte Nicaragna-Boute, die die Vereinigten Staaten damals 
im Auge hatten. In Artikel VIII wurde jedoch ausgemacht, daß 
der Vertrag sich auch auf jede andere, insbesondere die Tehuantepec- 
und die Panama-Boute erstrecken solle. 

Kurz zusammengefaßt bestimmte dieser Vertrag danach 
folgendes in bezug auf die beiden hier wesentlichen Fragen: 

1. England und die Vereinigten Staaten sollen gemeinsam den 
Kanal während des Baues und nach seiner Fertigstellung schützen, 
sowie seine Neutralität gewährleisten. 

2. Beide Vertragsteile gehen davon aus, daß eine Privatperson 
oder eine Privatgesellschaft ihn bauen werde. 

Über eine Garantie der Kanalzone schwieg dieses Abkommen. 

Sein Abschluß machte insbesondere einen am 21. Juni 1849 
zwischen den Vereinigten Staaten und Nicaragua abgeschlossenen, 
später jedoch dem Senate der Vereinigtea Staaten dann gar nicht 
mehr zur Genehmigung vergelten Vertrag hinfällig. (Sogenannter 
Hise- Selva- Vertrag.) ^) 

Dieser Vertrag ist hier vor allem deshalb von Interesse, weil 
in ihm die Idee, daß der Kanal vielleicht von den Vereinigten 
Staaten selbst gebaut werden könnte, wie mir scheint zum ersten 
Male, zum Ausdruck kommt und für diesen Fall Vorsehungen 
trifft. 

Der Vertrag geht zwar zunächst von der Konstruktion des 
Kanals durch Private aus.^) In Artikel I wird aber ausdrückUch 

») Verri. Härtens, N.R.G., XV S.180ff„ Br. and For. State 
Papers, S.469ff. u. Canal Corr. 1900 S. 247 ff. 

*) Vergl. insbesondere den Artikel XUI. 

Vergl. weiter den Vertrag der Am. Atlantic and Pacific Ship Canal Company 
mit dem obersten Direktor des Staates von Nicaragua, vom 2y. Aug. 1849. In 
diesem Vertrag erh&lt die eben bezeichnete Gesellschaft, die dem Artakel VII des 
Clayton-Bulwer-Vertrages gentigende Konzession für die Nicaragua-Route (Text, 
Canal Corr. 1900 S.2&). 

Vergl. femer das Dekret des obersten Direktors von Nicaragua, Norberto 
R a m i r e z , vom 9. März 1850, durch das die Inkorporation dieser Gesellschaft 
ausgesprochen wurde. 1. c. S. 272 f. Vergl. endich das Dekret des Nicaraffuanischen 
Prisidenten Patricio Rivas vom 18. Febr. 1866, das die Konzession 
der Gesellschaft widerruft, insbesondere weil sie den Kanal nicht begonnen, sondern 
die Idee als unpraktisch angegeben habe, eod. S. 309 f. 
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erklärt, die Begierung von Nicaragua gebe den Vereinigten Staaten 
oder einer Gesellschaft ihrer Untertanen das ausschließliche Becht 
zum Bau eines Kanals durch nicaraguanisches Gebiet. 

Eine erste, wenn auch nur recht beschränkte Vorbereitung 
einer Änderung in den Anschauungen der Vereinigten Staaten zu 
den beiden hier behandelten Fragen finden wir in der Stellung des 
Staatssekretärs Cass gegenüber einem Schreiben Lord Napiers, 
des englischen Gesandten in Washington, vom 24. August 1857.^) 

In diesem Schreiben teilt Lord Napier der amerikanischen 
Begierung mit, General Herran, der Vertreter der Begierung von 
Neu -Granada, sei von seiner Begierung beauftragt worden, dem 
Staatssekretär Cass von dem Verlangen des Abschlusses eines 
Abkommens zwischen Neu -Granada, England, Frankreich und 
den Vereinigten Staaten in bezug auf den Kanal Mitteilung zu 
machen. Dieses Abkommen solle die Aufgabe haben, eine breite 
und dauernde Grundlage für die Freiheit und Neutralität des Ge- 
biets und Transits von Panama zu bilden. 

Lord Napier empfiehlt diesen Plan zur Annahme mit der 
Bemerkung, daß eine Verbindung der Vereinigten Staaten und 
England oder der Seemächte allgemein, zweifellos einer alleinigen 
Garantie der Vereinigten Staaten vorzuziehen sei. 

Cass lehnte diesen Vorschlag durch Schreiben vom 10. De- 
zember 1857 ab.^) Er stellte damit das erste Mal der Idee eines 
unbeschränkten Zusammengehens der Vereinigten Staaten mit 
europäischen Mächten in bezug auf die Kontrolle des Kanals eine 
Einschränkung entgegen. 

Abgesehen hiervon entsprach der von ihm eingenommene 
Standpunkt in dieser Angelegenheit jedoch dem von der amerika- 
nischen Begienmg bisher vertretenen und wurde in den nächsten 
Jahren auch noch beibehalten. 

So hatten die Vereinigten Staaten nichts gegen die Bestim- 
mungen des zwischen Nicaragua und England unter dem 11. Fe- 
bruar 1860^) abgeschlossenen Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsyertrags einzuwenden, in dessen Artikel XXI 

») Canal Corr. 1900, S. 212. 

«) eod. S 213. 

•) Mar tens , N. R. G., XVI, Teil II S. 380 ff., besonders S. 389. Dieser 
Yertarag erlosch durch Kfindigung am 11. Juni 1888, vergl. Br. andFor. State 
F a p e r s , LXVIII S. 562 und dort den Brief Senor Guzmans an Lord Salisbury 
vom 7. Mai 1887. 
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England die Neutralität und den freien Gebrauch des Kanals 
Nicaragua gegenüber garantierte. 

Ebensowenig hatten sie Bedenken gegen den von Frankreich 
mit Nicaragua kurz vorher, am 11. April 1859, abgeschlossenen 
Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag, in dem Frank- 
reich ebenfalls die Neutralität und den freien Gebrauch des Ka- 
nals gewährleistete.^) 

Als im Jahre 1862 General Herran, der Gesandte der grana- 
dischen Konföderation in Washington, die Vereinigten Staaten um 
Hilfe gegen revolutionäre Unruhen in der Panama-Kanalzone 
auf Grund des Vertrages vom 12. Dezember 1846 bat, instruierte 
Staatssekretär Seward sogar die Vertreter der Vereinigten Staaten 
in England und Frankreich, Mr. Adams und Mr. Dayton, unter 
dem 11. Juh 1862 *) nicht nur dahin, mit den betreffenden Ee- 
gierungen darüber zu verhandehi, ob die Vereinigten Staaten mit 
ihrer Einwilligung Schritte in dieser Angelegenheit ergreifen 
sollten und welche, sondern auch darüber: 
„ob diese Begierungen sich mit den Vereinigten Staaten dazu 
verbinden wollen, die Sicherheit des Durchgangs und die Auto- 
rität der granadischen Konföderation, sowie die Art und Weise, 
in der die Parteien solch' ein Abkommen durchführen sollen, 
zu garantieren."*) 

») Härtens, N.R.G., XVI, TeüII S. 183, Br. and For. State 
Paper8,L S. 363 ff. 

Auch Spanien leistete übrigens in Artikel XIII des mit Nicaragua 
nnter dem 25. Juli 1860 abgeschlossenen Anerkennongs-, Friedens- und Freundschafts- 
Vertrages eine ähnliche Garantie, yergl. Br. and For. State Papers, 
XXXIX S. 1831 und XLII S. 1206. 

Interessant für den Standpunkt der Vereinigten Staaten in dieser Zeit ist 
femer die Tatsache, daß Staatssekretär Everettin einem Schreiben vom 22. Febr. 
1863 an den Peruanischen Gesandten Osma erklärte, die Vereinigten Staaten würden 
es begrüßen, wenn Peru den Wunsch ausdrücken wollte, dem Ganmtieabkommon 
zwischen Neu Granada und den Vereinigten Staaten vom 12.Dez. 1846 beizutreten. 
Vergl. dazu M S. I n s t. , Notes to Peruvian Lef, I S. 79 (M., III S. 25}. 

Ver^. endlich auch beispielsweise: „Additional Article of the Ireaty of 
Friendship, Commerce and Navigation" zwischen EngUind und Honduras vom 
27. Aug. 1856 (G a n a 1 C o r r. 1900 S. 311). Dana<£ garantierte England der 
Republik Honduras die Neutralität der von der Intemationafen Eisenbahngesellschaft 
von Honduras durch das Gebiet von Honduras zu legenden Eisenbahn. 

«) Vergl. Dipl. Corr. 1862 S. 131 ff- und Canal Corr. 1900 S.lOff. 
Die betreffende Stelle lautet wörtlich: 

„ . . . whether these Govemments wiD unite with the United States in guaran- 
tein^ tilie ' safely of the transit and the authority of the Granadan Confederation 
or either of these subjects, and the form and manner in which the parties shall 
carry out such agreement." 

*) Vergl. dazu unten S. 291—293. 
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Wir haben gesehen, daß der Vertrag mit Neu-Granada am 
12. Dezember 1846 Garantie der Neutralität des Isthmus sowie 
der Souveränitätsrechte Neu-Granadas über das Isthmusgebiet 
vorsah« Wir haben femer gesehen, daß der Glayton-Bulwer-Vertrag 
von 1850 gemeinsamen Schutz und Neutralisation des Kanals 
bestimmte und daß andere Staaten zum Abschluß entsprechender 
Abkommen eingeladen werden sollten. 

Der dritte Vertrag, der für die Geschichte des Panamakanals 
von grundlegender Bedeutung ist, ist der sogenannte Dickison- 
Ayon-Vertrag zwischen Nicaragua und den Vereinigten Staaten 
vom 21. Juni 1867.^) 

Dieser Vertrag ist der Abschluß einer langen Beihe von Ver- 
suchen der Vereinigten Staaten, vertragsmäßig die Vorteile eines 
durch nicaraguanisches Gebiet führenden Kanals den Untertanen 
der Vereinigten Staaten zu sichern.*) 

Auch er war ganz in dem Geiste geschlossen, der in den beiden 
eben bezeichneten Verträgen zum Ausdruck gekommen war: 

Die Vereinigten Staaten erklärten nach Artikel XV dieses 
Abkommens ihren Schutz auf alle natürlichen oder künstlichen, 
zukünftigen oder gegenwärtigen Landwege oder Wasserstraßen, 
vom Atlantischen zum Stillen Ozean durch Nicaragua erstrecken 
und die Neutralität derselben garantieren zu wollen. 

Sie versprachen femer, ihren Einfluß bei andern Staaten 
dahin geltend machen zu wollen, um diese zur Übernahme einer 
ebensolchen Garantie und desselben Schutzes zu veranlassen. 

In Artikel XVII behielten sie sich das Becht vor, ihre „Pro- 
tektion und Garantie" zurückzuziehen, falls die die Ausführung 
des Kanals unternehmenden oder leitenden Personen oder Ge- 
sellschaften gegen den Geist dieses Vertrages verstoßende Be- 

») T re a ty Vo 1. 1910 S. 1279, Can al Corr. 1900 S. 182 ff. (ein Ausmc); 
verg]. audi K e a 8 b e y , Appendix G, wo der Text dieses Vertrages abgedruckt 
ist. Die Ratifikationen wuraen am 20. Juni 1868 aosgetausdit. 

Dieser Vertrag ist von Nicaragua für den 20. Okt. 1902 gekündigt worden. 
Verjgl. TreatyVol. 1910, 1. c. vergl. aber auch das Protokoll zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Nicara^nia über die Konstruktion eines inten^zeanischen 
Kanals vom I.Dez. 1900 (Treaty Vol. 1910 S.1290). 

*) Ver^. besonders den unratifizierten Freundschafts- und Handelsvertrag 
zwisdien Nicaragua und den Vereinigten Staaten vom 3. Sept. 1849, ab^druckt 
in M a r t e n s , N. R. 6., XV S. 183 Oder hier in Frage kommende Artikel XXXV) 
femer Br. andFor. StatePapers,XLS. 979, 1062; vergl. femer den oben 
S.189 erwähnten Hise-Selva- Vertrag vom 21. Junil849. 

Vergl. endlich den sogenannten Gass-Yrissari-Vertrag vom 
16. Nov. 1867, abgedmckt in Canal Corr. 1900, S. 141 ff. 
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stimmimgen in bezug auf den Verkehr durch den Kanal machen 
sollten. 

Dieser Vertrag ging demgemäß -wiederum davon aus, daß 
der Kanal durch Privatpersonen, gleichgültig welcher Nation, 
erbaut werden solle. Dieser Standpunkt trat besonders im Ar- 
tikel XVIII hervor, wo erklärt war, die den Vereinigten Staaten 
und ihren Untertanen gewährten freien Durchgangsrechte und 
sonstigen Befugnisse sollten nicht durch etwaige andere Kon- 
zessionen oder Kontrakte berührt werden können. 

Was die Garantiefrage anlangt, so sah dieses Abkommen 
ebenso wie der Clayton-Bulwer- Vertrag vor, daß eine solche Ga- 
rantie für die Neutralität eines etwaigen Kanals durch nicaragua- 
nisches Gebiet von den Vereinigten Staaten gewährt werden 
solle, die auch hier wieder die Garantie anderer Staaten veranlassen 
sollten. 

Dagegen spricht es nicht mehr von einer Garantie der Kanal- 
zone, noch enthält es eine Bemerkung über eine gemeinsame 
mit anderen Staaten zu gewährende Garantie der Vereinigten 
Staaten. 

Aus dem Jahre 1869 liegt ein Zeugnis dafür vor, daß die An- 
schauungen der amerikanischen Begierung sich um diese Zeit 
wesentUch zu ändern beginnen. 

Staatssekretär Seward, der im Jahre 1862 ein Garantie- 
abkommen in bezug auf die Sicherheit des Transits von Panama 
und der granadischen Konföderation mit England und Frankreich 
zusammen hatte abschUeßen wollen,^) erklärte am 18. Januar 
1869 im Verlaufe von Verhandlungen mit Colombia über eine 
eventuelle Führung des Kanals durch dessen Gebiet in einem 
Schreiben an den colombianischen Gesandten in Washington, 
General Acosta,^) es sei seine sehr überlegte Überzeugung: 
„daß in Zukunft weder irgend eine fremde Begierung, noch die 
Kapitalisten einer fremden Nation, ausgenommen die Begierung 

V 

») Siehe oben S.191. 

») M S. In s t , Notes to Colombia, VI S. 240 (M., III S. 21). 

Ich gebe nach Moore den englischen Text dieser hier höchst bedeutimgs- 
voUen Worte: „ . . . That henoeforui neither any foreign ^ovemment nor tne 
capitalistB of any foreign nation, exept the Government and capitaUsts of the United 
States, vfiJl ever ondertiJce in good faith to build a canal across the isthmus of 
Darien;*' . . . „the neutrality most desirable for Colombia is to be foond in a com- 
bination of the power, authority and influence of the United States of America 
and the power, authority and influence of the United States of Colombia to protect 

Kraus, Monroedoktrin. 13 
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tmd die Kapitalisten der Vereinigten Staaten, es jemals im 
guten Glauben unternehmen werden, einen Kanal durch den 
Isthmus von Danen zu bilden". 

Femer, daß: 
„die für Colombia erstrebenswerte Neutralität in der Verbindung 
der Macht, des Ansehens und des Einflusses der Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Macht, des Ansehens und des 
Einflusses der Vereinigten Staaten von Colombia für den Schutz 
des Kanals und um ihn zum größten kommerziellen Nutzen 
aller Nationen ertragreich zu machen, gefunden werden müßte". 

Endlich, daß: 
„die Vereinigten Staaten nicht allein nicht willig sein würden, 
sich in eine verwirrende Allianz mit andern fremden lifächten 
für die Erbauung und die Aufrechterhaltung eines Durchgangs 
durch den Isthmus einzulassen, sondern auch, daß die Idee, andere 
Handelsmächte könnten und würden ihre Zustimmung dazu 
geben, ^ mit den Vereinigten Staaten von Amerika für diesen 
Zweck eine Verbindung einzugehen)! undurchführbar und visionär 
sei". 

Der hier zutage tretende Standpunkt ist gegenüber dem von 

den Vereinigten Staaten bisher eingenommenen neu. 

Seward richtet sich in diesen Ausführungen nicht nur wie 

Cass gegen eine gemeinsame Protektion und Garantie des Kanals 

durch die Vereinigten Staaten und europäischen Mächte, sondern 

er drückt als seine Meinung femer die folgenden zwei Gedanken 

aus: 

1. Die Neutralität des Kanals ist durch die Vereinigten Staaten 
und diejenige amerikanische Macht, durch deren Gebiet 

^ der Kanal führen wird, zu schützen. 

2. Der Kanal ist durch die amerikanische Begierung bez. 
durch amerikanisches Kapital zu bauen. 

Dieser Standpunkt ist jedoch ebenfalls lediglich als ein vor- 
bereitender Ausdruck einer kommenden Idee zu bezeichnen. 



the canal and make it productive of the largest oommercial benefit to all nations/^ 
. . . , J^ot only would the United States be onwüluig to enter into an entan^ing 
alliance with other foreign nations for the construction and maintenanoe of a paseace 
through the isthmus, but also that the idea that other oommercial powers oouid 
and would consent to enter into a combination witli the United States of America 
for that purpose is inpracticable and visionary.'* 
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Denn in einem kurz darauf unter dem 26. Januar 1870 ^) *^^^ 
abgeschlosseii^, jedoch nie in Kraft getretenen Vertrag zwischen / 
den Vereinigten Staaten und Golombia wurden nicht nur die oben 
erwähnten Bestimmungen des Vertrages vom 12. Dezember 1846 
zwischen den Vereinigten Staaten und Neu-Granada erneuert. 
In Artikel XI leisteten die Vereinigten Staaten fernerhin der Be- 
gierung von Golombia auch Garantie dahin, daß der Kanal, seine 
Dependenzen und sein Zubehör von allen feindlichen Akten einer 
andern Nation frei sein soUe. 

Im Artikel XXV endlich war bestimmt, daß beide Vertrags- 
teile jede mögliche Anstrengung machen sollten, um von andern 
Mächten eine Garantie zugunsten der eben wiedergegebenen Be- , 
Stimmungen des Artikels XI, sowie der Souveränität Colombias 
über das Gebiet des Isthmus von Panama und von Darien herbei- 
zuführen. Weitergehend war sogar ^verabredet (Art. XXV), daß: 
„solche Nationen, welche durch Verträge mit den gegenwärtigen 
Vertragsparteien sich in der Garantie der Neutralität des Kanals 
und in der Souveränität über das Territorium .... verbinden 
sollten ....** 
gewisse Handelsvorteile genießen sollten. 

Die Vereinigten Staaten wollten also nach diesem Vertrage 
sich nicht nur um die Leistung von Garantien durch andere Staaten 
bemühen, sondern wollten auch versuchen, sich dazu mit andern 
Mächten vertragsmäßig zu vereinigen. 

Zusammenfassung. 

Der von den Vereinigten Staaten in bezug auf die beiden 
hier interessierenden Fragen bis hierher eingenohmiene Standpunkt 
läßt sich nach alledem folgendermaßen zusammenfassen; 

1. Die Vereinigten Staaten gingen stets davon aus, daß sie 
an einer eventuellen Kontrolle eines interozeanischen amerika- 
nischen Kanals beteiUgt zu sein hätten. Andererseits hatten 
sie grundsätzUch nichts gegen eine, sei es in der Form des 
Schutzes und der Garantie der NeutraUtät des Kanals 
oder auch der Kanalzone zugleich bestehenden Kontrolle 
nichtamerikanischer Mächte einzuwenden. 

Dieser Standpunkt kam insbesondere in einer Beihe 
von Verträgen zum Ausdruck, in denen die Vereinigten 

^) Canal Corr. 1900 S. 51 ff., vergl. besondera den Artikel XXV. 

18* 
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Staaten sich verpflichteten, andere europäisohe Staaten 
entweder zum Abschlösse selbständiger G^rantieverträge 
mit den betreffenden zentralamerikanischen Staaten, oder 
zu gemeinsamer Garantie mit ihnen selbst zu veranlassen. 
2. Die Frage danach, wer den Kanal solle bauen dürfen, wurde 
von ihnen grundsätzlich dahin beantwortet, daß hierfür 
freie internationale Konkurrenz maßgebend sein sollte. 

Zweite Etappe. 

Ein völliger Wendepunkt in der Haltung der Vereinigten 
Staaten den beiden Fragen gegenüber trat ein, als es dem Leut- 
nant Luciei) Bonaparte Wyse gelang, für die „Socidtö 
Civile Internationale du Ganallnteroc^anique'* unter dem 20. März 
1878 von der Begierung von Colombia das ausschließliche Pri- 
vilegium für die Erbauung iines Kanals zwischen Atlantischem 
und Stillem Ozean durch colombianisches Gebiet zu erlangen 
(sogenaimter Salgar-Wyse- Vertrag).^) 

Hinzukam, daß ein von Lesseps am 15. Mai 1879 in Paris 
zusammengerufener internationaler Ingenieurkongreß sich für die 
Panamaroute entschied, und insbesonders, daß sich die Allgemeine 
Interozeanische Panamakanal-Gesellschaft (Compagnie universelle 
du Ganal interocöanique de Panama) bildete, deren Inkorporation 
in Paris unter dem 20. Oktober 1879 erfolgte, nachdem Lesseps 
die Wyse-Konzession für sie erworben hatte.*) 

In New York entstand darauf sofort ein amerikanisches 
Konkurrenzunternehmen unter dem Namen „Provisional Inter- 
oceanic Canal Society** mit General Grant als Präsidenten. 
^ Insbesondere aber bewirkte die von den Vereinigten Staaten 
, bis dahin nicht in Bechnung gezogene und numnehr nahegerückte 
Gefahr, daß die finanziellen Vorteile eines Kanals ihnen entgehen 
könnten, sofort den völligen Umschwung in der Stellung der amerika- 
nischen Begierung wie des amerikanischen Volkes zu der Kanalfrage. 

>) Siehe CanalGorr. 1900 S. 113 ff. Siehe dort auch auf S. 120 ff. das 
Genehmigangs-Dekret vom 17. Mai 1878, sowie S. 126 ff. den Brief von Lacien 
B. Wyse, vom 18. Mai 1878, in dem er die in dem Dekret verfügten Änderungen 
der Konzession annimmt. 

Vergl. femer 67. Gong. 2. sess. S e n. D o c. Nr. 114 (1902—1903, Bd. IX). 
Dort findet sich auf S. 244 ff. der Zusatzvertrag, der den Vertrag vom 20. März 1878 
ändert, welcher Zusatzvertrag durch Gesetz vom 20. Dez. 1890 genehmigt wurde. 
Vergl. endlich audi den AuMehnungsvertrag mit der Panama-U)mpaiiv in Liqu. 
vom 4. April 1893. 

*) Die Charter steht übersetzt in S e n. D o c. 263, 67. Cong. 1. sess. S. 29 ff. 
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Diese neue Haltung, wie sie von Seward bereits vorbereitet 
war, kam in einem Schreiben des Staatssekretärs Evarts an den 
Gesandten der Vereinigten Staaten in Golombia, Mr. Dichmann, 
vom 19. April 1880 klar zum Ausdruck.^) 

In dieser Instruktion beklagt sich der Staatssekretär darüber» 
daß den Vereim'gten Staaten nicht von der vorgeschlagenen Eon* 
Zession eine vorherige Mitteilmig gemacht worden sei, wo sie doch 
seines Wissens allein die Neutralität eines Kanals durch colombia- 
nisches Gebiet und Colombias Souveränität über die Eanalzone 
garantiert hätten. 

Es könne mit Bücksicht auf den Vertrag von 1846 mit Neu- 
Granada, so führt er weiter aus, schwerlich geleugnet werden, 
„dB'ß solch* eine Eonzession an fremde Untertanen neue Fragen 
gegenseitiger Bechte und Interessen,. die beide die Souveränitäts- 
wie die Eigentumsrechte der Begierung von Colombia und solche, 
die ernstlich die Verantwortlichkeit £^us der Vertragsgarantie der 
Vereinigten Staaten berühren« hervorbringen werde.'' Hierüber 
hätten mit den Vereinigten Staaten vorgängige Abmachungen 
getroffen werden müssen. Das Interesse der Vereinigten Staaten 
an der Eröffnung des Kanals sei besonders groß. 
Er fährt fort: 

„Die Begierung der Vereinigten Staaten kann sich nicht 
durch ein Übereinkommen zwischen andern Mächten oder Privat- 
personen, bei dem sie keine Partei ist, von einem direkten Inter« 
esse und, wenn notwendig, einer tatsächlichen Oberaufsicht und 
einem Eingreifen bei der Ausführung eines Plans als ausge- 
schlossen erachten, der, indem er eine interozeanische Ver- 
bindung durch den Isthmus herstellt, ihre J^mdelsinteressen 
wesentlich berühren, ihre eigenen territorialen Beziehungen 
ändern und ihr die Notwendigkeit einer auswärtigen Politik 
auferlegen würde, die als kriegsartige Vorbereitung oder ver- 
wickehide Allianz bisher sorgfältig vermieden worden ist.*' 

^ Auch der Eongreß begann sich lebhaft für die Eanalfrage zu 
interessieren. 

Das drückte sich einmal darin aus, daß das Haus durch eine 
Besolution vom 16. Dezember. 1879 beschloß, ein elfköpfiges Eo- 



>) 11 S. Inst Gotombia, XVU 54ft (M., lU S.14f). 
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mitee zm Untersuchung der Frage nach der geeignetsten Boute 
für einen Kanal einzusetzen.^) 

AuBerdem liefen -wie gewöhnlich wieder eine Flut von Be- 
solutionen im Senate wie im Hause ein, die sich alle mit 
der Kanalfrage und der von den Vereinigten Staaten einzu- 
nehmenden Stellung befaßten. 

Besonders hervorzuheben ist hier einmal ein von General 
Bümside, Senator von Bhode Island, am 24. Juni 1879 im Senate 
und ein von Abgeordneten Carpo am 13. Dezember 1880 im Hause 
eingebrachter Antrag. 

Über beide ist nie abgestimmt worden. Sie sind aber deshalb 
von besonderem Interesse, weil sie beide das erste Mal die Kanal- 
Angelegenheit mit der Monroedoktrin in direkte Verbindung 
bringen. 

Der Antrag Burnside hatte folgenden Wortlaut:^) 
„Da das Volk dieser Union seit mehr als 50 Jahren die 
von Präsident Monroe aufgestellten Lehren als einen Grundsatz 
vertreten hat, in dem die Interessen der Vereinigten Staaten 
enthalten sind, daß die amerikanischen Kontinente zufolge der 
freien und unabhängigen Stellung, die sie sich errungen haben 
und behaupten, fürderhin nicht mehr als Gegenstände für zu- 
künftige Okkupation ') durch irgend welche europäischen Mächte 
anzusehen sind, deshalb soll beschlossen werden, daß das Volk 
dieser Nation nicht ohne ernste Beunruhigung irgend einen 
Versuch emopäischer Mächte mit ansehen kann, unter ihrem 
Schutze und ihrer Kontrolle einen Schiffskanal durch den 
Isthmus von Darien anzulegen; und eine solche Handlung 
seitens einer europäischen Macht könnte in keinem anderen 
Lichte, denn als die Kundgebung einer unfreundhchen Ge- 
sinnung gegen die Vereinigten Staaten angesehen weiden.'' 

Die Besolution Carpo's vom 13. Dezember 1880 lautete:*) 

„Beschlossen . . . ., daß der Bau eines interozeanischen 

Kanals, der die Gewässer des Atlantischen und des Stillen 



M Gong. Rec, 46. Gonf. 2.se88. (Bd. X) Teil I S. 128 (Antae King). 
Veiri. Gong. Rec.Ä.Gone. l.sess. Bd. IX(TeüII) S.2312. 
Nicht ^Kolonisation**, wie in der Monroebotscbaft steht. 
I Verel. Gong. Rec, 46. Gong, d-sess. S.107 (Bd. XI Teü I). Ver0. 
auch S. 1568, wonach am 14. Febmar 1®1 vom Komitee für answftrtige Angelegen- 
heiten fOr diese Resolution (Nr. 845) eine andere (Nr. 897) referiert wurde, b^ 
süglich deren jedoch lediglich Drucuegang beschlossen wurde. 
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Ozean verbindet, durch ausländisohes Kapital unter den 
Auspizien und der Charter einer europäischen Begierung der 
feststehenden PoUtik der Vereinigten Staaten widerspricht, 
eine Verletzung des Geistes und der Erklärungen der Monroe- 
doktrin ist und nicht durch diese Begierung sanktioniert oder 
genehmigt werden kann, und daß die Vereinigten Staaten über 
einen inteiozeanischen Kanal eine solche Kontrolle und Auf- 
sicht verlangen und dauernd behaupten werden, wie sie als 
ein Verteidigungsmittel zum Schutze ihrer nationalen Inter- 
essen, ihrer Einheit und Sicherheit, und zur Förderung der 
Wohlfahrt, sowie der Hebung des Handels der atlantischen und 
pacifischen Staaten der Union notwendig sein mögen/' ^) 

Alle solche Äußerungen zeigen, daß die Vereinigten Staaten 
nicht gewillt waren, sich die aus einem solchen amerikanischen 
Kanal springenden Vorteile durch eine nichtamerikanische Nation 
aus den Händen nehmen zu lassen. 

Sie ergeben femer, daß unter dem Einflüsse der Furcht hiervor 
die Vereinigten Staaten nicht nur den Bau des Kanals durch sie 
selbst oder ihre Kapitalisten, zum mindesten aber eine KontioUe 
über die Konzessionserteilung zu solchem Baue zu fordern be- 
ginnen, sondern daß sie auch anfangen, der bisher von ihnen be- 
günstigten Beteiligung nichtamerikanischer Staaten an einer 
Kontrolle in bezug auf den Kanal selbst zu widerstreben. 

Hinzutrat, daß Nachrichten darüber laut wurden, C!olombia 
versuche, trotz und außer der von den Vereinigten Staaten durch 
den Veitrag von 1846 mit Granada geleisteten Garantie die Neu- 
tralisation des Kanals durch England, Frankreich, Deutschland» 
Spanien und Italien herbeizuführen. 



1) V« 
gebracnte. 



^) Veigl. aach weiter die von Mr. K i n g am 8. M&rz 1880 im Hause ein- 
»»i^macnte, sehr ausführliche Resolution (C o n g. R e c. , 46. Gong. 2. sess. Bd. X 
Teil II S. 1892), die sich ebenfaUs gegen europäische Kontrolle des Kanals auf 
Grund der Monroedoklarin riditet und den Präsidenten zur Ergreifung von Schritten 
für die Aufhebung der mit der Monroedoktrin in Widerspruch stehenden Verträge 
auffordert. Vergl. femer die H o u s e R e s o 1. Nr. 529, die am 29. März 1880 vom 
Repräsentonten Robinson eingebracht wurde und die ebenMls die Monroe- 
doktarin wiederversichert (G o n g. K e c. , eod. S. 1936). 

Verf^. endlich Gone. Rec, eod. Teil III (Bd. X) S.2480, wonach am 
16. April 1880 fftr die Resolutionen 261 und 262 vom Komitee ffir auswärtige An- 
cel^^iheiten eine Resolution Nr. 281 berichtet wurde, durch die der Präsident 
der Ytreinigten Staaten auffordert werden sollte, einen internationalen Kongreß 
sfldamerikanisdier Republiken zur Beratung der Politik in bezug auf einen inter- 
ozeanischen Kanal und der Tunlidikeit, emen soldien zusammenzurufen. Ihr 
Schicksal: kommt auf den Hauduüender am 28. April 1880, \ers^ Lc. S. 
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Dem gegenäber kam die Bichtmig der amerikanischen Mei- 
nmigsänderong besonders entschieden in der Botschaft des 
Präsidenten Hayes vom 8. M&rz 1880 zum Ausdruck.^) Prä 
sident Hayes erklärte hier miter anderm folgendes: 

„Die Politik dieses Landes ist ein Kanal miter amerika- 
nischer Kontrolle. Die Vereinigten Staaten können nicht der 
Überantwortung dieser Kontrolle an irgend eine europäische 
Macht oder eine Verbindung europäischer Mächte zustimmen. . . . 
Das von Gesellschaften oder Untertanen anderer Länder 
in solche Unternehmen gesteckte Kapital ist in hohem 
Maße auf den Schutz einer odei mehrerer der großen Welt- 
mächte angewiesen. Keine europäische Macht kann zur 6e- 
^währung solchen Schutzes intervenieren, ohne zu Maßnahmen 
auf diesem Erdteile zu schielten, die den Vereinigten Staaten 
völlig unzulässig erscheinen würden. Verläßt man sich auf den 
^ "Schutz der Veieinigten Staaten, so müssen sie eine solche Kon- 
) trolle ausüben, die sie dazu in den Stand setzt, ihre nationalen 
^>Interessen und die Bechte derjenigen, deren Privatkapital in 
/dem Werke steckt, zu schützen und zu erhalten.'' 

Diese Ausführungen waren eindeutig klar in bezug auf die 
Frage der Kontrolle des Kanals. Sie erklärten insoweit kurz und 
bündig: Die Vereinigten Staaten verlangen den Schutz und die 
Garantie eines solchen Kanals für sich allein. 

Nach den Umständen, unter denen diese Botschaft erging, 
sagte sie zugleich aber auch weiter: Die Vereinigten Staaten wollen 
zugunsten amerikanischen Kapitals die Entscheidung über die 
Frage, wer einen solchen Kanal solle bauen dürfen, für sich selbst 
haben. 

Hayes Nachfolger, Präsident Garfield, teilte den Stand- 
punkt seines Voigängers, indem er in seiner Inauguraladresse vom 
4. März 1881«) erklärte: 

„Wir wollen auf keine enge Politik dringen, noch wollen 
wii besondere oder ausschließliche Vorteile in bezug auf irgend 
eine kommerzielle Boute erstreben; aber, in* der Sprache meines 
Vorgängers, ich halte es für das „Becht" und die Pflicht der 
Vereinigten Staaten, eine Oberaufsicht und Autorität der Ver- 

1) Text Richardsons Mess., VII S.585f. Ganal Co rr. 1900, 
8. 7 ff. 

*) Richardsona Hess., VIII S.6ff., besonders 3.11. 
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einigten Staaten, die unser nationales Interesse schützt, über 
jedweden interozeanischen Kanal durch den Isthmus, welcher 
Nord- und Südamerika verbindet, aufrecht zu erhalten und zu 
behaupten." 

Besonders auf den Versuch Colombias, eine europäische Ga- 
rantie herbeizuführen, zielt ein Schreiben des Staatssekretärs 
Blaine vom 24. Juni 1881 an den Gesandten der Vereinigten 
Staaten in England, Mr. Lowell, und an alle amerikanischen 
Legationen in Europa.^) Blaine erklärt hier, ein solcher Schritt 
würde die Natur einer Allianz gegen die Vereinigten Staaten an 
sich tragen und von diesen als der Ausdruck einer unfreundlichen 
Gesinnung gegen sie angesehen werden. Er erklärt femer in bezug 
auf den Standpunkt der Vereinigten Staaten, dieser sei nichts als 
die Befolgung von vor langer Zeit verkündeten und nunmehr einen 
integrierenden und wichtigen Bestandteil der nationalen Politik 
der Vereinigten Staaten bildenden Prinzipien. 

Der Verwirklichung solcher Ideen stand vor allem der Clayton- 
Bulwer- Vertrag im Wege. 

Bereits kurz nach seinem Abschluß waren über ihn Meinungs- 
verschiedenheiten ausgebiochen und Eiörterungen gepflogen 
woiden. Diese hatten sich allerdings zunächst im wesentlichen 
auf die Expansionsversuche Englands im mittleren Amerika und 
die Frage von deren Zulässigkeit nach diesem Vertrage bezogen. 
Das sogenannte Crampton- Webster- Abkommen vom 30. April 
1852 ^) wollte ebenfalls im wesentlichen in dieser Sichtung Klarheit 
schaffen. 

Die nunmehr neu und energischer einsetzende Bewegung 
auf Abänderung oder Aufhebung dieses Clayton-Bulwer- Vertrages •) 



>)CanalGorr. 1900, S. 880 ff. 

s) Text Ganal Gor r. 1900, S.297fL 

VergL femer aiidi in dieser Bezi^nng Baohanans Statement vom 2. Mai 
l854inBr. andFor. StatePaper8,XLVIS.247ff.midH. Ex. Doc.,1, 
84. Gong. 1. sess. S. 66ff.; vergl. femer das ansführiidie Schreiben des Staats- 
sekretär G a 8 8 an Lord Napiervom 8.Noy.l858in Br. andFor.StatePapers 
XLVm S.7d2tf. und Ganal Gorr. 1900, S. 848 ff. 

*) Vei^. hier andi den Vorsdüag des Komitees fflr aoswärtige Angelegen- 
heiten so emer Vereinigten Resolution des Kongresses vom 16. April 1880, nach 
dem der Prisident zor sofortigen Ergreifung von Schritten fflr die Aafliebnng des 
Glavton-Bnlwer-VertraeM ersucht wird. In H. R e p. Nr. 1121, 46. Gong. 2. sess. 
und Gong Rec. 46. Gong. 2. sess. Bd. X Teillll d.2480. Der Antrag kam am 
28. April 1880 auf den Kalender, eod. S. 
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hatte vor allem die Beseitigung der englischen Garantie über den 
Kanal zum Ziele. 

Staatssekretär Blaine drückte sich hierzu in einer vertraulichen 
Instruktion vom 19. November 1881 an den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in London, Mr. Lowell, in folgendem Sinne aus:^) 
Er bezeichnete das Abkommen als einen Vertrag, der vor mehr 
als 30 Jahren unter ungewöhnlichen Ausnahmebedingungen und 
lange erledigten Umständen gemacht worden sei, die besten Falles 
temporär in ihrer Natur gewesen und nie wiederholt werden könnten. 

Er gab der Hoffnung Ausdruck, die englische Begierung werde 
sich zu Abänderungen bereit finden lassen und erklärte es als die 
Ansicht des Präsidenten, daß die Bestimmung betreffend ein ge- 
meinsames Protektorat über den Kanal durch Nichtausführung 
und gemeinsame Zustinmiung der beiden Begieiungen für hin- 
fällig angesehen werden sollte.^) 

Die Eechtfertigung des neugewonnenen Standpunktes unter 
ausführlicher Begründung mit der Monroedoktrin unternahm im 
weiteren Verlaufe der zufolge des englischen Widerstandes lange 
ergebnislosen Verhandlungen Blaines Nachfolger im Staats- 
sekretariat, Frelinghuysen, in einem ganz hervorragenden 
Schreiben,') das er unter dem 8. Mai 1882 an Mr. Lowell richtete.*) 

Dieses Schreiben, das Lowell dem Lord Granville vorzulesen 
und auf Wunsch in Abschrift zu überlassen den Auftrag erhielt, 
beschäftigte sich in ausführlicher Weise mit den Ansichten der 
amerikanischen Regierung „über die traditionelle kontinentale 
Politik der Vereinigten Staaten und den Clayton-Bulwer- Vertrag". 

Frelinghuysen führt aus, ein isthmischer Kanal werde den 
Handel der Vereinigten Staaten berühren, ihre Westküste An- 
griffen aussetzen, ihre Isolation zerstören und sie zur Verbesserung 
ihrer Verteidigung und Vermehrung ihrer Marine, sowie möglichet- 
weise dazu zwingen, entgegen ihren Überlieferungen an den An- 

>) Vergl. For. Rel. 1881 8.664 und Canal Corr. 1900, S.384. 

*) Veiel. auch seme Worte, abgedruckt M o o r e , III S. 193, wo er deutlich auf 
die Monroedoktrin anspielt. 

Vend. weiter besonders Lord Granvilles Antwort an Mr. West vom 
7. Jan. 1SB2, der ausdrücklich auf die Monroebotscbaft Bezug nimmt. F o r. R e 1. , 
1882 S. 802 ff. 

*) Keasbey, S. 409, bezeichnet diese Note mit Recht als ein „admirable 
State Pikier". 

3 Text For. Rel., 1882 S. 271 ff., sowie Canal Corr. 1900 S. 219 ff. 
Ein Abdruck im Anhang unten unter I Nr. 6. 
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gelegenheiten europäischer Nationen ein tätiges Interesse zu 
nehmen. 

Der Präsident halte: 
,,es für unnötig und unweise, im Wege einer Einladung an die 
Nationen der Erde die Gewährleistung der Neutralität des 
Isthmusses herbeizuführen, oder ihren Flotten einen Vorwand 
dazu zu geben, sich in den unserer (d. i. der amerikanischen) 
Küste anliegenden Gewässern zu versammeln und möglicher- 
weise diese Bepublik in Streitigkeiten zu verwickehi, von denen 
befreit zu sein ihre natürliche Lage sie berechtigt**. 
Und weiter: 

„Solche Abkommen würden zur poUtischen Intervention 
in amerikanischen Angelegenheiten führen, der zuzustimmen 
oder gleichgültig zuzusehen die herkömmliche Politik der Ver« 

einigten Staaten dem Präsidenten unmöglich macht 

Der Präsident glaubt, daß die Bildung eines Protektorats 
europäischer Nationen über den Isthmus im Widerspruch zu 
einer Doktrin stehen würde, die von den Vereinigten Staaten 
viele Jahre lang veitreten worden ist. . . .** 
Frelinghuysen geht dann in längeren Ausführungen auf die 
Monroedoktrin selbst ein. Er spricht von ihrer Natur, ihrer Ge- 
schichte, und hebt insbesondere hervor, daß England dieseDoktrin, 
an deren Verkündung es einen hervorragenden Anteil habe, ge- 
billigt hätte. 

Er fährt fort: 

„Es ist wahr, daß diese Doktrin sich auf das politische und 
nicht auf das materielle Interesse Amerikas bezieht. Aber 
niemand kann leugnen, daß es ernstlich das politische Interesse 
dieser Macht bedrohen und berühren würde, wenn der Isthmus 
unter den Schutz oder die Garantie der europäischen Mächte 
anstatt unter die der führenden Macht auf dieser Hemisphäre 
gestellt würde. . . . 

Es ist nur offen zu sagen, daß diese Nation ebenso abgeneigt 
sein würde, diese Handelsstraße zwischen der padfischen Küste 
und unserem östlichen Markt unter der Herrschaft der Ver- 
bündeten europäischen Mächte zu sehen, wie die engUsche Nation 
es sein würde, daß der Übergang von einer ihrer Besitzungen 
zu einer anderen unter solcher Kontrolle stünde." 
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Frelinghuysen geht Bodann za einer ausführlichen Kritik des 
Clayton-Bulwer- Vertrages über. 

Nach alledem ist ihm eine europäische Kontrolle über den 
Kanal, weim dieser auch ein Handelsunternehmen sei» deshalb 
unleidlich, weil eine solche Kontrolle die Gefahr europäischer Ein- 
mischungen in amerikanische Angelegenheiten herbeiführe, was 
nach der Monroedoktrin verboten sei. 

Daß es ihm nicht nur auf ausschheßUche Kontrolle des Kanals, 
sondern auch auf dessen Bau durch die Vereinigten Staaten selbst 
ankam, bewies Frelinghuysen durch den Abschluß eines Vertrages 
mit Nicaragua vom 1. Dezember 1884.^) 

Dieser Vertrag bestimmte folgendes: 

Nach Artikel I sollte der Kanal durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika erbaut und durch sie zusammen mit der BepubUk 
von Nicaragua beschützt werden. 

Nach Artikel II schHeßen die beiden Vertragsparteien eine 
beständige Allianz und die Vereinigten Staaten versprechen, die 
Integrität des nicaraguanischen Gebiets schützen zu wollen. 

Der Vertrag sah femer vollständige Kontrolle der Vereinigten 
Staaten über den Bau des Kanals vor. Leitung und Schutz dieses 
Baues sollte unter der Generalaufsicht der beiden Vertragsstaaten 
einem sechsköpfigen Ausschusse übergeben werden (Artikel XIV). 

Im Artikel XVIII stellten die Vereinigten Staaten feierlich 
jede Absicht in Abrede, die Souveränität und Unabhängigkeit 
Nicaraguas schmälern oder sich auf Kosten dieses Staates oder 
irgend einer der SchwesterrepubUken von Zentralamerika ver- 
größern zu wollen. 

Einen grundsätzUch andern Standpunkt in dieser Ange* 
legenheit nahm Präsident Gleveland ein. Er zog den eben 
erwähnten sogenannten Frelinghuysen-Zavala-Vertrag vom 
1. Dezember 1884 von den Senatsberatungen zurück. 

In seiner ersten Jahresbotschaft vom 8. Dezember 1885 *) 

rechtfertigte er diesen Schritt folgendermaßen: Er erklärte, der 

Ansicht zu sein, daß er unfähig sei: 

„Vorschläge zu empfehlen, die höchste Privilegien in bezug auf 

Besitz oder Ansprüche außerhalb unseres Gebietes einschließen, 



>) Vergl. Appendix XI zu Kalender Nr. 3, 57. CkNif. l.sess. Sen. Rep. 
Nr. 1 (Rep. oftne Sen. Gommitteeon InterooeanTo Ganais). 
*) Richardsons Hess., VIII S.d27ff. 
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wesn sie mit absoluten tmd unbegrenzten Verpflichtungen zur 
Verteidigung der territorialen Unverletzlichkeit des Staates, 
wo solche Interessen hegen, verbunden sind." 
Er war der Meinung: 
,,welche Straße auch immer über die Barriere, welche die beiden 
größten Seegebiete der Welt trennt, gebaut werden mag, sie 
muß dem Nutzen der Welt dienen — in der Obhut von jeder- 
mann — sie ist der MögUchkeit der Beherrschung durch eine 
einzehie Macht zu entrücken, noch darf sie ein Anlaß für Feind- 
seUgkeiten oder ein Preis für Kriegsgelüste werden. Ein Über- 
einkommen zur Erbauung, den Besitz und der Benutzung eines 
solchen Werkes durch diese Begierung, verbunden mit einem 
Angriffe- und Verteidigungsbündnis zu seinem Schutz mit einem 
fremden Staate, dessen VerantwortUchkeit und dessen Bechte 
wir dann teilen würden, ist meiner Ansicht nach unvereinbar 
mit solcher Bestimmung zu allgemeinem und neutralem Ge- 
brauche und würde überdies für seine Verwirklichung Maß- 
nahmen nach sich ziehen, die über den Bahmen unserer nationalen 
Begierungsform oder unserer gegenwärtigen Mittel hinausgehen.'*^) 
Dieses Zurückgehen zu früheren Anschauungen änderte nicht 
die aUgemeine Bichtung der amerikanischen Politik in dieser 
Angelegenheit. Diese kehrte nach Clevelands Abgang in ihre alten 
Bahnen zurück. 

Als Lesseps Panamakanal-Eompagnie im Jahre 1888 finan- 
ziell zusammenbrach, wurden in Frankreich Anstrengungen ge- 
macht, ihr durch eine seitens der französischen Begierung zu 
leistenden Garantie ihrer Aktien zu Hilfe zu kommen. 

Dagegen richtete sich ein fast einstimmig gefaßter Beschluß 

des Senats vom 7. Januar 1889, der folgendermaßen lautete:^) 

„Daß die Begierung der Vereinigten Staaten mit ernster 

Besorgnis und Mißbilligung auf jede Verbindung einer euro- 

') Vergl hier tkbrigens auch seine Worte in der ersten Jahresbotschaft seiner 
zweiten Administration Tom 4. Dez. 1893 (RichardsonsMess. ,IXS. 438): 
„The United States aie especially interested in the suceessfol achievement of the 
vast nndertaking this Company nas in Charge. That it shonld be accomplished 
nnder diedinctively American auspices, and its enjoyment assnred not only to the 
vessels of this coontry as a Channel of communication between our Atlantic and 
Pacific seabords, bnt to the ships of the world in the interest of civiüsation, is a 
proposition which, in my judgcment, does not admit of question.'* 

«) Vergl. C n |. R e c. , 50. Cong. 2. sess. Bd. XX S. 338, 614. 646, 647, 697. 

Das Hans hat diese gemeinsame Kesolntion debattiert, aber nicht angenommen. 
Vergl. ebenda S. 707, 1232 n. 2698. 
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päischen Begierung mit der Erbauung oder Kontrolle eines 
Schiffskanals über den Isthmus von Darien oder durch Zentral- 
amerika sehen wird, und jede solche Verbindung oder Kontrolle 
als nachteilig für die berechtigten Ansprüche und Interessen 
der Vereinigten Staaten und als eine Drohung für ihre Wohlfahrt 
betrachten muß." ^) 

Der Nachfolger Glevelands nach Beendigung seiner ersten 
Verwaltung, Benjamin Harrison, brachte diesen veränderten 
Standpunkt bereits in seiner Inauguraladresse vom 4. März 1889 
zum Ausdrucke, wenn er sagte: ^) 

„Wir haben glücklicherweise eine Politik der Vermeidung 
jedes Eingriffes in europäische Angelegenheiten aufrecht er- 
halten. Wir sind ledigUch interessierte Zuschauer ihrer diplo- 
matischen und kriegerischen Streitereien gewesen, bereit, 
unsere guten Dienste zur Herbeiführung des Friedens zu leisten, 
aber niemals, unsem Bat aufzudrängen, und niemals, zu ver- 
suchen, in unehrUcher Weise aus den Nöten anderer Mächte 
Handelsvorteile für uns herauszuschlagen. Wir sind berechtigt 
zu erwarten, daß unsere europäische PoUtik die amerikanische 
Politik der europäischen Höfe sei. Die Beherrschung eines 
kürzeren Wasserweges .... ist offensichtlich unvereinbar mit 
solchen Vorsichtsmaßregeln für unseren Frieden und für unsere 
Sicherheit, wie sie die großen Mächte gewohnheitsmäßig in 
Angelegenheiten, die sie berühren, beobachten und durchsetzen, 
so daß wir vertrauensvoll erwarten können, eine solche Absicht 
werde nicht von einer befreundeten Macht gehegt werden. . . .** 
Und femer: 

„Wir haben ein unbestreitbares Becht, deshalb zu erwarten, 
daß keine europäische Begierung die Errichtung kolonialer 
Dependenzen auf dem Gebiete solcher unabhängiger amerika- 
nischer Staaten vornehme." 

Auch Präsident Mc Kinley, der Nachfolger Glevelands 
nach Beendigung seiner zweiten Administration, erklärte sich 



^) Vergl. auch den zweiten Absatz dieser Resolution, der folgendermaß^ 
lautet: „That the President be and he is hereby, requested to communicate tfais 
ezpression of the views of the govemment of the United States to äie Govemments 
of the conntries of £urope*\ 

')Richard8ons Hess., IX S. 10. Vergl. auch seine eiste Jahres- 
botschaft vom 3. Dez. 1889, 1. c. S. 36. 
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ausdrücklich für den von der amerikaDischen Begierung seit 1880 
eingenommenen Standpunkt, wenn er in seiner Botschaft vom 
5. Deaember 1898 sagte: ^) 

,>Daß unsere nationale Politik gebieterischer denn je die 
Eontrolle des Kanals durch diese (die amerikanische) Begierung 
erheischt." 

Der Sieg der Vereiiigtea Stattei Iker Eigltid. 

Der endliche Sieg des amerikanischen Standpunktes wurde 
gesichert, ab England endlich nach langen Erörterungen nach- 
gab und sich zur Ersetzung des Glayton-Bulwer-Vertrages durch 
einen andern Vertrag herbeiließ. 

Am 5. Februar 1900 wurde zwischen den beiden Begierungen 
in Washington durch den dort residierenden britischen Botschaf ter, 
Lord Pauncefote» einerseits und den Staatssekretär der Ver- 
einigten Staaten» Mr. Hay, andererseits ein Vertrag geschlossen 
tiOgenannter erster Hay-Pauncefote-Vertrag).*) 

Dieser Vertrag sah u. a. folgendes vor: 

Artikel I bestimmte, der Kanal könne unter den Auspizien 
der Vereinigten Staaten entweder durch sie direkt auf ihre eigenen 
Kosten oder durch ^Eingabe oder Leihe von Oeld an Einzelpersonen 
oder Gesellschaften, durch Subskription oder dergleichen erbaut 
werden« 

Die Begierung der Vereinigten Staaten sollte femer alle mit 
solcher Erbauung zusammenhängenden Bechte ebenso wie die 
ausschließliche Befugnis der Begelung und Leitung des Kanals 
nach seiner Vollendung besitzen. 

Zur Aufrechterhaltung des in Artikel VIII des Clayton- 
Bulwa:- Vertrages aufgestellten „allgemeinen Prinzips der Neu- 
tralisation** nahmen die Vertragsschließenden eine Beihe von 
Begeln an, die inhaltlich mit denen übereinstimmen, welche in 
dem Abkommen von Konstantinopel vom 29. Oktober 1888 für 
die freie Schiffahrt des Suezkanals enthalten sind. (Art. IL) 

Nach Artikel III sollten beide Staaten dieses Abkommen un- 
mittelbar nach Austausch der Batifikationen zur 'Kenntnis der 
anderen Mächte bringen und diese zum Beitritt einladen. 

») For. Rel. 1898, LXXI. 

*) Der Text dieses Vertrages steht in M a r t e n s , N. R. G., 2. ser. Bd. XXIX 
S. 20; Sen. Doc. 86 (Bd. VIU) 67. Cong. 1. sess., St. A., LXVI S. 183; 
Strapp, II S.202f. 
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Der Senat der Vereinigten Staaten stimmte der Batifikation 
dieses Vertrages ^) zu. Er versah ihn aber mit einer Anzahl mäch- 
tiger Ändenmgen. 

Vor allem fügte er im Artikel II die ausdrückliche Erklärung 
ein, daß der Glayton-Bnlwer -Vertrag durch dieses Abkommen 
aufgehoben sei. 

Er strich weiter insbesondere den Artikel III, wonach andere 
Mächte zum Beitritt eingeladen werden sollten. 

Die englische B^erung hatte gegen die vom Senat ange- 
fügten Amendements Bedenken. Schließlich fügte sie sich aber 
nach weiteren Verhandlungen^) unter dem Drucke des Buren- 
krieges im wesentlichen allen Wünschen der Vereinigten Staaten. 

Sie ließ sich sogar auf die wichtige weitere Änderung des 
Vertrags dahingehend ein, Aufrechterhaltung und Überwachung der 
Neutralität des Kanals den Vereinigten Staaten selbst zu überlassen. 

So kam es am 18. November 1901 zu dem sogenannten 
zweiten Hay-Pauncefote-Verträg, der von beiden Mächten 
ratifiziert wurde.') 

In diesem Abkommen war außer kleinen Änderungen ins- 
besondere die ausdrückliche Aufhebung des Clayton-Bulwer- 
Vertrages ausgesprochen. 

Weiterhin war jede auf den Beitritt anderer Nationen zielende 
Bemerkung unterlassen. 

Vor allen Dingen kommt hier aber die wichtige Bestimmung^ 
des Artikels III in Betracht, Dort ist erklärt: 

„Die Vereinigten Staaten nehmen als die Basis der 
Neutralisierung eines solchen Schiffskanals die folgenden Begeki 
an, wie sie inhaltlich in der Konvention von Eonstantinopel vom 
28. Oktober 1888 . . . enthalten sind. . . .** (Folgen diese Eegebi.)*) 



») Sen. Doc, 86 (Bd. VIII) 67. Cong. l.sess. (Proceedings of tiie Hay- 
Panncefote treaty of Febraary 6tli., 1900) S.lOff. 

») Siehe bes. A. J„ V (1911> S. 199 ff. 

')Der Vertrag steht n. a. bei Fleischmann, S.321; Martens, 
N.R.G., 2. Ser., Bd. XXX S.631; T^iemeyers Zeitschr., XII S.366; 
Strupp ,11 S,203f.; StA., LXVI S.213; Treaty Vol. 1910, I S.782; 
A. J., III S. 127. 

<) Der englische Text dieser Besthnmung lautet: 

„The United States adopts, as the basis of the neutraüsation of such ship 
canal, the following rules, subsiantially as embo^died in the Convention of Constan- 
tinople, signed the 28th October, 1888, for the free navigation of the Suez Canal, 
that is to sav '' 
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Dagegen war auf Englands Wunsch als Artikel IV eine neue 
Bestimmung eingesetzt. 

Dieser Artikel IV erklärte: 
»yEs ist vereinbart, daß kein Wechsel der Gebietsherrschaft 
oder der internationalen Beziehungen des Landes oder der Länder, 
die von dem vorher erwähnten Kanal durphquert werden, das 
allgemeine Neutralisationsprinzip oder die Verbindlichkeit der 
hohen vertragschließenden Parteien aus dem gegenwärtigen 
Vertrage berühren sojl."*) 

Damit war der lange Kampf zwischen den Vereinigten Staaten 
und England über den internationalen amerikanischen Kanal von 
der amerikanischen Begiemng gewonnen. 

Die Fe^eln für eine wirkungsvolle, selbständige Inangriff- 
nahme der Kanalidee durch sie,^ die in der Existenz des Glayton- 
Bulwer- Vertrages bestanden hatten, waren beseitigt. 

England hatte seine Bemühungen, in Amerika einen Kanal 
nach dem Muster des Suezkanals zu schaffen, aufgegeben und 
war vor der erfolgreicheren amerikanischen Diplomatie zurück- 
gewichen. 

Die Vereinigten Staaten waren, der Sache nach nur unwesent- 
lich durch die eben erwähnten Verpflichtungen des Hay-Pauncefote- 
i Vertrages beschränkt, zum Herrn über die Kanalfrage geworden, 
deren Lösung nunmehr in ihren Händen lag. 

Für die Zwecke dieser Arbeit sind besonders die folgenden 
Punkte von Bedeutung: 

Dieser Vertrag legte die Entscheidung darüber, wer den Kanal 
bauen solle, ganz in die Hände der Vereinigten Staaten. Er gab 
ihnen femer England gegenüber die alleinige KontroUe über jeden 
interozeanischen amerikanischen Kanal^ gebunden nur durch die 
oben erwähnte einseitig abgegebene Versicherung in bezug auf 
die Durchführung der Neutralität dieses Wasserweges. Und end- 
lich erhielten die Vereinigten Staaten durch ;bn die Freiheit wieder, 
die Kanalzone zu erwerben und so indirekter KontroUe anderer 
Staatai ,oder ihrer Einmischung in Kanalangelegenheiten einen 
Siegel vorzuschieben. 



^) „It 18 agreed that no chan^ of territorial sovereignty or of international 
relations of the oonntry or oountries traversed by the befcre-mentioned canal 
shall affect the general principle of neutralisation or the Obligation of the high 
contracting parties under the present treaty/* 

Kraus, Monroedoktrin. 14 
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Um die Eontrolle und die Entscheidongsgewalt über den Bau 
des Kanals völlig in ihre Hände zu bekommen« war es für die 
Vereinigt^ Staaten notwendig, sich auch mit den Staaten, durch 
deren Gebiet der Kanal laufen sollte, auseinanderzusetzen. 

Staatssekretär Hay hatte bereits am 1. Dezember 1900 zu 
diesem Zwecke mit Nicaragua und Costa Bica Protokolle ab- 
geschlossen, die die Grundlage für spätere Verträge der Vereinigten 
Staaten mit diesen beiden Bepubliken festlegen sollten.^) 

Nachdem die Vereinigten Staaten sich nach langem Schwanken 
für die Wahl der Panamaroute als der für den Kanal in erster Linie 
empfehlenswerten entschlossen hatten, erließ der Kongreß den 
sogenannten Spooner-Akt vom 28. Juli 1902.*) 

Dieses Gesetz ermächtigte den Präsidenten dazu, um einen 
Prds von höchstens 40000000 Dollar alles Eigentum der Neuen 
Französischen Panamakanal-Gesellschäft zu erwerben. Ihm wurde 
femer die Vollmacht gegeben, von der Bepublik Colombia zu an- 
gemessenen Bedingungen die dauernde Kontrolle eines mindestens 
sechs englische Meilen breiten Landstriches von der Karaibischen 
See zum Stillen Ozean für die Vereinigten Staaten zu erwerben, 
mit der Befugnis, dort einen Kanal zu erbauen, in Betrieb zu 
halten und zu schützen. 

Der Präsident sollte sodann durch eine Kommission den Bau 
eines Kanals vornehmen lassen. 

Falls es ihm nicht gelingen sollte, den gewünschten Vertrag 
in angemessener Zeit mit Colombia zu schließen, so sollte er ver- 
suchen, von Nicaragua und Costa Bica dauernde Kontrolle über 
einen zimi Bau des Kanals notwendigen Landstrich zu erwerben 
und den Bau der sogenannten Nicaraguaroute vornehmen lassen. 

Am 22. Januar 1903 kam es tatsächlich zu einem Vertrage 
zwischen den Vereinigten Staaten und Colombia (sogenannter 
Hay-Herran-Vertrag).*) Dieser Vertrag wurde auch vom 

*) Vercl. TreatyVoimOiS. 361 (ProtokoUmit Costa Rica)u. Treaty 
Vol. mO, S. 1290 (Protokoll mit Nicaragua) ; veigl. femer H. D o c. S. 611, 67. Cong. 
1. sees. S. 23 ff. 

*) ,»An Act to provide for tiie Constmction ef a Canäl connecting the waters 
of the Atlantic and Pacific Ocean, appr. 28. June 1902", abg€dru<m S t a t. a t 
Large82, I, Cap. 1302 S. 481 ff. 

') Convention between United States and Colombia for oonstruction 
of canal, to oonnect Atlantic and Pacific Ooean, signed Washington 22./23. Jan. 1903 
in Conf. S e n, Ex. K., 67. Cong. 2. sess. Abgedrackt auch in 67. Cong. 2. sess. 
H. D c, 316, Teil I S. 366 ff . u. 613 ff. (Monthly Bulletin des Bureaus der amerika- 
nischen Republiken). 
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Senate der Vereinigten Staaten genehmigt. Colombia verzögerte 
jedoch die Batifikation, und schließlich ließ der Kongreß von 
Colombia die laufende Session vergehen, ohne. diese Ratifikation 
zu bewirken. 

Daraufhin inszenierten die Vereinigten Staaten jeine Bevolte 
der colombianischen Provinz Panama, die am 3. November 1903 
ausbrach. Am 4. November 1903 erklärte Panama seine Un- 
abhängigkeit,^) am 14. November 1903 erkannten die Vereinigten 
Staaten die Provinz als selbständige Bepublik an,') und am 18. No- 
vember schlössen sie mit Panama einen Vertrag über den Kanal 
(sogenannter Hay-Varilla- Vertrag).*) 

Dieser Vertrag unterschied sich grundlegend von den Be- 
stimmungen des durch ihn natürlich nicht berührten Vertrages 
der Vereinigten Staaten mit Neu-Granada vom 12. Dezember 
1846. Er bestimmte insbesondere folgendes: 

Die Vereinigten ^Staaten garantierten nach ihm die, Unab- 
hängigkeit der Bepublik Panama und erklärten, sie aufrecht er- 
halten zu wollen. (Art. I.) 

Panama gestand den Vereinigten Staaten für Bau und Be- 
trieb eines Kanals den Gebrauch, den Besitz und die Kontrolle 
^iner in diesem Vertrag näher beschriebenen Zone zu, die sich in 
einer Breite von zehn englischen Meilen — auf jeder Seite von 
der Mittellinie des zu erbauenden Kanals in einem Abstand von fünf 
Meilen — durch Panama erstrecken sollte. (Art. 11.) 

Nach Artikel III räumte Panama den Vereinigten Staaten 
unter vollständigem Ausschlüsse ihrer eigenen Souveränitätsrechte 
alle Machtbefugnisse und Autorität in der Kanalzone ein, 4ie die 
Vereinigten Staaten dort besitzen würden, w^nn sie der Souverän 
dieses Gebietes wären. 

Fernerhin wurde den Vereinigten Staaten ein ewiges Monopol 
für den Bau eines Verbindungssystems durch das Gebiet Panamas 
vom Atlantischen zum Pazifischen Ozean gewährt. 

Panama übertrug weiterhin den Vereinigten Staaten alle 
seine Bechte in bezug auf das Eigentum der neuen Panamakanal- 



») Text For. Rel. 1903, S.2ö6f. 

*) VergldasZirkoJardesStaatssekretärs H a j an alle diplomatisdieii 
Bepr&Bentanten der Yeremkten Staaten vom 14. Nov. 1903, abgedruckt in F o r. 
Rel.1903, LXXXIII. 

•)Verd. Fleischmann, S. 322 ff.; Martens, N.R.G., 2. Ser. 
Bd. XXXI S. 699; St. A., Bd. LXIX S. 313; T r e a t y V o 1. 1910, S. 1349. 

14* 
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GeBellsohaft und ermächtigte diese zur Übertragung ihree Be- 
sitzeB an die Vereinigten Staaten. 

Endlich worden die Neatralisationsbestimmnngen des Hay- 
Panncefote- Vertrages vom 18. November 1901 in dieses Abkommen 
übernommen. 

Durch die in diesem Vertrag vereinbarte Abtretung der Pa- 
namakanalzone an die Vereinigten Staaten — denn eine solche 
Abtretung ist in den betreffenden 'Vereinbarungen mit Panama 
in der Tat zu erblicken ^) — erwarben sie eine vollständige Kon- 
trolle ') über jeden durch panamanisches Gebiet laufenden Kanals 
die nur durch die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der Neu- 
tralität eines solchen Kanals beschänkt war. 

Sie erwarben weiterhin zugleich Panama gegenüber das Becht». 
den Bau des Kanals selbst zu übernehmen. 

Was diesen zweiten Punkt anlangt, so war es seit Änderung 
ihrer Kanalpolitik das konsequent verfolgte Ziel der Vereinigten 
Staaten gewesen, den Bau des Kanals in amerikanische Hände 
zu bringen. 

Die Frage dagegen, ob die Vereinigten Staaten oder ob ihre 
Kapitalisten den Kanal bauen sollten, wurde erst viel später ent- 
schieden. 

In dem oben erwähnten, von Präsident Cleveland zurück- 
gezogenen Frelinghuysen-Zavala- Vertrag vom 1. Dezember 1884 
war das erste Mal die Idee des Baues eines Kanals durch die Ver- 



^) Vergl. z. B. den britischen Protest gegen den Panamakanalakt 
vom 24. Aug. 1912, der diese Souveränität der Vereinigten Staaten über die Panama-^ 
kanalzone implicite zugibt, wenn er sagt: „Now that the United States has beoome 
the practical Sovereign of the Canal, siehe G r e y s Schreiben an den Botschafter 
Bryce vom 14. Nov. 1912, abgedruckt in A. J., Bd. VII Nr. 1, Supplement S. Ö3. 
Vergl. auch Kaufmann, I.e. S. 407, der von Quasi-Souveränität spricht. 
Ver^l. beispielsweise Despagnet,S. 634, der das Abkommen als eine veraeckte 
Cession ansieht; ebenso Lehmann, S. 59; v. Liszt (1913) S. 100. 

*) Es ist eine interessante Fra^, ob die in einem Vertrag mit England, sowie 
einem solchen mit Panama, aber nidit als eine Verpflichtung Englands Panama 
j^enüber von den Vereinigten Staaten über die Neutralität des Kanals abgegebenen 
ErUärnngen auch einen Erfüllungsanspruch der übrigen Mächte den Vereinigten 
Staaten gegenüber begründet hal^n. Nadi Zeitungsnachrichten haben jedenmlla 
auch andere Seemächte, insbesondere Deutschland, gegen die Begänstigung^ 
der im Küstenhandel beschäftigten Schiffe der Vereinigten Staaten durch den 
Panama-Kanalakt vom 24. Aug. 1912 Protest erhoben. 

Gegen den Erwerb von Rechten durch dritte Staaten aus dem Hay-Pauncefote- 
Vertrage spricht sich z. B. Oppenheim in seiner bereits oben angeführten 
Schrift über den Panamakanalfconflikt auf S. 46, der sich dabei auf das Redits-^ 
Sprichwort „Pacta tertiis nee nocent nee prosunt** stützt 
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einigten Staaten selbst ziun Gegenstände eines Abkommens ge- 
macht worden. 

Präsident Cleveland dagegen begünstigte die Herstellmig des 
Kanals durch Private. Er bewirkte es» daß A. 6. Menocal sich für 
eine Gruppe von New Yorker Kapitalisten von Nicaragua eine 
Konzession für den Bau eines Kanals durch nicaraguanisches Ge- 
biet gewähren ließ (Abkommen vom 23. März 1887). Diese Kon- 
zession wurde dann auf die „Maritime Canal-Company of Nica- 
ragua*' übertragen, eine Privatgesellschaft, in der sich Nicaragua 
und Costa Bica als Aktionäre befanden, und die durch Gesetz vom 
20. Februar 1889 in den Vereinigten Staaten inkorporiert wurde.*) 

Als sie im Jahre 1893 die Fortsetzung des Baues der Nicaragua- 
route infolge der damals in den Vereinigten Staaten bestehenden 
Geldkrisis einstellen mußte, wurden Versuche gemacht, die Fort- 
setzxmg des Baues durch die Herbeiführung einer Garantie der 
Vereinigten Staaten für die Aktien dieser Gesellschaft zu ermög- 
lichen. Versuche, die jedoch alle ergebnislos verliefen.*) 

In dem Spooner-Akt war endlich die Entscheidung dahin zum 
Ausdruck gebracht, daß der Kanal von den Vereinigten Staaten 
selbst zu bauen sei. 

Damit war, wenigstens soweit die Panamaroute in Betracht 
kommt, auch die zweite hier in Betracht kommende Frage danach, 
wer den Bau des Kanals übernehmen solle, endgültig dahin be- 
antwortet, daß die Herstellung des Kanals den Vereinigten Staaten 
obliege.*) 



^) An Act to inoorporate the Maritime Ganal Company of Nicaragua S t a t. 
at Large 26 (Cap. GLXXYI) S. 673, anch Sen. Doe. 400, 66. Gong, l.sess. 
(Certificat über die Inkorporation); verd. H. Rep. 211, 46. Gong. 3. sess; Sen. 
K e p. 368, 47. Gong. 1. sess. ; H. R e p. 1698, 47. Gong. 1. sesB., 2 Teile; S e n. R e p. 
962, 47. Gong. 2. sess.; Sen. Rep. 1628, 49. Gonc. 2. sess.; Sen. Rep. 221, 
60. Gong, l.sess.; ferner anch For. ReL 1897, S. 417 ff. und Glevelands 
M e s 8. vom 3. Dez. 1894 in RichardsonsMess. , IX S. 628. 

*) Verel. mehr über die Einzelheiten der Angelegenheit in diesem Stadium, 
die hier nioit gegeben sind, insbesondere bei Johnson, S. 110 ff.; Arias, 
Gm». IV (The Ganal as a govemments enterprise); Lehmann, S.60ff.; auch 
pTtin,§6 S. 143 ff. 

') Der Streit um die Befugnis der Vereinigten Staaten, ihre Küstensehiffe 
von Zollabgaben frei zu lassen, hat mit der Monroedoktrin in ihrer gegenwftrtigen 
Gestalt nidit das Geringste zu tun. Sie damit in Beziehung zu setzen, wie 
das z. B. S e a b u r y in seiner oben S. 186, Anm. 3 von S. 186 zitierten Ab- 
handlung auf S. 14 Und 16 tut, ist entweder ein schweres Mißverstehen 
der Monioedoktrin oder das Unternehmen, sie unerhört auszudehnen. Die 
hier in Betracht kommende Frage ist lediglich die : Wollen die Ver- 
einigten Staaten vertragsmäßige Verpflichtungen rein kommerzieller Natur, die 
sie auf sich genommen haben, erfüllen oder nicht ? Das Verlangen En^ands, 
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Die ausdrückliche Sechtfertigung dieses Standpunktes mit 
der Monroedoktrin unternahm, wie noch in manchen andern Fällen, 
auch hier wieder besonders apodiktisch Theodore Boosevelt. 

In einer Spezialhotschaft an den Kongreß vom 4. Januar 1904, 
in der er auf das ausführlichste seine Haltung Panama 
gegenüber darzulegen unternimmt, erklärt er unter anderem 
•folgendes:^) 

,,Lange vor dem Abschlüsse des Hay-Herran-Vertrages hatte 
der Gang der Ereignisse gezeigt, daß der Kanal, der den At- 
lantischen mit dem Stillen Ozean verbinden sollte, von den 
Vereinigten Staaten oder überhaupt nicht gebildet werden 
müßte. Erfahrung hatte dargetan, daß ein Frivatuntemehmen 
völlig unzureichend für diesen Zweck sei, und eine feststehende 
Politik, die von den Vereinigten Staaten bei so vielen denk- 
würdigen Gelegenheiten ausgesprochen und von der beinah 
einhelligen Stimme der amerikanischen Meinung unterstützt 
ist, hatte es moralisch unmöglich gemacht, daß das Werk von 
europäischen Mächten, sei es allein oder in Gemeinschaft unter- 
nommen werde." 

Boosevelt ist nicht der einzige, der die Eigentumsfrage des 
Kanals mit der Monroedoktrin in eine ausdrückliche Verbindung 
bringt. Einen besonders typischen Ausdruck findet diese Idee 
in einem Beport der Kanalkommission zum Senat vom 
Dezember 1901. 



daß der Ha}[-Paancefote-yertnij|; von den Vereinigten Staaten erfüllt werde, ist 
in keiner Weise die Aii8üban| emer politischen Kontrolle durch England über den 
Kanal, wie die Monroedoktnn sie auszoschließen versucht, sondern ist lediglich 
die Geltendnuichung eines ihm zustehenden Vertragsrechts. 

Ebensowenig hat die nunmehr praktisch gegenstandslose Frage nach der 
Berechtigung derVereinigten, Staaten den Kanal zu be- 
festigen, mit der Monroedoktrin iigen(^ etwas zu tun. Auch hierbei handelt 
es sich im wesentlichen um Vertrajisauslegung. Vei^gl. dazu statt anderer z. B. 
Lehmann unter G („die Befestigungsmige^*) S. ^ff. (der gegen ein soldies 
Becht des Vertrages spridit) und die von ihm msbesondere auf S. 46 in der An- 
merkung angeführten Autoren. 

Das letzte Stadium der Entwicklung der diplomatischen Geschichte des 
Panamakanals, n&mlich das Unternehmen, die Möglicnkeit des Baues eines anderen 
Kanals neben dem Panamakanal durch nicht ameiuanische Mächte auszuschließen, 
befindet sich noch im vollen Flusse der Entwicklung. Bei Abschluß dieses iCapitels 
QÜa% 1913) sind die Veremigten Staaten dabei, entsprechende Verträge mit den in 
Frage kommenden zentral-amerikanischen Staaten aozuschliefien. Das zugängliche 
Material ist für eine Darstellung uieser unabgesdilossenen Vorgänge nicht ausreichend . 

»)For. Bei. 1908, S.60ff. 
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Die Kommission begründet in diesem Bericht die Unleid- 
lidikeit nichtamerikanischen Eigentmns an dem Kanäle mit den 
folgenden Worten:*) 

y^Die Frage der Eigentümersohaft eines amerikanischen 
isthmischen Kanals durch eine asiatische oder europäische Be- 
gierung ist in Wirklichkeit so nahe mit der Ausübung von Souve- 
ränität verbunden, daß sie die Verletzung der Monroedoktrin 
droht, und es zur Pflicht der Vereinigten Staat^i macht, solchem 
Unternehmen zu widerstreben/' 

Erg^taiMe fir die Moiroedoktrin. 
Fassen wir danach die Ergebnisse zusammen, die aus der 
Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber den Fragen des Baues 
und der Kontrolle eines amerikanischen interozeanischen Kanals 
für die Monroedoktrin folgen, so kann man sagen: 

1. Nach der ursprünglichen Monroedoktrin war es zur Ver- 
letzung des Grundsatzes der Unzulässigkeit von Eingriffshandlungen 
europäischer Mächte in amerikanische Angelegenheiten notwendig, 
daß die betreffenden Handlungen gewaltsam vorgenommen 
würden. 

Wie dieses Begriffsmerkmal der Gewaltsamkeit in den oben 
behandelten Botschaften des Präsidenten Polk von 1845 und 1848, 
sowie des Präsidenten Grant von 1869 und 1870 keine Bolle mehr 
spielt, ebenso ist es auch im ganzen Verlaufe der Kanalangelegenheit 
für die Stellungnahme der Vereinigten Staaten ohne jede Bedeutung. 
Gleicherweise wurde ihre Entschließung, daß der Bau des 
K anales nicht von fremden Begierungen oder mit fremdem Grelde 
vorgenommen werden dürfe, nicht irgendwie von derartigen Er- 
wägungen beeinflußt. 

Die Stellung der Vereinigten Staaten in der Kanalangelegenheit 
ergibt demgemäß eine Wiederbestätigung der von Polk vorge- 
nommenen Erweiterungen der Monroedoktrin dahin: 

Für die Frage, ob eine Handlung dieMonroedoktrin 
verletzt oder nicht, ist es bedeutungslos, mit welchen 

^) Dieser Bericht ist undatiert. Seine Druddegang wurde am 12. Dez. 1901 
angeordnet. Vergl. S e n. R e p. , Bd. I Nr. 1, 67. Ck>nff. 1. sess. (1901—1902) Teil II 
(The Monroe doctrine S. 56 ff., besonders S. 576). Die betreffende Stelle lautet in 
Englisch: „The question of the ownership of an American isthmian Ganal by an 
Asiatic (sie!) or European covemment is praetically so nearly aUied to the exerdse 
of sorereignty as to threaran the vidation of the Monroedoctrme and to make it 
the duty of uie United States to oppose such enterprise.'* Veigl. dazu die unten 
auf S. 280 gemachten Bemerkungen. 
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Mitteln sie ausgeführt wird. Es kommt lediglich 
darauf an, zu welchem Ziele zu führen sie geeignet 
scheint. 

2. Hierin erschöpft sich jedoch nicht die Bedeutung dieser 
Angelegenheit für die Monroedoktrin. 

Bei allen bisher behandelten Fällen hätten die fraglichen 
Handlungen nichtamerikanischer Mächte — wenigstens nach An- 
sicht der Vereioigten Staaten — im Fall ihrer Durchführung 
unmittelbar die Vermehrung politischer Gewalt jener Mächte 
in Amerika ergeben. 

Das Widerstreben der Vereinigten Staaten gegen den Bau 
oder die Kontrolle des Kanals durch nichtamerikanisohe Mächte 
oder mit nichtamerikanischem Gelde wai dagegen nicht durch 
diese Erwägung bestimmt. Nicht, weil europäische Kontrolle oder 
gar der Bau des Kanals durch eine nichtamerikanische Privatgesell- 
schaft die politische Macht eines nichtamerikanischen Staatswesens 
in Amerika unmittelbar steigern würde, erachteten die Vereinigten 
Staaten den Besitz der Kontrolle des Kanals in ihren eigenen Händen 
und seinen Bau durch sie selbst für notwendig. Wie ihre ganze 
Haltung dartut und wie insbesondere die oben zum Schluß der 
historischen Darstellung vriedergegebenen Ausführungen Boose- 
velts oder des Kommissionsberichts beweisen, erschienen den Ver- 
einigten Staaten Bau und Kontrolle des Kanals von anderer Seite 
als durch sie selbst deshalb als unleidlich, weil dadurch eine 
günstige Gelegenheit für den Erwerb neuer politischer Macht 
seitens eines nichtamerikanischen Staates in Amerika geschaffen 
werde. 

Die Vereinigten Staaten widerstrebten dem Bau oder der 
Kontrolle eines interozeanischen amerikanischen Kanals durch 
eine nichtamerikanische Macht deshalb, weil sich ihrer Ansicht 
nach daraus die Gefahr ergäbe, ein solcher Besitz oder eine solche 
Kontrolle könnten vielleicht der betreffenden Macht eine günstige 
Gelegenheit zur Vermehrung ihres politischen Einflusses in Amerika 
verschaffen. 

Die Monroedoktrin verbietet nicht mehr nur Ver- 
suche solcher Machtvermehrung, sie richtet sich nun- 
mehr auch gegen solche Handlungen, die sich nach 
Ansicht der Vereinigten Staaten als geeignete Vor- 
bereitungshandlungen für den Erwerb weiteren poli- 
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tischen Einflnsses nichtamerikanischer Mächte in 
Amerika darstellen. 

3. Dies führt zu dem dritten Punkte, in dem durch die Haltung 
der amerikanischen Diplomatie in der Kanalangelegenheit die 
Monroedoktrin eine erweiterte Anwendung gefunden hat. 

Bisher hatte diese sich lediglich auf solche Handlungen euro- 
päischer Mächte bezogen, die jene in ihrer Eigenschaft als souveräne 
Staatswesen vorgenommen hatten. Dagegen hatte sie sich nicht 
irgendwie gegen unpoUtische Handlungen gerichtet, insbesondere 
nicht gegen Maßnahmen von Privatpersonen oder privaten Yer- 
bänden. 

Auch diese Grenze beginnen die Vereinigten Staaten nunmehr 
zu überschreiten. 

Indem sie den Bau des Kanals durch sie selber als eine mit der 
Monroedoktrin zu rechtfertigende Notwendigkeit ansehen, fangen 
sie an, deren Verbote auch auf unpolitische Handlungen, sogar auf 
die Maßnahmen von Privatpersonen zu erstrecken. 

Die Monroedoktrin beginnt den außeramerika- 
nischen Handelsverkehr in Amerika zu beschränken. 



h) Die Schulden der Dominikanischen Bepublik und 
die Vereinigten Staaten in den Jahren 1905 — ^1907.*) 

Für die Darstellung in diesem Kapitel verbleiben nunmehr 
noch zwei Fälle, nänüich einmal die Haltung der Vereinigten 

*) Vergl. folgende Literatur zu Santo Domingo. 

41. Cong. 3. sess. S e n. E x. D o c. Nr. 17 (Bd. I, 1870—1871). Dominican 
Republic; 59. Gong. 1. sess. Gonf. Ex. Doc: Debt of Santo Domingo; Report 
J.H. Hollanders, vom 12. Dez. 1905; Gonf. Sen. Ex. E. 59, 2. sess.: Gon- 
vention between United States and Dominican Republic for assistance of United 
States in coUection and application of oostums, revenues of Dominican Republic, 
skned Santo Domingo Gity, 8. Febr. 1907, 20. Febr. 1907 ; Gonf. Sen. Ex. V., 
5c. Gong. 3. sess. : 11 e s s. transmittine a protoooU of agreement between United 
States and Dominican republic for coUection and disbursement by United States 
of costnms revenues of Dominican republic, signed Santo Domingo, 4. Febr. 1905, 
15. Febr. 1905 (mit Auslassungen ist diese Botschaft auch in F o r. R e L 1905, S.334ff. 
abgedruckt); Moore, VI S. 5l8ff.: veigl. aufierdem die For. Rel. der Jahre 
1905—1907, insbesondere 1905, S. 298 ff. und 1906, S. 559 ff. sowie 1907, Teil I, 
S. 306 ff. Endlich ist viel Material in den Kongreßberichten der be- 
treffenden Jahre enthalten. 




in Santo Domingo, in Am. Ac. Pol. and Soc. Sc, Bd. XXVI Nr.l (1905) 
S. Iff. (ein sehr kurzer Artikel); Handelmann, Heinrich, (lesdiichte der 
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Staaten gegenüber den Schulden der Dominikanisohen Bepablik 
in den Jahren 1905 — 1907 und zum andern der sogenannte Magda- 
lena-Bay-Fall des Jahres 1912. Beide stellen sich gleicherweise 
als unmittelbare Fortsetzungen und Ausbildungen der durch die 
Panamakanal- Angelegenheit entwickelten Gedanken dar. 

Der Fall. 

Der zuerst genannte Fall läßt sich kurz folgendermaßen zu- 
sammenfassen: 

Die Staatsschulden der Dominikanischen Bepublik betrugen 
im Jahre 1905 etwa 32 280 000 Dollar. Europäische Gläubiger 
hatten davon etwa 18 Millionen Dollar zu verlangen. Die jährUchen 
Einnahmen der Bepublik beliefen sich etwa auf 1 850 000 Dollar^ 
wovon 1300 000 Dollar als der für die Staatsverwaltung erforder- 
liche Betrag angesetzt war. Die auswärtigen Gläubiger, insbe- 
sondere die belgischen, englischen, französischen und holländischen, 
drängten auf Bezahlung. 

Das Land, mit einer Bevölkerung, die im Jahre 1888 auf 
etwa 610000 Seelen geschätzt wurde,^) war durch unaufhörliche 
Bevolutionen tief zerrüttet.^) Es war unter den obwaltenden Um- 

Insel Haiti, 2. Aosg. Kiel 1860; H a z a r d , S., Santo Domingo Fast and Present, 
London 1873; Henderson, S. 408 ff.; Hollander, Jacob H., The Ck>n- 
vention of 1907 between the United States and the Dominican Republic, in A. J., 
Bd. 1 S. 287 ff.; International Bnieaa of American Hepnblics, Washington: Domi- 
nican Hepublic, General descriptive Data prepared June 1908, Washington, Govemm. 
Print Oft. 1909 ; L e a 1 , F. A., La R^publique Dominicaine, Paris 1888 ; L 6 g e r , Jaques 
Nicolas, Haiti, her History and her distractors, New York u. Washi^ton 19Ü7; 
Leroy-Beaulien, Pierre, La Röpublique de Saint-Domin^e et expansion 
des Etats-Unis aux AntUles in L'Economiste francaise, 33. Jahrg., 
Bd. I (4. Febr. 1905) S. 149 ff.; M a v r , Tlmp^rialisme am^ncaine et la doctrine 
Monroe, 1906, S.l90ff.; Moore, Öipl., S. 166 ff.; Derselbe, FourPhases, 
141 ü.; Derselbe, Santo Domingo and the United States in Am. Monthly 
Rev. of Rev., XXXI föl. März 1905) S. 293 ff.; Newlands, Francis G., 
(Senator von Nevada), The San Domingo question, in N. A m. R e v., Bd. CLXXX 
(Juni 1906) S. 886 ff.; P 6 1 in , S. 101 ff.; Questions diplomatiqnes et coloniales, 
Bd. XIX a906) S. 186. Ein unj^ezeichneter Aufsatz mit dem Titel: La R^publique 
du Saint-Domingue et la doctrme de Monroe; de la Rosa,A., Les Finances 
du Saint-Domingue et le contarole am^ricain, in R. G., XVIII (1911) S. 401 ff. u. 
499 ü. sowie (1912) XVIV S. 78 ff. Diese sehr lesenswerte Arbeit zitiert insbesondere 
sehr viele Tagesliteratur. Sno w, S. 367 ff.; Talcott, William, Europe and the 
United States in the West-Indies, in Ann. Am. Ac. PoLand Soc. Sc, Bd. XXVI 
(1906) S. 33 ff.; Tucker, S.117f. 

Ver^. hier auch die oben S. 137 ff. gemachten Ausführungen. Die eben ge- 
gebene Literatur bezieht sich auch auf die dort in Betracht kommende Zeit 

^) Siehe Statesman Yearbook ffir 1904, S. 1097. 

*} In For. Rel. 1907, Teil I, befindet sich auf den Seiten 672—600 eine 
die Jahre 1844—1906 umfassende sehr belehrende Tabelle der politischen Ereignisse 
in der Dominikanischen Republik, die das akute politische Chaos dort beweist. 
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ständen außerstande, seine Schulden zu bezahlen und stand vor 
dem Bankrott. 

Im Jahre 1903 hatt^i die Vereinigten Staaten ein Angebot, 
zusammen mit einer europäischen Macht die fiskalische Kon- 
trolle über die dominikanischen Finanzen zu übernehmen, ab- 
gelehnt. 

Da schloß am 20. Januar 1905 der Präsident der BepubUk, 
Morales, mit dem Kapitän Dillingham von der amerikanischen 
Kriegsflotte und dem Gesandten der Vereinigten Staaten bei jener 
Bepublik, Mr. Dawson, ein Abkommen zur Begelung der dominika- 
nischen Schulden ab.^) 

Dieses Abkommen erklärte in seiner Präambel, daß die Un- 
fähigkeit der dominikaiüschen B^erung, ihre drückenden Schulden 
zu zahlen, sowie die drohende Gefahr ausländischer Intervention 
der Grund für das Bestreben der Bepublik sei, zu einem Arrange- 
ment mit den Vereinigten Staaten zu gelangen.^) 

Als die Absicht des Vertrages wird es insbesondere erklärt, 
daß durch eine entsprechende Begelung den ausländischen Gläu- 
bigem der BepubUk eine ausreichende Garantie geschaffen werden 
solle. 

Die amerikanische Begierung spricht es aus, daß sie die voll- 
ständige Integrität des Gebiets der Dominikanischen BepubUk 
garantieren woUe,*) und dazu geneigt sei, dieser zu helfen, sowie 
ihre Unterstützung durch Darleihung der Garantie eines von der 
dominikanischen Begierung mit ihren ausländischen Gläubigern 
zu bewirkenden Arrangements gewähren woUe. 

Es wird sodann ein Plan gezeichnet, wonach die Vereinigten 
Staaten es übernehmen, die Begleichung der dominikanischen 
Schulden zu bewirken. Sie sollten dazu insbesondere die dominika- 
nischen Zollhäuser verwalten, von den Einnahmen einen Teil an 
die dominikanische Begierung abführen (nicht weniger als 46 %) ; 
den Best sollten sie, so weit nötig, zur Bezahlung der Zollbeamten, 
sowie der dominikanischen Schuld verwenden. 

Unter VII versprachen die Vereinigten Staaten, der dominika- 
nischen Begierung auf deren Ersuchen hin die in ihrer Macht 

») Text For. ReL 1906. S.311f. 

*) „The muninent peril and oieent menaoe of interveiition on the part of 
nataons whose dtixens have daims aJready establiahed or to be established. . . .* 

') „Gaaranteeing tfae oomplete integrity of tiie territory of tiie Dominican 
HepabHc'' 
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stehende Hilfe zuteil werden zu lassen, um den dominikanischen 
Kredit wieder herzustellen, die Ordnung in der Bepublik aufrecht 
zu erhalten, die Tüchtigkeit der Zivilverwaltung zu vermehren 
und den materiellen Fortschritt und die Wohlfahrt dort zu fördern. 
Dieses Abkommen wurde am 17. Februar 1905 durch ein 
zweites ersetzt.*) 

In dessen Präambel erscheint wiederum die drohende außer- 
amerikanische Interventionsgefahr als einer der Gründe, der die 
dominikanische B^erung dieses Abkommen mit den Vereinigten 
Staaten wünschen lasse. 

Die Gründe der Vereinigten Staaten für diesen Vertrag er- 
scheinen in der folgenden veränderten Form: *) 

„Die Begierung der Vereinigten Staaten von Amerika, die 
jedweden Versuch der Begierungen außerhalb dieser Hemi- 
sphäre, das Geschick der Dominikanischen Bepublik zu unter- 
drücken oder zu kontrollieren, als die Kundgebung einer un- 
freundlichen Gesinnung gegen die Vereinigten Staaten ansieht, 
ist in Erfüllung des Ersuchens der dominikanischen Begierung 
dazu geneigt, ihre Hilfe zur Herbeiführung eines zufrieden- 
stellenden Arrangements mit allen Gläubigem der dominika- 
nischen Begierung zu gewähren. Sie vereinbart, die voll- 
ständige territoriale Integrität der Dominikanischen Bepublik 
achten zu wollen.** 
Im folgenden wird dann erklärt, die amerikanische Begierung 
solle den Versuch machen, alle Schulden der dominikanischen in 
Ordnung zu bringen. 

Zu diesem Zwecke wird ein Plan aufgestellt, der dem in dem 
ersten Abkommen gezeichneten in weitgehendem Umfange ent- 
spricht. Es wird ebenso die oben bereits wiedergegebene Er- 
klärung der Vereinigten Staaten, der dominikanischen B^erung 
weitere Hilfe leisten zu wollen, wiederholt. 

Der grundlegende Unterschied zwischen den beiden Ab- 
kommen war der, daß in dem ersteren die Vereinigten Staaten 

») Text: For. ReL 1906, S. 342 ff. 

*) „Whereas tiie Government of the United States of America, viewing any 
attempt on the part of the govemments ontside of this hemisphere to oppress or 
coatroil the destiny of the Dominican Republic as a manifestation of an unmendly 
dispofiition towaid the United States is, in compliance with tiie reqjuest of the 
Dominican Govenmient, disposed to lend its assistance toward effectmg a satis- 
factory anrangement with all the crediton of the Dominican Government, agreeing 
to respect the complete territorial int^grity of the Dominican Republic ** 
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ihre Hilfe durch Anbietung der Garantie eines Arrangements 
zwischen der Dominikanischen Republik und ihr^i Gläubigem 
versprechen, während sie nach dem zweiten, ohne daß der 
Plan eines Abkommens der BepubUk mit ihren Gläubigem 
erwähnt würde, sich bereit erklären, ihr bei Ordnung ihrer 
Finanzen durch Übernahme der Verwaltung der Zollhäuser 
behilflich zu sein. 

Ein weiterer Unterschied bestand darin, daß die Vereinigten 
Staaten in dem zweiten Entwurf nicht versprechen, die Integrität 
der dominikanischen Begierung garantieren zu wollen, «ondem 
nur, daß sie ihrerseits diese Integrität achten würden, während 
andererseits zum Ausdruck gebracht ist, daß der Versuch einer 
nichtamerikanischen Macht, das Geschick der Dominikanischen 
BepubUk zu kontrollieren oder zu unterdrücken, von den Ver- 
einigten Staaten als der Ausdruck einer unfreundUchen Gesinnung 
gegen sie selbst angesehen würde. 

Dieses Abkommen wurde durch Verfügung der dominika- 
nischen Begierung vom 31. März 1905 zusammen mit der ver- 
einbarten Itäambel bestätigt. 

Im Senat der Vereinigten Staaten dagegen, dem es vom Prä- 
sidenten Boosevelt mit einer ausführUchen Botschaft vom 16. Fe- 
bmar 1905 ^) übermittelt wurde, traf es auf Widersprach. Dieser 
gründete sich einmal auf verfassungspoUtische Gesichtspunkte und 
femer darauf, daß — wie Senator Tillman es in der lebhaften 
Debatte gelegentUch ausdrückte — die Vereinigten Staaten nicht 
den „Gendarm der Antillen" spielen wollten. Es wurde deshalb 
an die Kommission zurückverwiesen, aus der es vor dem am 18. März 
1905 erfolgten Ende der Session nicht wieder erschien. 

Präsident Boosevelt schloß darauf mit der dominikanischen 
Begierung einen modus vivendi ab,^) der mit dem 1. April 1905 
beginnen und bis zimi 31. Juli 1907 laufen sollte.') 

>)For. Rel. 1905, S. 334 ff. 

*) Vergl. Dekret des Priddenten Morales vom 31. März 1905, das das Inkraft- 
treten dieses modus vivendi vom 1. April 1905 ab bestimmte. Abgedruckt in F o r. 
Rel. 1905, S. 366. Vergl. femer die hierzu ergangene diplomatische Korrespondenz, 
eod. S. 298 ff. 

') Siehe F o r. R e 1. 1907, Teil I, S. 322 ff.: „Final report of the transactions 
of the Dominican Costums Reoeivership under the moc^us vivendi, covering the 
28 month. April 1, 1905, to July 31 1907." 
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Am 5. Januar 1907 traf der Finanzminister der Dominika- 
nischen Bepublik, Senor Velasquez, ein Arrangement mit den 
Hauptgläubigem dieses Staates.^) 

Am 8, Februar 1907 *) endlich kam es zu einem neuen Ver- 
trage zwischen den beiden Staaten, der am 26. Februar 1907 vom 
Senate der Vereinigten Staaten, am 3. Mai 1907 vom Kongreß 
der Dominikanischen Bepublik genehmigt wurde') und am 
1. August 1907 in Kraft trat. 

Dieser Vertrag unterscheidet sich insbesondere in folgenden 
Funkten von sein^i Vorgängern: 

In der Präambel steht nichts mehr von der Interventionsgefahr 
auswärtiger Mächte als einem der Gründe dafür, daß die Donünika- 
nische Bepublik ein Arrangement mit Hilfe der Vereinigten Staaten 
erstrebe. 

Er enthielt auch nichts mehr darüber, daß die Vereinigten 
Staaten nichtamerikanische Eingriffe in die Geschicke dieser 
Bepublik als den Ausdruck einer unfreundlichen Gesinnung gegen 
sie selbst ansehen würden, oder allgemeiner, daß sie deren In- 
tegrität garantieren wollten. 

Nichts ist auch von einem Versprechen, diese Integrität 
ihrerseits achten zu wollen, bemerkt. 

Dagegen wurde vereinbart, daß die Vereinigten Staaten der 
Dominikanischen Bepublik nach einem bestimmten, genau be- 
zeichneten Plane bei der Einziehung der Zölle helfen sollten. 

In dieser Beziehung war insbesondere bestimmt, daß der 
Präsident der Vereinigten Staaten die Zollbeamten ernennen sollte, 
die diese Beitreibung zu bewirken hätten. Es war weiter vor- 
gesehen, daß der Zolldirektor die eingehenden Gelder in bestimmter 
Weise zur Bezahlung der Ausgaben der Verwaltung, der Zinsen 
der dominikanischen Schuld und einer jährlichen Amortisations- 
summe, sowie zur Überantwortung des Bestes an die dominikanische 
Begierung \^rwenden solle. 



V) Ver^. hier Hollander in A. J., I, S.292. 



'} Text in Köhlers Zeitschr., III S.67ff.; Martens, N.R.a., 
3. ser., I S. 637 ff.; S tatatLarge 85, TeUII (1907— 1909)8.1880 ff.; Treaty 
Vol. 1910, S.418f.; For. Rel. 1907, I S.317fL Vergl. auch die ExT. Order 
des Präsidenten vom 26. Joli 1907 in F o r. R e 1. 1. c. 

') Verd. Bescheinigung des Ministers ffir auswärtige Angelegenheiten vom 
7. Mai 1907 in For. Rel. 1907, Teü I. S. 310 f. 



Digitized by 



Google 



•II. 1. Unterprinzip : Polit Betätigungsfreih. niefatamerik. Stuten in Amerika. 228 

Unter III endlich verpflichtete sich die Begierong dieses 
Staates dazu» ihre öffentlichen Schulden während des Bestehens der 
amerikanischen Verwaltung nicht ohne Einwilligung der amerika 
nischen Begierung ssu vermehren und ebensowenig ihre Einfuhr 
Zölle ohne solche Genehmigung zu modifizieren. 

Dieses Abkommen ist nach alledem viel konkreter und zurück 
haltender gefaßt als die beiden ihm vorausgehenden Entwürfe. 
Das Grundprinzip ist jedoch überall unverändert das gleiche. 

Oben hatten wir bei der Darstellung der französischen Inter 
ventionsangelegenheit in Mexiko gesehen, wie Staatssekretär Seward 
im Jahre 1861 vergeblich den Versuch gemacht hatte, ein zwangs- 
wdses Vorgehen Englands, Frankreichs und Spaniens in Mexiko 
dadurch zu hindern, daß er ein Abkommen mit Mexiko über eine 
Garantie der mexikanischen Staatsschulden gegenüber den aus- 
wärtigen Gläubigem Mexikos herbeizuführen versuchte.^) 

Was Seward nicht gelungen war, kommt hier in etwas anderer 
Weise zur praktischen Durchführung: 

Die Vereinigten Staaten leihen einer verschuldeten amerika- 
nischen Nation ihre Hilfe zur Ordnung ihrer Schulden, in der Ab- 
sicht, dadurch eine drohende Intervention oichtamerikanischer 
Gläubigerstaaten gegen die betreffende amerikanische Nation 
zu verhindern. 

Daß die Furcht vor einer solchen Intervention in der Tat einer 
der Hauptgründe der Vereinigten Staaten für ihr Verhalten in 
dieser Angel^enheit gewesen war, ergibt sich mit Sicherheit aus 
den Präambehi der beiden Entwürfe vom Jahre 1905.^) 

Außerdem berichtet z. B. Mr. Dawson dem Staatssekretär 
Hay unter dem 2. Januar 1905 ') über eine Konferenz mit dem 
Präsidenten Morales, in dem sie sich über die Gefahr europäischer 
Interventionsabsichten besprochen hätten. 

Roosevelts Botschaft von 15. Febmar 190S. 

Die Gründe für die Haltung der amerikanischen Exekutive 
kommen in einer Botschaft des Präsidenten Boosevelt zum Senate, 



^) Siehe oben S. 122 f. 

*) Nach 1905 läßt sieh das bei der nnr besdirftakfcen Zogftnjdichkeit des in 
Frage Kommenden Materials nidit mehr dofaunentariseh bele§;en. Es ist aber kein 
Grand für die Annahme vorhanden, daß die Verein^;ten Staaten bei Fortsetrang 
and Dnrchführang der Angel^nheit dieses naheliegende Motiv aa^;egeben hätten. 

•) For. ReLl906, S.298L 
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die er unter dem 15. Februar 1905 dieser Körperschaft zugehen ließ, 
aufs klarste zum Ausdruck.^) 

Diese Botschaft ist eines der bedeutsamsten Btaatsdokumente 
zur Monroedoktrin aus neuerer Zeit. Ihr Inhalt mag daher hier 
mit einiger Ausführlichkeit wiedergegeben werden. 
In ihr kreuzen sich vier Gedanken: 
^ 1. Der «rste ist d^, die Vereinigten Staaten seien zu einem 
Eingreifen in diesem Falle gezwungen, denn anderenfalls würden 
diejenigen Gläubiger der Dominikanischen Bepublik, die Unter- 
tanen der Vereinigten Staaten seien, zufolge der ablehnenden 
Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber der Zwangsbeitreibang 
derartiger Ansprüche im Verhältnis zu den Untertanen anderer 
Gläubigerstaat^a wahrscheinlich zu kurz kommen. 

Mit der Monroedoktrin hat dieser Gedanke nicht das geringste 
zu tun.*) 

2. Der zweite Gedanke ist in folgenden Wendungen aus- 
gedrückt: 

„Die Bechtfertigung der Vereinigten Staaten, diese Last 
auf sich zu nehmen und die Verantwortlichkeit zu übernehmen, 
ist darin zu finden, daß es für sie mit internationaler Billigkeit 
nicht vereinbar ist, andern Mächten die Erlaubnis zu versagen, 
zu den Mitteln zu greifen, die allein zur Befriedigung ihrer 
Gläubiger zur Verfügung stehen und trotzdem selbst die Er- 
greifung solcher Schritte ihrerseits abzulehnen. . . .*' 
Hiermit unternimmt es Boosevelt, einen völlig neuen Grund- 
satz aufzustellen, der — falls er zum Inhalte der Monroedoktrin 
werden würde — als ein selbständiges drittes Unterprinzip ko- 
ordiniert neben deren beide bereits bestehende Unterteile treten 
würde. 

Das Fehlen dieses Grundsatzes in der Monroedoktrin hatte 
bereits Salisbury in seiner Antwortbotschaft auf Olneys Note in 
dem Venezuela-Grenzstreite den Vereinigten Staaten mit folgenden 
Worten vorgeworfen: 

„Es ist eine notwendige Folge, daß, wenn die Eegierung 
der Vereinigten Staaten die Führung dieser Gemeinwesen nicht 

1) Text der Botschaft steht in C o n f. E z. V. 58. Ck>ng. 3. sess. Ein Abdruck 
dieser Botschsit findet sich auch im Anhange unten unter I Nr. 10 abgedruckt. 

•) Vergl. unten besonders S. 262 f. das über dieDrago- und Caivo- 
Doktrin Gesagte. 
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beaufsichtigen will, es auch nicht unternehmen kann, jene von 
den Folgen schlechter Führung, deren sie gegen andere Nationen 
schuldig sein mögen, zu schützen. Wenn sie irgendwie die Bechte 
eines anderen Staates verletzen oder die deren Untertanen, so 
kann nicht behauptet werden, daß die Monroedoktrin ihnen die 
Hilfe der Vereinigten Staaten, um sich einer Genugtuung zu ent- 
ziehen, zusichern wolle, die zu geben sie nach Völkerrecht viel- 
leicht verpflichtet sind. ' Mr. Olney stellt einen derartigen Schluß 
aus den von ihm niedergelegten Prinzipien ausdrücklich in Ab- 
rede." 1) 

Das hatte Olney in der Tat getan. Und besonders von Roose- 
velt ist es wiederholt bestätigt worden, daß die Vereinigten Staaten 
amerikanische Nationen nicht vor Bestrafung bei schlechter Führung 
oder Nichterfüllung ihrer internationalen Verbindlichkeiten schützen 
würden.*) 

Die Lösung des hieraus sich ergebenden Dilemmas unter- 
nimmt Roosevelt in den eben angeführten Worten seiner Bot- 
schaft. 

Er hatte denselben Gedanken schon vorher mehrere Male 
formuliert und zwar insbesondere in seiner Botschaft vom 6. De- 
zember 1904 anläßlich der Intervention von Deutschland, Eng- 
land und Italien in Venezuela. Dort hatte er gesagt:') 

„. . . . Die Anhängerschaft der Vereinigten Staaten an die 
Monroedoktrin mag sie in der westlichen Hemisphäre, wenn auch 
widerstrebend, dazu zwingen, in flagranten Fällen des Unrechts- 



^) Diese schwerfälligen Aosffihmngen lauten im englisdien Text folgender- 
mafien: 

, Jt follows of necessity that if the Government of the United States wUl not 
control the conduct of tiiese commnnities, neither can it nndertake to protect them 
from tiie consequences attaching to an^r misconduct of which they may be gnilty 
towards other nataons. If they violate in any way the ri^ts of another stat«, or 
of its subjects, it is not alledged that the Monroe doctrine will assnre them the 
assistanoe of the United States in escaping from any reparation which they might 
be bound by international Law to give. Mr. Olney expressly disclaims such an 
inference from the principles he lays down/* 

') Veigl. besonders seine Botschaft vom 3. Dez. 1901, abgedruckt in F o r. 
Rel. 1901, XXXVI: „We do not guarantee any state aeainst punishment if it 

misconducts itself ''; femer Botschaft vom 5. Dez. 1905, eod. S. 84: „We do 

not intend to permit the Monroe doctrine to be used by any nation on this continent 
as a shield to protect it from the consequences of its own misleads against foreign 
nations.'* 

•) For. Rel. 1904, XLI. 

KrauB, MonroedoktrlD. 15 
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tuns oder der Unfähigkeit eine internationale Polizeigewalt 
auszuüben/' ^) 
Der Gedanke ist jedoch noch unfertig. 
Nicht, daß die Vereinigten Staaten zögerten, den amerika- 
nischen Schutzmann zu spielen I Im Gegenteil: es ließen sich 
leicht dafür eine Menge von Bellen geben. 

Sie haben diese Bolle noch in jüngster Zeit vneder Nicaragua 
gegenüber angenommen, wo sie im Jahre 1912 interveniert haben. 
In einer Erklärung, die die amerikanische B^erung über ihre 
Politik, den nicaraguanischen Unruhen gegenüber der Begierung 
von Nicaragua am 12. September 1912 überreichen ließ, ist unter 
anderm erklärt:^) 

„Unter den Washingtoner Konventionen^) haben die Ver- 
einigten Staaten ein moralisches Mandat, ihren Einfluß für die 
Erhaltung des allgemeinen Friedens in Zentralamerika, der 
durch den gegenwärtigen Aufstand ernstlich bedroht ist, geltend 
zu machen." 
Neu an den Ausführungen Eoosevelts ist die Verbindung dieser 
„Idee der Pflicht zum Einschreiten" mit der Monroedoktrin. 

Boosevelts Gedanken sind geeignet, diese Doktrin in neue 
Bahnen zu lenken und ihr neue und erweiterte Aufgaben zu- 
zuweisen. Sie scheinen tatsächlich in der amerikanischen öffent- 
lichen Meinung Wurzel zu fassen, und man kann sie jetzt wieder- 

^) Veigl. hier auch die bekannte Änfienu^, die Roosevelts Staatssekretär 
Elihn Rootin einer Rede vom 22. Dez. 19& gemacht hat: „Bas Coirelatav 
zu der Warnung an die fremden Mächte: Laßt die Hand weg (hands off) ist die 
Mahnung an uns selbst: Legt Hand an (hands on) (dt. nach D n n n i n g , S. 21 f.) 

') Diese „Dedaration of Poli<^ of United States in Nicaraguan disturbances'' 
ist memes Wissens bisher nodi nicht veröffentlicht. Die betreöende Stelle lautet 
in Enj^ch: „Under the Washington Conventions, the United States has a moral 
mandate to exert its influence for the preservation of the ^eral peace of Central 
America, which is seriously manaced oy the present uprising.'* 

Vergl. zu der Intervention in Nicaragua audi das ungewöhnlich scharfe 
Sdireiben des Staatssekretärs K n o z vom 1. Dez. 1909 an den Charge d'Affaires 
der Nicaraguanisdien Republik in Washington. Gedruckt in A. J., 1910, Supplement 
S. 249 ff.; femer Präsident Tafts Mess. vom 3. Febr. 1912, H. Doc. 927,. 
62. Ck)ng. 3. sess. S. 8 f . 

') Gemeint sind die am 20. Dez. 1907 unterzeichneten Konventionen, die 
auf emer von den zentralamerikanischen Republiken unter den Auspizie^ der 
Regierung der Vereinigten Staaten und von Mexiko im Jahre 1907 in Washington 
gehaltenen Konferenz oeschlossen wurden. 

Es ist aber hier besonders hervorzuheben, daß die Vereinigten Staaten lediglich 
beratende Teilnehmer dieser Konferenz waren. 

Die Texte der betreffenden Verträge und Protokolle sind abgedruckt in T r e at v 
Vol. 1910, II S. 2392 ff. 



Digitized by 



Google 



IL 1. Unterprinzip : Polit Betätägangs&eih. niehtamerik. Staaten in Amerika. 227 

holt in der Tagespreese und in den periodischen Publikationen 
wiederentwickelt finden. 

Besonders war dies der Fall während der letzten Bevolution 
in Mexiko, die zu Anfang des Jahres 1913 den Sturz des Prä- 
sidenten Madero durch den Neffen des früheren Präsidenten Diaz 
im Verein mit einem von Maderos Truppenführem, General Huerta, 
und zu Maderos 'Ermordung führte. 

So brachte z. B. der Outlook am 22. Februar 1913^) einen 
sehr lesenswerten Artikel über Mexiko. Dieser Artikel enthält 
folgende Wendungen: 

„Die Vereinigten Staaten haben durch ihre Monroedoktrin 
den Nationen Europas Mitteilung davon gemacht, daß sie jed- 
weden Versuch irgend einer von ihnen, der zu der Okkupation 
von Gebiet in der westlichen Hemisphäre führen könnte, als 
einen unfreundUchen Akt ansehen werden. Nachdem dies ge- 
schehen, sind die Vereinigten Staaten durch ihre Ehre gebunden, 
die Pflichten zu erfüllen, deren Vollziehung sie anderen Nationen 
verweigern." «) 

Dieser Grundsatz der Pflicht würde aber als ein Unterprinzip 
der Monroedoktrin deren Wesen und Inhalt so verändern, daß. 
man mangels genügender Grundlagen nicht annehmen kann, er 
sei bereits gegenwärtig ein Teil der Monroedoktrin. 

Er erscheint vielmehr bis jetzt lediglich als eine Entwicklungs- 
möglichkeit der Monroedoktrin. 

3. Das gleiche ist der Fall mit einem dritten Gedanken, den 
wir in Boosevelts Botschaft finden. Dieser Gedanke wird von 
Boosevelt nicht klar von der eben erwähnten zweiten Idee ge- 
trennt, obgleich er sich wesentüch von ihr unterscheidet. 

Er geht dahin, den Vereinigten Staaten hege eine Art 
Schutzpflicht den übrigen amerikanischen Bepubliken 
gegenüber ob. 

^) Vol. cm, Nr. 8 S. 379 ff. Dieser Artikel ist auch deshalb von besonderem 
Interesse, weil er die HechtfertijKimg der Litervention der Vereinigten Staaten in 
Gaba ans dem oben erwähnten Gesichtsponkte einer Verpflichtone der Vereinigten 
Staaten, aof der amerikanisdien Hemisphäre Ordnung zu schulen, unternahm. 
*) Diese Stelle hmtet im englischen Text folgendermaßen: 
„By its Monroe Doctrine the United States has given notice to the nations 
of Eorope that it wiU regard as an nnfriendlv act any attempt on the nart of any 
of them that might resnlt in the occnpation of territory on the Western Hemisphere. 
Having served this notice, the United States is in nonor bonnd to perform the 
daties which it dedines to allow other nations to perform.^* 

16* 
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Eoosevelt drückt ihn mit folgenden Worten aus: 

,,Die Bepublik will gegen überseeische Angriffe gesichert 
sein. Das legt uns in Wahrheit keine neue YerpfUchtung auf. 
Denn die Monroedoktrin meint genau solch eine Garantie auf 
unserer Seite * 

Wir unsererseits verrichten in friedlicher Weise, nicht nur 
mit der kordialen Einwilligung, sondern in Übereinstimmung 
mit dem ernsten Ersuchen der hier in Betracht kommenden Re- 
gierung denjenigen Teil der ir^grnationalen Pflicht, der not- 
wendigerweise in der Oeltendmiachung der Monroedoktrin in- 
begriffen ist. . . . 

Es ist äußerst notwendig, durch unsere Handlungsweise 
zu zeigen, daß die Welt unserer Bedlichkeit vertrauen könne und 
es verstehe, daß diese internationale Pflicht von uns in unserer 
eigenen Sphäre im Interesse nicht allein von uns selbst, sondern 
dem aller anderen Nationen mit strenger Gerechtigkeit gegen 
alle erfüllt wird. Wenn das getan ist, wird die Monroedoktrin 
zum Schlüsse sicherlich allgemein angenommen werden; und 
dies wird bedeuten, daß sich die Sphäre allmählich vergrößert, 
in der friedliche Maßnahmen zur Beilegung internationaler 
Schwierigkeiten solche von kriegerischem Charakter ver- 
drängen." 1) 

4. Der hier vor allen Dingen in Betracht kommende vierte, 
in der Botschaft enthaltene Gedanke ist von Boosevelt in 
folgende Wendungen gefaßt worden: 

„Gewisse fremde Länder haben sich wegen der Nicht- 
bezahlung der ihren Untertanen zustehenden Forderungen ge- 
kränkt gefühlt. Das einzige Mittel, durch das fremde Gläubiger 
je von der Bepublik selbst irgend eine Zahlungsgarantie er- 
halten könnten, würde entweder gänzlicher oder zeitweiliger 
Gebietserwerb oder Inbesitznahme der Zollämter sein, was 
natürlich in sich selbst im Ergebnis die Besitzergreifung eines 
gewissen Teiles von Land bedeuten würde. . . . 

Eine gekränkte Nation kann, ohne mit der Monroedoktrin 
in Widerspruch zu geraten, solche Schritte ergreifen, die sie 
zur Erledigung ihrer Streitigkeiten mit amerikanischen für 
geeignet hält, vorausgesetzt, daß dieses Vorgehen nicht die 

^) Veigl. dazu unten S. 849. 
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Form der Einmifichung in das Begieningssystem jener oder einer 
Plünderong ihres Gebiets unter irgend einer Maske annimmt. 
Aber wenn es sich um einen Geldansprach handelt, so ist schließ- 
lich der einzige Weg, der zu seiner Beitreibung übrig bleibt, eine 
Blockade oder Bombardierung oder eine Besetzung der Zoll* 
ämter, und das bedeutet, wie oben gesagt, dasselbe, was im 
Ergebnis ein Besitz von Territorium bedeutet, sogar wenn er nur 
ein zeitweiliger wäre. In diesem Augenblick werden die Ver- 
einigten Staaten zur interessierten Partei, weil sie unter der 
Monroedoktrin nicht irgend eine europäische Macht das Gebiet 
einer dieser BepubUken mit Beschlag belegen oder dauernd 
besetzen sehen können; und doch, solche Gebietsbesetzung, be- 
mäntelt oder unbemäntelt, mag eventuell den einzigen Weg 
darbieten, auf dem die fragliche Macht irgendwelche Schulden 
einzusammeln vermag, es sei denn, daß ein Eingreifen der Ver- 
einigten Staaten erfolgt.*' 

Und femer, wiederum im Verlaufe seiner Ausführungen zu 
dem Gedanken europäischer Intervention zurückkehrend: 

„Sollte eine solche Maßregel von ihnen getroffen werden, 
so würde das einzige Mittel, um ihnen die Sicherung der Zahlung 
ihrer Ansprüche zu ermögUchen, sein, die Zollämter zu besetzen, 
und in Anbetracht des Zustandes der dominikanischen Finanzen 
würde dies eine definitive und sehr möglicherweise eine dauernde ^) 
Besetzung dominikanischen Gebiets bedeuten, denn keine Frist 
könnte für die Zeit gesetzt werden, die für die Zahlung der Ver- 
bindUchkeiten jener Bepublik und ihrer unliquidierten An- 
sprüche erforderlich wäre." 

Zusannenfassmo. 
Das heißt mit anderen Worten: 

Nach Lage der Sache ist eine an sich zulässige Intervention 
nichtamerikanisoher Mächte in der Dominikanischen Bepublik 
zur Beitreibung von deren Schulden zu erwarten. Diese Inter- 
vention würde annehmbar zu dauernder Besetzung von domini- 
kanischem Territorium durch die betreffenden fremden Mächte 
führen. Das ist nach der Monroedoktrin unzulässig. Deshalb 
liegt es den Vereinigten Staaten ob, zur Abwendung dieser Ge- 



>) „This woold mean a definite and very possibly pennanent oecupation of 
Dondmcan Territory.** 
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fahr als einzig bleibenden Weg ihrerseits zur Ordnung der dominika- 
nischen Finanzen einzugreifen. 

Also ein Vorgehen der Vereinigten Staaten zur Verhinderung 
einer von ihnen selbst an sich für zulässig erachteten Maßnahme 
einer europäischen Macht gegen eine amerikanische, weil diese 
Maßnahme möglicherweise zu Gebietserwerb jener Nation, zu 
Machtzuwachs in Amerika führen könnte! 

Damit ist ebenso wie durch die tatsächliche Haltung der Ver- 
einigten Staaten in dieser Angelegenheit der beim Panamakanalfall 
betätigte, oben in der Zusammenfassung der Ergebnisse dieses Falles 
unter 2^) formulierte Gedanke wieder angewendet und bestätigt: 

Die Monroedoktrin verbietet nicht nur Unter- 
nehmungen, die auf unmittelbare Machtvermehrung 
einer europäischen Macht in Amerika gerichtet sind 
und dazu führen würden; sie verbietet nunmehr auch 
solche, die nach Ansicht der Vereinigten Staaten ge- 
eignete Vorbereitungshandlungen für den späteren 
Erwerb solcher Macht, die ein gefährlicher Schritt in 
dieser Bichtung sind. 

i) Magdalena-Bay-Fall.*) • 

In dem Magdalena-Bay-Falle bestätigen sich alle drei in der 
Fanamakanal-Angelegenheit zum Ausdruck gelangten Erweite- 
rungen der Monroedoktrin wieder. 

Es handelt sich dabei um folgende Angelegenheit: 
Am 2. August 1912, im Verlaufe der Eongreßdebatten über 
die allgemeinen Schiedsverträge der Vereinigten Staaten mit Eng- 
land und Frankreich, nahm der Senat der Vereinigten Staaten die 
folgende Besolution an:^) 

M Veigl. oben S.216. 

*) Ich gebe hier die Geschichte dieses interessanten Falles verfa&itoism&ßig 
breit, weil er bisher noch loaine quellenmäfiige Darstellung gefunden hat Er ist, 
außer nach persönlichen Mitteilungen und Informationen aus der Tagesliteratnr, 
insbesondere nach den Eongreßberichten sowie den folgenden beiden Senats- 
dokumenten gearbeitet worden, nämlich 62. Gong. 2. sess. S e n. D o c. Nr. 694: 
Lands on Magdalena-Bay usw., Washington 1912 und 62. Gong. 2. sess. S e n. 
D c. Nr. 640: Land at liagdalena-Bay. Der Bericht Staatssenret&is Knoz vom 
27. April 1912. 

•) Der Text dieser Senatsresolution Nr. 371 (Report Nr. 996) Uutet folgender- 
maßen : „resolved that when an^ harfoor or other place in the American conunents 
is so situated that the occupation thereof for naval or military purposes mi^t 
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„Beschlossen, daß, wenn ein Hafen oder anderer Platz 
in den amerikanischen Erdteilen so gelegen ist, daß seine Be- 
setzung für maritime oder militärische Zwecke den Verkehr 
oder die Sicherheit der Vereinigten Staaten zu bedrohen ge- 
eignet ist, die Begierung der Vereinigten Staaten den Besitz 
eines solchen Hafens oder anderen Platzes nicht ohne schwere 
Besorgnis in den Händen einer Korporation oder Vereinigung 
sehen würde, die eine solche Verbindung zu einer andei:en nicht- 
amerikanischen Begierung hat, daß dieser Besitz die tatsächliche 
Eontrollgewalt für maritime oder mUitärische Zwecke an diese 
Begierung gibt/' 
Diese Besolution hat folgende Vorgeschichte: 

Geeobiobte det Falles. 

Die mexikanische Begierung hatte im Jahre 1884^) einem 
Bürger der Vereinigten Staaten namens Floris Hayes in Nieder- 
kaUfomien (Territorio de Baya California) eine Eonzession für ein 
ungeheures Stück Land gewährt, das über 400000 Acker um- 
faßte und Magdalena-Bay (Bahia de la Magdalena) einschloß. 

Ein gewisser Lakin, auf den die Konzession von Hayes Bechts- 
nachfolger, dem Amerikaner Edwards, übertragen worden war, 
gründete zur Ausnützung des Landes unter den Gesetzen des 
Staates Maine eine Gesellschaft mit dem Namen „Chartered Co. 
of Lower CaUfomia", die in Zahlungsschwierigkeiten geriet.*) 

Ihr Eigentum ging in die Hände ihrer Gläubiger, insbesondere 
des Hauptgläubigers Mr. J. E. Henry, eines Holzhändlers in New 
Hampshire, über. 

Zur Eealisierung der Gläubigeransprüche wurde eine Kom- 
panie unter dem Namen „Magdalena Bay Co." gegründet, und 
es wurden wiederholte Versuche gemacht, das Land der „Chartered 
Co. of Lower California" zu veräußern. 

Unter anderem bemühte man sich um den Verkauf an ein 
japanisches Syndikat. 

threaten the Communications or safety of the United States the Government of the 
United States conld not see, without grave concem, the possession of such harbor 
or other Dlace by any Corporation or assodation which has such a reUtion to 
another uovemment, not American, as to give that Government practical power 
of control for naval or müitary porposes/^ 

^) Auskunft von Mr. Allen an midi vom 31. Okt 1912. 



von 



^Senator Lodge behauptet, sie habe Bankrott gemacht. Das wird 
Mr. Allen naa.ens seines Kbenten verneint. 
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Die Begierung der Vereinigten Staaten von Amerika wurde 
mit der Angelegenheit dadurch befaßt, daß der Vertreter der den 
Verkauf betreibenden amerikanischen Gompagnie, Mr. Fr. H. Allen, 
in New York beim Auswärtigen Amt in Washington nach der 
Stellung der amerikanischen Begierung gegenüber solcher Trans- 
aktion anfragte.^) 

Die Antwort des Staatssekretärs auf diese Anfrage, di^ unter 
dem 17. August 1911 erging,') enthielt folgende Wendung: 

„. . . . Es ist schwer für mich, die Erkundigungen, die Sie 
einziehen, kategorisch zu beantworten. Aber ich sollte die Tat- 
sache nicht bemänteln, über die Sie sich selbst höchstwahr- 
scheinUch völlig klar sind, daß solch* eine Übertragung sicher- 
Uch in einigen Kreisen derart ausgelegt werden würde, daß sie 
einen großen Lärm verursachen würde. 'Solch ein Ergebnis 
würde so offenbar von der Begierung der Vereinigten Staaten 
zu bedauern sein, daß es für mich unnötig erscheint, weitere 
Kommentare in Beantwortung Ihres Ersuchens, die Stimmung 
der Bundesregierung in den Premissen zu erfahren, zu geben." *) 

Am 5. Dezember 1911 wandte sich Mr. Allen wiederum 
schriftUch an den Staatssekretär.^) Er teilte ihm mit, daß ein 
Arrangement zwischen den amerikanischen und den japanischen 
Unternehmern eingeleitet worden sei, wonach die Japaner 35 % 
der Anteile übernehmen sollten mit Option für weitere 16 %. 
Die Amerikaner sollten mit einer Mehrheit im Direktorat und 
dem Amerikaner Blackman als Präsidenten und Leiter der 
Kompanie die Kontrolle über das Land behalten. 

Mr. Allen sprach im Schreiben die Hoffnung aus, daß die Be- 
gierung der Vereinigten Staaten nunmehr keine Bedenken mehr 
gegen die Angelegenheit haben werde. Er bat femer um anderweite 
Meinungsäußerung derselben. 

^) Schreiben Mr. A 1 ] e n s an Knox vom 9. Aug. 1911 in S e n. £ x. D o c. 694, 
62. Cong, 2. sess. S. 3. 

«) eod. S. 4. 

*) „It is difficnlt for me categoricallv to answer the inqoiries you make, bat 
I oaght not to disguise the fact — very likely folly lealized by you — that such a 
transfer would be qnite oertain to be interpreted in some quarters in a manner 
to cause a great outcry. Such a resolt wonld be so obvioosly a cause of legret to 
the Government of the United States that is appears unixessessai^ for me to mafce 
further cpmment in response to yoor request to know the feelmg of the Federal 
Government in the premises.** 

*) eod. S. 4 f. 
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Der Staatssekretär antwortete durch Schreiben vom 18. De- 
zember 1912 ^) mit der Erklänmg, daß das Staatsdepartement zu 
den ,,Anregungen" in dem Schreiben des Staatssekretärs vom 
17. Angust 1912 nichts hinzuzufügen habe. 

AuE eine weitere Anfrage seitens Mr. Allen beim „Assistent 
Secretary of State", H. Wilson, vom 22. Dezember 1911 *) prä- 
zisierte dieser in einem Schreiben vom 28. Dezember 1911 ') die 
Ansicht seiner B^erung dahin, daß diese auch dem neuen Plane 
gegenüber keinen Anlaß sehe, dem Schreiben des Staatssekretärs 
vom 17. August 1911 noch etwas hinzuzufügen oder etwas darüber 
zu bemerken, ob sie irgendwann einen Grund sehen werde oder 
nicht, sol(^' einem Projekte mißgünstig gegenüberzustehen. 

Die Angelegenheit erregte die öffentUche Aufmerksamkeit, 
als der einflußreiche Senator von Massachusetts, Mr. Lodge, am 
29. Februar 1912 im Senate in einer Bede g^en die bedingslose 
Annahme der grade zur Verhandlung stehenden Arbitrations- 
verträge der Vereinigten Staaten mit England und Frankreich 
diesen Fall berührte.*) 

Er führte in dieser Bede zum Beweise dafür, daß die Verträge 
nicht in der dem Senate vorliegenden Form angenommen werden 
könnten, u. a. folgendes aus: 

„Nehmen Sie z. B. an, eine große östliche Macht würde 
direkt oder indirekt von einem Hafen an der Westküste von 
Mexiko zu dem Zwecke, ihn zu einer Marinestation und zu einem 
Waffenplatze zu machen, Besitz ergreifen: ... Es ist noch nicht 
sehr lange her, seit eine indirekte Bewegung begonnen wurde, 
und sie ist offenbar noch im Gange, für eine fremde Macht den 
Besitz von Magdalena-Bay zu erlangen. . . . Wenn dies ge- 
schähe, so würden wir unmittelbar intervenieren. Wir würden 
erklären, daß dies eine Verletzung unserer ständigen, als Monroe- 
doktrin bekannten Pohtik sei.** *) 

M eod. S. 5. 
•) eod. S. 6. 

«) Cong. Rec., 62. Cong. 2. sess., Bd. XLVIII Nr. 67 S. 2739 ff.; auch extra 
gedruckt als S e n. D o c. Nr. 363, 62. Cong. 2. sess. (1912). 

*) „Suppose, for example, some great Eastem power should directly or indi- 
recÜ^ taJce possessm of a harbor on uie west ooast of Mexico for the purpose of 
makmg it a naval Station. . . It is not very long since an indirect movement was 
begun, and it is apparentlv stOl on foot to obtain nossession for a forekn power 

of Magdalena Bay If it did, we should immeoiately intervene. We snould 

dedare that tfais was a violation of onr constant policy known as the Monroe doctrine.*' 
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Er führte dann weiter aus, daß die Vereinigten Staaten in 
einem solchen Falle nach den vorliegenden Vertragsentwürfen zur 
Arbitration veranlaßt werden könnten, worauf sie sich nicht ein- 
lassen könnten. 

Die Angelegenheit selbst wurde vom Senate dadurch auf- 
genommen, daß er am 2. April 1912 eine Besolution verhandelte 
und annahm, die den Präsidenten ersuchte, „dem Senate alle 
im Besitze der Begierung befindUche Kenntnis über Landerwerb 
auf Magdalena-Bay durch die japanische Begierung oder eine 
japanische Kompanie zu übermitteln." 

In Ausführung dieses Ersuchens übersandte der Präsident 
dem Senate eine Botschaft vom 30. April 1912 und mit ihr einen 
Beport des Staatssekretärs vom 27. April 1912 über diese An- 
gelegenheit.^) 

In diesem Berichte erklärte der Staatssekretär, er habe keinerlei 
Beweis für den Erwerb von Gebiet in Mexiko oder den Versuch 
oder den Wunsch eines solchen Erwerbes seitens der kaiserUch 
japanischen Begierung. Sowohl die japanische wie die mexika- 
nische hätten übrigens in offiziellen öffentlichen Erklärungen 
derartige Gerüchte verneint.*) 



^) S en. Ex. Do c. 640, 62. Cong. 2. sess. 

*) Vei^l. die Erklänmg des japanischen Premierministers 
Marquis Saionjiinder New York Times vom 6. Abril 1912, S. 1. Diese 
sehr diplomatische Erklänmg, die am 5. Aprü 1912 in Toldo abgegeben worde, 
lautet folgendermaßen: 

„So far as the Japanese Government is concemed tfaere is positively no truth 
in the last Sunday's Tokio dispatch to the effect that ne^otiations between Mexico 
and Japan were conduded a f ew days ago for the establishment of a large Japanese 
setüement at Magdalena Bay. 

On mquiry uie foUowing fact has been ascertained, which might have been 
responsible ror the above eroneous report: Some time ago the agent in Mexico 
of the Toyo Kisen Kaisha (Oriental Steamship Company) of Japan obtained of his 
own accord from the Mexican Government tne fishmg rights in the west coast of 
Mexico. Later the said agent transferred the acquired right to the Oriental Whaling 
Ck)mpany of Japan, and the whaling Company concluded with the Mexican Govern- 
ment on the 17th of October 1911, a contract by the terms of which the Company 
has dispatdied to Mexico one of its Directors with fishing experts and fishermen, 
numbering about ten, who are now engaged in the investi^tion of the fishing 
dlstrict. 

The fishing district extends from the territory of Tepic to the State of Oaxaca 
which has geographically no connection with Magdalena Bay. 

The terms oi the fishing lig^t b for ten jrears, and has no political signifioanoe 
whatever, it being pnrely an indi vidual Industnal enterprise, on the part of a Japanese 
private ooncem, Nor is it a privilege exoeptionally granted to the Japanese subject, 
the similar fisl^ng right having heretofore bem granted to the citixens or subjects 
of the United States, Great Britain, Italy, <&o.^^ 
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Der Staatssekretär berichtete dann zu der Frage von Land- 
erwerb an der Magdalena-Bay durch eine japanische Kompanie 
über seine Korrespondenz mit Mr. Allen und erklärte, das Staats- 
sekretariat habe in Ermangelung weiterer Informationen keinen 
Anlaß, irgendwelche Schritte zu ergreifen. 

Bei der Verhandlung des Senats über diesen Beport am 
1. Mai 1912 gab der Senator Lodge einen geschichtlichen Über- 
bUck der Angelegenheit.^) Er führte dann aus, Magdalena- 
Bay habe gegenwärtig lediglich einen maritimen und militärischen 
Wert. Dieser Wert sei sehr groß. Zur Zeit sei die Situation 
noch harmlos,') doch bilde sie eine sehr gute Gelegenheit für den 
Senat, eine Erklärung zur Monroedoktrin abzugeben und Klarheit 
darüber zu schaffen, daß unter der durch die Monroebotschaft 
verbotenen Kolonisation auch Maßnahmen von Kompanien oder 
Korporationen oder Bürgern oder Untertanen fremder Staaten 
zu verstehen seien, die auf einem Platze wie Magdalena-Bay genau 
das bewirken, was die Monroedoktrin zu verhindern beabsichtige. _ 
Er fährt dann wörtlich fort: 

„Gegen die Tatsache, daß an der Magdalena-Bay eine aus 
Bürgern oder Untertanen einer fremden Begierung zusammen- 
gesetzte Kolonie beabsichtigt ist,^) die einen Punkt von großem 
militärischen Werte besetzt halten und vielleicht eine Kohlen- 
station errichten würden, müssen die Vereinigten Staaten genau 
so wachsam sein, als wie wenn dies direkt durch eine fremde 
Begierung geschähe. Der dünne Schleier einer Korporation 
berührt die Natur der Handlung nicht." *) 

») Cong. Rec, I.e. S.6913. 

*) Es mae hier auch folgende interessante Episode mitgeteilt weiden, die 
anbeachtet vorbeigegangen ist: Am 15. Mai 1912 bewirkte Senator Fall im Senate 
die Verlesung eines Zeitungsartikels auf der El Paso Times. Er erklärte diesen Artikel 
»18 einer äußerst vertrauenswürdigen Quelle zu haben, und der Kongreß ordnete 
seine Drucklegung im C o n ^. Rec. an. Nadi diesem Artikel hat ein gewisser 
Pe t e r F. A i K e n , der japanischer Spion im russisdi-japanischen Kriege und später 
ein Spion für die mexiKanische R^erungwar, unter ^tteünng einer Menge von 
detaillierten Tatsachen im Gefängnis von £1 Paso erklärt, drei Vertreter der japa- 
nischen Regierung hätten am 9. März 1911 mit dem Führer der mexikanischen 
Revolution Pascual Orozco in Ghihuahua em Abkommen dahin betroffen, daß die 
japanische Regierung die nötigen Summen für die Revolution in Mexiko an Orozco 
liefern solle, gegen Gewährung der Magdalena-Bay Konzession und einer nodi zu 
bestimmenden weiteren. Vergl. C o n g. R e c. , 1. c. S. 6805. 

') Lodge geht davon aus, daß eine iapanische Gesellschaft als Eigentümerin 
von Magdalena-Bay japanische Ansiedler ciortfain bringen werde. 

*) „The fact that a colony is comtemplated at Magdalena Bav composed of 
Citizens or subjects of a foreign Government, who would hold a point of great military 
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Am 2. August 1912 stand die Angelegenheit wiederum beim 
Senate zur Verhandlung. Dieser hatte durch Besolution vom 
16. Mai 1912 den Staatssekretär ersucht, ihm Kopien von Briefen 
des Anwaltes oder anderer in Magdalena-Bay interessierter Per- 
sonen oder die Antworten darauf zu übermitteln.^) 

Der Präsident hatte daraufhin die Korrespondenz des Staats- 
sekretariats mit Mr. Allen übersandt. 

Senator Lodge hatte am 31. Juli 1912 als Ergebnis der Ver- 
handlungen des Komitees für auswärtige Angelegenheiten eine 
Besolution eingebracht, die nur unwesentlich von der zu Anfang 
dieser Darstellung wiedergegebenen und vom Senate angenommenen 
abwich.*) 

Zur Begründung der Besolution erklärte Senator Lodge im 
Verlaufe der Debatte, die zum Teil bei geschlossenen Türen ge- 
führt wurde, seinen früheren Standpunkt teilweise ändernd, u. a. 
folgendes:*) 

Die Besolution beruhe auf dem allgemein anerkannten Prinzip 
des Völkerrechts, das älter als die Monroedoktrin sei. Sie stütze sich 
auf den Grundsatz, das jede Nation das Becht habe, ihre eigene 
Sicherheit zu schützen, und daß wenn sie fühle, der Besitz eines 
bestimmten Hafens oder Platzes durch eine fremde Macht für 
militärische oder maritime Zwecke sei für ihre Sicherheit gefährUch, 
daß es dann sowohl ihre Pflicht wie ihr Becht sei, einzuschreiten.^) 

Verkanfsverhandlungen über die Galapagos- 
Inseln nnd die Vereinigten Staaten 1866. 

Die Eigenart dieses Falles tritt besonders hervor, wenn man 
die Haltung der Vereinigten Staaten in ihm mit derjenigen ver- 
gleicht, die sie im Jahre 1866 einnahmen, als ihre Begierung Mit- 
teilung davon erhielt, daß Verhandlungen über den Verkauf der zu 
Ecuador gehörigen Oalapagosinseln an englische Gläubiger dieser 
Bepublik bestünden.*) 

valae and mifht establish a ooaling Station, is just as madi to be guarded against 
by the Unitea States as if it were done direcay by a foreign Government. The 
tnin veU of a Corporation does not alter the character of the act'* 

^) 62. Gong. 2. sess. S e n. D o e. 694, S. 1. 

*) In der letzten Zeile stand vor dem Worte „Zwecke'* „nationale", das wurde 
in „maritime oder milit&risdie** geändert. 

•) Cong. Rec, 62. CJong. 2. sess., Bd. XLVIII Nr. 200 S. 10800 ff. 

«) Vergl. C n g. R e c. vom 2. Aug. 1912, 62. Ck)ng. 2. sess., Bd. XXXVIII, 
Nr. 200 S. 10 800. 

^) Yeigl. Goggeshallan Staatssekretär Seward unter dem 28. Okt 1866» 
Dipl. Corr. 1866, II S.481. 
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Die amerikanische Begierung kam damals nicht auf den 
Gedanken, daß sie dagegen Widerspruch zu erheben hätte, ge« 
schweige denn, daß in solchem Verkaufe eine Verletzung der 
Monroedoktrin liege. 

Staatssekretär Seward erklärte sodann in einem Schreiben 
an Mr. Coggeshall vom 6. Dezember 1866 folgendes:^) 

„Wenn Ecuador Anspruch auf diese Insehi hat, so sehe 
ich keinen Grund, auf den hin diese Begierung das Becht Ecuadors 
in Frage stellen köimte, den Boden an solche Privatpersonen, die 
ihn etwa zu kaufen wünschen, zu übertragen, sei es, daß sie 
nun Untertanen oder Bürger eines oder eines anderen Staates 
oder Landes sind." 

Ergebnisse. 
Wenn man nun nach den Ergebnissen fragt, die aus der Magda- 
lena-Bay- Angelegenheit für die Monroedoktrin folgen, so sieht 
man zunächst, daß diese hier das erste Mal gegen Japan praktisch 
angewendet wird. Hierüber ist später noch zu reden.^) 

Für die Geschichte der sachlichen Herrschaftsgrenzen der 
Monroedoktrin hat der Fall folgende Bedeutung: 

Es wird hier der Erwerb eines Stückes amerikanischen Bodens 
durch eine außeramerikanische PriTatgesellschaft als der Monroe- 
doktrin widersprechend erklärt. Dies geschieht, weil und insoweit als 
der Besitz dieses Gebietes in den Händen einer fremder Staatsgewalt 
unterstehenden Gesellschaft jenem ausländischen Staate eine 
günstige Gelegenheit zum Erwerbe einer politischen Eontrolle in 
Amerika zu geben und auf indirektem Wege die Gefahr der Ver- 
mehrung politischer Macht jenes Staates in Amerika zu begründen 
geeignet scheint. 

Darin liegt eine Wiederbestätigung aller drei 
Gedanken, die in der Panamakanal-Angelegenheit 
zum Ausdrucke gelangt waren. 

1. Auch in dem Magdalena-Bay-Falle konmit es für die Frage, 
ob eine Verletzimg der Monroedoktrin vorliegt, nicht darauf an, 
daß die betreffende Handlung eine Gewalthandlung ist. Im Gegen- 

^) eod. S. 483. „U Ecuador is invested with the title to those islands, I know 
no reason upon which the govemment oould ^aestion the right of Ecuador to convey 
tiie soü to such private persons as should desire to bay, whether they shoold be the 
subjects or Citizens of one state or country or of another." 

') Siehe unten S. 280. 
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teil: das dort untersagte Geschäft ist ein friedliches privates 
Handelsunternehmen. 

2. Der Erwerb des betreffenden Gebietes ist taiach der Lodge- 
Besolntion ganz entsprechend dem Panamakanal-Falle (oder auch 
der dominikanischen Schuldenangelegenheit) nicht deshalb un- 
zulässig, weil die betreffende Handlung (hier der Erwerb amerika- 
nischen Gebiets durch eine Privatgesellschaft) einem außeramerika- 
nisohen Staate eine erhöhte politische Macht in Amerika unmittelbar 
in die Hände zu geben geeignet ist. Er ist mit Bücksicht darauf 
untersagt, daß er vielleicht zur Grundlage für eine solche Macht- 
steigerung werden könnte. Dieser Erwerb wird durch die Be- 
solution als gefährlicher, vorbereitender Schritt in dieser Bichtung 
auf Grund der Monroedoktrin verboten. 

3. Endlich wird auch hier wieder eine Handlung privaten 
Handelsverkehrs für unzulässig erklärt. 

Auch dieser Fall ist deshalb wieder ein Beleg dafür, daß die 
Monroedoktrin zur Schranke für den privaten Handelsverkehr in 
Amerika zu werden beginnt.^) 

a) Allgemeines. 3. Kleinere Fälle.«) 

Mit dem Gesagten ist die Geschichte der sachlichen Herrschafts- 
grenzen des an nichtamerikanische* Mächte gerichteten ersten 
Unterprinzips der Monroedoktrin über die großen, die Marksteine 
in dieser Geschichte bildenden Ereignisse bis zur Gegenwart geführt. 

*) Hier verdient ein anderes Ereignis Erwähnung, von dem es schien, daß es 
zu einem PaiaUelfalle der Magdalena-Bay-Episode werden könne. Nach einer 
Veröffentlichung SirEdwardLawDurands,des Vorsitzenden der Inter- 
nationalen Organisation „Patentia'S (vergl. NewYorkTimes vom 25. Febr. 1912) 
war das d&nisdie Parlament in jener Zeit drauf und dran, einem privateii Syndikat 
eine Konzession zur Übernahme des H^ens von St. Thomas (Dänisch West- 
in d i e n ) zu erteilen. Diese Konzession sollte das Recht der unbeschränkten Weiter- 
überlassung und des Weiterverkaufe der erworbenen Ansprüche haben. Durand 
sah in dieser Konzessionserteilung eine praktische Überantwortune der dänisdien 
Hoheitsrechte über den Hafen von St. Thomas an das S^pdikat und veröffentlichte 
deshalb lenen Artikel mit der Warnung, diese Angelegenheit sei eine schwere Drohung, 
die möglicherweise den Frieden der Welt gefährden könne, wobei er besonders 
auf die Lage der Insel zum Panama-Kanal hinwies. 

Das Parlament gewährte dann übrigens in der Tat dem dänischen Syndikat eine 
Konzession. Aber diese „was retumed to the Danish Government, because Üie Svndi- 
cate was unable to ndse the neoessary amount of money in Denmark *. (Auskunft des 
dänischen Gesandten in Washington). Die Zeitungen der Vereinigten Staaten ereiferten 
sich auch in diesem Falle wieder über eine drohende Verletzuner der Monroedoktrin. 

Vergl. hier auch das unten auf S. 321 Bemerkte. 

') Infolge der Unzugänglichkeit des in Betracht kommenden Materials ist 
es mir trotz größter Bemühungen nicht gelungen, hier mehr als Fragmente zu geben. 
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Nicht dagegen sind damit alle in Betracht kommenden Be- 
gebenheiten erwähnt. 

Es scheint von einigem Interesse zu sein, hier auch noch eine 
Anzahl kleiner, größerer Bedeutung entbehrender diplomatischer 
Episoden, in denen die Monroedoktrin eine Bolle gespielt hat, 
zu erwähnen.^) 

b) Europäische Einnischungsvertuohe in Ecuador 1848. 

Als erstes Ereignis mag hier auf die Haltung hingewiesen 
werden, welche die Vereinigten Staaten um das Jahr 1848 gegen- 
über europäischen Eingriffsversuchen in Ecuador einnahmen. 

Über dieses Ereignis, das als eine Art Vorbote der Stellung 
der amerikanischen Begierung in der großen mexikanischen Inter- 
vententionstragödie erscheint, ist nur wenig bekannt geworden.^) 

Aus einer Instruktion des Staatssekretärs Buchanan an 
Mr. Livingston, Gesandten der Vereinigten Staaten in Ecuador, 
ersehen wir jedoch folgendes:') 

General Flores, ein früherer Präsident von Ecuador, 
hatte in Europa eine Expedition gegen diese Bepublik organisiert. 
Es gingen Gerüchte, daß einige europäische Begierungen ihre 
Hände dabei im Spiel gehabt hätten. Diese Nachricht erregte 
in Zentralamerika große Aufregung. Man nahm dort an, daß ihr 

^) A 1 y a r e z , z. B. A. J., III S. 315, 828 und nach ihm aadi noch andere 
Schriftsteller (versl. z. B. B o n f 11 s , S. 182 Nr. 800') sehen einen weiteren An- 
wendongsfall der Monroedoktrin darin, daß die Vereinigten Staaten im Jahre 1895 
der Abtretung der Corn-Inseln von Nicaragua an England 
widersprochen hätten. 

In dea Archiven des amerikanischen Answ&rtigen Amts, auch in dem unse- 
dmckten Material, erscheint nichts, was diese Behauptung stützen könnte. Man findet 
dort Korrespondenz in bezug auf politische Fragen zwischen Colombia und Nicaragua 
im Jahre 1888; die For. Rel. ffir 1895 enthalten Korrespondenzen zwischen 
England und Nicaragua in bezug auf die Einsperrung und Vertreibung des britischen 
Konsuls Hatsch; die Frage der Cession der Gom-Inseln ist dort jedodi nicht berührt. 
(Nach einer mir erteilten Auskunft aus dem amerikanischen Auswärtigen Amt.) 

Dage^n kann man einen Anwendungsfall der Monroedoklrin in dem oben 
erwähnt^ Verhalten der Vereinigten Staaten gegenüber der brasilianischen 
Marine revolte im Jahre 1893 sehen, vergl. oben S. 70. 

') Es ist zu bemerken, dafi die Vereinigten Staaten bis zum Jahre 1848 keine 
Legaüon in Ecuador hatten. 

') MS. Inst., Ecuador I S. 3 (M., VI S. 473}r: Brief Staatssekretärs 
Buchanan vom 13. Mai 1848; vergl. au(»i die diplomatische Korrespondenz in 
Dipl. C r r. 1863, Teil I u. II, als Gerüchte verlauteten, Frankreich habe im 
Jahre 1863 Absichten auf Ecuador. Vergl. besonders die Instruktion Staats- 
sekretärs Sewards an Mr. Dayton, Gesandter der Vereinigten Staaten in 
Frankreich, vom 25. Juli 1863, worin er Dayton zur Erörterung über diese 
Angelegenheit anweist, eod. I S. 685; ver^. auch den Bericht Daytons vom 
21. Aug. 1863, wonach die französische Kegierung alles ableugnet, eod. S. 689. 
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eigentliches Ziel ausgedehnter und bedeutungsvoller als ihr schein- 
bares sei. 

Die Vereinigten Staaten wurden von dieser Angelegenheit» 
die übrigens durch die Verhaftung des General Flores rechtzeitig 
zu Ende kam, sowohl vom Minister für auswärtige Angdegenheiten 
von Ecuador (Schreiben vom 26. November 1846), wie auch durch 
die Begierung von Peru in Keimtnis gesetzt. 

Die amerikanische Begierung nahm darauf Anlaß, ihren Ver- 
treter in Ecuador zu beauftragen, er möge dem Minister für aus- 
wärtige Angelegenheiten in Ecuador folgendes erklären: 

„Daß die Intervention oder das Vorschreiben, direkt oder 
indirekt, seitens europäischer Begierungen in Angelegenheiten 
der unabhängigen Staaten der amerikanischen Hemisphäre von 
der Begierung der Vereinigten Staaten niemals mit Gleich- 
gültigkeit angesehen werden wird. Im Gegenteil werden zu- 
mindest alle in ihrer Macht stehenden moralischen Mittel bei 
jeder Gelegenheit zur Anwendung gebracht werden, um solche 
Einmischung zu entmutigen und zu henunen.*' 

0) England und die Tiger-Insel 1848.^) 

Als ein weiterer Fall verdient hier Hervorhebung das Veir- 
halten des Vertreters der Vereinigten Staaten in Nicaragua, 
Mr. Squier, gegenüber den Bemühungen Englands, die Tigerinsel 
zu erwerben. 

Dieser Fall konunt nicht als ein Anwendungsfall der Monroe- 
doktrin durch die amerikanische Zentralregierungin Betracht, 
die schließlich dem Vorgehen ihres Vertreters die Bestätigung 
versagte. Er zeigt aber den Geist, der die amerikanische 
Diplomatie in bezug auf ihr Dogma des Verbotes nicht- 
amerikanischer Kolonisation in Amerika beseelt. 

Die Tigerinsel liegt direkt vor der Küste des amerikanischen 
Kontinents im Golf von Fonseca, dort, wo der damals projektierte 
Kanal über die Nicaraguaroute seinen Ausgang finden sollte. 

M Verd. za dieser Angelegenheit die oben S. 100 ff. auch die auf S. 183 ff. 
gemacnten Ausführungen zur Geschichte des Panamakanals. 

Vergl. auch fol^nde Literatur: Br. and For. State Papers, XL 
S. d63 ff.: Corr. with the United States^respedang Central America (1849—1861), 
besonders S. 997 ff. auch 1019; CanalGorr. 1900, 8.361 f. Sen. £z. Doc. 
Nr. 43, 31. Gong. 2. sess. (1850—1861 Bd. V): Information in relation to the diffi- 
culties between the British authorities and San Salvador; Moore, III S. 136; 
vergL auch S.183; Keasbey, S. 199 ff.; Tucker, S. 47. 
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Infolge dieser Lage erschien der Besitz dieser Insel der englischen 
Regierung aufs höchste erstrebenswert. 

Zur Befriedigung dieses Begehrens ließ sie, angeblich zur 
Erzwingung von Schadensersatzansprüchen, am 16. Oktober 1849 
die Insel kriegerisch besetzen.^) 

Der Chargä d' Affaires der Vereinigten Staaten in Nicaragua, 
Mr. Squier, hatte jedoch Englands Absichten auf die Insel in einem 
früheren Zeitpunkte erkannt. Er hatte deshalb, ohne die Er- 
mächtigung seiner Regierung dazu abzuwarten, am 28. September 
1849 mit Honduras einen allgemeinen Handelsvertrag abgeschlossen. 
Nach diesem Vertrage, der nach Erfüllung seines Zweckes von 
der amerikanischen Begierung dem Senate nie zur Genehmi- 
gung vorgelegt wurde, machte Honduras den Vereinigten Staaten 
gewisse Landkonzessionen, und in einem beigefügten Protokolle 
trat es an diese die Tigerinsel für achtzehn Monate oder bis zur 
Ratifikation des Handelsvertrages ab.') 

Demgemäß konnte Squier der Besetzung der Insel durch 
England mit einem auf Eigentum der Vereinigten Staaten be- 
gründeten Proteste begegnen.') 

Dem Lord Palmerston blieb demgemäß auf die Vorstellungen 
des amerikanischen Vertreters in London vom 13. Februar 1850*) 
nichts weiter übrig, als die Insel in ihren früheren Zustand zurück- 
zuversetzen und diesen Besitzergreifungsakt mit der Erklärung 
zu desavouieren, daß die engUsche Begierung nicht die Absicht 
habe, irgend einen Teil von Zentralamerika zu besetzen oder zu 
kolonisieren. Die amerikanische Begierung andererseits des- 
avouierte ebenfalls das Verhalten ihres Vertreters.*) •) 

M Vergl. S e n. E X. D c. XLIII, 31. Cong. 2. sess. S. 4 ff. 

*) eod. S. 19 (Dekret des Präsidenten von Hondaras vom 9. Okt. 
1849) Br. and For. State Papers, Bd. XL S.999f. 

') Vergl. das angeführte Sen. £z. Doc. S. 7 sowie Br. and For. State 
Papers, Bd. XL S. 1000 f. 

*) Br. and For. State Papers, Bd. XL S. 1002 f. 

») VergL Seward an Adams am 25. April 1866, Ganal Gorr. 1900 
S. 361 f., der dort auf diese Angelegenheit zurückkommt und eine ausführliche 
Schilderung derselben gibt und Adams den Auftrag gibt, die Stimmung der eng- 
lischen Re^erune gegenüber dem eventuellen Erwerbe von Kohlenstationen durdi 
die Vereinigten Staaten in Zentnü-Amerika vorsichtig zu sondieren. Venl auch 
Schreiben ßulwers an Pahnerston vom 2.Märzlo50, Br. and For. State 
Papers, Bd. XL S. 1090. 

«) Eine interessante PaiaUele zu diesem Falle, die den Geist der amerikanischen 
Behörden in bezug auf die Monroedoktrin ebenfalls zeigt, ereignete sich im Jahre 
1843: Captain Jones, Kommandant der Squadron der Vereinigten Staaten am 

Kraus, Momoedoktiin. 16 
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d) Die Yereinlgtea StaatM Md die 
Abtretvag der Male St. Nioholat 1886. 

An nächster Stelle ist ein Ereignis hervorzuheben, das ins- 
besondere deshalb von Interesse ist, weil danach schon im Jahre 
1885 die Monroedoktrin selbst durch die amerikanische Regierung 
einer fremden gegenüber als Argument verwendet wurde. 

Der Fall ist nach Moore^) kurz folgender: 

Nachdem die Vereinigten Staaten im Jahre 1883 ein An- 
gebot der Haitanischen Begierung auf Abtretung der Halbinsel 
der Mole St. Nicholas (nordwestUche Spitze von Haiti) oder 
der Insel Tortuga an die Vereinigten Staaten abgelehnt hatten» 
erhielten sie Nachricht darüber, daß die ha'itanische Begierung 
erwöge, ein ähnliches Angebot an Frankreich zu machen. 

Staatssekretär Frelinghuysen instruierte darauf den Ge- 
sandten der Vereinigten Staaten in Paris, Mr. Morton, unter dem 
28. Februar 1885 mit der Erklärung, diesem Gerücht sei kein 
Glauben zu schenken, dahin, Morton möge bei passender Ge- 
legenheit das französische Auswärtige Amt in geeigneten Aus- 
drücken darauf aufmerksam machen: 

„daß der Erwerb von haitanischem Gebiet durch Frankreich 
mit den als Monroedoktrin bekannten Prinzipien unserer öffent- 
lichen Poütik in KonfUkt stehen würde." *) 

e) Die Yereifligten Staaten und 
die Besetzung von Tortuga 1887. 

Genau so verhielten sich die Vereinigten Staaten im Jahre 
1887 auf das Gerücht hin, England wolle die nördlich von Haiti 
gelegene Insel Tortuga besetzen. 

Stillen Ozean, rückte auf die Zeitungsnachricht hin, daß England Kalifornien 
von Mexiko ^kauft habe, ohne ii^end eine Instruktion abzuwarten, etwa am 19. Okt. 
1843 in Mexiko ein, nahm von Monterey Besitz und erklärte sich selbst zum Kom- 
mandanten der Marine- und militärischen Expedition nach Kalifornien. Der Präsident 
der Vereinigten Staaten desavouierte diese unautorisierte Handlung und rief Jones 
zurück. Verd. hier besonders Adams: English interest in Califomia, Am. H i s t. 
Rev., Bd. XIV (1908—1909) S. 744 ff., der von tatsächlidi stat^habten Er- 
wägungen Enelanc^ in bezug auf den Erwerb von Kalifornien in dieser Zeit nach 
neuem englisiäen Quellenmaterial berichtet. Vergl. weiter z. B. v. Holst (engL 
Ausg.), Bd. 11 S. 615 ff. ; C a r r 1 , S. 57 f . An Quellenmaterial z. B. H. E x. D o c. 
27. Gong. 3. sess., Bd. V (1842—1843) Nr. 166. 

1) M r e , VI S. 482 f . Vergl. die dort angefühlten Manuskripturkunden. 

*) M S. I n s t. , France XXI S. 172: „That acquisition of Haytian territory 
bv France would conflict with the prindples of our public policy kno^^n as the 
Monroe doctrine.*' 
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Staatssekretär Bayard instruierte den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in England, Mr. Phelps, unter dem 24. Februar 
1887, er solle, falls er f&nde, daß etwas an der Sache sei: 

„in geeigneten Ausdrücken gegen die Yollzieliung einer Maß- 
nahme seitens der Begierung ihrer Britischen Majestät remon- 
strieren, welche die gut bekannten Prinzipien der Monroedoktrin 
verletzen würde.^) 

f ) Die Yereiiigten Staaten und der Erwerb 
der MarfarHa- Insel dnroh Deuttohland.') 

Der letzte hier zu erwähnende Fall richtete sich gegen 
Deutschland. Deutschland scheint um das Jahr 1901 den Er- 
werb der zu Venezuela gehörigen Eüsteninsel Margarita erwogen 
zu haben. 

Hiergegen richtete sich der Widerspruch der amerikanischen 
Begierung. Staatssekretär Hay beauftragte den Charge d'Affaires 
der Vereinigten Staaten in Berlhi, Mr. Jackson, unter dem 10. April 
1901,') der deutschen Begierung zu eröffnen, ein solcher Versuch 
werde „im Hinblick auf die vor langer Zeit erklärte und weit be- 
kannte Politik der Vereinigten Staaten eine Quelle der Unruhe 
für diese Begierung sein, wenn nicht sogar zur Störung der kor- 
dialen und freimütigen Beziehungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und der betreffenden Macht führen.'* ^) 



») M S. I n B t. , Great Britain XXVIII S. 272 (M., VI S. 433, wo eine Reihe 
weiterer Manuskripte zitiert sind). Der englische Text lautet: „to remonstrate, 
in suitable terms, against the consmnmation of any measore on the part of Her 
Britannic Majestys Government, which wonld violate the well known prindples 
of the Monroe doetrine". 

')lK)ore, Digest, VI S.583. 

s) Der englische Text dieser Bemerknng lantet nach M o o r^ „Having 
in view the long declared and widelv known policy o! the United States, any attempt 
on the part of a European power to acquire the Venezuelan ooastnsland of Margarita 
„would be a source of concem to this Goyemment, if dot tending to the embar- 
rassment of the cordial and frank relations*' between the United States and such 
power". (MS. Inst, Germany XXI S. 283; die iibrige zu dieser Angelegenheit 
ergangene Korrespondenz ist vertraulich.) 

«) Em Beleg dafür, wie stark die Monroedoktrin die Haltung der amerika- 
nischen Regierung auch in kleinsten Dingen zu beeinflussen ist geeignet, ergibt 
sidi aus folgendem : Als im Jahre 1877 eine New Yorker Zeitung das Gerfidit ver- 
breitete, Spanien wolle PortoRicoan Deutschland abtareten, wurde der Gesandte 
der Vereinigten Staaten in Madrid, Mr. Gushing, sofort bei der spanischen Regierung 
vorstellig. Der Erfolg war, daß das Gerücht als unbegründet von der spanischen 
Regierung aufs emphatisdiste verneint wurde. (For. Rel. 1874 S. 907, 912, 
1913 f.)^ 

16* 



Digitized by 



Google 



244 Zvci^' Abschn. Die Monroedoktrin von der Botschaft bis zur Gegenwart. 

4. Die Unanwendbarkeit der Monroedoktrin auf Selbst- 
bilfebandlungen nichtamerikanisoher Staaten gegen- 
über amerikanischen, die zu dem Zwecke vorgenommen 
werden, die amerikanischen zur Erfüllung ihrer inter- 
nationalen Verbindlichkeiten anzuhalten. 

a) Einführende Bemerkungen. 
Zur schärferen Beleuchtung der Tatsache, daß die Verbote 
der Monroedoktrin tatsächlich nur unter dem Gesichtspunkte der 
Verhinderung nichteuropäischen Machtzuwachses in Amerika er- 
lassen sind, mögen einige Ausführungen darüber angefügt werden, 
daß bei Verneinung dieses Gesichtspunktes die Vereinigten Staaten 
konsequent ihre Befugnis zum Einschreiten auf Grund der Monro^- 
doktrin verneint haben. Insbesondere haben sie eine Vermischung 
von Drago- und Calvo- Doktrin mit der Monroedoktrin bisher 
abgelehnt.^) 

Wir sind in dieser Beziehung bereits einer Beihe von Belegen 
begegnet. Wir haben insbesondere mehrere Male gesehen, daß die 
Vereinigten Staaten ausdrücklich die prinzipielle Befugnis nicht- 
amerikanischer Staaten, gegen amerikanische wegen zugefügter 
Kränkungen vorzugehen und sogar zum Kriege zu schreiten, zu- 
gegeben haben. 

Erinnert werden mag dabei z. B. an die Äußerung des Staats- 
sekretärs Seward in seiner Instruktion an die Herren Lord Lyons, 
Mercier und Tassara vom 4. Dezember 1861: 2) 

„Die repräsentierten Souveräne haben ein unzweifelhaftes 
Becht, für sich selbst die Tatsache zu entscheiden, ob sie Krän- 
kungen erlitten haben und zum Kriege gegen Mexiko zu schreiten 
zu dem Zwecke, sich Genugtuung dafür zu verschaffen. . . .'* 
Weiter mag Olneys Bemerkung hervorgehoben werden:') 
„Die Monroedoktrin entbindet nicht irgend einen amerika- 
nischen Staat seiner durch das Völkerrecht festgesetzten Ver- 
pflichtungen, noch hindert sie irgend eine direkt interessierte 
europäische Macht daran, solche Verpflichtungen zu erzwingen, 
oder verdiente Bestrafung für ihren Bruch aufzuerlegen." 

^) Ein Literaturverzeichnis über Drago- und Calvo-Doktrin ist 
den Nachweisen zum Yenezuela-Schnldenfalle angefügt worden. Vergl. unten S. 253 
Anm. 1 zu S. 252. 

<) Siehe oben S. 121. 

') Siehe oben S. 171 ff. 
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Und endlich kommt hier beispielsweise die Bemerkung des 
Präsidenten Roosevelt in seiner Jahresbotschaft vom 3. De- 
zember 1901 in Betracht:^) 

„Wir leisten keinem Staat gegen Bestrafmig Garantie, falls 
er sich schlecht fährt, vorausgesetzt» daß die Bestrafung nicht 
die Form des Landerwerbs durch eine nichtamerikanische Macht 
annimmt." 

Wir waren weiter in der untätigen Haltung der Vereinigten 
Staaten einmal gegenüber dem gemeinsamen Vorgehen Englands, 
Frankreichs und Spaniens gegen Mexiko,') sowie andererseits in 
ihrem Verhalten gegenüber der Blockierung nicaraguanischer 
Häfen durch England wegen Insultierung englischer Untertanen ') 
in Bluefields im Jahre 1895 bereits zwei Fällen begegnet, in denen 
die hier behandelte Grenze der Monroedoktrin mit antitetischer 
Schärfe hervorgetreten waren. 

Die Geschichte bewahrt eine Fülle weiterer Belege für eine 
derartige Begrenzung der Monroedoktrin auf. 

Es liegt eine große Beihe von Begebenheiten vor, in denen 
nichtamerikanische Mächte, sei es zur Erlangung von Genug- 
tuung für zugefügtes Unrecht, sei es zur Beitreibung von ver- 
mögensrechtlichen Ansprüchen, die entweder auf Bechtsgeschäft 
oder DeUkt gestützt wurden, im Interesse ihrer souveränen Würde 
oder ihrer Untertanen zu den verfügbaren Mitteln der Selbsthilfe, 
wie Friedensblockaden, Embargo, Eepressalien oder auch kriege- 
rischen Maßnahmen unbehindert durch die Vereinigten Staaten 
geschritten sind. 

Es wäre müßig, hier eine voUstänidge Sammlung dieser ein- 
ander sehr ähnlichen und größerenteils bedeutungslosen Fälle zu 
veranstalten. 

Doch mögen einige instruktive Beispiele ganz kurz angeführt 
werden. 

b) Kleinere Fälle.*) 

Blockade mexikanischer Häfen 
durch Frankreich In Jahre 1838. 

Ein solcher Fall ereignete sich im Jahre 1838. 

1) Siehe oben S. 225 Anm. 2. 
«) Siehe oben S. 117 ff. 
^ Siehe oben S. 113. 

*) Vergl. zn dem folgenden vor allem die sehr gründliche mid verdienstlicha 
Abhandlmig von Falcke: „Die Friedensblockade**, gedmckt in Niemeyers 
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Frankreich erhob damals gegen das tief verschuldete Mexiko 
Ersatzansprüche für Verluste, die französische Untertanen in 
mexikanischen Wirren erlitten hätten. Mexiko lehnte ab, diesem 
Verlangen nachzukonmien und bestritt prinzipiell seine Ver- 
pflichtung, für derartigen Schaden zu Ersatzleistungen verbunden 
zu sein. Frankreich stellte daraufhin der mexikanischen Begierung 
am 21. März 1838 ein Ultimatum und belegte die mexikanische 
Küste durch Erklärung vom 14. April 1838 mit einer Blockade.^) 
Am 30. November 1838 erklärte der mexikanische Kongreß den 
Krieg gegen Frankreich.*) Im Verlauf dieses Krieges wurde am 
27. November 1839 Vera Cruz bombardiert. 

Die Vereinigten Staaten haben sich der ganzen Angelegenheit 
gegenüber passiv verhalten.') 

BlMkiemng der brasilianitchen 
Küste durch England 1861. 

Ein weiterer Fall mag aus dem Jahre 1861 hervorgehoben 
werden.^) In diesem Jahre scheiterte die englische Barke Prince 
of Wales an der brasilianischen Küste. Der britische Konsul 
Vereker ermittelte, daß das Wrack geplündert und einige Mit- 
glieder der Besatzung ermordet worden seien. Zur Erzwingung von 

Z e i 1 8 c h r. , Bd. XIX (1909) S. 63 ff., auf die für Einzelheiten verwiesen werden 
kann. Insbesondere verri. die von ihm außer den hier erwähnten Bebpielen weiter 
behandelten Fälle: ,3k>ckade der Häfen New Granadas durch England 1837 
S. 96—100; ,31ockaden des Hafens von San Juan (Greytown) in Nicaragua 
durch England 1842 und 1844'* S. 118— 112 (veni. dazu auch oben S. 100 ff); 
,31ockade uruguayisdier Häfen durch £kigland una Frankreich 1845—1847, durch 
Frankreidi 1847—1850"; „Blockade aigentinischer Häfen durch England und 
Frankreidi 184&— 1847, durch Frankreich 1847—1848" S. 120—130. 

Besonders wertvoll sind auch die von Falcke gegebenen ausführlichen 
Quellen und Literaturangaben. 

^) Die Notifikation ist abgedruckt in Br. and For. State Papers, 
XXVI S. 725 f. 

') Veri^. Br. and For. State Papers, XXVI S. 1123 f. 

') Vergl. jedoch die Botsdiaft des Präsidenten Bustamente von Mexiko 
zur Eröffnung des mexikanisdien Kongresses vom 1. Jan. 1839. Dort heißt es nach 
B r. an d Fo r. S täte Paper s 18S^1839 S. 1173: „The Cabinel^of St. Jamee 
offered their mediation and the President of the United States also has shown his 
eamest desire fhat fhe two countries may arrive at an accomodation." 

«) Vergl. zu diesem Falle besonders Br. and For. State Papers, 
Bd. 54 (1868—1864) S. 579 ff.: Gorrespondence between Great Britain and Brazil 
relative to the Plunder of the Wreck of the British Barque Prince of Wales, on 
the Goast of Brazil, in June 1861 ; and to the Bl-treatment of Officers of Her Majestys 
ship Forte by a BrazUian Police Guard, in June 1861—1863. VergL beionders 
Falcke, S.146— 150; auch Wheaton, S.415f. und Stapleton, I.e. 
S. 262 ff. 
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Genogtoang hierfür, ebenso wie für die Einsperrung und angeblich 
sohlechte Behandlung angetrunkener englischer Offiziere von 
H. M. S. Forte durch kaiserUch brasilianische Beamte»^) blockierte 
England den Hafen von Bio de Janeiro, kaperte fünf brasilianische 
Schiffe und zwang Brasilien zur Zahlung von 3 200 Pfund Sterling,*) 
die am 26. Februar 1863 erfolgte. 

Auch in dieser Angelegenheit, die schließlich zur Suspension 
der diplomatischen Beziehungen zwischen beiden Ländern führte, 
haben die Vereinigten Staaten sich nicht eingemischt. 

Krieg zwischen Spanien und den Republilcen 
an der Wettküste von Südamerilca 1864-1866. 

Ein besonders belehrendes Beispiel ist die Haltung der Ver- 
einigten Staaten in dem Streite zwischen Spanien und Peru während 
der Jahre 1864 — ^1865, der sich dann in dem Kriege zwischen den 
vereinigten Kräften von Chile, Peru, Ecuador und Bolivia gegen 
Spanien in dem Jahre 1865 bis zu seinem faktischen Ende im 
Mai 1866 fortsetzte.») 

Der Streit zwischen Peru und Spanien hatte seine Quelle 
einmal in der Weigerung der peruanischen Begierung, alte, noch 
in der Kolonialzeit entstandene Verbindlichkeiten zu garantieren 
und femer in der sogenannten Talambo-Angelegenheit. 

Bei dieser handelte es sich um eine Bauferei zwischen Peru- 
vianem und den Einwohnern einer Ansiedlung spanischer Basken 
in der Nähe von Talambo. Dabei waren sowohl Basken wie Peru- 
vianer getötet worden. 

Die spanische Begierung verlangte von Peru Genugtuung und 
entsandte eine Spezialkommission zur Untersuchung des Falles. 
Die peruvianische Begierung lehnte es ab, diese Kommission zu 
empfangen. 

^) Biese Angeleeenheit wurde dem belgischen König zum Schiedsspruch 
vorgelegt, der am 18. Juni 1868 entschied: „n n*y a en ni p^mMitation d'onense, 
ni onense envers la marine Britannique**. (Br. andFor. StatePapers, LIII 
1862-1863 S. 160 f.) 

*) Vergl. das Memorandum inBr. andFor. StatePapers, 1868—1864 
S. 526 ff. 

') Vergl. zu diesem Kriege insbesondere folgende Literatur: B r. a n d F o r. 
State Papers, besonders den LVI. Band. Dipl. C o r r. besonders 1864, 
III u. IV, 1866, II; Moore, VII, 9ff, VI, S.446f.; Akers, S. 606 ff.; C^s- 
pedes, S.336ff.; Moore, Arbitrations V S.6048ff.; US. Naval War 
College, Litemational Law Situations (1901) S. 23 ff. (insbesondere Aber das 
Bombardement von Valparaiso); T u c k e r , S. 118 f. . 



Digitized by 



Google 



248 Zweiter Abschn. Die Monioedoktrin von der Botschaft bis zur Gegenwart. 

Darauf besetzte eine spanische Squadron am 14. April 1864 
die zu Peru gehörigen und für die Gewinnung von Guano wert- 
vollen Chincha-Inseln. 

Die Vereinigten Staaten erhoben zunächst bei der spanischen 
Regierung Vorstellungen, insbesondere deshalb beunruhigt, weil 
von Aussprüchen spanischer Staatsmänner berichtet wurde, die 
dahin gingen, Spanien habe die Selbständigkeit Perus niemals 
anerkannt und könne deshalb seine alten Bechte auf die Chincha- 
Inseln wieder aufnehmen. 

Staatssekretär Seward instruierte den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in Spanien, Mr. Koemer, unter dem 19. Mai 1864 
dahin, er möge der spanischen Regierung Mitteilung davon machen, 
daß die Vereinigten Staaten den Wiedererwerb von Peru durch 
Spanien nicht gleichgültig mit ansehen werde.^) 

Der spanische Minister für auswärtige Angelegenheiten ver- 
sicherte darauf, der spanischen Regierung lägen derartige Ab- 
sichten völlig fem,*) eine Versicherung, die von ihm zu Anfang des 
Jahres 1865 in einem Rundschreiben an die Repräsentanten 
Spaniens in Europa und Amerika wiederholt wurde. Dort hieß es: ') 
„Was immer das Ende und die Erledigung zukünftiger 
Ereignisse sein möge, die spanische Regierung leugnet jetzt 
wieder jedwede Absicht auf Wiedereroberung und Beherrschung 
auf dem Gebiete der amerikanischen Kontinente ab.*' 

Die Vereinigten Staaten haben sich bei diesen Versicherungen 
beruhigt. 

Am 27. Januar 1865 hatte der Präsident von Peru mit Spanien 
einen Friedensvertrag geschlossen, wonach Spanien die Chincha- 
Insehi verlassen, Peru dagegen die Kosten der spanischen Expe- 
dition zahlen und die verlangte Bürgschaft leisten sollte. Die 
Peruvianer hatten darauf, empört über einen solchen, ihnen ent- 
würdigend dünkenden Vertrag, den Präsidenten beseitigt und waren 
im Bündnis mit Chile, Ecuador und BoUvia zum Kriege gegen 
Spanien geschritten.*) 

1) Dipl. Corr. 1864, IV S.23f. 

«) Dipl. Com, IV S.30f., 1864. 

') Nach Annaal Ree. ffii 1866, S.256: „that whatever may be the 
tennination and setüemrat of fntare events, it now again disavows any view of 
reconquest and domination in the territory ol the American continents.'* 

*) Veigl. hier Br. and For. State Papers, Bd. LVI S.709, wo die 
Kriegserklfirong vom 14. Jan. 1866 steht; veigl. femer das Defensiv- und Offensiv- 
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Die Vereinigtai Staaten haben sich auch hier untätig ver- 
halten. 

Lediglich, als die spanische Begierung Anstalten machte» 
wiedertun die Chincha-Insehi zu besetzen,^ begannen sie sich zu 
rühren. 

Staatssekretär Seward ließ, nachdem er einen formalen Protest 
gegen diese Maßnahme nach Bücksprache und auf Yeranlftssung 
des spanischen Gesandten in Madrid, Mr. Tassara, abzusenden unter- 
lassen hatte, vertraulich und in freundschaftlicher Weise der 
spimischen Begierung, ohne in schriftliche Korrespondenz darüber 
einzugehen, mitteilen: 

„daß der Präsident aufrichtig und ernstlich erwartet, Spanien 
werde nicht zu einer Wiederbesetzung der Chincha-Inseln 
schreiten, denn ein solches Vorgehen würde dazu führen, die 
harmonischen Beziehungen mit der Begierung Ihrer Katho- 
lischen Majestät ernstlich zu stören, von denen es das Ver- 
langen des Präsidenten ist, daß sie nicht unterbrochen werden 
möchten.** 1) 

Im übrigen haben die Vereinigten Staaten sich darauf be- 
schränkt, in dem Streite wiederholt (ebenso wie andere Mächte, 
insbesondere Frankreich und England) ihre guten Dienste an- 
zubieten.^) Sie haben auch gegen die völkerrechtswidrige Bom- 

Bündnis Perus mit Chile vom 5. Dez. 1866, eod. S. 707, sowie die definitive Kon- 
vention einer Offensiv- und Defensiv-Allianz zwisdben Chile und Peru vom 30. Jan. 
1866, eod. S. 711. Weiter besondere vere;l. in diesem Zusammenhange den Allianz- 
vertrag zwischen Bolivia, Chile, Cotombia, Ecuador, San Sah^or und Venezuela 
vom 10. Julil866, in Martens, N.R.G., XX S.696 und Arch. Dipl., 

1865, IV S. 114 f. (eine Allianz: „dans le but de faire obstacle k Fingörence euro- 
p^nne dans les affaires am^ricaines'*). 

Die dipbmatischen Beziehungen zwischen Spanien und Chile waren fibrigens 
schon am 17. November 1866 atoebrochen worden (Br. and For. State 
Pap e r s , LV S. 296). Die Gründe dafür waren hauptsächlich Chiles feindsetige 
Haltung Sp|anien gegenüber in dessen Streite mit Peru. Besondere beklagte sidi 
Spanien, seine Flagge sei insultiert worden. Vergl. für die gegenseitigen Vorwürfe 
insbesondere das undatierte Gegenmaoifest des chilenischen Minis&re für aus- 
wärtige An^legenheiten (etwa vom 29. Okt. 1866) in D i p 1. C o r r. 1866, Teil II 
S. 849, sowie das Zirkular des spanischen Ministen des Auswärtigen vom 23. Nov 

1866, eod. Teül S.684ff. 

>) Vergl. S e w ar d an Haie am 16. Juli 1866; M S. In s t. , Spain XV S. 565 
(M., VIS. 607 f.) 

*) Veigl. z.B. Seward an Haie, ll.Dez.l866 in Dipl. Corr. 1866, 
IS.565;Derselbean Sefior Asta Buruaga, diilenischer Gesandter in Washington , 
am 19. April 1866, eod. II S. 426; D &r s e Ib e an Prevost unter dem 21. April 1866 
(Auftrag zur Anbietung guter Dienste Ecuador gegenüber), eod. II S. 465. 
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bardierung des unbefestigten Valparaiso durch die 
spanische Flotte am 31. März 1866 protestiert.^) 

Ihren Bemühungen ist es schUeßlich weiterhin gelungen, daß 
sich am 20. Oktober 1870 in Washington eine Konferenz von Ver- 
tretern der Streitparteien unter dem Vorsitze des Staatssekretärs 
Fish zusanunenfand, deren Ergebnis die Unterzeichnung wenigstens 
eines allgemeinen Waffenstillstandes von unbestimmter Dauer 
war, ein Waffenstillstand, der erst nach drei Jahren und nach 
einer durch Vermittlung der Vereinigten Staaten erfolgten Auf- 
künctigung enden sollte und der den bereits eingestellten Krieg 
tatsächUch zu seinem Schluß brachte.*) 

Irgend eines autoritativen Eingreifens in der ganz^i An- 
gelegenheit haben sich die Vereinigten Staaten jedoch streng ent- 
halten. 

Daß dies auf gnmdsätzUchen Erwägungen der ameri- 
kanischen B^erung beruhte, ergibt sich aus einem Schreiben 
des Staatssekretärs Seward an Mr. Kilpatrick, den Gesandten der 
Vereinigten Staaten in Chile, vom 2. Juni 1866, in dem Seward 
mit Bezugnahme auf diesen Krieg u.a. erklärt:') 

„Wir gestehen deshalb jeder Nation das Becht zu, Frieden 
oder Krieg zu machen für solche Gründe, welche sie für gerecht 
und weise hält, falls sie weder poUtisch noch ehrgeizig sind.'' ^) 



^) Vergl. hier besonders den mit einer langen Sadidarstellung versehenen 
Protest der diilenischen Reeierong vom 1. April 1866 in Dipl. Gorr. 1866, II 
S. 421 f. 

Über die Bemfihnngen der Vereinigten Staaten im Verein mit den Abri^en 
Großmächten die Bombardierung zu mndem, versl. besonders General Kil- 
pa tricks ausführlichen Bericht an den Staatssekretär Seward vom 2. April 
1866, eod. S. 386 ff. Über die völkerrechtLiche Beurteilung der Bombardierung 
und darüber, dafi sie ein „simple aet of devastation** war, vergl. z. B. Hall 
S. 532 und auch die Ausführungen in dem Protest des Konsukrkorps an den 
Admiral Menez Mendez Munez vom 27. MSrz 1866, Dipl. Gorr., eod. S. 403. 

«) Moore, VII S.9ff.; Derselbe in Arbitrations V S. 6048 ff. 

•) D i p 1. C r r. 1866, II S. 413. „We therefore concede to every nation 
the right to make peace or war, for such causes other then political or ambitious 
as it think right and wise.** 

4) T ü c k e r , S. 118 f. führt den Krieg in dem Kapitel „Kleinere Gelegen- 
heiten*', in denen die Monroedoktrin angewendet wurde, an. Dies ist fehlerhaft. 
Tatsächlich kann er lediglich nach derAnnualGyclop. 1865, S. 654 anführen, 
daß die Untertanen der Vereinigten Staaten, die in Lima und Galiao wohnten, am 
27. April 1865 sechs Resolutionen faßten: „Emphatically affirming the principle 
of the Monroe doctrine, and dedaring that in the recognitum of that doctrine „con* 
sists the safeguard and only defense of the sister-republics of tius continent." *' 
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Fall Luders 1897. 

Emile Luders,^) ein deutscher Staatsangehöriger, der sich in 
Haiti angesiedelt hatte, war verhaftet worden, weil er einen Schutz- 
mann, der einen von Läders Leuten wegen Zurückhaltung eines 
Schlüssels festnehmen wollte, aus seinen Geschäftsräumen verwiesen 
hatte. Er wurde wegen des Angriffs auf den Schutzmann zuerst 
zu einem Monat Gefängnis und auf seine Appellation hin in einem 
andern Verfahren zu einem Jahr Gefängnis und einer Geldstrafe 
verurteilt. 

Der deutsche Vertreter in Haiti erhielt von der deutschen 
Begierung den Auftrag, von dem haitischen Präsidenten Lüders 
Befreiung, Beseitigung der ihn verurteilenden Bichter, Einsperrung 
des betreffenden Schutzmanns, sowie eine Lidenmität von etwa 
4000 Mark für jeden Tag Gefängnis vor der zweiten Entscheidung 
und etwa 20 000 Mark für jeden Tag nach dieser zu fordern. 

Der Präsident, dem der deutsche Vertreter diese Ansprüche 
auf einem öffentlichen Sonntagsempfange vortrug, weigerte sich, 
sie anzunehmen. 

Später erklärte er sich damit einverstanden, die vom Deutschen 
Beich verlangten etwa 80 000 Mark zu zahlen. 

Die deutsche Begierung hatte aber unterdessen ihre Forde- 
rungen wiederum anders präzisiert und sandte zu deren Durch- 
setzung zwei deutsche Kriegsschiffe nach Haiti, die am 6. De- 
zember 1897 vor Port au Prince erschienen. Ihr Kommandeur 
drohte die Beschießung von Port au Prince an, falls Haiti nicht 
eine Schadensersatzsumme von etwa 120000 Mark zahle. Lüders 
Bückkehr gestatte und für seine Sicherheit sich verbürge, für die 
Behandlung des kaiserUchen Vertreters Abbitte leiste und in 
Wiederherstellung der gegenseitigen Beziehungen, sowie den 
sofortigen Empfang eines deutschen Bepräsentanten wiUige, Be- 
dingungen, die die haitische Begierung sämtlich erfüllte.^) 

Die Vereinigten Staaten sahen keinen Anlaß, das deutsche 
Vorgehen zu hindern. Der Gesandte der Vereinigten Staaten in 
HbIü war es sogar, der Lüders Entlassung aus dem Gefängnis ver- 
anlaßt und ihn nach New York gesandt hatte. 



i)NaGh Moore, VI S. 474 f . (§ 954), 

*) StaatBsekret&r ShermananMr. Butell anter dem 29. Dez. 1897, 224, 
MS. Dom. Let. XXXII (Moore, S.474f.) 
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In einem Schreiben an den Gesandten der Vereinigten Staaten 
in Haiti, Mr. Powell, vom 22. Dezember 1897 machte Staats- 
sekretär Sherman folgende bezeichnende Ansfähnmgen, welche die 
Unanwendbarkeit der Monroedoktrin auf derartige Fälle aas- 
drücklich betonen. Sherman erklärte, 
„diese Begierung ist nicht irgendwie verpflichtet, in die fort- 
während wiederkehrenden Zänkereien der Bepnbliken auf dieser 
Hemisphäre mit andern Staaten sich verwickeln zu lassen. 
Die Monroedoktrin, auf die Sie Bezug nehmen, ist auf den vor- 
liegenden Fall völlig unanwendbar, und die Beziehungen und 
Interessen dieser Begierung zu ihren Nachbarn werden nicht 
durch irrtümliche Auffassungen des Gesichtskreises der von 
Präsident Monroe verkündeten und seitdem streng befolgten 
PoUtik gefördert." *) 

4% L. ..A c) Der Venezuela- Schuldenf all.*) •) 

Geschichte. ' ' ' 

Vor allem ist aber hier als letzter Fall das gemeinsame Vorgehen 
Englands und Deutschlands, denen sich später Italien zugesellte, 

MMS. Inst, Haiti IV 28 (M., VI S.474f.) 

Der englische Text lautet: „This Government is not ander anv Obligation 
to beoome involved in the constantlv recurring qnarrels of the republics of this 
hemisphere with other states. The Monroe doc&ine, to which jou refer, is wholly 
in applicable to the case, and the relations and interests of this Government with 
its neighbors are not benefitted by erronneous conceptions of the scope of the policy 
announced by President Monroe and sinoe strictly foUowed/* 

') verd. hier die folgenden literatumacbweisangen. Br. Acc. andPapers 

1902, CXXa Cd. 1372 (Venezuela Nr. 1, 1902): Correspondence respecting the 
affairs of Venezuela. Br. Acc. and Papers 1903, LXXXVII, Cd. 1399 
(Venezuela Nr. 1, 1903): Gorr. respectinf the äff. of Venezuela, 1903. 

Br. Acc. and Papers 1904, CXI, Cd. 1941, Venezuela Nr. 1, 1904. 
Award of the tribunal of arbitration. 

Br. and For. State Papers, Bd. LXLV (1901—1902), besonders 
S. 1054 ff.: Gorr. respecting the affairs of Venezuela usw., Bd. LXLVI (1902 bis 
1903) S. 439 ff. (Fortsetzung der Korrespondenz. 

For. Rel. besonders die B&nde von 1901, 1902, 1903; Sen. Doc. 316, 
58. Gong. 2. sess.: Ralston, Jacteon, Harvey: Venezuelan Arbitration of 

1903, indudini; protoooUs, personals and mies of commissions, opinions and summary 
of awards, witn appendiz oontaining Venezuelan Yellow Book of 1903, sowie 
B w e n , Pamphlet, entitled, „Venezuelan protocoUs'* and „Preferential question'% 
Hague dedsion, with history of reoent Venezuela revolutions, Washington 1903; 
Ralston , Jackson, Harvey: Report of French Venezuelan rnived commission 
of 1902, Washington Sen., Doc. Nr. 533, 59. Gong. 1. sess. (Supplement to Vene- 
zuelan Arbitration 1903); The Venezuelan arbitranon before the Hague tribunal 
and 1903, aua^egeben 1905, 58. Gong. 3. sess. Sen. Doc. Nr. 119 (gibt auch 
das britische Blau buch von 1903). 

Ar eh. Dipl., besonders 3. Ser., Bd. LXXXVII (Sept. 1903) Nr. 9 
S. 257 ff.; Bd. LXXXVIII Nr. 10-12 (Okt. 1903) S. 89ff.; 3. Ser., Bd. XCII 
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zum Zwecke zwangweiser Beitreibung vermögensreohtlicher An- 
spräche ihrer Untertanen gegen die Bepublik Venezuela in den 

Nr. 11 und 12 (Nov./Dez. 1904) 8. 191 ff., 397 ff.; 3. Ser. usw.; St. A., 
Bd. LXVIII S. 121ff. ond S. 290ff.; Bd. LXIX S. 257ff.; Venesuela 
ante el conflicto oon las potencias aliadas Alemaoia, In^tena 6 Italia 
en 1902—1903, 2 Bde., Car&cas 1906 (eine anonyme Compilation, 
gefertigt von General Manuel Landalto Rosales, unter Direktion 
von K. Teile Mendosa; Reo. des aotes et protoooles ooneemant 
le litige entre FAllemanse, TAngleterre et Tltalie d'un part et le Vte6zuela 
d'autre part usw., Hague 1904; B o w e n , Herbert W.: Gorrespondence and Gable- 
fframs relating to the Venezuelan protocols, Washington 1903; Drago, Luis 
Maria, La Republica Argentina y el caso de Venezuela: documentos, juicios v 
oomentarios usw., Buenos Aires 1903: Moore, VI S. 686 ff., A n n u a 1 G y c 1. 
besonders 1902, International Year book 1902, 

Antokoletz, S. 93ff.; De Barral Montferrat, S. 266 ff.; 
Basdevant, L^action corrective Anglo. germano-italienne oontre la V^ntoiela, 
R. G., XI (1904) S. 362 ff.; B e n i s t , Charles, Les affaires du Vöntoiela, Revue 
des deux mondes, V. P^r., Bd. XIII (Jan. 1903) S. 229 ff.; C o b b e 1 1 , S. 339 ff.; 
Dunning, S.21ff.; Edgineton, S. 267 ff.; Hershey, Amos S., The 
Venezuelan affair in the Ught of international Law; in Am. Law Reg.^ Bd. XLII, 
neue Ser. (Mai 1903) S. 249 ff.; A Jeffersonian Demokrat: The Venezuela 
affair and the Monroe doctrine in N. Am. Re\. GLXXVII« (1903) S. 321 ff.; 
Mallarm4, L*arbitn^ V6nfeu61ien devant la oour de la Haye, 1903—1904, 
R. G., Bd. XIII (1906) S. 423 ff . ; P e n f i e 1 d , W. (SoUicitor of the Department 
of State): The Anglo-Oerman Intervention in Venezuela, in N. A m. R e v. 1903, 
Bd. GLXXVII 1 S. 86 ff . ; T u c k e r , Supplement von 1906, Gap. XI S. 133 ff. 

Zur Drago- und G a 1 \ o - D o k t r i n mag folgende Literaturauswahl 
hier angefahrt werden: 

A 1 V a r e z , 1910 S. 237 ff. ; D e r s e 1 b e , A. J., III S. 332 ff . ; B a r , L. v., 
De la responsabilit^ des Etats h raison des dommages soufferts par des 6trangers 
en cas de troubles, d'6meute ou de guerre civile in It. J., XXXI (1891) S. 464 ff.; 
Barclay, Sir Thomas, Problems of international practice and diplomacy, S. 116 £L 
B w e n ,* Herbert W., The Monroe, Galvo and Drago Doctrine in the Independent 
Bd.LXVI (1907, April) S.902ff.; Goolidge (Engl Ed. 1912) bes. S. 296 ff.- 
Despagnet, S. 274 ff.; D r a g o , L. M., La republica Aigentina y el caso del 
Venezuela usw., 1903, Buenos Aires; Drago, Gobro oocritivo de doidas publicas, 
1906. Buenos Aires; D r a ^ o , State Loanes in their relation to international Law. 
A. J., I (1907) S. 692 ff.; dies ist die englische Übeisetznng der folgenden Sdirift: 
Les Imprunts d'Etat et leurs rapports avec la politique international, R. G., XIV 
(1907) d. 261 ff.;auch separat, Paris 1907; Dunning, S.22ff.; Edgington, 
S. 218 ff., 228 ff., 245 ff., 248 ff., 261 ff.; P r i e d , Die zweite Haacer Friedens- 
konferenz, S. 119; Halguin, Jos6, La Doctrine de Drago, Haag 1907; 
H e r s h e y , Amos S., The Galvo and Drago doctrines, in A. J. 1 1907) S. 26—46; 
Aiggins, S. 180 ff.; Kennedy, (äamonne, The Drago doctrine, in N. 
Hm. Rev., Bd. GLXXXV (31. Juli 1907); La tan 6, The fordble coüection 
of international debts, in Atlantic Monthly, Bd. XXII (Okt. 1906} S. 646 ff.; 
Macdonnel, South American Republics and the Monroeaoctrine in 
19. Genturv, Bd. LIII (1903) S. 687 ff.; Moulin, La doctrine de Drago, 
R.G., Bd.'XIV (1907) S.417ff.; Derselbe, La doctrine de Draeo, in 
„Questions de droits des gens et des politiques internationales**, Paris 1908 (eine 
sehr nützliche Sammlung von Dokumenten und Artikeln zur Drago-Dokmn). 
Oppenheim, I S. l&f.; Raven, Geschichte und Bedeutung der Drago- 
DoKtrin, in Marine-Rundschau 1909; Scott, International Law and Drago- 
Doctirine, N. Am. Rev., Bd. GLXXXIII (6. Okt. 1906) S.602f.; Derselbe, 
Hague (Convention restricting the use of force to recover on contract Claims, 
A. J., II S. 78fL; A de Sousa, Pinto, A Doutrina ae Drago, Recife, 1907; 
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Jahren 1902 — ^1903, und die dabei von den Vereinigten Staaten 
eingenommene Haltung hervorzuheben. 

Die Angelegenheit ist noch in frischer Erinnerung. Ihre Ge- 
schichte ist kurz wie folgt: 

Die deutschen Anspräche setzten sich zusammen aus In- 
demnitätsforderungen deutscher Untertanen für Verluste während 
der Bürgerkriege in Venezuela von 1898 — ^1900 und später, zweitens, 
unbezahlte Beträge an den Ingenieur Eeirl Henkel in Hamburg 
und die Aktiengesellschaft für Beton- und Montierbau in Berlin, 
sowie nichtbezahlten Zinsen einer aus Anlaß des Baues der großen 
venezuelanischen Eisenbahn ausgegebenen, 50 MiUionen Bolivares 
betragenden Anleihe, von der sich zwei Drittel in den Händen der 
Berliner Diskonto-Gesellschaft befanden. 

Die englischen Ansprüche bestanden einmal aus Forderungen 
für die Wegnahme englischer Fischerboote und Eüstenhandels- 
schiffe durch venezuelanische Eüstenwachtschiffe, ferner ebenfalls 
Indemnitätsbeträgen für Bevolutionsschäden, sowie drittens Klagen 
der britischen Inhaber der venezuelanischen Anleihen. 

Die venezuelanische Regierung ging von dem Standpunkte 
aus, daß vermögensrechtliche Ansprüche fremder Staatsangehöriger 
nach venezuelanischem Becht zu entscheiden und ebenso wie die 
Ansprüche venezuelanischer Untertanen zu behandeln seien. Sie 
hatte zur Prüfung der betreffenden Klagen demgemäß eine von der 
Begierung abhängige, lediglich aus Venezuelanem bestehende 
Kommission eingesetzt, die einen Teil derselben zurückgewiesen 
und einen andern Teil reduziert hatte. 

Die deutsche Begierung erkannte diese Entscheidung nicht 
an. Sie wies ebenso den Vorschlag des venezuelanischen Prä- 
sidenten Castro, die deutschen Ansprüche dem venezuelanischen 
Kongreß vorzulegen, zurück.^) 

Den englischen Ansprüchen stellte Venezuela insbesondere 
das Verlangen entgegen, daß, bevor die „anderen Angelegenheiten, 
die wechselseitig die venezuelanische Regierung und die Legation 

Strupp, II S. 106— 111, entiiält Dragos Schreiben vom 29. Dez. 1902 ; West- 
lake, J., The Hague C!onference, in Quarterly Rev., Januar 1908, S. 236 ff. 

«) Die Bezeichnung „Blaubuch** schlechthin ohne weiteren Zusatz in der 
folgenden Darsteüung bedeutet das oben angegebene Blaubuch vom Jahre 1903 
(LXXXVII, Cd. 1399). 

^) Vergl. dazu die Korrespondenz zwischen Deutschland und Venezuela im 
Venezuela-Gelbbuch, Sen. Doc. 119, 68. Ck)ng. 3. sess. S. 252 ff. 
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von Großbritannien betreffen", weiter erörtert würden, vorher der 
Fall der „Ban Beigh" erledigt werde.^) 

Dieser Fall, der völkerrechtlich besonders für die Frage der einem 
Staate einem andern gegenüber obliegenden Sorgfalt in Betracht 
kommt, ist folgender: 

„Ban Beigh"-Fall. 

Die „Ban Beigh" war ein Schiff, das in Aberdeen (Groß- 
britannien) ausgerüstet worden war. Ihr war, nachdem sein Kapitän 
sich in den Besitz englischer Papiere gesetzt hatte, die Erlaubnis 
erteilt worden, unter englischer Flagge auszulaufen. Diese Erlaub- 
nis war erteilt worden, nachdem der colombianische Gesandte in 
London der englischen Begierung erklärt hatte, das Schiff sei für 
die colombianische Begierung bestimmt und solle Waffen nach 
Colombia bringen^), und nachdem die englische Begierung sich 
ferner darüber vergewissert hatte, daß kein formeller Kriegszustand 
zwischen den unter gespannten Beziehungen sich befindlichen 
Begierungen von Colombia und der „liberalen" Castros bestehe.') 

Das Schiff war nach den venezuelanischen Gewässern ab- 
gefahren, hatte dort seinen Namen in „Libertador" geändert 
und war zum Dienste für die von General Matos gegen Castro 
gerichtete Bevolution verwendet worden, an den es am 2. Januar 
1902 von der colombianischen Begierung formell verkauft worden 
war,^) hatte Waffen in Venezuela verladen, den General Matos 
an Bord genommen und sogar die venezuelanische Küste beschossen. 

Die venezuelanische Begierung, die das Schiff für ein Piraten- 
sohiff erklärte,^) behauptete, die englische Begierung sei ihr zum 
Ersatz des durch die „Ban Beigh" zugefügten Schadens ver- 

{ »fliehtet, weil sie dadurch, daß sie dieses Schiff habe auslaufen 
assen, die ihr völkerrechtlich obliegende Sorgfalt verletzt habe.^) 

^) Vergl. besonders General Pachanoan Haggard unter dem 28. Febr. 1902, 
Blanbnch, S.76f. 

') Vergl. besonders Seiior P o n c e an Lansdowne, unter dem 15. Nov. 1901, 
Blaubuch, S. 45. 

3 Vergl. General Pachanoan Haggard, unter dem 20. Nov. 1901, l. c. S. 55 
a g g a r d an Lansdowne, 21. Nov. 1901, 1. c. S. 46. 

*) Vergl. Englisches Memorandum respecting the Steamship 
.3an ReW' or „Bolivar*' vom 19. Mai 1902, eod. S. 99 f. Noäi am 7. Mai 1902 
berichtet Mr. D i c k s o n an Lansdowne, dafi die colombianische Regierung das 
Schiff für ihr Eigentum erkläre. 1. c. S. 106. Vergl. endlidi H u d s o n an Lans- 
downe unter dem 1. Februar 1902, wonadi der eingetrae;ene Eigentümer dieses 
Schiffes, de Paula, ihm versichert habe, er habe das Schiu gekauft: „as a agent 
of the Ck)lombian Government and was instructed by them, after the purcnase 
had been completed at Martinique to transfer the vessel to Greneral Matos." 

*) Vergl. Castros Proklamation vom 30. Dez. 1901, 1. c. S. 62 f. 

*) Vergl. über die Angelegenheit überhaupt die ausführliche Korrespondenz 
in dem oft angeführten Blau buche, sowie är. and For. State Papers, 
Bd.XCV S.1054ff., sowie im Venezuela-Gelbbuch, Sen. Doc. 119. 
58. Gong. 3. sess. S. 324 ff. 
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Die deutsche Begierung hatte schon zu Ende des Jahres 
1901 ein zwangsweises Vorgehen gegen Venezuela erwogen, in dessen 
Verhalten sie einen frivolen Versuch, gerechtfertigte Ansprüche 
zu umgehen, sah.^) 

Im Verlaufe des Jahres 1902 war sie dann mit der englischen 
Begierung zu einer Einigung über ein gemeinsames Vorgehen 
gegen Venezuela gelangt.^) 

Am 7. Dezember 1902 stellten beide Mächte der venezue- 
lanischen Begierung ein Ultimatum.') 

Diese erklärte, es sei für sie unmöglich, den geltendgemachten 
Ansprüchen nachzukommen. Sie wiederholte ihre vorher vor- 
gebrachten Einwände nochmals und behauptete, ihre Kassen seien 
leer.*) 

Darauf gingen die beiden Mächte zu Gewaltmaßnahmen über. 

Am 9. und 12. Dezember wurden venezuelanische Schiffe 
festgenommen und drei davon versenkt.^) Am 16. Dezember 
wurde Puerto Cabello bombardiert.*) 

Am 11. Dezember stellte auch Italien, dessen Ansprüche 
gegen Venezuela sich wesentlich auf während der venezuelanischen 
Unruhen seit 1898 erlittenen Schaden italienischer Untertanen 
bezogen,^) und das seinen Kreuzer „Bausan** in die venezue- 
lanischen Gewässer gesandt hatte,') ebenfalls ein Ultimatum.') 

^) Veigl. das Piomemoria des Botschafters von Holleben an das Aus- 
wärtige Amt in Washington vom 11. Dez. 1901 in F o r. R e 1. 1901 S. 192. Ver^. 
femer: von Pilgrim-Baltazzi an den Minister für auswärtige Angelegen- 
heiten von Venezuela am 16. Juli 1901 in M a r t e n s , N. R. G., 8. ser. I S. 61. 

*) Vergl. die betr. Korrespondenz im Blaubuch, besonders Lansdowne an 
Bnchanan unter dem 23. Juli 1902, S. 129; englisches Memorandum für den deutschen 
Botschafter in London vom 22. Ost, 1902, S. 141ff.;Lansdownean Buchanan, 
26.Nov.l902, S.166f., idem an eundem am I.Dez. 1902, eod. S. 160. 

*) Siehe Ha^gardan Lansdowne, 7. Dez. 1902, eod. S. 166; das deutsche 
Ultimatum steht mi Venezuela-Gelbbuch, 1. c. S. 272 ff.; verel. die 
Antwort vom 29. Dez. 1902, S. 275; vergl. auch die Schriftstücke S. 2981. und 
S. 299 ff. 

«) Lansdowne an Buchanan, 13. Dez. 1902, Blaubuch, S.172. 

•) Vergl. Haggard an Lansdowne, 10. Dez. 1902, I.e. S. 167. 

«) Vergl. den Beridit des Kommandeurs Montgommerieandie englische 
Admiralität vom 16. Dez. 1902, 1. c. S. 174. 

') Vergl. einzetoes über die Ansprüche S e n. D o c, Nr. 316 S. 642 ff. atal. 
Ven. Mixed Claim Commission) 58. Cong. 2. sess. 

•)LansdowneanSirR. Dodd, unter dem 5. Dez. 1902, Blaubuch S. 165, 
und an Buchanan unter dem 9. Dez. 190J, 1. c. S. 166, auch Auswärtiges Amt 
an die Admiralität, unter demselben Tage, 1. c. S. 166. 

•) Vercl. Venezuela-Gelbbuch, I.e. S. 316 (Riva an Baralt, 
unter dem 11. Dez. 1902) sowie S. 317 f. (die Antwort vom 13. Dez.). 
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A.m 20. Dezember wurde eine kriegerische Blockade ^) der 
venezaelanischen Küste erklärt^) und dergestalt ausgeführt, 
daß Deutschland den Teil von La Guayra bis zur Grenze von 
Golombia, England den ostwärts liegenden Teil bis zur Grenze 
von Demerara und Italien, das unterdessen ein zweites Schiff 
gesandt hatte, Tucacus und Garo blockieren sollte. Im Verlaufe 
dieser Maßnahmen wurde eine Beihe venezuelanischer Handels- 
schiffe weggenommen. 

Unter dem Drucke dieses Vorgehens gab Venezuela nach. 
Sein erster Vorschlag um gütliche Beilegung erfolgte schon um 
den 15. Dezember 1902, indem sie durch die amerikanische Be- 
gierung einen Vorsdilag zur Arbitration der Ansprüche unter- 
breiten ließ.*) 

Dieser Vorschlag wurde am 17. Dezember 1902, ebenfalls 
durch Vermittlung der Vereinigten Staaten, dringend wiederholt.*) 

Nachdem Präsident Castro erklärt hatte, er wolle die geltend 
gemachten Klagen im Prinzip anerkermen, kam es zu einer güt- 
lichen Einigung der Parteien.*) 

Die drei Mächte schlössen mit Venezuela am 13. Februar 1903 
Protokolle ab, in denen die prinzipielle Anerkennung ihrer An- 
sprüche durch Venezuela wiederholt wurde, in denen Venezuela 
sich femer verpflichtete, gewisse Beträge sofort zu bezahlen, 
sowie 30 % der Zolleinnahmen der Häfen von La Guayra und 
Puerto Cabello zur Begleichung der übrigen Klagen sowie der 
Forderungen der übrigen Gläubiger vom 1. März 1903 an zurück- 
stellen, und endlich, daß gemischte Kommissionen über Höhe und 
Betrag der übrigen Forderungen befinden sollten.*) 

Eine der Hauptschwierigkeiten bei den Vergleichsverhand- 
lungen war gewesen, daß die d]:ei europäischen Gläubigermächte 

Vergl. die en^che, deutsche und italienische Notifikation in Br. and 
For. State Papers, Bd. XCV S. 426 ff. 

') Eine am 10. Dez. 1902 eingerichtete friedliche Blockade der ganzen venezue- 
lanischen Küste wuide von den Vereinigten Staaten nicht als wir&am anerkannt 
und z. B. auch im House of Gommons <ds unwirksam bezeichnet. Vergl. dazu 
besonders International Year Book 1902, S. 723 f. 

3) Lansdownean Buchanan unter dem 16. Dez. 1902, Blaubuch S. 173 f. 

*) Lansdowne an Sir. M. Herbert, unter dem 17. Dez. 1902, eod. 
S. 176 f. 

*) Die Blockaden wurden Mittemacht 14. zu 15. Febr. 1903 aufgehoben. 
SiehedieNotifikationeninBr.and For. StatePapers, Bd. XCII S. 795 ff. 

>) Die Texte der drei Konventionen stehen bei M a r t e n s , N. R. G. 
d.ser. I S.46ff. 

Kraus, Monroedoktrin. 17 
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verlangt hatten, ihre Anspräche sollten vor denen anderer Gläabiger 
berichtigt werden. 

In drei Verträgen, die Venezuela am 7. Mai 1903 mit jenen 
Mächten abschloß, wurde deshalb diese Frage der Vorzugs* 
behandlung dem Haager Hofe zur Entscheidung überwiesen. 
Zugleich wurde der Beitritt anderer Gläubigerstaaten zu dem 
Schiedsverfahren vorgesehen.^) 

Dieser Beitritt wurde von den Vereinigten Staaten, von 
Mexiko, von Norwegen und Schweden, von Frankreich, Belgien,. 
Spanien und den Niederlanden, die alle ähnliche Protokolle über 
Verweisung ihrer Ansprüche zur Entscheidung an gemischte Kom- 
missionen wie Deutschland, England und Italien unter dem 13. Fe- 
bruar 1903 geschlossen hatten, erklärt.*) 

Der viel besprochene Spruch des Haager Hofes erfolgte am: 
22. Februar 1904. Er bejahte bekarmtlich den Anspruch der drei 
Blockademächte auf Vorzugsbehandlung.') 

Die Haltung der Vereinigten Staaten. 

Die Vereinigten Staaten wurden zuerst mit der Angelegenheit 
befaßt, als der deutsche Botschafter in Washington, Herr von Hol- 
leben, dem amerikanischen Auswärtigen Amte unter dem 11. De- 
zember 1901 ein Promemoria übersandte, in dem er von Deutsch- 
lands Klagen über Venezuela Mitteilung machte und Deutsch- 
lands Absicht erklärte, eventuell zwangsweise gegen diese Re- 
pubHk vorzugehen. 

Dieses Promemoria, von dem Albert Bushnell Hart wohl 
mit guten Gründen gesagt hat, hinter ihm liege ein 



») Veigl. die Verträge vom 7. Mai 1903, eod. S. 54 ff. 

*) Vergl. die BeitrittBerkULrangen unter den Texten der drei Hauptvei träge 
in F r. R e l. 1903, S. 439 f., 477 f., 611 f. 

Die Beitrittserkläningen erfolgten seitens der Vereinigten Staaten am 17. Febr.. 
1903, Mexikos am 23., Frankreichs am 27., der Niederlande am 28. Febr., Belgiens 
am 7., Schwedens und Norwegens am 10. März und Spaniens am 2. April 1903. 
Sie sind also abgedruckt in S e n. D o c. 316, 58. Ck)ng. 2. sess. (Bd. XXXV 
1903—1904). 

') Text in Br. Acc. and Papers, 1904 (vergl. Inhaltsverzeichnis); 
M a r t e n s , N. R. G., III. Ser., Bd. I S. 57 ff. Über die Verhandlungen siehe 
die offizielle E^blikation vom Jahre 1904, sowie S e n. D o c. 119, 58. Oong. 3. sess. 
(1904—1905 Bd. VII). 

Über die Arbeiten der gemischten Kommissionen, die in Caracas tagten,, 
vergl. die Beridite im S e n. D o c. 316, 58. Cong. 2. sess. (Bd. XXXV, 1903—1904),. 
sowie Supplement: S e n. D o c. 533, 59. Cong. 1. sess. (Bd. XXIX, 1905—1906). 
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Stück ungeschriebener Geschichte,^) enthält folgende Bemer- 
kungen:*) 

„Wir halten es für wichtig, zuerst die Eegierung der Ver- 
einigten Staaten über unsere Absichten in Eenntnia zu setzen, 
sodaß wir beweisen können, daß wir weiter nichts im Sinne 
haben, als denjenigen unserer Untertanen zu helfen, die Schaden 

erlitten haben 

Wir erklären insbesondere, daß wir bei unserem Vorgehen 
unter keinen Umständen den Erwerb oder die dauernde Be- 
setzung von venezuelanischem Gebiet erwägen '* 

Staatssekretär Hay antwortete durch Übersendung eines 
Memorandums vom 16. Dezember 1901.*) 

Dieses Memorandum ging von einem Passus in Präsident 
Boosevelts letzter Jahresbotschaft vom 3. Dezember 1901 aus.^) 
Boosevelt hatte dort bei seinem Bericht über die erste Haager 
Friedenskonferenz folgende Worte gebraucht: 

„Die Monroedoktrin ist eine Erklärung, daß keine Ge- 
bietsvergrößerung durch eine nichtamerikanische Macht auf 
Kosten einer amerikanischen Macht auf amerikanischem Boden 
stattfinden darf. Sie ist in keiner Weise feindlich gegen irgend 
eine Nation der alten Welt gemeint. . . . 

Diese Doktrin hat nichts mit den Handelsbeziehungen irgend 
einer amerikanischen Macht zu tun, außer daß sie jeder von 

ihnen erlaubt, solche nach ihrem Belieben anzubahnen 

Wir schützen keinen Staat gegen Bestrafung, werm er sich 

») ProceedingB usw., Bd. XXXIT S.79i. 

«) Abgedruckt For. Rel. 1901, S. 192. Der englische Text lautet: „We 
consider it of importance to let first o! all the Government of the United States 
know about our purposes so that we can prove that we have nothing eise in view 
than to help those of our Citizens who have suffered damages, and we shall first 
take into consideration only the Claims of those German Citizens who have suffered 
in the civü war. 

We dedare es|)ecially that under no circumstances do we consider in our 
proceedin^ the acqnisition or the permanent occupation of Venezuelan territory. . .*^ 

») For. Rel. 1901, S. 196 f. 

«) F r. R e 1. 1901, am Anfang unter I ff. besonders S. XXXVI. Englischer 
Text „The Monroe doctrine is a decliu:ation that tbere most be no territorial aggran- 
dizement by any non-American power at the expense of any American power on 
American soil. It is in no wise intended hostile to any nation in the Old World . . . 

„This doctrine has nothin^ to do with the conunercial relations of any American 
power, save that it in truth aUows each of them to form such as it desires**. . . 

We do not guarantee any State against punishment if it misconducts itself, 
provided that punishment does not ti^e the torm of the acquisition of territory 
by any non- American power." 

17* 
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schlecht führt, vorausgesetzt, daß die Bestrafung nicht die Form 
des Gebietserwerbs durch irgend eine nichtamerikanische Macht 
annimmt/' 

Diese Bemerkungen waren in dem Memorandum wörtlich zitiert. 
Ebenso W6kr auf die Erklärung des deutschen Botschafters, Deutsch- 
land beabsichtige keinen Gebietserwerb in Venezuela, Bezug ge- 
nommen. Das Memorandum schloß: 

„Der Präsident der Vereinigten Staaten schätzt die Liebens- 
würdigkeit der deutschen Begierung, ihn mit dem Stand der be- 
treffenden Angelegenheiten bekannt zu machen und hält sich 
nicht für berufen, in Erwägungen über die in Frage kommenden 
Klagen einzutreten. Er glaubt, daß bei dieser Angelegenheit die 
Vertreter der kaiserlichen Begierung keine Maßnahmen ergreifen 
werden, welche sich nicht in Übereinstimmung mit dem gut 
bekannten oben erwähnten Zweck Seiner Majestät des Deutschen 
Kaisers befinden.'* 

Denselben Standpunkt nahm die amerikanische Begierung 
ein, als die englische ihr von ihren Absichten in bezug auf Venezuela 
Mitteilung machte.^) 

Auf diese Mitteilung, die viel zurückhaltender wie das deutsche 
Promemoria gefaßt war und nicht derartige Versicherungen wie 
dieses enthielt, erklärte Staatssekretär Hay am 13. November 
1902, ohne ausdrückliche Erwähnung der Monroedoktrin: 

„Die Begierung der Vereinigten Staaten bedauert zwar, 
werm europäische Mächte gewaltsam gegen zentral- und süd- 
amerikanische Staaten vorgehen, kann aber nicht widersprechen, 
falls sie Schritte zur Erlangung von Bedreß für Ungemach, das 
ihre Untertanen erlitten haben, ergreifen, vorausgesetzt, daß 
kein Landerwerb ins Auge gefaßt wird." *) 

Das hieß in beiden Fällen mit andern Worten: Die Ver- 
einigten Staaten fühlen sich einer zwangsweisen Bei- 
treibung vermögensrechtlicher Ansprüche gegen ameri- 
kanische Staaten durch nichtamerikanische Mächte 
gegenüber nicht dazu berufen, auf Grund der Monroe- 
doktrin einzugreifen. Diese findet nur Anwendung, 
wenn dauernder Landerwerb beabsichtigt ist. 

1) Vergl. das Telegramm vom 11. Nov. 1902 in St. A., XVIII S. 133 u. B 1 a u - 
buch, S.145. 

«) Vergl. St. A., LXVIII S. 136, B 1 a u b u c h , S. 147. 
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Die Haltung der Vereinigten Staaten während des ganzen 
Verlaufe der Veneznelaschulden- Angelegenheit entspricht diesen 
Sätzen. 

Allerdings hat die amerikanische Begierong sich aufs lebhafteste 
am die schnelle, gütliche Erledigung des Streites bemüht. 

Als Präsident Castro zur Antwort auf die Wegnahme venezue- 
lanischer Schiffe englische und deutsche Untertanen in Gar&cas 
festnehmen ließ, hat der Gesandte der Vereinigten Staaten in 
Venezuela, Mr. Bowen, ihre Freilassung bewirkt.^) 

Die amerikanische Regierung hat femer die Vorschläge der 
venezuelanischen Begierung, die Angelegenheit durch Arbitration 
zu erledigen, den drei europäischen Mächten übermittelt und warm 
befürwortet.*) 

Und weiter: Präsident Boosevelt hat es zwar abgelehnt, in 
diesem Streite und später in der Frage der „Vorzugsforderungen' ^ 
ein Schiedsrichteramt zu übernehmen, wie vorgeschlagen worden 
war.') Andererseits aber hat Mr. Bowen, nachdem ihm Vollmacht 
zur Verhandlung mit jenen drei Mächten im Namen von Venezuela 
gegeben worden war,*) die Vertretung der venezuelanischen Be- 
gierung vöUig übernommen. 

Er hat die Verhandlungen geführt, und ihm ist der Abschluß 
der Verträge zu danken gewesen. 

Das alles stellt sich jedoch als die Leistung guter Dienste 
und nicht als ein autoritatives Dazwischentreten der Vereinigten 
Staaten dar; noch weniger ist es ein Handeln auf Grund der Monroe- 
doktrin auf Seiten der Vereinigten Staaten, die sich ja ganz in die 
Beihe der übrigen Gläubigerstaaten stellten, ihrerseits ein Pro- 
tokoll mit Venezuela unterzeichneten und an dem Haager Ver- 
fahren teilnahmen.^) 

^) Vergl. die Korrespondenz im B 1 a u b n c h , S. 181 n. 188. 

*) Verd. besonders den Bericht LansdownesanSir Herbert vom 17. Dez. 
1902, eod. S. 176 f. 

») eod. Nr. 198, 208, 266, 268, 267, 269. 

*) Ver£l. hier besonders Venezaela-Gelbbnch , I.e. S.372ff.; 
B w en 8 Vollmacht, vergl. 876 (das Angebot vom 9. Dez., die Annahme vom 
11. Dez.}, eod. S.374. 

») Nach Annnal Cjclop. 1902, S.827, Spalte 2, hat Castro etwa 
am 7. Dez. 1902 an die Veremigten Staaten appdiiert: „To intervene for the pre- 
vention of hostilities which he represented as a violation of the Monroe doctzine." 
Mr. Bo w en hat ihn nach derselben Queue dahin ao&^klärt: „That the United 
States wonld not interpoee to avert the foreible ooDeetion of debts dne so long as 
no permanent oceupation of Veneznelan territory was attempted by European 
powers**. 
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Dragos Ntte von 29. Dezenber 1902. 

Daß die Vereinigten Staaten in der Yenezuelaschulden-An- 
gelegenheit keinen Anwendongsfall der Monroedoktrin sahen, trat 
besonders bei folgender Gelegenheit zutage: 

Der argentinische Minister des Äußeren, Senor Luis Drago, 
sandte unter dem 29. Dezember 1902 an den Gesandten Argen- 
tiniens in Washington, den Senor Martin Gr&cia M6rou, zur Über- 
mittlung an das amerikanische Auswärtige Amt jene Note, in der 
er die jetzt unter dem Namen Dragodoktrin gehenden Gedanken 
entwickelte.^) 
^ Drago nahm, veranlaßt durch die Venezuela-Angelegenheit in 

dieser Note, Gelegenheit, „einige Gedanken in bezug auf die ge- 
waltsame Beitreibung öffentlicher Schulden'' vorzutragen. 

Er führt dann seine bekannte Idee aus, daß bei der Gleichheit 
souveräner Staaten die Zwangsbeitreibung derartiger Schulden 
durch andere Mächte völkerrechtlich unzulässig sei. 

Er behauptet dabei insbesondere, ein derartiges Vorgehen, 
wie das Verfahren der drei europäischen Mächte sei geeignet, eine 
für den Frieden und die Sicherheit der amerikanischen Nationen 
gefährUchen Präzedenzfall zu schaffen. 

Er fährt fort: 

„Die Beitreibung von Anleihen auf militärischem Wege 
schließt, um sie wirksam zu machen, Gebietsbesetzung in sich, 
und Gebietsbesetzung bedeutet die Unterdrückung oder Unter- 
ordnung derjenigen Staatsregierungen, denen sie auferlegt wird. 

Solch' eine Situation ist offensichtUch in Widerspruch mit 
den von den amerikanischen Nationen oftmals erklärten Grund- 
sätzen und besonders mit der so eifrig bei allen Gelegenheiten 
von den Vereinigten Staaten aufrecht erhaltenen und ver- 
teidigten Monroedoktrin, eine Doktrin, der die Argentinische 
RepubUk bisher mit großem Ernste angehangen hat.***) 

») Diese Note findet sich in A r c h. D i p 1. III. ser. Vol. LXXXVIII Nr. 10 
bis 12 (Okt. 1903) S. 54 ff . ; F o r. R e 1. 1903, 1-6 (ein französfacher Text auch R. G., 
XIV (1907) S. 252 ff. (Anm. 2); sie steht endUch bei S t r u p p , II S. 106 ff. 

*) „The coUection of loans by müitary means implies territoriftl occupation 
to make them effecti^, and territorial occupation signines the suppreesion or sub- 
Ordination of the ^ovemments of the countries on wtddk it is imposed. 

Such a Situation seems obviously at Variante with the principles many times 
prodaimed bv the nations of America, and particulary with the Monroe doctrine, 
sustained and defended with so much zeal on all occasions by the United States, 
a doctrine to which the Argentine Republic has heretofore solemnly adhered**. 
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Drago geht also davon aus, daß die Beitreibung von 
Ansprüchen, wie sie von den drei Mächten vorgenommen wurde, 
nicht nur an sich unzulässig sei, sondern auch gegen die Monroe- 
doktrin verstoße. 

Er macht den Versuch, die Monroedoktrin und die von ihm 
formulierte Theorie (die Dragodoktrin) derart mit einander zu 
verbinden, als ob die letztere sich als eine Art Unter- und Folgesatz 
der ersteren darstellte. 

Die Stelluig der tnerikiiiiacbei 
Refiemg Drant Note lefealber. 

Die Begierung der Vereinigten Staaten hat es seit Ebmilton 
oft wiederholt, daß sie gewaltsame Interventionen zur Beitreibung 
der Ansprüche von Untertanen eines Staates gegen eine andere 
Nation — sei es, daß diese Ansprüche auf Kontrakten, oder sei es, 
daß sie auf DeUkten beruhen — nicht billige. 

Soweit Eontraktsklagen und Ansprüche aus Verletzungen, die 
in Bürgerkriegen erfolgt sind, in Frage kommen, haben die Ver- 
einigten Staaten diese Ideen in bezug auf Ersatzansprüche aus 
Mobgewalttaten, wenigstens sofern ihre eigene VerantwortUchkeit 
in Frage kam,^) im wesentlichen aucü ihrerseits praktisch betätigt. 

Sie sind es auch gewesen, die auf Grund eines am 22. August 
1906 auf der dritten Pan-Amerikanischen Konferenz zu Bio de 
Janeiro einstimmig gefaßten Beschlusses ^) auf der zweiten Haager 

^) Vergl. zu dieser Angelegenheit, der hier nicht weiter nachgegangen werden 
kann, vor allen Dingen den voril^cfaen Artikel von Arnos S. H e r s n e y in A. J., I 
S. 20 ff. über die Calvo- und Drago-Doktrin, der dort insbesondere die Haltan|[ der 
Vereinigten Staaten zu diesen beiden Doktrinen einer feinen Untersnchung unterzieht. 

Ausgiebiges Material findet sich in Moores Digest; vergl. für Kontrakt- 
ansprüche besonders VI S. 285 ff., 293 ff. und 705 ff.; für Ansprüche aus Bürger- 
kriegen besonders VI S. 8B5£f.; für Ansprüche aus Schaden, der durdi PObel zu- 
gefügt ist, besonders VI S. 809 ff. 

') Vergl. den Report ofthe Dele^ates of the United States to the 
Third International Conference of the Amencan States held at Rio de Janeiro, 
Brazil July 21 to August 26, 1906, Washington, Government Printing Office 1907. 
Der englische Text der in En^ch und Spanisch gefaßten Resolution findet sich 
dort auf S. 116f. Er lautet: „Resohred: To recommend to the Govemments 
represented tiierein that they oonsider the point of inviting the Second Peace Con- 
ference at The Hague to examine the questkm of the compulsorjr ooUeetion of public 
debts, and in general means tending to diminish between naüons eonflicts having 
an ezdusivelv pecuniary ori^.'* 

Vergl. femer den Bencht der Kommission der Vereinigten Staaten vom 
10. Jan. 1907* über die Verhandlungen der Konferenz betreffend diesen Punkt, 
ein Gegenstand, von dem gesagt wird, dafi er „overshadowed in interest all other 
topies Defore the Conference,** eod. S. 12 ff. 

Vergl. endlich besonders auch die interessante Instruktion an die Delegierten 
der Vereinigten Staaten zu dieser Konferenz vom 18. Juni 1906, besonders S. 41 f. 
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Friedenskonferenz Anträge einbrachten, die zmn Abschlüsse des 
zweiten Abkommens betreffend die Beschränkung der Anwendung 
von Gewalt bei der Eintreibung von Vertragsschulden führten, 
ein Abkommen, das Waffengewalt in diesen Fällen nur dann für 
zulässig erklärt, „wenn der Schuldnerstaat ein Angebot schieds- 
richterlicher Erledigung ablehnt oder unbeantwortet läßt, oder im 
FaUe der Annahme den Abschluß des Schiedsvertrages vereitelt 
oder nach dem Schiedsverfahren dem Schiedssprüche nicht nach- 
kommt.^) 

Die Antwort, die Staatssekretär Haj auf die Note Dragos gab, 
ist in einem Memorandum enthalten, das er unter dem 17. Februar 
1903 der argentinischen Gesandschaft in Washington übermittelte.') 
Haj lehnte eine Meinungsäußerung zu Dragos Darlegungen 
ab und stellte sich genau auf den gleichen Standpunkt, wie die in 
dem Memorandum an den deutschen Botschafter vom 16. De- 
zember 1901 angeführte Botschaft des Präsidenten Roosevelt vom 
3. Dezember 1901, aus der er die in dem Memorandum angeführten 
Worte wiederholt.') Er zitierte femer aus Präsident Roosevelts 
letzter Jahresbotschaft vom 2. Dezember 1902 eine in bezug auf 
die Panamakanal-Angelegenheit und den Erlaß des Spooner-Akts 
gemachte Bemerkung dahingehend, daß die amerikanischen Na- 
tionen nicht den geringsten Grund zur Angst vor Angriffen durch 
die Vereinigten Staaten hätten, daß jede in ihren eigenen Grenzen 
Ordnung zu halten verpflichtet sei und ihre VerpfUchtungen 
Fremden gegenüber zu erfüllen habe, und daß sie, falls sie das täten, 
versichert sein könnten, daß sie nichts von auswärtigen Emgriffcn 
zu fürchten hätten.^) 

Damit war ausgesprochen, was die Vereinigten Staaten als 
ihren Standpunkt durch ihre Haltung in dieser wie auch in schon 
früheren Angelegenheiten (vergl. z. B. die französische Inter- 

^RG.BL, 1910 S.59ff.; Härtens, N.R.G., 3.8er. Bd. XU S.414ff. 

Vergl. weiter z. B. S c o 1 1 , James Brown : Text of the Peaoe Conferences at 
the Hagae, 1899 and 1907, mit einer Einleitang von Staatssekretär Eliha R o o t , 
Boston uid London 1908, S. 198 ff.; auch L i s z t , 8. 471. 

«)For. Bei. 1908, S.6. 

») Vergl. oben S. 269 ff. 

ä Vergl. For. Re). 1902, XXI: ,J^o independent nation in America need 
e slightest fear of aggression from tiie United States. It behooves each one 
to maintain order within ite own borders and to dischaige its jost obligations to 
to foreigners. When this is done they can rest assnred tha^ be tiiey strong or weak, 
they have notiiing to dread from ontside interferenee". 
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vention in Mexiko 1838 oder die französisch-englische und spanische 
Intervention in demselben Lande vom Jahre 1856) betätigt 
hatten, daß die Vereinigten Staaten es nicht für ihre Aufgabe er- 
achten, ihre mißbilligende Ansicht über derartige Zwangsbeitrei- 
bungen in autoritativer Weise nichtamerikanischen Staaten gegen- 
über durchzusetzen. 

Und noch mehr: Als Antwort auf Dragos mit der Monroe- 
doktrin gestützten Appell war Hays Erklärung eine prinzipielle 
Ablehnung der Vereinigten Staaten, die sachlichen Herrschafts- 
grenzen der Monroedoktrin auf die von Dragos Ausführungen um- 
faßten Fälle zu beziehen, oder — da Monroe- und Dragodoktrin 
ihrem Wesen nach grundverschieden sind ^) — besser ausgedrückt : 
zu erweitem. 

Nochntl8 die dtminikanieohe Schuldentngelefenheit. 

In diesem Zusammenhange ist noch einmal kurz auf das 
Arrangement zwischen den Vereinigten Staaten und der Domini- 
kanischen Bepublik vom Jahre 1907 zurückzukommen. 

Es ist behauptet worden, das Verhalten der Vereinigten Staaten 
in dieser Angelegenheit sei durch ihre in der Venezuelaschulden- 
Angelegenheit gemachten Erfahrungen bestimmt gewesen.*) 

Dies wird in gewissem Umfange zweifellos richtig sein. Roose- 
velt hat das in seiner, den Standpunkt der Vereinigten Staaten in 
jener Angelegenheit grundsätzlich entwickelnden Botschaft an den 
Senat vom 15. Februar 1905 ausdrücklich ausgesprochen, indem 
er dort erklärte: •) 

„Unter dem anerkannten Becht der Nationen sind fremde 
Begierungen in ihrem Bechte — falls sie dies ausüben wollen — 
wenn sie zur Unterstützung von Vertragsklagen ihrer Unter- 
tanen aktiv intervenieren. Sie üben diese Befugnis zuweilen 
aus, und zufolge wachsenden kommerziellen Wettbewerbes 
besteht eine steigende Neigung, mehr und mehr auf diplo- 
matischem Wege bei der Durchsetzung der Ansprüche ihrer 
Untertanen zu helfen. 



>) Das wird oft nod nicht nur von Drago verkannt. Veigl. z. B. H e r s h e y , 
L c. S. 45; Moulin , R. G., XIV (1907) S. 460, verd. auch Drago , eod. S. 274; 
andererseits vei]ri. s. B. Basdevant, eod. Bd. XIII (1896) S.509 u. Bd. XI 
S. 449 ff. 

*) Vergl. S.B. Dnnning, S.24f. 

•) Siehe oben S. 228 ff. 
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Im Hinblick auf dieses Dilemma, in dem die Vereinigten 
Staaten sich befinden, müssen sie entweder ihre gewohnte 
Haltnng der Nichtintervention in solchen Fällen beibehalten 
— eine miter normalen Umständen angemessene Haltung, die 
aber unter diesen besonderen Verhältmssen zum Nachteile 
ihrer Bürger gegenüber denjenigen anderer Staaten führt — 
oder sie müssen, um mit ihrer Politik in Übereinstimmung zu 
bleiben, aktiv intervenieren, um die Verträge und Konzessionen 
ihrer in Ackerbau, Handel und Transportgeschäften in Kon- 
kurrenz mit den Bürgern und Untertanen anderer Länder be- 
griffenen Bürger zu schützen/* 

Und femer: 

„Wenn die Regierung der Vereinigten Staaten es ablehnt, 
Schritte zu ergreifen, und andere ausländische Regierungen 
ergreifen Maßnahmen zur Sicherung der Zahlung ihrer Ansprüche, 
so würden die letzteren nach der Entscheidung des Haager Hofes 
in den Venezuelafällen zur vorzugsweisen Begleichung ihrer 
Ansprüche berechtigt sein; und das würde alle dominikanischen 
Revenuen verschlingen und würde ein virtuelles Aufopfern 
amerikanischer Forderungen und Interessen in bezug auf diese 
Insel bedeuten." 

Roosevelt erklärt also den Abschluß des Arrangements mit 
der Dominikanischen Republik als den Ausweg aus einem durch 
die Haager Entscheidung über die „Vorzugsrechte" geschaffenen 
Dilemma zwischen einer Gefährdung der Rechte ihrer Untertanen 
zu Ungunsten derjenigen anderer Staaten und ihrer traditionellen 
Verwerfung von Interventionen zur Beitreibung von Ansprüchen 
ihrer Untertanen von fremden Staaten. 

Dieser Gedanke erscheint in seiner Botschaft jedoch deutlich 
als ein besonderer Rechtfertigungsgrund für das Verhalten der 
Vereinigten Staaten in der dominikanischen Schulden- Angelegenheit. 
Er steht selbständig neben demjenigen Rechtfertigungsgrunde, der 
sich auf die Monroedoktrin stützt.^) 

Wenn danach die Stellungnahme der Vereinigten Staaten in 
diesem Falle auf die Monroedoktrin gegründet wurde, und wenn sie 
außerdem auch noch zugleich tatsäcMich den von Drago formu- 
lierten Wünschen genügte, so bedeutete das nur, daß in diesem 

1) Siehe oben S. 224. 
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Einzelfalle die Forderungen von Dragodoktrin und Monroedoktrin 
flieh deckten. 

Keineswegs jedoch kann das Verhalten der Vereinigten Staaten 
in der dominikanischen Schulden-Angelegenheit als eine zufolge 
der in dem Venezuelaschuldenfalle erhaltenen Lehren erfolgte 
Vereinigung von Monroedoktrin und Dragodoktrin angesehen 
werden. 

d) Allgemeines Ergebnis. 

Nach den vorstehenden Ausführungen kann man folgende Er- 
gebnisse zusammenfassen: 

Die Vereinigten Staaten haben bisher die Anwendung der 
Monroedoktrin auf solche Fälle durchweg verneint, in denen 
nichtamerikanische Mächte von amerikanischen die Erfüllung 
internationaler Verbindlichkeiten zu erzwingen unternahmen, die 
aber nicht als Versuche des Erwerbs politischen Machtzuwachses 
solcher nichtamerikanischen Mächte in Amerika in Betracht 
kamen. 

Insbesondere haben sie es bisher abgelehnt, den sachlichen 
Herrschaftsinhalt der Monroedoktrin um den Inhalt der Drago- 
doktrin (oder gar der weiteren Calvodoktrin) zu bereichem. 



5. Das Verbot der Erweiterung politischer Macht 

nichtamerikanischer Staaten in Amerika und der 

Schiedsgerichtsbarkeitsgedanke. _ 

Eiiflhniig. 

Die Beschränkung der sachlichen Herrschaftsgrenzen des 
gegen den Zuwachs der Macht nichtamerikanischer Staaten in 
Amerika gerichteten ersten Unterprinzips der Monroedoktrin 
auf solche Handlungen, die als gefährliche unter dem Gesichts- 
punkte der Machtvermehrung in Frage kommen, drückt sich 
ebenfalls deutlich in der Haltung der Vereinigten Staaten zur 
Schiedsgerichtsbarkeitsfrage, wie gegenüber der nach dem Gebrauch 
anderer friedlicher Streitschlichtungsmittel aus. 

Die Vereinigten Staaten haben für Schiedsgerichtsbarkeit, 
ebenso für gute Dienste und Vermittlung bekanntlich stets eine 
große Vorliebe gehabt. 
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Was gute Dienste und Vermittlungen anlangt, so haben sie 
sie ihrerseits häufig sowohl in Streitigkeiten amerikanischer Staaten 
untereinander als auch europäischer untereinander, wie zwischen 
amerikanischen und europäischen Staaten angewendet und haben 
die Monroedoktrin niemals gegen die Vornahme derartiger Maß- 
regeln ins Feld geföhrt. 

Es mag hier mit Beschränkung auf die besonderen Zwecke 
dieser Ausführungen kurz bei der Frage nach der Stellung 
der Vereinigten Staaten zum Schiedsgerichtsbarkeits- 
gedanken etwas verweilt werden. 

Die Bolle des Schiedsrichters in europäischen Angelegenheiten 
haben die Vereinigten Staaten zwar nur ausnahmsweise und 
zögernd übernommen, wie später noch hervorzuheben sein wird.^) 

Dagegen haben sie pinzipiell niemals etwas gegen europäische 
Schiedsrichterschaft in amerikanischen Streitigkeiten einzuwenden 
gehabt.^) 

Es hegen eine Beihe Fälle vor, in denen die Vereinigten Staaten 
sogar selbst in einem Streite mit einer amerikanischen Macht sich 
solchem Schiedsverfahren unterworfen haben. 



Fälle. 



So haben sie am 11. April 1839 mit Mexiko einen Schieds- 
vertrag geschlossen, durch den der König von Preußen zur 
Entscheidung über Indemnitätsansprüche amerikanischer Bürger 
gegen Mexiko zum Schiedsrichter bestimmt wurde.*) 

Ein ebensolcher Streit zwischen ihnen und Chile wurde 
durch Vertrag vom 10. November 1858 der Entscheidung des 
Königs von Belgien unterworfen,*) der seinen Spruch am 
15. Mai 1863 abgab.«) 

Einen anderen Indemnitätsstreit, den sie wiedenmi mit 
Mexiko führten, entschied auf Grund eines Vertrages vom 27. No- 
vember 1872 Sir Edward Thornton durch Spruch vom 16. April 
1874.«) 

>) Veigl. unten S.318f. 
«) Vergl oben S. 179 ff. 

») VeigL hier Härtens, N.R., XVI 8. 624 ff., besondere Art. VII auf 
S.630. VergL auch Calvo, III S. 445. 

*) Härtens, N.R.G., XVII, I S.243f. 
Calvo, III S.442. 
•) Derselbe 1. c. S. 447. 
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Und endlioh mag beispielsweise darauf hingewiesen werden, 
daß der Streit der Vereinigten Staaten mit Chile um die Ansprüche 
der Firma Alsop & Co. durch Protokoll vom 1. Dezember 1909 
dem englischen König als „amiable compositeur"* überwiesen 
wurde, der am 5. Juli 1911 seinen Spruch in der Sache abgab.^) 

Was Streitigkeiten zwischen anderen amerikanischen M&chten 
anlangt, so mag außer auf den bereits oben erwähnten Grenz- 
streit zwischen Colombia und Venezuela,*) insbesondere auf 
einen Grenzstreit zwischen Colombia und Costa Bica 
hingewiesen werden. 

Dieser Streit wurde durch Abkommen vom 25. Dezember 
1880') dem König der Belgier, eventuell dem spanischen 
König zur Entscheidung übertragen. Der König von Belgien 
lehnte ab. Der spanische König Alfons XII. starb vor Abgabe 
des Spruches. Deshalb wurde durch den das Abkommen von 1880 
etwas modifizierenden Vertrag vom 20. Januar 1886 erklärt,^) 
daß nunmehr die gegenwärtige Begierung von Spanien für die 
Entscheidung zuständig sei. Infolge von Streitigkeiten, zwischen 
den Parteien geriet das Schiedsverfahren dann ins Stocken. Durch 
Schiedsvertrag vom 4. November 1896*) wurde endlich der Prä- 
sident der französischen Bepublik zum Schiedsrichter 
ernannt, der am 11. September 1900 seinen Spruch abgab.*) 

In bezug auf diesen Streit hat die amerikanische Begierung 
übrigens im Jahre 1881 ausdrücklich erklärt, sie würde nicht ein- 
greifen, um die Beendigung des Verfahrens zu hindern, noch werde 
sie ihre Meinung über die Annahme des Schiedsrichteramtes durch 



^) Vergl. hier „T h e G a s e of the United States of America for and in behalf 

o! the original American Glaimants in this Gase Versus the RepubUc of ChUe 

before His Maje8t>' Geor&;e V. usw. under The ProtocoU of December 1, 1909, Wa- 
shington, Gov. Pf int. OB.; Appendixto the Gase of the United States usw., 
in 2 S&nden, Washington 1910; Tne Go un ter case of the United States of America 
usw., Washington 1$L0, A p p e n d i x to the Gountercase usw., Washington 1910, 
Award, usw., Washington 1911 (Sonderabdmck des Auswärtigen Amtes). 

*) Siehe auch oben S. 179 f. 

») For. Rel. 1881, S. 71. 

*) Martens, N.R.6. 2. ser., XXXII S.383. 

») Martens, N. R. G. 2. ser., XXV S.62. 

•)Martens, N.R.G. 2. ser., Bd. XXXII S. 411 ff. 

VergL auch den Vertrag^ zwischen Gosta Rica| und Panama vom 17. März 
1910 (Text Martens, N. R. G., 8. ser., Bd. V S. 678 ff.), wonadi der oberste 
Richter der Vereinigten Staaten zum Schiedsrichter in der die Fortsetzung des 
oben genannten Streites bildenden Zankerei ernannt wurde. 
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den König von Spanien aussprechen.^) Staatssekretär Blaine 
erklärte allerdings andererseits auch, daß das Schiedsabkommen 
Zürn Gegenstand einer vorgängigen Mitteilung und Beratung mit 
den Vereinigten Staaten hätte gemacht werden sollen. 

Er stützte dies aber auf die Tatsache, daß die Vereinigten 
Staaten mit Neu-Granada (dem Bechtsvorgänger von Colombia) 
den oben erwähnten Garantievertrag von 1846 ') geschlossen habe^ 
der die Vereinigten Staaten zum direkten Interessenten bei einem 
solchen Schiedsabkommen gemacht habe.') 

Erwähnt mag auch der Grenzstreit zwischen Chile und 
Argentinien werden, der auf Grund eines Schiedsvertrages 
vom 17. April 1896^) durch den König von England am 
20. November 1902 entschieden wurde.^) 

Weiter gehört beispielsweise hierher der Schiedsspruch des 
Königs von Spanien in einem Grenzstreite zwischen 
Honduras und Nicaragua vom 23. Dezember 1906 auf 
Grund des Vertrages von Tegucigalpa vom 7. Oktober 1894.*) 

Und endlich kann man hier auch den Grenzstreit zwischen 
Frankreich und Holland über die Grenze zwischen Fran- 
zösisch- imd Holländisch-Guayana als den Streit zweier amerika- 
nischer Kolonialmächte erwähnen. Dieser wurde laut Konvention 
vom 29. Januar 1888') dem russischen Kaiser zur Entschei- 
dung übergeben, der seinen Schiedsspruch vom 13./25. Mai 1891 ®) 
dahin abgab, daß der Awafluß die Grenze der beiden Kolonien sei. 

Die Vereinigten Staaten haben es weiterhin auch nicht für 
unvereinbar mit der Monroedoktrin gehalten, daß Streifragen über 
den Besitz amerikanischen Gebietes seitens nichtamerikanischer 



^) For. Rel., 1881, Nr. 1057: Blaine an den Gesandten der Vereinigten 
Staaten Mr. Fairehild unter dem 25. Juni 1881. 

*) Siehe oben S. 187. 

*) Yergl. näheres zu dem Streite und die Stellung der Vereinigten Staaten 
dazu M o r e , VI S. 29 ff . und die dort angeführten Nadiweise ; vergl. auch Moore». 
Arbitrations, S. 4857. 

Br. and For. State Papers, Bd. LXXXVIII S.553f. 

*)Br. ano For. State Papers, Bd. XCV (1902—1903) S.162ff. 
Vercl. hier auch A 1 v a r e z , Des occupations des Territoires contestfe usw. in 
R. G., Bd. X (1903) S. 651 ff. 

•JMartens, 2.8er., Bd. XXXV S. 563 und Kohlers Zeitschr. 
II S. 862 ff. 

7) Martens, N.R.G., 2.8er., Bd. XVI S. 730 und Bd. XVII S.124. 

•)Martens, N.R.G., 2. ser., Bd. XVIII S.IOO Bd. XXVII S.136. 



Digitized by 



Google 



IL 1. Unterpriniip : Polit. Betätigungsfreih. nichtamerik. Staaten in Amerika. 271 

Mächte bei vorliegender Ungewißheit über die tatsächlichen Grund- 
lagen durch Kompromiß erledigt würden. (Vergl. besonders den 
Oregonstreit mit Bußland und mit England.) Und in solchen 
Fällen haben sie auch ganz besonders Schiedsgerichtsbarkeit stets 
für ein geeignetes Mittel der Streiterledigung und sogar geradezu 
zur Durchführung der Monroedoktrin angesehen. 

Sie haben deshalb die Entscheidung durch Schiedsspruch 
derartiger Streitfälle nicht nur häufig als vereinbar mit ihren 
Ideen vom Inhalt der Monroedoktrin zugelassen,^) sondern haben 
solches Verfahren als den geeignetsten Weg sogar auf das ent- 
schiedenste begünstigt. Der klassische Fall dafür ist der Venezuela- 
Grenzstreit von 1895.*) 

In ihrem Disput mit England über ihre Nordostgrenze')f 
über die San Juan- Wassergrenze,*) sowie über die Alaskagrenze ^) 
haben sie sich selbst dieses Mittels bedient. 



Vergl. hier den Abschnitt über die DnrchffUimne der Monroedoktrin unten 
S. 282 ff. 

5 Verel. oben S. 142 ff. 

Die Fiue sind so zahkeich, daß es viel zu weit führen würde, sie aufzuführen. 

*) Yerel. den Vertrag vom 6. Aue. 1842, H. E x. D o c. 2, 27. Cong. 8. sess. 
Br. and For. State Papers, XXX, S. 136 ff. und Martens, N. R.G., 

TTT Ö APJi 



III S. 456. 



?. 



Vergl. oben S.88f. 
J6 tin behauptet auf S. 113: Les Etats-Unis en acoeptant F Arbitrage, vio- 
laient la dootrine de Monroe*^ Er nimmt andererseits an, daß in dem Grenzstreit 
zwischen Venezuela und England die Monroedoktrin durch Annahme von Schieds- 
sprechung respektiert worden sei, denn in diesem Falle sei eine 60-jfthrige Pre- 
skriptionsfrist für die Entscheidung zur Grundlage gemacht worden. Bas habe 
so viel geheißen wie: ,J^ou8 ne pouvons pas vous accorder des territoires que oeux 
que vous {KMsMez en 1823, la seule chose qu'on pourra faire sera de tracer une 
hgne divisoire pour mettre fin aux empidtements ilbdtes qui auront M consommte 
depuis cette ipoone.'* Er fährt übrigens allgemein fort: %,Toutefois, en acceptant 
Farbitrage d^m European, les Etats-Unis derogeaient k la maxime fondamentale 
du message de 1823, rezdusion de TEurope des affaires de TAm^riciue. Accepter 
la sentence d'un Europ^n Stait contraire a l'esprit m§me de la doctrine de Monroe, 
qui avait deni^ k TEurope, le droit de s'occuper des affaires am^ricains. Les Etats- 
Unis avaient respect§ le § 7 du message et avaient viol6 les §§ 48 et 49.*' 

*) Vergl. vom Vertrag vom 24. Jan. 1903 und die Entscheidung vom 20.0kt. 
1903. Vergl. zu der Alaska- Angelegenheit besonders ParliamentaryPapers, 
Jan. 1904, G. d. 1877, Bd. CaI: Correspondence respecting the Akska-Boundary; 
68. Gong. 2. sess. S e n. D o c. S. 162; Alaska-Boundary Tribunal. Proceedings usw. 
7 Bde., Washington 1904 und 3 Kartenb&nde. Die Entscheidung vom 20. Okt. 1903 
steht I S. 29 f. Sie steht auch M a r t e n s , N. R. G., 2. ser. Bd. XXXII S. 418 ff. 
Der Vertrag von 1903 steht Martens, N. R. G., 2. ser. Bd. XXXI S. 494 und 
XXXII S. 418; B a 1 c h , Thomas WiDing, The Akska Frontier, Iliiladelphia 1903; 
Balch, Edwin Swift, Letters and Fapers relating to the Alaska frontier. 
Philadelphia 1904; Hodgins, Thomas, The Alaska-Ganada Boundary disput<> 
usw., Toronto 1902 (nur 24 Seiten). 
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Allen genannten Fällen gemeinsam ist, daß der wahre Sach- 
stand, die wahren Grenzen der Herrschaftsreohte der streitenden 
Parteien, ungewiß oder unauffindbar waren. Die Monroedoktrin 
will aber nicht nur den Zuwachs der Herrschaftsmaoht nicht- 
amerikanischer Staaten in Amerika ausschheßen, sondern sie 
verspricht zugleich auch, die Vereinigten Staaten würden den 
legitimen europäischen Besitzstand von 1823 in Amerika achten. 
Deshalb sind Schiedsspruch wie Kompromiß in der Tat geeignete 
Aushilfsmittel, durch Festsetzung einer der materiellen Wahrheit 
vermutUch am nächsten kommenden Grenze einen gegebenen 
Streit zu einer Erledigung zu bringen und zugleich den Forde- 
rungen der Monroedoktrin, so gut es nach Lage der Sache möglich 
,ist, zu genügen. 

Anders liegt der Fall, wenn der Streit um eine Frage geht, in 
der die auf allgemeine völkerrechtliche Gnmdsätze gestützte Ent- 
scheidung von derjenigen abweichen würde, die unter Berück- 
sichtigung der Monroedoktrin zu erfolgen hätte. 

Ein Streit um das Becht Mexikos, die Magdalena-Bay an ein 
japanisches Syndikat zu verkaufen, würde von den Vereinigten 
Staaten vor jedem internationalen Tribunal verloren werden.^) 

Nicht minder würde, um an zwei weiteren von Senator Lodge 
zur Begründung seines Antrages, die Arbitrationsverträge der 
Vereinigten Staaten mit Frankreich und England zu amendieren, 
gegebenen Beispielen zu exempUfizieren,*) jedes Schiedsgericht 
die Befugnis der Vereinigten Staaten leugnen, Einspruch gegen 
den Verkauf der Galapagos-Inseln durch Ecuador an eine östliche 
oder westliche Macht zu erheben.*) Und dasselbe Becht würde 
ihnen im Falle einer Entscheidung über ihren Widerspruch solchen 
Verkaufes der Insel Cura9ao durch Holland abgesprochen werden. 

Würden solche Fälle zur Schiedssprechung gestellt werden, 
so würde tatsächlich die Monroedoktrin selbst zum Gegenstand 
der Aburteilung werden und damit die MögUchkeit geschaffen 
sein, ihre Anwendung auf die zur Schiedssprechung gegebenen 
Fälle zu hindern. 

In dem damit geschaffenen Dilemma zwischen Schiedsgerichts- 
idee und Monroedoktrin haben die Vereinigten Staaten sich für 

') Siehe oben S. 230 ff. 

') Siehe ebenda vom 29. Oktober 1912 in S e n. D o c. 363, 62. Gong. 2. sess. 
S.23. 

3) Siehe hier anch oben S. 236 f. 
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diese entschieden und haben es für richtig gehalten, diese Ent- 
schließung wiederholt zum Ausdruck zu bringen.^) 

Die Haager Vorbehalte. 

Das geschah einmal durch die Vorbehalte, unter denen sie 
die Abkommen über friedliche Erledigung internationaler Streit- 
fälle der ersten und zweiter Haager Konferenz angenommen 
haben. Die diplomatischen Vertreter der Vereinigten Staaten 
fügten bekanntlich beide Male und zwar in den Plenarsitzungen 
vom 25. Juli 1899 imd vom 16. Oktober 1907 diesen Abkommen 
einen Vorbehalt bei, mit dem sie dann auch unterzeichnet 
wurden und der außerdem vom Senat bei der Genehmigung 
der auf der zweiten Konferenz beschlossenen Konvention in der 
Sitzung vom 2. April 1908 wiederholt und erweitert wurde.*) 

Dieser Vorbehalt lautete: 
„Von dem Inhalte dieses Abkommens darf nichts derart aus- 
gelegt werden, daß es die Vereinigten Staaten von Amerika 
verpflichtete, von ihrer überlieferten Politik abzuweichen, nach 
der sie sich eines Eingreifens, einer Einmengung oder einer 
Einmischung in die politischen Fragen oder in die Politik oder 
in die innere Verwaltung irgend eines fremden Staates enthalten. 
Noch soll irgend etwas in dem genannten Abkommen so aus- 
gelegt werden, als wenn es für die Vereinigten Staaten von 
Amerika das Aufgeben ihrer überlieferten Politik in bezug auf 
rein amerikanische Fragen in sich schloße." ') 

M Yergl. zu dem folgenden besonders die lesenswerten Ansfühmneen H. Pohls 
in der Fest^be der Bonner Jnristenfakultat für K r fi g e r , Berlin 1911~: Der Monroe- 
vorbehalt, S.447fi 

') Den Vorbehalt der amerikanischen Regierang in der Sitzung vom 25. Juli 

1899 vergl. Conference internationale de la paix Ministdre 

des affaires ^trang^res, 1907, S. 69; Martens, N. R. G., 2. ser. Bd. XXVI 
S. 1007, T r e a t y V 1., II S. 2032. Vercl. auch die Proklamation mit dem Vor- 
behalt in Stat at Large, XXXII, II S.1779ff. Für den Vorbehalt der amerika- 
nischen Vertreter in der Sitzung vom 16. Okt. 1907 vergl. Deuxidme con- 
f6rence internationale de la paix usw., Bd. I S. 335; Martens , 
N. R.G., III. ser. Bd. III S. 408. Für das Senatsamendement vom 2. April 1908 
versl. auch Martens, N. R. 6., III. ser. Ba. 3 S. 408 und Treaty Vol. 
1910 S. 2247 ; vergl. femer Stat.atLare:e,Bd. XXXVI Nr. II S. 2240, wonach 
die Proklamierung der Konvention unter Hervorhebung sowohl des diplomatischen 
wie des parlamentarischen Vorbehaltes erfolgte. 

3) Der weitere Vorbehalt, den der Senat in der Sitzung vom 2. April 1908 
der Ratifikation des betreffenden Abkommens der zweiten Haaeer Konferenz 
anfier Wiederholung des Diplomatenvorbehalts vom 16. Okt. 1907 beigefügt hat, 
lautet folgendermaßen: „Beschlossen femer als ein Teil dieses Ratifikationsakts: 

Kraus, Monroedoktrin. 13 



Digitized by 



Google 



274 Zweiter Abschn. Die Monioedoktriii von der Botsohmft bis zur Gegenwart. 

Das Anbieten und Leisten guter Dienste oder von Vermitt- 
lungen steht mit der Monroedoktrin nicht im Widerspruch. Außer- 
dem verpflichten die genannten beiden Haager Abkommen 
keinen der Vertragsteihiehmer, gute Dienste oder Vermittlung an- 
zunehmen. Deshalb enthalten sie tatsächlich nichts, was die Vor- 
behalte der Vereinigten Staaten inhaltlich zu motivieren geeignet 
gewesen wäre. Beide waren durch die Sachlage nicht geboten. 

Sie sind eine spontane Versicherung der Vereinigten Staaten^ 
daß sie sich in kein Verfahren einlassen wollten, welches zu Er- 
gebnissen zu führen geeignet ist, die mit der Monroedoktrin nicht 
in Einklang stdien. 

0er Seiat und die Schiedsverträge 
mit England und Frtnlireicli 1912. 

Eine weitere Gelegenheit, diesem Standpunkt mit strenger 
Beschränkimg auf Arbitration einen sehr entschiedenen Ausdruck 
zu geben, nahm sich der Senat, als die Genehmigung der beiden 
von den Vereinigten Staaten mit England und Frankreich am 
3. August 1911 abgeschlossenen allgemeinen Schiedsverträge zu 
seiner Entscheidung stand.^) 

Daß die Vereinigten Staaten dieses Abkommen mit der Maßgabe genehmigen, daß> 
die Anrufung des ständigen Schiedshöfe behnfe Erledigung von Streitiglreiten 
nur auf Grund eines zwisdien den im Streite befindlichen Teilen geschlossenen 
oder in Zukunft zu schließenden allgemeinen oder besonderen Schie£abkommens 
erfolgen kann; und daß die Vereinigten Staaten von der in Art. 58 des Ab- 
kommens gegebenen Freiheit, eine Feststellung des Schiedsvertrags durdi den 
ständigen Sduedshof auszusdüießen, jetzt Gebranch machen und hierdurch von 
der Zuständigkeit des ständigen Schiedshöfe die Befugms ausschließen, einen 
durch die von den Vereini^n Staaten geschlossenen oder in Zukunft zu 
schließenden Schiedsabkommen erforderlichen Schiedsvertrag festzustellen und 
daß sie femer ausdrücklich erklären, daß, wenn ein Schiedsabkommen, woran 
die Vereini^n Staaten beteiligt sein möchten, einen Schiedsvertrag erfordert,, 
dieser nur durch Übereinkonmien zwischen den Vertragspajieien festgestellt werden 
soU, es sei denn, daß ein solches Schiedsabkonunen ausdrücklicn ein anderes 
bestimmt^*. Mit dieser weiteren Klausel ist dann übrigens auch die Ratifikation 
erfolgt. Verfl. RGBl. 1910 S. 378. 

Auch die Ratifikation des betreffenden Abkommens der ersten Haager Kon- 
ferenz erfolgte seitens der Vereinigten Staaten übrigens mit dem oben erwähnten 
Vorbehalte; vergl. RGBl. 1901 S. 482 f. 

^) Der Text des Abkommens mit England steht: Ck)nf. £x. H., 62. Cone. 
1. sess. Auch A. J., V (1911) Suppl. 2l9ff.; Strupp, 1. Ergänzungsheft 
(1912)* S. 97 ff. 

Der Text des Abkommens mit Frankreich steht: Conf. Ex. J., 62. CJong.. 
l.sess., auch A. J., Bd. V (1911) Suppl. S. 253 ff.; Strupp, 1. Ergänzungsheft 
(1912)8.93 ff. 

Der en^lfeche Text lautet: „All differenoes hereafter arising between the 
high contracting parties, which it has not been possible to ad just oy diplomacy, 
retating to international matters in which the high contracting parties are concemed 
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Diese Verträge, dazu bestimmt, die damals in Kraft befind- 
lichen vom 4. April bezw. 10. Februcur 1908 zu ersetzen und zu 
erweitem, sahen in Artikel I übereinstimmend folgendes vor: 

„Alle Meinungsverschiedenheiten, die fürderhin zwischen den 
hohen vertragsschließenden Teilen entstehen werden, und die 
durch Diplomatie zu schlichten nicht möglich gewesen ist, 
sollen, wenn sie sich auf internationale Angelegenheiten, in 
denen die hohen vertragschließenden Teile auf Grund eines Bechts- 
anspruches oder sonstwie interessiert sind, und die ihrer Natur 
nach abgeurteilt werden können, weil sie zu einer Entscheidung 
durch Anwendung der Grundsatze des Bechts und der BiUigkeit 
fähig sind, dem ständigen Schiedshöfe, der beim Haag durch 
das Abkommen vom 18. Oktober 1907 eingerichtet ist, oder 
einem andern Schiedshöfe, der in jedem Falle durch Sonder- 
abkommen zu bestimmen ist, welches Sonderabkommen für 
die Organisation eines solchen Hofes, wenn notwendig, Vor- 
sehung treffen soll, den Umfang der Kompetenz der Schieds- 
richter, sowie die zu entscheidende Frage bestimmen und die 
Bedingungen der Verweisung und des Verfahrens festlegen." 

Diese Verträge sahen in Artikel II femer die Einrichtung von 
Kommissionen zur Untersuchung von Kontroversen der im ersten 
Artikel bezeichneten Art zwischen den Parteien auf Ansuchen 
eines von ihnen vor Unterbreitung des Streites zur Schiedsgerichts- 
barkeit vor. 

Vor allen Dingen bestimmten sie in Artikel III, daß, falls die 
Parteien sich darüber uneinig seien, ob eine Meinungsverschiedenheit 
zwischen ihnen nach Artikel I Gegenstand eines Schiedsverfahrens 
sei oder nicht, diese Frage der Untersuchungskommission unter- 
breitet werden sollte. Wenn dann alle Schiedsrichter, oder alle 
bis auf einen, diese Frage bejahen sollten, so sollte der Fall „zur 



by virtae of a claiin of Rigfat made by one against the other ander treaty or other- 
wise, and which are justidable in theirnatore by reason of being susceptible of 
dedsion by Üie application of the principles of law or equity, shail be snbmitted 
to the permanent Coxat of arbitration established at The Hague by the (Convention 
of October 18, 1907, or to some other arbitral tribunal as may be decided in each 
case bv special agreement, which special agreement shall provide for the Organisation 
of such Isribunal if necessary, define the scope of the powers of the arbitrators, the 
question at issue, and setüe the terms of reference and the procednre thereunder/^ 
Vergl. hier die Abhandlung von Vlietinck, Ed.f Le trait§ d'arbitrage 
Anglo Americain au Senat des Etate-Unis in R. J. (1913) 2. ser. Bd. XV Nr. 3 
S. 307 ff. u. Nr. 4 S. 417 ff. 

18* 
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Sohiedsgerichtsbarkeit in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
dieses Vertrages" übergeben werden. 

Der Senat hatte insbesondere gegen diese letzte Bestimmung 
das (unbegründete) Bedenken, daß damit die Vereinigten Staaten 
zur Unterwerfung einer Frage unter ein Schiedsgerichtsverfahren 
gezwungen werden könnten, die, wie z. B. der Magdalena-Bay-Fall 
oder andere in den Umkreis der Monroedoktrin gehörige An- 
gelegenheiten, nach Ansicht der Vereinigten Staaten nicht durch 
Schiedsverfahren erledigt werden dürften. 

Er beschloß daher am 7. März 1912 das folgende Amende- 
ment:^) 

„Daß der Senat zur Batifikation des gekannten Vertrages 
rät und ihr zustimmt, es dabei aber verstanden wissen will, 
daß der Vertrag nicht dazu ermächtigt, irgend eine Frage der 
Schiedßsprechung zu unterwerfen, die . • • • von der Aufrecht- 
erhaltung der traditionellen Stellung der Vereinigten Staaten 
zu amerikanischen Fragen, gemeinhin als Monroedoktrin be- 
schrieben .... abhängt oder sie in sich schließt.*' *) 

Dieser Beschluß, mit dem der Senat sich übrigens in vollsten 
Widerspruch mit der Exekutive setzte, und durch den er das In- 
krafttreten der beiden Verträge vereitelte,') zeigt aufs deutlichste, 
daß wenigstens der Senat die Monroedoktrin als eine Schranke für 
Schiedsgerichtsbarkeit für die Vereinigten Staaten ansieht. 



M Cong. R 
(für frankreich). 



e c. , Bd. XLVIII Nr. 73 S. 3054 ff. (für England), eod. S. 3056 



') Der englische Text dieser Resolution lantet fol^ndermaßen: „That the 
Senate advises and consents to thc ratification of the said tzeaty with tlie onder- 
standing Üiat the treaty does not anthorize the Submission to arbitration of any 
question which effects the admission of aliens into the United States, or the admission 
of aliens to the edncational institations of the several ßtates, or the territorial integrity 
of the several States or of the United States, or conceming the ouestion of the 
alleged indebtedness or moneyed Obligation of any State of the United States, 
or any question which depends upon or involves thenuiintenanoe of the traditional 
attitude of the United States conceming American questions, commonly described 
as the Monroe doctrine, or other purely governmental policy'*. 

Der Präsident hat übrigens am 15. März 1912 identische Mitteilungen an den 
britischen und den französischen Botschafter in Washington gerichtet in denen 
er seine Überzeugung ausspricht, daß der Plan der Annahme eines allgemeinen 
Schiedsvertrages auf der Basis des ursprünglichen Vorschlages nidit angegeben 
werden sollte. Er hat die Hoffnung ausgesprochen, daß der betreffende Botschafter 
dazu geneigt sein werde, die Verhandlungen fortzusetzen, „mit der Absicht zu ent- 
scheiden, ob es nicht m^lich wäre, die durch den amendierten Vertrag erwadisenen 
Schwierigkeiten zu überwinden.** (Nach einer mir erteilten Auskunft.) Bei Ab- 
Schluß dieses Abschnittes ist nichts von weiteren Schritten verlautbart^ 
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6. Die Adressen der Monroedoktrin; von ihrer Durch- 
führung und deren Mitteln; ihre räumlichen Herr- 
Bchaftsgrenzen. 

a) Allgemeines. 

Die bishei^ gegebene Darstellung hatte sich mit der Ent- 
wicklung der sachlichen Herrschaftsgrenzen des ersten Unter- 
prinzips der Monroedoktrin beschäftigt. 

Zum Verständnis ihrer Eigenart und einer vollständigen Pest- 
Stellung ihres gegenwärtigen Inhaltes ist hier weiter zu fragen, 
an wen sich dieses Unterprinzip richtet, auf welches Gebiet es 
sich erstreckt und was es über die Voraussetzungen und Mittel 
seiner Durchführung enthält, alles Fragen, über die bisher wenig 
Klarheit herrscht. 

b) Die persönlichen Herrschaftsgrenzen 
der Monroedoktrin. 

Das erste Unterprinzip der Monroedoktrin spricht nach der 
Monroebotschaft über die Grenzen der politischen Tätigkeit euro- 
päischer Mächte den selbständigen amerikanischen Staaten gegen- 
über. 

In der Botschaft und durch sie redete der Präsident der Ver- 
einigten Staaten zum Kongreß. 

Das änderte sich, als mit dem Eingehen ihrer Gedanken in 
das Allgemeinbewußtsein des amerikanischen Volkes die Monroe- 
doktrin zu einem Grundsatz der auswärtigen Politik der Ver- 
einigten Staaten wurde. 

Die Panama-Konferenz von 1826. 

Schon im Jahre 1825 wurde der Versuch gemacht, die Monroe- 
doktrin in dieser Beziehung grundlegend umzugestalten und 
sie zu einer Art Leitfaden aller amerikanischen Staaten in 
ihrem Einzelverhalten bei europäischen Angriffen auf sie um- 
zuformen. 

Anlaß dazu gab die Frage danach, welche Haltung die Ver- 
einigten Staaten gegenüber der von Bblivar, dem Befreier von 
Spanisch -Amerika, zur Herbeiführung naber politischer Ver- 
bindungen zwischen den amerikanischen BepubUken nach Panama 
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zusammengerufenen und dort vom 26. Juni 1826 an tagenden 
Konferenz einnehmen sollten.^) 

In einer Sonderbotsohaft zum Senat vom 26. Dezember 1825 
erklärte Präsident John Quincy Adams als einen der Gegen- 
stände, die auf der Konferenz verhandelt werden sollten:*) 

„Ein Abkommen zwischen allen auf der Versammlung 

vertretenen Parteien, dahingehend, daß jede mit ihren eigenen 

Mitteln gegen die Errichtung einer zukünftigen europäischen 

Kolonie in ihren Grenzen wachen solle." 

In seiner ausführlichen Botschaft, die er am 15. März 1826 

dem Haus in Ausführung eines Verlangens zugehen ließ, 

mögUchst vollständig die Korrespondenz der Vereinigten Staaten 

mit den auf dem Panamakongreß vertretenen Begierungen und 

allgemein über den Charakter dieser Versammlung Information 

vorzulegen, bemerkte Adams unter ausdrücklicher Bezugnahme 

auf die Monroebotschaft und wörtlicher Anführung größerer Teile 

derselben:') 

„Sollte es angezeigt erscheinen, irgend ein förmUches Ab- 
kommen über dieses Thema einzugehen, so würden sich unsere 

^)Zar Panamakonferenz vergl. die folgende Literatnranswahl: 
International American Conference, i]SP^i^ o^ commitees 
and discussions thereon, Bd. IV, Hist. Appendix, The Gongress of 1826, 
at Panama usw., Washington 1890; S e n. £ x. D o c. 34, 19. Gong. 1. sess.; C o n - 



gressional Debates, 1825--1826, 19. Gong, l.sess., Appendix S. 43ff.; 
Am. StatePapers,For. Rel.,VS.834a. VlS.383;StatatLarge, 
IV S.168; Br. and For. State Papers, XIII S.389f, XV 8.882«.; 



Alvarez, 1910 S. 46ff.; Beaumarchais , S. 59 ff.; Ben ton, Thirty 
Years View usw., Bd. I, Gap. XXV; Ghadwick, Gap. XI S. 206 ff.; 
Edgington, S. 65 ff.; F oster, S. 451 ff.; Fried, Alfred H., Pan-Amerika 
1910, S.9ff.; Haeberlin, S.13f.; Henderson, S. 342 ff.; von Holut, 
Gonstitutional History of ihe United States, Bd. I S. 409 ff . ; K e a s b e y , S. 136 ff . ; 
Lyman, Diplom«^ ofthe United States II S. 467 ff.; Lawrence , S. 285 ff.; 
P4tin, $.78 ff.; Pradt, D.D. de, Gongress de Panama, Paris 1885; auch 
R e i n s c h , Paul S., die internationale Konferenz und das Pureau der amerika- 
nisdien Republiken; in Kohlers Zoitschr, III (1909) S. 432 ff.; Snow, 
S. 294 ff.; Tucker,Gap. m S.23ff. 

«) Am. State Papers, For. Rel., V S.834; Br. andFor. State 
Papers, Nr.826--826 S. 391 ff.; Richardsons Hess., II S. 318 ff. 

Der englische Text lautet: „An agreement between all the parties represented 
at the meeting that each will guard by its own means against the establishment of 
any future Europeen colony within its borders might be found advisable.*' 

3) Richardsons M e s s. , II S. 329 ff., besonders S. 384 ff. Englischer 
Text: „Should it be deemed advisable to oontract any oonventional engagement 
on this topic, our views would extend no further than to a mutual pledge of the 
parties to the compact to maintain the princii)le in application to its own territory''. 
Die Stelle f&hrt übrigens fort: „And to permit no colonial lodgements or establish- 
ments of Europeen Jurisdiction upon its own soll.*' 
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Absichten nicht über die gegenseitige Verpflichtung der Par- 
teien zur Aufrechterhaltung des Prinzips in Anwendung auf 
ihr eigenes Gebiet hinaus erstrecken." 

Das bedeutete in der Tat den Versuch, die Monroedoktrin 
gegenüber ihrem Inhalt nach der Monroebotschaft von Grund aus 
umzuwandeln. Es war, wie Henderson bemerkt hat, tatsächlich 
die Erklärung einer neuen Doktrin des Inhaltes: 

„Laßt jeden Staat die Integrität seines eigenen Gebietes 
verteidigen." ^) 

Die Monroedoktrin als eine Doktrin der Vereinigten Staaten. 

Diese Ideen Adams sind nie zum Inhalte der Monroedoktrin 
geworden. Die Vereinigten Staaten haben sie nie wieder auf- 
genommen. Es ist im Gegenteil stets das hervorragendste Charak- 
teristikum der Monroedoktrin gewesen und geblieben, daß die 
Vereinigten Staaten den Ausschluß nichtamerikanibchen Ein- 
flusses von jedem und von irgend welchem Teile der amerikanischen 
Kontinente als eine ihnen für das ganze Gebiet Amerikas ob- 
liegende Aufgabe ansahen; nie aber haben sie es für den Inhalt 
der Monroedoktrin gehalten, daß jede amerikanische Nation für 
sich selbst ihr eigenes Gebiet gegen nichtamerikanische Angriffe 
schützen und verteidigen solle. 

Die Monroedoktrin ist stets eine Doktrin der Ver- 
einigten Staaten geblieben. 

Dagegen war schon die Monroebotschaft ihrer Aufgabe und 
Wirkung nach mehr ak nur eine innerstaatliche Eknanation der 
Vereinigten Staaten. Sie war zugleich eine „warnende Notiz" 
an die Welt.«) 

^ So hatte sie Bichard Bush verstanden.') 

Auch Henry Clay hatte sich ähnlich wie jener ausgedrückt, 
indem er in einer Instruktion vom 25. März 1826 an den Gesandten 
der Vereinigten Staaten in Mexiko, Mr. Poinsett, geschrieben hatte: 

„Dieses Prinzip wurde in das Gesicht der Welt erklärt." *) 



Vergl. S. 357; vergl. auch Garrol, die Annexation von Texas nsw. 
S. 57, vergl. oben S. 83 Anm. 1, sowie Keasbey, S. 139: „This was the Monroe 
doctnne rednokt to a mere phrase.'' 

*) Vergl. oben S. 44. 

*) Ebenso z.B. Fester, S.447; Henderson, S.338. 

«) Br. and For. State Papers, XIII S. 485 ff. 
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So hatte sie auch der Präsident Polk aufgefaßt, der es ausdrücklich 
ausgesprochen hatte, sie sei der Welt verkündet worden.^) 
Und der gleichen Meinung war Calhoun gewesen.') 
So ist sie dauernd verstanden und behandelt worden; und in 
dieser Weise hat sie auch unmittelbar gewirkt, denn sie wurde zu 
einem der Gründe für die heilige Allianz, ihre Pläne in bezug auf 
die latin-amerikanischen Staaten nicht auszuführen. 

Die Geschichte hat in dieserBichtung eine Klarstellung gebracht : 

Die Monroedoktrin als ein Verbot an die 
nichtamerikanischen Staaten und nur sie. 

Die Monroe botschaft richtete ihre Verbote an die euro- 
päische Staatenwelt. Daß die Monroedoktrin nicht nur diese 
beschränkt, sondern jedes nichtamerikanische Staatswesen schlecht- 
hin, ist neuerdings wiederholt ausgesprochen worden und ist 
zweifellos nunmehr als der Inhalt der amerikanischen öffentlichen 
Meinung anzusehen. 

Boosevelt erklärte in dieser Hinsicht in seiner Jahresbotschaft 
vom 3. Dezember 1901,*) der Inhalt der Monroedoktrin sei der, 
daß keine Gebietsvergrößerung einer nichtamerikanischen 
Macht auf Kosten einer amerikanischen in Amerika stattfinden dürfe. 

Auch der Bericht der Interozeanischen Eanalkommission an 
den Senat vom Jahre 1901 ist hier zu erwähnen. Denn dort ist be- 
merkt, daß durch die Frage der Eigentümerschaft eines isthmischen 
Kanals seitens einer asiatischen oder europäischen Macht 
eine Verletzung der Monroedoktrin drohe.*) 

Und endlich haben die Vereinigten Staaten bei der ersten sich 
bietenden Gelegenheit, nämlich dem Magdalena-Bay-Falle, nicht 
einen AugenbUck gezögert, die Monroedoktrin gegen Japan an- 
zuwenden. Hervorzuheben ist ganz besonders, daß die betreffende 
Senatsresolution vom 2. August 1912 nicht mehr von Europa 
spricht, auch nicht Japan ausdrücklich erwähnt, sondern sich gegen 
die gesamte nichtamerikanische Staatenwelt richtet.^) 

^) Siehe oben S. 91. 

*) Siehe oben S. 99. 

') Vergl. oben S.225 Anm. 2 und besonders For. Rel., 1901, XXXVI. 

«) Vergl. oben S. 216. 

•^Verd. oben S. 230 ff. 

Diese Tatsachen werden in der Literatur noch nidit genügend berücksichtie;t. 
Dort wird gemeinhin noch angenommen, daß der hier in Betracht kommende 1%il 
der Monroedoktrin ein gegen die europäischen Mächte gerichtetes Verbot sei. 
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Darüber hinaus hat die Monroedoktrin sich in der hier in 
Betracht kommenden Beziehung jedoch nicht erweitert. Ins- 
besondere ist sie nie zu einem Verbote an die übrigen amerikanischen 
Staaten in bezug auf ihr Verhalten zu einander geworden. 

Auf der andern Seite hat sie sich auch nie dahin umgewandelt, 
daß sie nunmehr einen Anspruch der übrigen amerikanischen 
Staaten auf Schutz seitens der Vereinigten Staaten proklamiert. 

An Aufforderungen um Hilfeleistung seitens der amerika- 
nischen Bepubliken an die Vereinigten Staaten hat es zwar nicht 
gefehlt.^) Demgegenüber hat die amerikanische Begierung es 
jedoch häufig zum Ausdruck gebracht, daß die Monroedoktrin 
den Vereinigten Staaten keinerlei Verpflichtung andern Nationen 
gegenüber dahingehend auferlege, sie im gegebenen Einzelfalle 
anzuwenden. 

So nahm z. B. Henry. Clay, derselbe Mann, der im Jahre 
1824 versucht hatte, den Kongreß zu einer formellen Bestätigung 
der Monroedoktrin zu veranlassen,^) als Staatssekretär auf eine 
Anfrage der argentinischen Begierung über den Umkreis der Monroe- 
doktrin Anlaß, dem Charge d' Affaires der Vereinigten Staaten in 
Buenos Ayres, Mr. Forbes, unter dem 3. Januar 1828 zu schreiben : ^) 
„Die Erklärung muß als freiwiUig gemacht angesehen 
werden und nicht als ein Versprechen oder als eine Verpflich- 
tung aufgefaßt werden, deren Durchführung fremde Nationen zu 
verlangen ein Becht ha])en." 

In neuester Zeit hat allerdings Theodore Boosevelt 
die Idee einer Bindung der Vereinigten Staaten den übrigen amerika- 
nischen BepubUken gegenüber zur Aufrechterhaltung der Monroe- 
doktrin behauptet. 

Wie bereits oben bemerkt,*) hat er insbesondere anläßlich 
des dominikanischen Schuldenfalles in seiner Botschaft vom 15. Fe- 
bruar 1905 die Idee zum Ausdruck gebracht, daß den Vereinigten 

^) Vergl. beispielsweise insbesondere den Venezuelaerenzstreit und die in seinem 
Verlaofe häufig gemachten Versuche Venezuelas in dieser Richtung, oben bes. S. 154 ff. 

?VergL auch die oben S. 261 Anm. 5 erwähnte Bemühung Castros in 
enezuela-Schnldenfalle; vergl. weiter Dragos Verhalten oben S. 262f. 
und siehe endlich beispielsweise den Fall der Falk&ndinsehi oben S. 168 ff. 

') MS. Inst, United States Ministers XII S.49 (M., VI S.434): „The 
dedaration must be regarded as having been voluntarily made, and not as con- 
ve^ing any pledge or Obligation, the Performance of which foreign nations havo 
a right to demand.'' 

*) Siehe oben S. 227 f. 
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Staaten eine Art Schutzpflicht den übrigen amerikanischen Be- 
publiken gegenüber obliege. 

Dieser neue Gedanke, den Boosevelt übrigens, wenn auch 
nicht in so radikaler Weise schon vorher geäußert hatte, ist, 
wie ebenfalls oben bereits bemerkt, bis jetzt lediglich eine Ent- 
wicklungsmöglichkeit der Monroedoktrin. Er ist noch zu jung 
und unfertig, als daß man annehmen könnte, er gehöre bereits 
gegenwärtig zum Inhalte der Monroedoktrin. 

c) Die Durchführung der Monroedoktrin. 

Dies führt von selbst zu einem weiteren Probleme, nämlich 
zu der Frage: wie stellt sich die Monroedoktrin zu ihrer Durch- 
setzung; sind ihre Verbote im Falle einer Zuwiderhandlung zu 
erzwingen, unter welchen Voraussetzungen und mit welchen 
Mitteln soll dies geschehen? 

Grandlegende«. 

Die Monroebotschaft schwieg über diese Punkte. Sie er- 
klärte ledigUch, die Vereinigten Staaten würden einen Versuch 
der europäischen Mächte, ihr System auf irgend welchen Teil 
dieser Hemisphäre auszudehnen, als gefährUch für ihren eigenen 
Frieden und für ihre Sicherheit ansehen. Sie sprach es weiter 
aus, daß ein Eingreifen dieser Mächte zu dem Zwecke, selbständige 
amerikanische Staaten zu unterdrücken, oder ihr Geschick zu 
bestimmen, von den Vereinigten Staaten als Kundgebung eines 
unfreundUchen Verhaltens ihnen selbst gegenüber angesehen 
werden würde. Und endUch erklärte sie, daß das politische 
System der „Verbündeten** nicht auf irgend einen Teil Amerikas 
erstreckt werden könne, ohne Frieden und Glück der Vereinigten 
Staaten zu gefährden. 

Nach Calhoun^) ist in der Monroebotschaft jeder Hinweis 
auf Widerstand deshalb vermieden, weil — so drückte er sich aus — : 

„Widerstand, uns, dem Kongreß zusteht. Es steht uns zu, 
zu sagen, ob wir Widerstand leisten wollen oder nicht, und in 
welchem Umfange. ... Ob Sie widerstehen wollen oder nicht 
und die Maßregeln des Widerstandes — ob er durch Verhand- 



M Siehe oben S. d9 f. 
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lung, Bemonstrierang oder irgend eine mittelbare Maßnahme 
oder durch die Zuflucht zu den Waffen erfolgen soll, alles das 
muß nach den Umständen des einzelnen Falles bestimmt und 
entschieden werden." 

Dieser Anschauung Calhouns stehen staatsrechtUche Bedenken 
entgegen: Aus dem in Artikel II § 3 der amerikanischen Verfassung 
vorgesehenen Bechte des Präsidenten, ausländische Gesandten zu 
empfangen, wird gemeinhin gefolgert, daß dem Präsidenten die 
allgemeine Leitung der amerikanischen auswärtigen Angelegen- 
heiten obUege.^) 

Er ist dabei teils völUg frei, teils an die Zustimmung des 
Senats gebunden. 

Insbesondere steht ihm der gesamte diplomatische Verkehr 
ausschließUch zu. Das ist in dem Gesetz vom 27. Juni 1789,*) 
durch das das amerikanische Auswärtige Amt eingerichtet wurde, 
ausdrückUch vorgesehen. Denn nach diesem Gesetz soll der Staats- 
sekretär (Secretary of the Department of Foreign affairs) die ihm 
vom Präsidenten anvertrauten Pflichten in bezug auf die diplo- 
matischen Beamten der Vereinigten Staaten oder auf Verhand- 
lungen mit den diplomatischen Beamten der Fürsten fremder 
Länder usw. nach dessen Anweisung ausführen. Diese Ausführung 
soll nach Anordnung oder Instruktion des Präsidenten erfolgen. 

Der Präsident ernennt femer die diplomatischen Beamten 
der Vereinigten Staaten, welche Ernennung der Genehmigung 
des Senats unterworfen ist. Er schUeßt die Verträge der Ver- 
einigten Staaten mit auswärtigen Mächten ab^. Auch diese sind 
zu ihrer Wirksamkeit vom Senate zu biUigen. Dagegen ist all- 



^) Vergl. hier besonders: Freund, Ernst, Das öffentliche Recht der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Tübineen 1911, §100 S. 133 ff.; Mc. Ciain, 
Emfin, Constitutional Law in the United States, London und Bombay 1905, S.213 ff. ; 
Pom er oy, John Norton, An Introduction to the Constitutional Law of the United 
States, 10. Aufl., besorgt von Edmund H e n n e 1 1 , Boston 1888; Willoughby, 
Westel: The Constitutional Law of the United States, 2 Bde., 1910, New York, 
Bd. I, Cap. XXXII; Foreign Relations: The Treaty Power, S. 460 ff.; 
Derseloe, in seinem küneren, ausgezeichneten Buch: Principles of the 
constitutional Law of the United States, New York 1912, Cap. XXIII; Foreign 
Relations, The Treaty Power, S. 460 ff. ; vergl. endlich die Worte von 
Black, Hemy Campbell, Handbook of American Constitutional Law, St. Paul 
(Minneapolis 1^) S. 109: „The Constitution provides that the President shall 
receive ambassadors and other public ministers. This ^rant of authority, together 
with a treaty making power, invests the federal executive with entire control over 
tiie foreign relations oi the United States. 

>) Stat. at Large I S.28f. 
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gemein anerkannt, daß der Präsident allein neue auswärtige Be- 
gierungen anzuerkennen die Befugnis hat. 

Nur das Becht der Kriegserklärung steht dem Kongreß zu. 

Zufolge dieser staatsreohtUchen Stellung ist die Exekutive 
der Vereinigten Staaten sehr wohl und in weitem Umfange dazu 
in der Lage, die Frage, ob einer Verletzung der Monroedoktrin 
Widerstand zu leisten sei oder nicht, allein zu entscheiden und 
die getroffene Entscheidung auch .durchzusetzen. Insbesondere 
steht die Führung diplomatischer Verhandlungen und die Vor- 
nahme von Bemonstrierungen zu diesem Zweck allein bei ihr. 
Und die Geschichte der Monroedoktrin zeigt ja auch, daß sie von 
ihr in einer Unmenge von Fällen in wirksamster Weise selbständig 
gehandhabt worden sind. 

Man kann aus dem Schweigen der Monroebotschaft über die 
Frage der Durchführung ihrer Vorschriften tatsächUch nicht darauf 
schließen, daß ihre Verfasser nicht zugleich auch an eine Durch- 
setzung derselben gedacht hätten. 

Die Botschaft wollte die Ausdehnungsabsichten Bußlands 
zurückweisen, sowie den Interventionsplan der heiligen Allianz 
abschrecken und seine Ausführung hindern. 

Unter solchen Umständen wird man der Monroebotschaft 
wahrUch nicht gerecht, weim man meint, daß sie nicht mehr habe 
sagen wollen, als ledigUch von der Ansicht des Präsidenten Monroe 
über mutmaßliche Gefühle der Vereinigten Staaten zu erzählen. 

Man wird deshalb anzunehmen haben, daß der Gedanke der 
Durchsetzung ihrer Forderungen in der Monroedoktrin schon von 
Anfang an und seit ihrer Entstehung enthalten war. 

Darüber, daß er in der Folgezeit nicht aus ihr verschwunden, 
sondern sich immer mehr und mehr gefestigt hat, ist kein Wort 
zu verUeren. Den Beweis dafür bilden ihre häufigen Anwendungs- 
fälle. 

Mehr läßt sich zu der Frage sagen, in welchem Umfange 
die Monroedoktrin zu erzwingen ist: 

Sollen die Vereinigten Staaten schlechtweg in jedem Nicht- 
beobachtungsfalle zu ihrer Durchsetzung verpflichtet sein? 

Das Haus hatte im Jahre 1826 bei den Beratungen über die 
Frage der Beschickung der Panamakonferenz dies auf das ent- 
schiedenste verneint und freiestes Ermessen der Vereinigten Staaten 
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in jedem Einzelfalle proklamiert. Es hatte den folgenden Beschluß 

gefaßt :i) 

,,Es ist deshalb die Ansicht dieses Hauses, daß die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten auf dem Kongreß von Panama 
nur in einem diplomatischen Charakter vertreten sein sollte. 
Sie sollte auch nicht irgend eine Offensiv- oder Defensiv- Allianz 
eingehen, oder in bezug auf eine solche Allianz mit allen oder 
mit irgend einer der amerikanischen BepubUken sich in Ver- 
handlungen einlassen, noch sollte sie mit ihnen oder mit einer 
von ihnen Partei irgend einer vereinigten Erklärung für den 
Zweck werden, die Einmischung irgend einer europäischen Macht 
in ihre Unabhängigkeit oder ihre Begierungsform zu hindern. Sie 
sollte auch nicht Partei irgend eines Abkommens werden, das 
den Zweck hat, Kolonisation auf dem amerikanischen Kon- 
tinente zu hindern. Dem Volk der Vereinigten Staaten sollte 
es viehnehr frei stehen, in jeder Krisis so zu handeln, wie seine 
Gefühle der Freundschaft zu diesen BepubUken und wie es 
seine eigene Ehre und Politik jeweilig vorschreiben mögen." 

Anderer Ansicht ist Präsident Polk. Er erklärte in seiner 
oben ^) wiedergegebenen Botschaft vom 2. Dezember 1845, daß 
der Versuch europäischer Mächte, sich in die Angelegenheiten 
auf dem nordamerikanischen Kontinente einzumischen, die Ver- 
einigten Staaten bereit zum Widerstände „at any and all hazards*' 
— unter allen Umständen — finden werde. 

Nicht ganz so weit, aber immerhin weiter als die Panama- 
resolution vom 21. April 1826, geht Staatssekretär Buchanan, 
der unter dem 13. Mai 1848 dem Gesandten der Vereinigten Staaten 



Vergl. oben S. 277 ff. Für den Beschluß vergl. C o n g. D e b. , 1825—1826, 
19. Gong. 1. sess., II S. 2456. Der Beschluß wurde am 28. April 1826 eingebracht. 
Vergl. eod. S. 2369. 

Der endische Text dieser Resolution lautet folgendermaßen: 

„It is, äerefore, the opinion of this House, that me Government of the United 
States ought not to be represented at the congress of Panama, except in a diplomatic 
character, nor ought they to form any ailiance, offensive or defensive, or negotiate 
respecting such an ailiance, with all or any of the Spanish American republics; Nor 
ought they to become parties with them, or either of them, to any Joint declaration 
for the purpose of preventing the mterferenoe of any of the European powers with 
their independence or form of govemment, or to any compact for the purpose of 
preventing colonization upon the continent off America; but that the people of the 
United States should be left free to act, m any crisis, in such a manner as their 
feelings of friendship towards these republics, and as their own honor and policy 
may at the time dictate". 

•) Siehe oben S.89ff. 
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in Ecuador die oben^) erwähnten Worte schrieb, daß die Ver- 
einigten Staaten niemals eine direkte oder indirekte Inter- 
vention europäischer Begierungen in die Angelegenheiten der 
selbständigen amerikanischen Staaten mit Gleichgültigkeit an- 
sehen würden, daß sie im Gegenteil mindestens alle in ihrer Macht 
stehenden moraUschen Mittel bei jeder Gelegenheit anwenden 
würden, um solche Einmengung zu entmutigen und zu hemmen. 
Ganz anders wie jene Besolution des Hauses von 1826 lautet 
femer auch, was Staatssekretär Olney in seiner schon oft 
angeführten Instruktion vom 20. Juli 1896 in dem Yenezuela- 
Grenzstreite bemerkt.^) Wie erwähnt, führte er dort aus, daß ein 
Eingreifen der Vereinigten Staaten zur Aufrechterhaltung der 
Unabhängigkeit jedes anderen amerikanischen Staates dann ge- 
rechtfertigt und erfordert sei, wenn diese Unabhängigkeit ge- 
fährdet wäre. 

Noch weiter geht auch hier wieder Präsident Boosevelt. 
Er erklärte in einer Bede, die er am 2. April 1903 in Chicago 
hielt:») 

„Wir sind der Ansicht, daß unsere Interessen in dieser 
Hemisphäre größer sind, als die irgend einer europäischen Macht 
es mögUcherweise sein können und daß es unsere Pflicht gegen 
uns selbst und gegen unsere schwächeren NachbarrepubUken 
ist, darauf zu sehen, daß keine der großen überseeischen miU- 
tärischen Mächte das Gebiet amerikanischer BepubUken an- 
greife oder Kontrolle darüber erwerbe.** *) 
Eine sichere Grundlage für die Erkenntnis des Standpunktes 
der Vereinigten Staaten zu dem hier behandelten Punkte ergibt 
ihre tatsächliche Haltung. 

Fast ohne Ausnahme haben sie gegebenenfalls Schritte zur 
Durchführung der Monroedoktrin ergriffen. Nur selten haben 
sie ihren Standpunkt nicht auch durchgesetzt. 

Siehe oben S. 240. 

*) Siehe oben S. 171 ff. 

') Presidential Adresses and State Papers, (Statesman Edition) I S. 257. 
Englischer Text: „We hold that oor interests in this hemisphere are greater than 
those of any European power possibly can be, and that our duty to ourselves and 
to the weaker republics who are our neighbors requires us to see that none of the 
great military powers from across the seas shall encroach upon the territory of the 
American repuDlics or acqoire control tihereover." 

<) Zu den oben gemachten Ausführungen vergl. überhaupt z. B. C o o 1 i d g e 
(engl. Ausg. 1912) S.114f.; Edgington, S. 80; Tucker, S. 73. 
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NiohtbeaohtunasfMIle der Monroedoktrin. 

Englands und Frankreidis Vorgehen gegen 
Argentinien 1844. 

Als eine wenn auch nicht besonders ausge sprochene Nicht- 
beachtung der Monroedoktrin erscheint die Haltung der Ver- 
einigten Staaten gegenüber dem Vorgehen Englands und Frank- 
reichs gegen Argentinien zugunsten Uruguays im Jahre 1844 bis 
1845.1) 

Argentinien und BrasiUen hatten in einem unter Englands 
Vermittelung*) abgeschlossenen Friedensvertrage vom 27. August 
1828 die Unabhängigkeit der Regierung von Monte Video an- 
erkannt und zu achten versprochen (Artikel III des Vertrages). 

Im Jahre 1844 rief Brasilien die Hilfe Englands und Frank- 
reichs gegen Argentinien wegen eines von diesem Uruguay gegen- 
über verübten Angriffes an. Die beiden Mächte gingen darauf 
in der Tat gegen Argentinien vor, blockierten die Küste von 
Buenos Ayres ') und schritten auch zu anderen Zwangsmaßnahmen 
insbesondere der Wegnahme von Schiffen. 

Nach einer Instruktion des Lord Aberdeen an Mr. Ausley 
vom 20. Februar 1845 *) lag zwar bei diesem Vorgehen der bri- 
tischen Regierung jede Absicht der Einmischung in die Unab- 
hängigkeit von Buenos Ayres fem. 

Lord Aberdeen erklärte aber, die enghsche Regierung sei 
zum Einschreiten moraUsch verpflichtet, weil die Unabhängigkeit 
Monte Videos unter ihrer Vermittlung zustande gekommen sei. 
Er schrieb also der enghschen Regierung die dem Geiste der Monroe- 
doktrin strikte zuwiderlaufende Pflicht und Befugnis zu, als eine 
Art Patron über die Geschicke einer amerikanischen RepubUk 
zu fungieren. 

Die amerikanische Regierung hat auch diese Haltung Eng- 
lands und Frankreichs als eine Zuwiderhandlung gegenTie Monroe- 

^) Knrze Hinweise zu diesem Falle finden sich z. B. bei A 1 v a r e z , A. J.» 
III S.299; Crichfield, S. 388; Henderson, S.361; Reddaway, 
S. 141, besonders vergl. C a 1 v o , I S. 327 ff.; vergl. femer M o o r e , VI S. 422 f.; 
Falcke in Niemeyers Zeitschr., I.e. S. 120 ff.; Haeberlin , S. 17 
hält diese Angelegenheit für einen Anwendungsfall der Monroedoktrin. 

•) Vergl. die Präambel des Friedensvertrages, abgedruckt in Br. and For. 
State Papers, XV (1827—1828) S. 1936 ff. 

*) Vergl. besonders die Blockadeerklärung vom 1. Aug. 1846, abgedruckt 
in Br. and For. State Papers XXXIV, (1846-1846), S. 1266. 

«) Abgedruckt Br. and For. State Papers, Bd. XXXIII (1844 
bis 1846) S. 930 ff. 
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doktrin empfunden und war sich darüber klar, daß danach 
für sie die Yorauisetzungen zum Biinschreiten gegeben seien. 

Staatssekretär Buchanan schrieb^) dem Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in Argentinien, Mr. Harris, unter dem 30. März 
1846, die letzte Jahresbotschaft des Präsidenten zum Kongreß 
habe die große amerikanische Doktrin gegen die Einmischung 
europäischer Begierungen in die inneren Angelegenheiten der Na- 
tionen auf dem amerikanischen Kontinente so klar dargelegt, daß 
es überflüssig erscheine, dem ein weiteres Wort hinzuzufügen. 
England und Frankreich hätten dies Prinzip durch ihre bewaffnete 
Intervention in Argentinien in gröbster Weise verletzt, wie der 
ganzen Welt offenbar sei. Er fährt dann aber fort, daß bestehende 
Verhältnisse es den Vereinigten Staaten unmögUch machten, an 
diesem Kriege teilzunehmen. Der Präsident wünsche jedoch, daß 
der ganze moralische Einfluß der Vereinigten Staaten zugunsten 
der verletzten Partei in die Wagschale geworfen werde, und die 
Vereinigten Staaten wünschten der argentinischen Begierung in 
diesem Kampf gegen fremde Einmischung Erfolg.*) 

Intervention der Vereinigten Staaten mit England 
und Frankreich in Santo Domingo 1860—1851.') 

Ein interessanter Nichtbeachtungsfall der Monroedoktrin 
(ebenso wie des Grundsatzes der Vermeidung von AUianzen*) 

») M S. I n 8 1. , Argentine Republic, XV, 19 TM., VI S. 422 f.) Die SteUe 
lautet im englischen Urtext fokendermaßen: „The late annual message of the 
President to Congress has so clearly presented the ^eat American doctrine in 
Opposition to the interference of £aroi)een govemments m the international concems 
of the nations of this oontinent, that it is deemed nnnecessary to add another word 
upNon this subiect. ThsA Great Britain and France have flagrantly violated this 
principle by tiieir armed Intervention on the La Plata is manifest to the wfaole 
World. Whilst existing circumstances render it impossible for the United States 
to take part in the present war; yet the President desires that the whole mond 
influence of this Republic should be cast into the scale of the injured party. We 
cordially wish the Argentine Republic success in its struggle against foreign inter- 
ference." 

*) Vergl. auch die in M., VI S. 423 auszugsweise gegebene Fortsetzung der 
Manuskriptinstruktion desselbenan denselben vom 30. März 1846 (M S. I n s t., 
Argentine Republic, XV S. 19). 

3) vergl zu diesem Falle besonders: 

S e n. E X. D c. 113, 32. Cong. 1. sess. 

Moore, VI S. 509 ff. und die dort angeführten Urkunden. 

Haeberlin, S. 18. 

Besonders auch P a x s o n, Frederic L. : A Tripartite Intervention in Haiti 1861 ; 
m The University of Colorado Studies Vol. I Nr. 4 (Febr. 1904) S. 323- 330. 
Publ. v. der Universität v. Colorado. 

«) Vergl. oben S. 64. 
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durch die Vereinigten Staaten, der an ihre noch zu erwähnende 
der Monroedoktrin in gleicher Weise widersprechende Haltung 
Guba gegenüber aus dem Jahre 1875 und ihren an eine Beihe 
europäischer Mächte gerichteten Vorschlag gemeinsamer Inter- 
vention in den damals auf dieser Insel bestehenden Aufstand 
gegen Spanien «rinnert,^) liegt aus den Jahren 1850/1851 vor 
und bezi^t sich auf Santo Domingo. 

Ungeachtet der Monroedoktrin haben die Vereinigten Staaten 
in diesen Jahren zur Beendigung eines Krieges zwischen den 
beiden auf Santo Domingo bestehenden Staatswesen, dem Kaiser- 
reich Haiti und der Dominikanischen BepubUk, auf Ersuchen 
der letzteren mit England und Frankreich zusammen gemein- 
same Schritte unternommen und damit jene zwei europäischen 
Mächte zu einer Einmischung in eine reinamerikanische An- 
gelegenheit geradezu veranlaßt. 

Sie sind mit ihnen dahin übereingekommen, von der hiültischen 
Begierung gemeinsam sofortige Einstellung der FeindseUgkeiten 
zu fordern und die eventu^e Erzwingung ihres Verlangens an- 
zudrohen. Es wurde dabei ausgemacht, daß man eventuell zur 
Blockierung haitischer Häfen schreiten wolle. 

Bedeutsamere Folgen hatte diese Angelegenheit übrigens 
nicht. Die haitianische Begierung lehnte den unter dem 
15. Februar 1851 von den drei Mächten gemachten Vorschlag 
eines endgültigen Friedensvertrages oder eines 10 jährigen 
Waffenstillstandes ab. Sie erklärte sich jedoch damit ein- 
verstanden, daß ein bereits vorher geschlossener Waffenstills tand 
fortdauern möge und daß die Streitpunkte zwischen ihr und 
der Dominikanischen Bepublik durch eine Kommission, be- 
stehend aus Vertretern der beiden Streitparteien in gleicher Zahl, 
erledigt und daß der Spruch unter Mediation und Garantie der 
drei Intervenienten durchgeführt werden sollte. Da die Vertreter 
von England und Prankreich sich bei dieser Sachlage zur An- 
drohung von Gewalt nicht für berechtigt hielten, fiel das Bündnis 
der drei Mächte auseinander und diese „Tripartite Intervention** 
erreichte ihr schnelles Ende. 

Der CJIayton-Bnlwer-Vertrag 1860. 

Eine besondere Stellung nimmt der Clayton-Bulwer- Vertrag 

1) Über diesen Fall, der eine Nichtbefolgnng sowohl des 1. wie des 2. Unter- 
prinzipB der Monroedoktrin ist, veigL das unten S. B29 ff. Bemerkte. 
Kram, Monroedoktrin. 19 
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vom 19. April 1850 ein, jenem Markstein in der Geschichte des 
Panamakanals.^) 

Der von den Vereinigten Staaten mit seinem Abschluß ver* 
folgte Gedanke war der, dem englischen Einfluß in Zentralamerika 
einen Biegel vorzuschieben und englische Kontrolle über einen 
eventuellen interozeanischen amerikanischen Kanal auszuschließen. 

Dieser Gedanke kam jedoch in dem Vertrage nur unvoll- 
kommen und nur um den Preis der Vereinbarung englischer Mit- 
kontrolle über den eventuellen Kanal zum Ausdruck. 

Hierin lag eimnal eine Verletzung des amerikanischen Prinzips 
der Vermeidung von Allianzen.^) Zugleich war es aber auch eine 
Nichtachtung der Monroedoktrin, die sich gegen jedwede Ver- 
mehrung politischen Einflusses einer nichtamerikanischen Macht 
in Amerika richtet. 

Dieser Vertrag ist deshalb ein Beispiel für die Anwendung 
der Monroedoktrin, soweit er englischen Einfluß in dem 
mittleren Amerika ein Ende zu machen suchte; er ist eine 
Zuwiderhandlung, soweit er englische Mitkontrolle über einen 
eventuellen amerikanischen Kanal zuließ« 

Belixe.*) 

Ein weiterer Fall der Nichtdurchsetzung der Monroedoktrin 

ist in der passiven Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber 

der Gründung der englischen Kolonie Belize enthalten. 

Wir haben oben bereits dargestellt^ daß die Vereinigten Staaten 
gegen das Vorgehen Englands in dieser Bichtung zunächst wieder- 
holt heftigen Protest eingelegt und Versuche gemacht hatten, die 
Ausführung der englischen Pläne zu verhindern. 

Schließlich haben sie es aber doch geschehen lassen, daß 
England die Grenzen zwischen Guatemala und den englischen 
„Ansiedelungen und Besitzungen in der Bay von Honduras** 

M Siehe oben besonders S. 105 f. u. 188fL 

Die Meinuneen über diesen Vertrag vom Standpunkte der Monroedoktrin 
aus sind geteilt. £r wird überwiegend für eine Verletzung der Monroedoktrin an- 
gesehen. Ven?l. z. B. Alvarez, A. J., III S. 316; v.Dirksen, S.68;Dun- 
n i n g , S. 5o, nach dem der Vertrag der Sache nach eine Nichtigerkl&run£ der 
Monroedoktrin war; Fester, S. 457;Haeberlin,S. 19; Mahan, National 
Review, Bd. XL, Teil II S. 883; Pötin, besonders S. 165; Wharton, 
Dijgeet I S. 168. Dafür, daß der Vertrag keine Zuwiderhandlung der Monroedoktirin 
sei, verffl. Lawrence, Ess., S. 125 u. S. 142ff.; Scruggs, S. 252, besonders 
energisch T r a v i s , S. 334 f. u. 373 ff. (genaues Zitat oben S. 184 Anm.). 

*) Siehe oben S. 54 f. 

3) Vergl. oben S. 100 fL, bes. S. 108 sowie die Bemerkung auf S. 118 ff. 
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durch Vertrag vom 30. April 1859 unter Zugrundelegung des 
Besitzstandes von 1860 regelte, und sie haben sich darein gefügt, 
daß die englische Begierung im Jahre 1862 diese Ansiedelung zur 
britischen Kolonie erklärte. 

Spanien und die Dominikanische Bepublik 1861. 
Weiter widerspricht auch die ebenfalls bereits oben geschilderte 
Untätigkeit der Vereinigten Staaten gegenüber den fortgesetzten 
Versuchen Spaniens vom Jahre 1861 bis etwa 1865, die Domini- 
kanische Bepublik zum spanischen Kolonialbesitz zurückzuführen, 
dem Geiste der Monroedoktrin in der von Polk ihr gegebenen 
Fassung.^) 

Unnihen in Nen-Gninada* 1862. 

Ein weiterer Fall, der wie die Intervention in Haiti vom Jahre 
1850/51 ebenfalls eine Nichtbeachtung nicht nur des Grundsatzes von 
der Vermeidung von Allianzen, sondern auch zugleich des Geistes 
der Monroedoktrin durch die amerikanische Begierung darstellt, 
ist in der Einladung enthalten, die sie im Jahre 1862 an die fran« 
zösische und englische richtete, zur Beendigung von Unruhen in 
Neu-Granada gemeinsam mit ihr vorzugehen.') 

Es ist interessant, zu bemerken, daß die Begierung von Mexiko, 
als ihr aus dem betreffenden Bande der gedruckten diplomatischen 
Korrespondenz der Vereinigten Staaten der hier in Betracht 
kommende Instruktionsbrief des Staatssekretärs Seward vom 
11. Juli 1862 an die Gesandten der Vereinigten Staaten in London 
xmd Paris bekannt wurde,') gegen dieses Vorgehen der Vereinigten 
Staaten unter deutlicher Bezugnahme auf die Monroedoktrin 
und unter Hervorhebung der Unvereinbarkeit dieser Haltung der 
amerikanischen Begierung mit dieser protestierte. 

Der mexikanische Gesandte in Washington, Senor Don Matias 
Bomero, richtete zu diesem Zwecke unter dem 19. März 1863 
an den Staatssekretär Seward ein Schreiben, das folgende 
IVendungen enthielt: 

„Die mexikanische Begierung, die stets als eine unerläßliche 
Bedingung für die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit und 

^) Siehe oben bes. S. 96 f.; daß in diesem Verhalten eine Verletzung der 
Honroedoktrin liege, hebt z.B. Haeberlin, S. 29 ausdrüddich hervor. 

«) Vercl. oben S. 191. 

Audi A 1 V a r e z , A. J., III S. 816 h&lt diesen Fall ffir eine Verletzung der 
Jfonroedoktrin. 

3) Dipl. Gorr. 1862, 37. Gong. S.sess. S. 131 ff. 

19* 
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der Autonomie der amerikanischen Nationen den Ausschluß 
von Interventionen der europäischen Mächte in ihre inneren 
Angelegenheiten angesehen hat .... kann nicht mit Gleich- 
gültigkeit die in anderen Teilen des amerikanischen Kontinents 
sieh abspielenden Ereignisse sehen, aus denen früher oder später 
sich vielleicht eine europäische Intervention in diesen Ländern 
ergibt. 

Pas Gescdiick der amerikanischen Nationen ist in solcher 
W^0e zusammen verknüpft, daß, wenn die Eingriffe der Pes- 
poten Europas in einer von ihnen Erfolg haben sollten, es kaum 
möglich sein würde, deren Ausdehnung auf alle von ihnen zu 
verhindern. Über diesen Gegenstand ist die Meinung der mexika- 
nischen Begierung in voller Übereinstimmung mit der traditio- 
nellen PoUtik der Vereinigten Staaten. Nach Ansicht der 
mexikanischen Begierung hätte das Ergebnis kein anderes als 
eine europäische Intervention sein können, falls der Vorschlag, 
den die Vereinigten Staaten im letzten Juni den Kabinetten 
von St. James und der Tuillerien gemacht haben, Landkräfte 
nach dem Isthmus von Panama zum Schutze der NeutraUtät 
des Isthmusses zu send^i, seitens der Begierungen von England 
und Frankreich Migenommen worden wäre." ^) 

In der Antwort, die Staatssekretär Seward dem Se&or Bomero 
unter dem 20. März 1863 *) auf dieses Protestschreiben gab, er- 



^) D i p 1. G r r. 1868, II S. 1160 f. Der englisehe Text lautet: „The Mexican 
Government, which has always considered as an indispensable oondition for the 
preservation of the independence and antonomy of the Ameriean nations the ke^in^ 
out of them the intervention of the European powers in their domestic affairs ana 
which, in order to maintain this sacred pnnciple intact, to-day finds itself involved 
in a most gigantic war with one of the most powerful and most warKke nations 
of Eorope, cannot see with indifferenoe the events occurring in other portions of 
the American continent, and from whidi there may resnlt, sooner or later an European 
intervention in these countries. 

The fate of the nations of America is bound toeether in such a manner that 
if the encroachments of the despots of Europe should succeed in one of them, it 
would scaieiy be possible to prevent their beeins eztended to all of them. Upon 
this subject the opinion of the Government of Mexico is in füll accord with the 
traditional polic3r of the United States. 

In the opinion of the Government of Mexico, the result could have been none 
other than that of an European intervention, if the proposal which the United States 
made in June last to the Cabinets of St. James and the Tuilleries, to send land 
forces to the Isthmus of Panama» with a view of protecting the neutral!^ of the 
isthmus, had been accepted by the govemments of Great Britain and France.*^ 

*) eod. S. 1161. Englisdier Text: „While the United States not only have 
no dis|)osition to oontrovert the ^eneral views of the govemment of Mexico in regaid 
to foreign intervention in the political affairs of the American states on this continent. 
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klärte er u. a., er fahle sich verpflichtet, ,,8ein Bedauern darüber 
zum Ausdruck zu bringen, daß ein, ,,zweifellos unbeabsichtigtes", 
Mißverstehen des Charakters der betreffenden Korrespondenz 
der mexikanischen Begierung die betreffende Mitteilung hat not- 
wendig erscheinen lassen.'* 

Das Instruktionsschreiben Sewards vom 11. Juli 1862 hatte 
den amerikanischen Gesandten in England und Frankreich aus- 
drücklich dahin angewiesen, über die Frage mit den betreffenden 
Begierungen zu verhandeln, „ob diese Begierungen sich mit den 
Vereinigten Staaten dazu verbinden wollen, die Sicherheit des 
Durchgangs und die Autorität der Granadischen Konföderation, 
sowie die Art und Weise, in welcher die Parteien solch' ein Ab- 
kommen durchführen sollen, zu garantieren.** ^) Von dem Plan 
einer Sendung französischer und englischer Truppen war hier aller- 
dings nicht ausdrückhch gesprochen; worin aber der Sache nach 
das „zweifellos unbeabsichtigte Mißverstehen** der mexikanischen 
Begierung gelegen sein soll, ist gegenüber dem eben erwähnten 
Passus der Sewardschen Instruktion nicht recht ersichtlich. Es 
kann ernstlich nicht zweifelhaft sein, daß diese in der Tat eine 
Einladung seitens der Vereinigten Staaten an England und Frank- 
reich zu einer gemeinsamen Intervention in Neu-Granada enthielt. 
Ist dem aber so, so haben die Vereinigten Staaten damit Geist 
und Wortlaut der Monroedoktrin verletzt. 

St. Barth61emy 1877. 
Überhaupt nicht gerührt scheinen sie sich zu haben, als 
Schweden durch Vertrag vom 10. August 1877 die in den kleinen 
Antillen gelegene und jetzt von Guadeloupe aus verwaltete Insel 
St. Barthelemy an Frankreich zurück übertrug,*) eine Insel, die 
Frankreich mit Schweden in Anbetracht gewisser ihm an der 

bat freely confess tfaeir sympaüiy with theee views, as they are oommunicated by 
Mr. Romero, the andenigned nevertheless, feels obliged to express bis regret that 
a misaprebension, donbtless nnintentioiial, of tbe cbaracter oi tbe oorrespondence 
referrea to, bas Beemed to tbe Mezican Government to render it neoessary to direet 
that oommunication to be made.** 

1) Siebe oben S. 191. 

') Verd. SU dieser Angelegenheit die konen Hinweise beiAlvarez, 1910 
S. 155; bei Coolidge (engl. Ausg.) 1912 S. 118 ond beiBeaumarcbais, 
S. 94 f. ; vergl. aucb das A n n. R e g. 1877 S. 261 ; der Vertrag vom 10. August 1877 
steht bei M a r t e n s , N. R. (J., 2. ser., IV S. 366 ff. 

Hervoigeboben mag hier übrigens werden, dafi UllmannaofS. 464 meint, 
diese Cession nabe mit dem Wortlaute der Monroedoktrin durchaus nicht in Wider- 
spruch gestanden. 
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schwedischen Küste, insbesondere bei Göteborg gewährter Handels- 
vorteile im Jahre 1784 schon einmal ausgetatiBcht hatte.^) 

Die Vereinigten Staaten haben sich dieser Angelegenheit 
gegenüber passiv verhalten. 

Daß darin eine Nichtanwendung der Monroedoktrin liegt, 
tritt um so stärker dadurch hervor, daß die amerikanische Ee- 
gierung erst kurz zuvo^ im Jahre 1870 sich unter Bezugnahme 
auf die Monroedoktrin gegen eine Übertragung der Insel 
an Italien ausgesprochen hatte. 

Italien hatte sich in diesem Jahre bei der Begierung von 
Schweden und Norwegen um den Erwerb der Insel bemüht. Diese 
Begierung hatte darauf bei der amerikanischen angefragt, ob sie 
nicht die Insel zu denselben Bedingungen wie Italien zu haben 
wünsche. 

Dieses Angebot wurde durch Schreiben des Staatssekretärs Fish 
an den Gesandten von Schweden und Norwegen in Washington, 
den Grafen Lewenhaupt, vom 14. Februar 1870 abgelehnt.^) 

In diesem Schreiben ersuchte Fish den Grafen Lewenhaupt 
gleichzeitig, endgültige Entschließungen über diesen Gegenstand 
zur Zeit noch hinauszuschieben, dabei bemerkend, die Annahme 
des italienischen Angebotes könne „vielleicht als der kardinalen 
Politik der Vereinigten Staaten widersprechend aufgefaßt werden, 
die sich gegen neue Kolonien europäischer Begierungen auf dieser 
Hemisphäre wendet**. 

Iirtttniliohe AnfTaasungeii. 

Andere Fälle hingegen, die oft als Beispiele für Nichtanwen- 
dungen der Monroedoktrin durch die Vereinigten Staaten an- 
geführt werden, sind dies in der Tat nicht. 

Insbesondere gehören in diese Kategorie die Fälle passiven 
Verhaltens der Vereinigten Staaten gegenüber den zahlreichen 
Blockaden oder sonstigen Zwangsmaßnahmen, die europäische 
Mächte amerikanischen Staaten gegenüber entweder zur Durch- 
setzung eines vermögensrechtlichen Anspruchs oder wegen er- 

') Nach einer Auskunft des französischen Botschafters in Washington, 
Jusserand. 

>) M S. Note to Sweden, VI S. 221 (M., VI S. 428). „An acceptance which 
mi^ be oonstmed as averse to that caroinal poliey of the United States which 
objects to knew colonies of Europeen govemments on this hemisphere ** 
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littener Unbill und aus dergleichen Gründen, jedoch ohne eine 
Absicht des Erwerbes oder der Erweiterung politischer Macht in 
Amerika vorgenommen haben. Alle diese Fälle, wie z. B. die* 
Blockierung Mexikos durch Frankreich im Jahre 1838 oder 
die Venezuelas in den Jahren 1875 durch Deutschland, 1902 — ^1903 
durch Deutschland, ItaUen und England, Argentiniens durch 
Frankreich im Jahre 1838, Brasiliens im Jahre 1861 durch Eng- 
land, ebenso Nicaraguas im Jahre 1895, oder die Wegnahme 
venezuelanischer Schiffe durch Holland im Jahre 1908 usw.,^) 
sind nach dem oben Ausgeführten keine Nichtachtungen der 
Monroedoktrin, sodaß die Vereinigten Staaten auch nicht durch 
eine untatige Haltung in diesen Fällen die Durchführung der 
Monroedoktrin verabsäumten. 

Weiter mag hier nochmals darauf hingewiesen werden, daß 
die Bereitschaft der Vereinigten Staaten, die Erledigung von 
Streitigkeiten über unsichere Gebietsansprüche zwischen amerika- 
nischen und nichtamerikanischen Staaten durch Kompromiß oder 
Schiedsverfahren zuzulassen, mit dem Geiste der Monroedoktrim 
durchaus vereinbar ist. Die Duldung derartiger Maßnahmen kann 
demgemäß ebenfalls nicht begründeterweise als eine Nichtanwendung 
der Monroedoktrin durch die Vereinigten Staaten angesehen werden^ 

Zu beachten ist femer, daß die Monroedoktrin niemals so 
verstanden worden ist, als ob die Vereinigten Staaten in jedem 
Falle sofort zuzuspringen hätten, wenn ein nichtamerikanischer 
Staat Anstalten zur Ausführung eines mit der Monroedoktrin 
in Widerspruch stehenden Planes macht. 

Die Vereinigten Staaten haben für die Bestimmung des Zeit- 
punktes, bis zu dem sie „interessierte Zuschauer'* blieben, und 
von dem an sie aktiv Partei ergriffen, stets ihr freies, politisches 
Ermessen walten lassen. 

Man wird deshalb sagen können, daß, falls in einem Falle im 
Endergebnis sich keine Verletzung der Monroedoktrin ergibt, 
diese von den Vereinigten Staaten auch dann nicht mißachtet 
worden ist, wenn der Verlauf der Angelegenheit ihnen einen Grund 
gegeben hätte, einzugreifen, ohne daß von ihnen tatsächlich ein- 
gegriffen worden ist. (Vergleiche z. B. hier den Streit zwischen 



1) Ein Teil dieser F&lle, deren Zahl sich noch sehr vermehreii ließen, ist oben 
S. 245 ff. erwShnt worden. 
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England und Brasilien um die Insel Trinidade,^) der am 3. August 
1896 dadurch zu einem Ende kam, daß die englische Begierung 
freiwillig erklärte, ihre Ansprüche auf diese Insel au&ugeben. Ver- 
gleiche ferner den Grenzstreit zwischen Frankreich und Bra- 
silien^ über die Grenze von Französich-Guayana und den bra- 
silianischen Territorium, oder den Grenzstreit zwischen England 
und BrasiUen.') Und endlich vergleiche beispielsweise weiter den 
Streit zwischen Holland und Venezuela um die Aves-Insel, der 
durch den Schiedsspruch des Königs von Spanien am 30. Juni 
1865 zu Venezuelas Gunsten entschieden wurde.*) Alle diese 
Fälle haben ohne ein Dazwischentreten der Vereinigten Staaten 
zu einem, den Anforderungen der Monroedoktrin genügenden Ab- 
schlüsse geführt.) 

Ebensowenig wie in solchen Fällen ist eine Nichtbeachtung der 
Monroedoktrin schon dann gegeben, wenn die Vereinigten Staaten, 
wie z. B. im Falle der französischen Intervention in Mexiko, oder 
im Venezuela-Grenzstreite, zunächst nicht eingegriffen, sondern 
der Entwicklung der Dinge abwartend zusahen. 

Ergebnis. 

Die Monroedoktrin ist danach zwar nicht ausnahmslos von 

den Vereinigten Staaten beachtet und durchgesetzt worden. Die 
Fälle ihrer Nichtanwendung sind andererseits aber auch nicht 
so zahlreich, wie zuweilen angenommen wird. 

Sie ist jedenfalls häufig genug angewendet worden, um fol- 
gendes zu sagen: Die Monroedoktrin enthält den Ge- 
danken, daß die Vereinigten Staaten sie prinzipiell 
durchzusetzen haben, wenn sie auch Ausnahmen 
davon zuläßt. 



^) Zu diesem Streit um diese in den F o r. R e 1. — nach Anskonft des brasiiia- 
nisdien Botschafteis irrtömlich — Trinidad genannte Insel, die 661 geog r ap h ische 
Meilen von der Kflste von Brasilien im 20 • 31 ' sndlidier Breite und 13 • 47 ' 57 '' 
ösüioh vom Rio de Janeiro Meridian liegt, veigl. For. Rel. 1905 S. 64. YeigL Ober- 
haupt F r. R e L 1905, 1 Teil S. 64 ff. und besonders A.6. d. Araujo Jorge; 
Ensaios de Historia Diplomatica do Brasil no Regimen Republicano. Premeira 
Serie (1889—1902) Rio de Janeiro 1902, besonders Cap. iV S. 104, ffir dessen 
ZngXnglichmachung ich Seiner Ezcellenz dem brasilianisdien Botschafter in Wa- 
shington, Sefior Dominico da €huna, hier danken möchte. 

') Vergl. ebenda Kap. V u. VI* auch Rouard d e C a r d : Le difförend Franco- 
brMlien relativ k la d^limination des Guyanes. R. G., IV, 1897 S. 277 ff. 

*) Siehe oben S. 164 Anm. 1. 

*) S e i j a 8 , Rafael Fernando, El derecho International Hispano-Americano, 
Car&cas, 6 Bde. (1884—1885) IV. Bd. S.209f., sowie Moore, International 
Arbitrations, V S. 5087. 
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d) Die Mittel zur Durchführung. 

Was die Mittel ihrer Durchsetzung anlangt, so kann man drei 
verschiedene Gruppen au&tellen: . 

Freiadtohafllicli0 Verkelinaadlingea. 

Einmal und vor allen Dingen kommen da freundschafttiche 
Yerkehrshandlungen in Betracht. 

Unter ihnen spielt das ständig angewendete Mittel des diplo- 
matischen Schriftenwechsels die erste Bolle. 

Weiter gehören hierher das Anbieten imd Leisten guter Dienste 
und von Vermittlungen. Diese sind uns im Verlaufe der Dar- 
stellung als Mittel der Durchsetzung der Monroedoktrin ebenfalls 
andauernd begegnet. 

Femer kann man hier Kompromisse anführen, ein Mittel, 
wie es besonders im Oregon- Streit mit Bußland und England von 
den Vereinigten Staaten selbst zum Zwecke der Durchführung 
der Monroedoktrin angewandt worden ist.^) 

Und endlich ist hierher auch die Herbeiführung von Schieds- 
verfahren zu zählen. (Vergl. z. B. den Venezuela-Grenzstreit, den 
San Jüan- Wasser-Grenzstreit, den Streit zwischen England und 
den Vereinigten Staaten und deren Nordostgrenze und endlich 
den Alaska-Grenzstreit.) 

Priveativhaadliagea. 

Hieran schheßt sich eine zweite Gruppe, die aus Präventiv- 
handlungen der Vereinigten Staaten zum Zwecke des Ausschlusses 
von Gelegenheiten zu Zuwiderhandlungen gegen die Monroedoktrin 
für außeramerikanische Staaten gebildet wird. 

Solcher Mittel haben die Vereinigten Staaten sich insbesondere 
fortdauernd im Verlauf der Panamakanal-Angelegenheit bedient, 
wo sie sich durch den Abschluß entsprechender Verträge das 
Monopol zu sichern bemühten, den Kanal selbst zu bauen bezw. 
mit Hilfe amerikanischen Geldes bauen zu lassen, sowie ihn zu 
kontrollieren. 

Weiter ist hier beispielsweise General Grants Versuch, Santo 
Domingo zu erwerben, zu erwähnen, ebenso wie das Arrangement 
des Jahres 1907 zwischen den Vereinigten Staaten und der dominika- 
nischen Begierung, das zu dem Zwecke vorgenommen wurde, die 



') Siehe oben S. 85 ff. 
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Gründe für ein aoßeramerikanisches Vorgeben gegen diese Be- 
publik zu beseitigen. 

Und endlich kann hier auf die verschiedenen Bemühungen 
der Vereinigten Staaten, Cuba von Spanien zu erwerben,*) oder 
ihren Versuch, die dänisch-westindischen Insehi von Dänemark 
zu kaufen,*) hingewiesen werden. 

Diktatorische Handlungen. 

Die dritte Gruppe endlich bilden Handlungen diktato- 
rischer Natur. 

Eine solche stellte die Monroebotschaft inhaltlich ihrerseits 
selbst dar, denn sie drohte den bewaffneten Widerstand der Ver- 
einigten Staaten gegen die Pläne der heiligen Allianz an. 

Auch später haben diese Staaten sich zur Durchführung der 
Monroedoktrin derartiger Maßnahmen wiederholt bedient. 

Als Beispiele können dabei insbesondere ihr Verhalten gegen- 
über der französischen Intervention in Mexiko oder dasjenige im 
Venezuela-Grenzstreite angeführt werden. 

Zu tatsächlicher Gewaltanwendung und vor allem zum Kriege 
für die Durchsetzung der Monroedoktrin ist es bisher allerdings 
nie gekommen. 

Es kann aber kein Zweifel darüber bestehen, daß die Vereinigten 
Staaten in Fällen wie den beiden eben genannten durchaus dazu 
entschlossen waren, ihren Standpunkt nötigenfalls mit den Waffen 
zu vertreten.') 

Die Frage, ob für bestimmte Fälle bestimmte Mittel zu wählen 
seien, ist ebenso wie die nach dem Zeitpunkte des Einschreitens 
auf Grund der Monroedoktrin niemals gestellt worden. 

Dies Schweigen über die Mittel der Durchführung der Monroe- 
doktrin hat ganz offenbar die Bedeutung, daß in jedem Falle 
jedes Mittel nach Wahl der Vereinigten Staaten zur Verfügung 
stehen soll. 



>) Siehe unten S. 322. 

*) Siehe unten S. 321. 

9) Für den mexikanischen Fall vergl. z. B. Bnchanans Worte in seiner 
JahresDotschaft vom 3. Dez. 1860 (Richard so ns Mess. , V S. 646, die oben 
S. 120 f. in deutscher Übersetzung wiedergegeben sind). Der englische Text lautet: 
We should thus have been relieved bom the Obligation of resisting, even by 
f r e should Üüs become necessary, any attempt by these Govemments to denrive 
our neighborinff Republic of portions of her territory — a dutv from whicn we 
could not shriiä without abandoning tiie traditional and established policy of the 
American people.** 
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Vor allem ist nie angezweifelt worden, daß die Vereinigten 
Staaten zur Durchsetzung der Monroedoktrin stets zu Oewalt- 
maßregeln greifen könnten. 

Das einzige den Vereinigten Staaten zur Verfügung stehende 
Mittel einer tatsächlichen Intervention der heiligen Allianz in 
Amerika zu begegnen, wäre der Gebrauch von Gewalt gewesen. Man 
kann deshalb annehmen, daß gewaltsame Durchführbarkeit schon 
ein der Monroebotschaft unterUegender Gedanke gewesen ist. 

Sicher ist er seit Polks Vorschlag, Yukatan militärisch zu 
besetzen, seit den Kriegsdrohungen der Vereinigten Staaten gegen 
Frankreich in der mexikanischen Interventions- Angelegenheit und 
seit dem Venezuela-Grenzstreite ^) Inhalt der Monroedoktrin. 

Die Monroedoktrin enthält demnach eine Drohung gewalt- 
samer Durchsetzung ihrer Verbote im Falle von deren Nicht- 
achtung durch nichtamerikanische Staaten. 

Sie ist eine Drohung mit Gewalt. 

e) Die räumlichen Herrschaftsgrenzen 
der Monroedoktrin. 

Die Monroebotschaft richtete sich gegen Eolonisations- 
versuche „europäischer Mächte" auf den „amerikanischen Kon- 
tinenten" (mit Ausnahme der dort zu Becht bestehenden euro- 
päischen Kolonien). Sie spricht sich femer gegen die Übertragung 
des europäischen Systems auf die amerikanische „Hemisphäre" 
aus. 

Daß unter Amerika im Sinne der Monroedoktrin nicht 
ausschließlich die zusammenhängenden Teile des amerikanischen 
Kontinents zu verstehen sind, kann nach der Art, wie die Ver- 
einigten Staaten dauernd die Monroedoktrin angewendet haben, 
nicht mehr zweifelhaft sein. 

Ihre häufigen Erklänmgen, Cuba dürfe von Spanien nicht 
an eine andere Kolonialmacht abgetreten werden oder ihre Politik 
der dominikanischen Begierung gegenüber beweisen, daß auch 



^) W 1 8 e y , S. 236, in seinem kriegerischen Artikel ge^en Clevelands 
Handhabung der lllonroedoktrin in dem Venezoela-Grenzstareite siebt m der DrohonR 
mit Gewalt seitens der Vereinigten Staaten Endand gegenüber eine durch Clevelanü 
vollzogene Erweiterung der Monroedoktrin. Das ist nnz sicher unrichtig. Daß 
die amerikanische R^erung in der mexikanischen Interventions-Aneelegenbeit 
Frankreich gegenüber mit Gewalt gedroht haben, kann nicht bezweifelt werden. 
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die dem amerikanischen Kontinente benaohbarten Inselgrappen 
im Sinne dieses Verbotes unter den Begriff „Amerika" zu rechnen 
sind.*) 

Fraglich ist nur, in welchem Umfange dies der Fall ist. 

Der Geograph Böclus *) stellt die Behauptung auf , der amerika- 
nische Kontinent im Sinne der Monroedoktrin bestehe aus der 
großen Territorialmasse sowie aus den anhegenden Inselgruppen 
und Inseln, ebenso aus denjenigen Inseln, die weniger als 1000 Kilo- 
meter davon entfernt Hegen. 

Man wird der Idee der Monroedoktrin mehr gerecht werden, 
wenn man von derartigen formalen Beschränkungen absieht 
und unter Amerika im Sinne des hier behandelten ersten Unter- 
prinzips der Monroedoktrin alles Gebiet versteht, welches für 
eine natürliche Betrachtungsweise bei Verteilung aller Länder- 
massen der Erde auf fünf Erdteile zum amerikanischen Kontinente 
fällt. 

Dazu sind dann nicht nur die westindischen Inseln zu 
rechnen, sondern z. B. auch die Ecuador gehörigen Galapagos- 
Inseln,') oder die zu Peru gehörigen Lobos- oder Seal- In- 
seln*) oder die zu Venezuela gehörige Aves-Insel,*) weiter 
die nicaraguanischen Gorn-Inseln,*) oder die zu Honduras ge- 
hörige Tiger- Insel.') 

Da aber die Monroedoktrin kein geographischer Lehrsatz 
sein, sondern Grenzen für politische Herrschaftsmacht ziehen 



^) Als weiteres Beispiel mag hier aach darauf hingewiesen werden, was Staats- 
sekretär B a y a r d in einem Schreiben vom 18. M&rz 1886 an Mr. Quesada in Bezog 
auf die Falldandsinseki schrieb, Ausführungen, die oben S. 170 in der deutschen 
Übersetsung wiedeigegeben sind. 

*) Nouvelle Geographie Universelle, Paris 1893, Buch XVIII S. 696, u. Buch 
XIX S.786. Vergl. auch Alvarez in A. J., III S.320. 

*) Vei^l. oben S. 236 und besonders S e n. D o c. Nr. 41, 56. Conj;. 1. sess. 
darüber, dal England mit Ecuador tatsächlich in Verhandlungen über diese Oala- 
pagosinseln gestiuiden hat. 

^) Vergl. über den Streit der Vereinigten Staaten mit Peru über diese Inseln 
S e n. E X. D c. Nr. 109, 32. Cong. 1. sess. (Bd. X, 1861—1862); S e n. R e p. 897, 
34. Cong. 3. sess. (1866—1857); M o o r e , I S. 576. 

») Verel. oben S. 296. 

Über den Streit der Vereinigten Staaten mit Venezuela über die Aves- 
Insel verd. Sen. Ex. Doc. 25, 34. Cong. 3. sess., Bd. VI; Sen. Ex. Doc. 
Nr. 10, 36. Cong. 2. sess.; Br. and For. State Papers^ Bd. LIX (1878 
bis 1879) S. 276 ff. 

«) Siehe oben S. 239 Anm. 1. 

*) Siehe oben S. 240 f. 
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will, so wird man darüber hinaus unter Amerika hier auch all' 
das Gebiet zu verstehen haben, das zwar nach den eben gemachten 
Ausführungen geographisch nicht zu Amerika gehören würde, 
daß aber politisch einen Bestandteil irgend einer amerikanischen 
Macht bildet. 

Praktisch kommt hierbei nur der vom amerikanischen 
Kontinente entfernte Kolonialbesitz der Vereinigten Staaten 
in Betracht, nämlich die Philippinen, die Hawaiien und Tutuila, 
Porto Bico und Guam. 

Dafür, daß die Hawaien nach amerikanischer Anschauung 
zu Amerika auch schon gerechnet worden sind, bevor sie von den 
Vereinigten Staaten annektiert wurden, mögen zwei Zeugnisse 
angeführt werden. 

Während der langdauemden Versuche der Vereinigten Staaten, 
diese Inselgruppe unter ihre politische Herrschaft zu bringen, 
instruierte Staatssekretär Blaine am 1. Dezember 1881 den Ge- 
sandten der Vereinigten Staaten in Hawai, Mr. Comly, folgender- 
maßen:^) 

„Unter keinen Umständen können die Vereinigten Staaten 
einen Wechsel in der territorialen Kontrolle über eine von 
beiden (nämlich Cuba oder die Hawaiien) dulden, der sie vom 
amerikanischen System abschneiden würde, wozu sie imab- 
änderlich gehören." 

Und während der internationalen amerikanischen Konferenz, 
die am 2. Oktober 1889 in Washington zusammentrat, wurde auf 
Antrag der Vereinigten Staaten am 17. März 1890 ein Beschluß 
dahin gefaßt, den König der Hawaiien, der im Gegensatz zur 
haitischen Eegienmg, sowie derjenigen der Dominikanischen Be- 
publik ursprünglich nicht eingeladen worden war, zur Entsendung 
eines Delegierten zur Konferenz noch nachträglich aufzufordern.^) 

Auch in bezug auf den räumUchen Herrschaftsumfang der 
Monroedoktrin hat ihre Geschichte eine Erweiterung gebracht. 

Indem nämlich Polk ihre Verbote auf Verfügungen nicht- 
amerikanischer Mächte über deren amerikanischen Kolonialbesitz 
an andere europäische Mächte erweiterte, fügte er diese Kolonien 

»)For. ReL 1881, S. 636 ff. 

') Verel. die Zosammenfassang über die Tätigkeit dieser Konferenz bei 
M r e , Vi S. 599 ff. ; vergl. femer beispielsweise Fried, S. 46 ff. 
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dem bisher auf den Besitz amerikanischer, selbständiger Staaten 
beschränkten „verbotenen** Gebiet zu. 

Hierzu gehören: Canada, Neu-Fundland, Britisch-Guayana, 
Britisch-Honduras, die Bermudas, die Falklandinsehi, die west- 
indischen Insehi Englands, besonders Jamaica, femer Französich- 
Guayana, der französiche Inselbesitz in den Antillen, besonders 
St. Barthölemy und endlich Holländisch-Guayans^ St. Thomas, 
St. Croix, St. John und Cura^ao. 

Im übrigen hat sich das räumliche Herrschaftsfeld der Monroe- 
doktrin nicht geändert. Insbesondere ist es auch nicht kleiner 
geworden. Die von Polk erklärte Beschränkung des Eolonisations- 
verbots auf Nordamerika ist, wie schon erwähnt, niemak in 
den Inhalt der Monroedoktrin eingegangen.^) 



7. Zusammenfassung. 

Es bleibt nunmehr noch übrig, aus den vorstehenden Aus- 
führungen den gegenwärtigen Inhalt des hier behandelten ersten 
Unterprinzips der Monroedoktrin festzustellen. 

Wir haben, insbesondere in dem Widerstreben der Vereinigten 
Staaten gegen Englands Bemühungen, seine Herrschaft in mittlerem 
Amerika zu erweitem,*) gegen Frankreichs Intervention in Mexiko 
zu politischen Zwecken *) und in ihrem Eingreifen in den Venezuela- 
Grenzstreit ^) eine Beihe von Fällen angetroffen, welche, ohne eine 
inhaltliche Erweitenmg der Monroedoktrin zu bringen, deren 
Existenz als einen wirkenden Faktor in der amerikanischen Politik 
bestätigen und verstärken. 

Die meisten Anwendungfälle dieses Unterprinzips der Monroe- 
doktrin erweitem sie jedoch zugleich und bilden sie gleichzeitig 
inhaltlich fort. 

Dieses Unterprinzip hatte sich nach der Monroebotschaft 
gegen Versuche europäischer Mächte gerichtet, die darauf zielen, 
durch gewaltsame Einengung der politischen Freiheit amerika- 
nischer Staaten oder durch koloniale Neugründungen auf amerika- 
nischem Boden ihre politische Macht in Amerika zu mehren.^) 

Siehe oben S. 80, 92. 
Siehe oben S. 100 ff. 
Siehe oben S. 123 ff. 
Siehe oben S. 142 ff. 
Siehe oben S.66ff. 
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Dieser Abgrenzung gegenüber haben sich im Verlaufe der 
Geschichte der Monroedoktrin zwei grundlegende Erweiterungen 
ergeben: 

Die erste führt auf die Botschaft des Präsidenten Polk vom 
2. Dezember 1845 zurück. Nach der von ihm hier der Monroe- 
doktrin gegebenen Auslegung und FormuUerung stehen mit ihr 
nicht mehr nur bestimmt geartete Handlungen in Widerspruch, 
sondern schlechtweg alle Versuche einer europäischen Nation, ihre 
poUtische Macht in Amerika auszudehnen, oder sich solche dort 
neu zu begründen.^) 

Dieser neu gewonnene Standpunkt ist in der Folgezeit häufig 
wiederbestätigt worden. Durch Polk selbst ist dies in seiner auf 
die Yukatan- Angelegenheit bezüglichen Botschaft vom 29. April 
1848 geschehen.*) 

Es ist femer durch den Präsidenten Grant in seiner auf Cuba 
bezüglichen Botschaft vom 6. Dezember 1869,^) sowie in seinen 
die Annektierung der Dominikanischen Bepublik empfehlenden Bot- 
schaften vom 31. Mai 1870 und 5. Dezember 1870 getan worden.*) 

Dieser Standpunkt ist endlich insbesondere durch die von 
den Vereinigten Staaten in der Panamakanal-Angelegenheit ein- 
genommene Haltung wiederbestätigt worden.^) 

Die zweite grundlegende, geschichtlich entwickelte Er- 
weiterung der Monroedoktrin besteht darin, daß die nach der 
Monroebotschaft vorhandenen Beschränkungen ihrer Anwend- 
barkeit auf solche Handlungen, welche Versuche unmittel- 
baren Erwerbs von neuer Macht durch europäische Staaten in 
Amerika darstellen, verschwinden. Es hat sich geschichtüch er- 
geben, daß nunmehr jedwede Tätigkeit eines nichtamerikanischen 
Staates in bezug auf Amerika als unverträglich mit der Monroe- 
doktrin angesehen wird, falls sie nur nach dem Urteile der Ver- 
einigten Staaten geeignet erscheint, mittelbar oder unmittelbar 
die Vermehnmg der politischen Macht eines nichtamerikanischen 
Staates in Amerika herbeizuführen. 

Als Hauptfall hierfür haben wir die Haltung der Vereinigten 
Staaten gegenüber den beiden Fragen, wer den interozeanischen 



Siehe oben S. 83 ff. 
Siehe oben S. 97 ff. 
Siehe oben S. 132 ff. 
Siehe oben S. 137 ff. 
Siehe oben S. 183 ff. 
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amenkanisoben Kanal bauen und zum andern, wer ibn kontrollieren 
solle, angetroffen.^) 

Diese Haltui^ bat ibre Wiederbestätigung und Ausbildung 
einmal durob das Eingreifen der Vereinigten Staaten in die finan- 
ziellen Verbältnisse der Dominikaniseben Bepublik*) und zum 
andern beispielsweise in dem Magdalena-Bay-Falle *) gefunden. 

Eanal-Angelegenbeit wie Magdalena-Bay-Fall baben es zu- 
gleiob aucb klargestellt, daß, falls nacb Ansiebt der Ver- 
einigten Staaten eine Maßnabme unter dem Gesicbtspunkte mög- 
lieber Macbtvermebrung eines nicbtamerikaniscben Staates in 
Amerika als gefäbrlicb in Betracbt kommt, es gleicbgültig ist, 
wer die betreffende Handlung vornimmt, insbesondere ob dies eine 
Privatperson tut. 

Durob beide Fälle ist die Monroedoktrin zu einer Sebranke 
des nicbtamerikaniscben Handekverkebrs mit amerikaniscben 
Staaten geworden. 

Andererseits bat sieb im Laufe der Oescbicbte wiederbolt An- 
laß zur Bestätigung der Tatsacbe gefunden, daß die Monroedoktrin 
niobt scblecbtweg gegen jede ausländiscbe Tätigkeit in bezug auf 
Amerika gericbtet sei. Es ist vielfacb zum Ausdruck gelangt, daß, 
falls dieser Gesicbtspunkt der Oefabr in dem oben bescbriebenen 
Sinne nacb Ansiebt der Vereinigten Staaten nicbt einscblägt, die 
Monroedoktrin keine Anwendung finden soll. Dies ist besonders 
der Fall gewesen bei dem gemeinsamen Vorgeben Englands, 
Deutscblands und Italiens gegen Venezuela.^) 

Hierbei ergab sieb zugleicb aucb die Gelegenbeit für die Klar- 
stellung, daß die Vereinigten Staaten eine Verbindung zwiscben 
Monroedoktrin und Drago- (bezw. Calvo-) Doktrin bislang ab- 
gelebnt baben.^) 

Wir baben weiterbin gefunden, daß die Monroedoktrin sieb 
in dem bier bebandelten ünterprinzip als ein von den Vereinigten 
Staaten ausgebendes Prinzip darstellt, welcbes sieb an alle außer- 
amerikaniscben Staaten und nur an diese ricbtet, und das lediglicb 
den Vereinigten Staaten gegenüber bestebt.*) 



Siehe oben S. 183 ff. 
Siehe oben S. 217 ff. 
Siehe oben S. 230 ff. 
Siehe oben S. 252 ff. 
Siehe oben S. 262 f. 
Siehe oben S. 277 ff. 
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Es ist auch der Versuch gemacht worden darzutun, daß die 
Androhung von Gewalt für ihre Erz¥migung zu ihrem Inhalte gehört. 

Und endlich ist gezeigt worden, daß die räumlichen Herr- 
schaftsgrenzen dieses Verbots sich auf alles Gebiet erstrecken, das 
für eine natürliche Auffassung zu Amerika im politischen oder 
geographischen Sinne gehört. 

Abschließend können wir daher folgendes sagen: 

Das erste Unterprinzip der Monroedoktrin ist ein 
von den Vereinigten Staaten ausgehendes und ihnen 
gegenüber bestehendes, unter Androhung gewaltsamer 
Durchsetzung im Falle seiner Nichtbeachtung er- 
lassenes Verbot an die nichtamerikanische Staatenwelt. 

Dieses Verbot richtet sich gegen jede von nicht- 
amerikanischer Seite ausgehende Handlung, die nach 
Ansicht der Vereinigten Staaten dazu geeignet ist, 
mittelbar oder unmittelbar einem nichtamerikanischen 
Staate in bezug auf amerikanisches Gebiet politische 
Macht zu geben oder zu vermehren. 



m. Das zweite Unterprinzip: 

Der Omndsatz der Besohränknng politisolier 

Betätignngsfireilieit der Vereinigten Staaten 

Europa gegenüber. 

1. Allgemeines. 

Im letzten Kapitel war der Versuch gemacht worden, für 
den Grundsatz der Beschränkung politischer Betätigung^eiheit 
nichtamerikanischer Staaten in Amerika die Grundlinieb einer 
organischen, zu immer größerer Breite und Vertiefung führenden 
Entwicklung zu zeichnen. 

Diese Entwicklung hatte sich im Widerspruche der Ver- 
einigten Staaten gegen Versuche nichtamerikanischer Mächte, 
die Monroedoktrin zu mißachten, vollzogen. Sie hatte sich nicht 
nur in der tatsächlichen Haltung der Vereinigten Staaten aus- 
gedrückt, sondern auch in zahlreichen Meinungiäußer|mgen über 
den jeweihgen Inhalt dieses Unterprinzips. 

Kram» MonroedoktiiD. 20 



Digitized by 



Google 



906 Zweiter Abschn. Die Monroedolrtm von der Botschaft bis sor Gegenwart. 

Besonders diese hatten eine verMltnistnäßig sichere Grundlage 
für die Untersuchung gegeben. 1 

Anders steht es mit dem nunmehr zu behandehiden zweiten 
Unterprinzip) das von der Beschränkung politischer Betätigungs- 
freiheit der Vereinigten Staaten Europa gegenüber handelt. 

Es wäre allerdings sehr wohl Gelegenheit dazu gewesen, die 
Nichtbeteiligung der Vereinigten Staaten an europäischen Ange- 
legenheiten — z. B. bei Ablehnung entsprechender Aufforderungen, 
in Rechtfertigungen solcher Nichtbeteiligung, in Parlaments- 
beschlüssen usw. — ausdrücklich mit der Monroedoktrin zu be- 
gründen und so die Anwendung und das Fortbestehen auch ihres 
zweiten Unterprinzips ausdrücklich zu versichern. 

Tatsächlich ist dergleichen aber nur in ganz ungenügendem 
Maße geschehen. 

Wir finden zwar eine Reihe von Fällen, wo seitens der Ver- 
einigten Staaten ein Einschreiten abgelehnt wurde, weil die Vor- 
aussetzungen des ersten Unterprinzips verneint wurden. Die Zeug- 
nisse dafür, daß die Vereinigten Staaten ihre Verpflichtung zu 
einem untätigen Verhalten europäischen Angelegenheiten gegen- 
über mit der Monroedoktrin begründet haben, sind jedoch äußerst 
selten. 

Ab und zu sind wir im Verlaufe unserer Ausführungen zwar 
Bemerkungen über die Verpflichtung der Vereinigten Staaten 
zur Untätigkeit Europa gegenüber begegnet. 

Wir hatten z. B. gesehen, daß Präsident Polk in seiner 
Botschaft vom 2. Dezember 1845 als Einleitung seiner gegen europä- 
ische Eingriffsversuche in Amerika gerichteten Ausführungen erklärt 
hatte, die Regierung der Vereinigten Staaten habe sich niemals 
in die Beziehungen anderer Staaten eingemischt.^) 

Ein weiteres Beispiel findet sich in Präsident Grants 
Botschaft vom 6. Dezember 1869,*) wo er als Einleitung seiner 
gegen die Übertragung amerikanischer Dependenzen von einer 
europäischen Macht an eine andere gerichteten Ausführungen er- 
klärt hatte, daß die Vereinigten Staaten keine Neigung hätten, 
sich in die bestehenden Beziehungen Spaniens zu seinen amerika- 
nischen Kolonialbesitzungen einzumischen. 



^) Siehe oben S. 90; besonders Richardsons Mess. , IV S.d98. 
') Siehe oben S.183; besondera Richardsons Mess., VII S.27. 
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Und endlich hatte beispielsweise Staatssekretär Olnej 
in seiner Instruktion an Bajard vom 20. Juli 1895 ^) am Anfang 
seiner die Monroedoktrin betreffenden Aosführmigen ebenfalls 
derartige Gledanken wiederholt. 

Diese Bemerkungen erscheinen jedoch ebenso wie schon die 
betreffenden Ausführungen der Monroebotschaft mehr als eine 
Art Präludium zu den eigentlich wesentlichen, gegen europäische 
Betätigung in Amerika gerichteten Erklärungen. Sie scheinen 
mehr gelegentlich gemacht zu sein und nicht die Bedeutung kräf- 
tiger, belebender Wiederversicherungen des zweiten Unterprinzips 
der Monroedoktrin zu haben. 

Demnach erhebt sich hier von vornherein die Frage, ob man 
nach dem tatsächlichen Verhalten der Vereinigten Staaten 
Europa gegenüber überhaupt noch von einem Fortleben dieses 
Prinzips sprechen kann? 

2. Grenzbestimmungen. 

Wenn man mit dieser Frage an die Geschichte des Grund- 
satzes der Beschränkung poUtischer Betätigungsfreiheit der Ver- 
einigten Staaten Europa gegenüber herantritt, so zeigt sich, daß 
er schon in der Monroebotschaft etwas anders als das erste Unter- 
prinzip abgegrenzt ist. 

Dieses hat sich nach jener Botschaft gegen Versuche euro- 
päischer Mächte gerichtet, welche darauf zielen, durch gewalt- 
same Einengung der politischen Freiheit amerikanischer Staaten 
oder durch koloniale Neugründungen auf amerikanischem Boden 
ihre politische Macht in Amerika zu vermehren. 

Das hier behandelte zweite Unterprinzip der Monroedoktrin 
erklärte nach der Monroebotschaft, die Vereinigten Staaten sollten 
nicht in innere europäische Angelegenheiten eingreifen und sich 
insbesondere nicht um die im Jahre 1823 bereits bestehenden 
europäischen Kolonien kümmern.*) 

„Innere Angelegenheiten.'' 

Aus den Zwecken der Monroebotschaft ergibt sich unmittelbar, 
daß man imter inneren Angelegenheiten weder lediglich solche zu 

Siehe oben S. 171 ff.; besondeiB F o r. R e 1. 1895, I S. 646. 
') Siehe oben S. 73 f. 

20» 
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verstehen hat, die als ,4nnere" im Gegensatz zu ,,äußeren" im 
staatsrechtlichen Sinne bezeichnet zu werden pflegen, noch auch 
ledigUch solche, die nur einen europäischen Staat berühren. 

Der Begriff der „inneren Angelegenheit" mu£ von vorn- 
herein im Sinne von innereuropäischer Angelegenheit 
aufgefaßt werden. Es müssen darunter solche Angelegenheiten 
europäischer Mächte einbezogen werden, in welchen den Vereinigten 
Staaten nicht eine unmittelbare Parteirolle zukommt. 

Diese Auslegung entspricht der tatsächlichen Haltung der 
Vereinigten Staaten: 

Sie haben es für ihre BeteiUgung oder Nicht bete iligung an 
einer Angelegenheit stets für bedeutungslos erachtet, ob diese 
eine „innerstaatliche** europäische im eigentlichen Sinne des 
Wortes war, oder ob ein Bechtsgeschäft oder ein Streit zwischen 
verschiedenen Staaten. Es hat femer niemals einen Unterschied 
gemacht, zwischen wie vielen verschiedenen Staaten die betreffende 
Angelegenheit spielte. Niemals ist weiter Bücksicht darauf ge- 
nommen worden, ob sie sich in den Grenzen des europäischen 
Kontinents abwickelte, oder ob sie sich auf Kolonien bezog. 

Das wesentliche Erfordernis war stets nur die negative Tat- 
sache, daß die staatUchen Aufgaben der Vereinigten Staaten ihnen 
nicht eine Parteirolle in dem betreffenden Ereignis zuweisen durfte 
und natürlich weiter, daß nicht das erste Unterprinzip der Monroe- 
doktrin einschlug. 

Infolgedessen haben die Vereinigten Staaten beispielsweise 
niemals gezögert, ihren Untertanen auch europäischen Mächten 
gegenüber den völkerrechtlich üblichen Schutz und zwar oft in 
sehr energischer und weitgehender Weise ^) zuteil werden zu lassen, 

^) Vergl. hier besondere den Streit der Vereinigten Staaten mit Osterreich 
im Falle Martin Kotzta: 

Fall Kotzta. 
Kotzte, ein ungarischer Flüchtling des Jahres 1848, war über die Türkei nach 
den Vereinigten Staaten geflohen. Er hatte dort seine Absicht erklärt, Untertan 
der Vereinigten Staaten zu werden und sich im Juni 1853 wiederum nach der 
Türkei gewandt. Er war in Besitz eines amerikanischen Konsulaneisepasses, 
weldier erklärte, daß er unter dem Schutze der Vereinigten Staaten stehe. In 
Smyma wurde er eines Tages auf Befehl des österreichisdien Generalkonsuls von 
Weckbecker verhaftet und an Bord des österreichischen Schiffes Hussar geschafft, 
um nach Triest transportiert zu werden. Kapitän Ingraham von dem amerikanischen 
Krie^chiff St. Louis verlangte darauf seme Ausueferung und drohte sogar zur 
Verhmderung von Kotztas Überführung nach Triest Grewalt an, indem er seine 
Kanonen am das österreichische Schiff richtete. Kotzta, der sich übrigens selbst 
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wie ein Blick durch die amerikanische diplomatische Korrespondenz 
beweist.^) 

Sie haben sich durch die Monroedoktrin ebenfalls nie be- 
hindert gefühlt, die Handelsinteressen ihrer Bürger europäischen 
Mächten gegenüber kräftig zu schützen und zu fördern.^) 

Die Namen ihrer Vertreter fehlen zwar unter Vereinbarungen 
wie der Schiffahrtsakte für die Donaumündungen vom 2. No- 
vember 1865 ^) oder der Zusatzakte dazu vom 28. Mai 1881,^) 
der Bhein- Schiffahrtsakte vom 27. Oktober 1868,^) dem Berliner 
Vertrage vom 13. Juli 1878 •) und ähnUchen Abkommen über rein 
europäische Angelegenheiten. 

Dagegen trifft man ihre Vertreter auf allen Konferenzen, 
deren Aufgaben über die Behandlung europäischer Fragen hinaus- 
gehen. Dies ist der Fall nicht nur mit solchen, wie den beiden 
Haager Konferenzen, sondern beispielsweise insbesondere mit der 
Londoner Seerechtskonferenz von 1907, der Brüsseler Antisklaverei- 
konferenz von 1890,') der Kongokonferenz von 1885.®) •) 

als ung^uischen Untertanen bezeichnet hatte, wurde schließlich ins Gewahisam d^ 
französischen Konsuls in Smyma gebracht und endlich entlassen. 

Über diesen Fall veigl. besonders: 

H. Ex. Doc, Nr.91,83.Cong.l.sess.(Bd.XI); Sen. Ex. Doc, Nr.40 
u. Nr. 63, 83. Con£. 1. sess. (6d. \ÜJ); auch Botschaft vom 8. Dez. 1863 in 
Richardsons Mess., V S.210ff.; Moore, III S.820ff.; Martens, 
GausesC^öbres, VS.683ff.; Scott, S.400; Snow, S.226; Hall, S. 288 ff.; 
'^ ^enheim, I S. 388, Anm. 1; Halleck, I S. 117; Wheaton- 
S. 260. 

1) Viele F&ne bei Moo re , besonders VI § 990ff. 

') Vergl. dazu die oben S. 262 f. gemachten Bemerkungen zu Dragodoktrin. 

•) Martens, N.R.6., XVIII S. 143ff.; auch StA., X S. 136 und 
Fleischmann, S.72ff. 

«) Martens, N.R.6., 2.ser., IX S.268; auch RGBl. 82, S. 61 und 
F 1 e i s ch m a n n , S. 171 ff. 

>) Martens, N.R.G., XX S.866; Fleisohmann, S.81ff. 

«) M a r t e n s , N. R. G., 2. ser., III S. 449; auch RGBl. 1878, S. 807 und 
Fleisohmann, S. 148 ff. 

') Vergl. die Generalakte vom 2. Julil890; RGBl. 1892, S.606; 
M a r te n s , N. R. G., 2. ser., XVI S. 8 und XVII S. 846;auch Fleischmann, 
S.226 ff., vergl. auch oben S.34lt 

•) Vergl. die Generalakte vom 20. Febr. 1886; RGBl. 1886, S. 216; 
Martens, N. R.G., 2. ser»XS. 414; Fleischmann, S. 196 ff. Im übrigen 
vergl. ffir die Haltung der Vereinigten Staaten hier, unten S. 340 f. 

•) Eine bedeutungsvolle Ausnahme ist es, daß die Vereinigten Staaten sich 
an dem Vertrage von Konstantinopel vom 22. Okt. 1888 nicht beteiligt haben und 
ihm auch sp&ter nicht beigetreten sind. 

Verd. dazu das Schreiben des Staatssekretärs D a y an Mr. Hay, dem Bot- 
sdiafter der Vereinigten Staaten in London, vom 14. Juli 1898: 

2. „The Department, while recognizing the general and unrestrieted purpose 
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»Eingreift!/' 

Was weiter den Begriff des Eingreifens anlangt, so ist eben- 
falls unmittelbar ersichtlich, daß dieser Ausdruck nach der Monroe- 
botschaft weiter als der der Intervention im völkerrechtlichen 
Sinne sein sollte. 

Die Monroebotschaft wollte nicht lediglich die Erfüllung einer 
den Vereinigten Staaten ohnehin schon obhegenden völkerrecht- 
hchen Verpflichtung zur Nichtintervention versichern. Sie wollte 
vielmehr, wie bereits oben ausgeführt, die Herstellung von Be- 
ziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Europa ver- 
hindern, die eine Gefahr für den Bestand der Vereinigten Staaten 
zur Folge haben könnten.^) 

Danach wird man die Versicherung der Monroebotschaft, 
die Vereinigten Staaten wollten nicht in innereuropäische An- 
gelegenheiten eingreifen usw., als eine Erklärung dahingehend zu 
verstehen haben, daß die Vereinigten Staaten sich jed- 
weder politischen Tätigkeit Europa gegenüber in bezug 
auf dessen eigene Angelegenheiten enthalten wollten. 

Andererseits ist festzustellen, daß die Vereinigten Staaten 
sich hieran niemals vollständig gehalten haben. 

Bei ihrem unsteten Verhalten in dieser Beziehung und in 
Anbetracht der Tatsache, daß hier zwischen „Worten und Werken" 
zahlreiche Widersprüche aufzudecken sind, ist es kaum möglich, 
stets das Typische vom ZufäUigen zu sondern und in jedem 
Einzelfalle mit Sicherheit zu sagen, ob er einen Ausnahmefall oder 
eine Ändenmg der Monroedoktrin bedeutet. 

Feststellen kann man jedoch so viel, daß die Erklärungen des 
ersten Unterprinzips der Monroedoktrin denjenigen des zweiten 
immer vorgegangen sind, und daß diese, wo sie mit jenen zusammen- 
getroffen, vor ihnen zurückgewichen sind. 

Dies wurde von dem Zeitpunkte an praktisch, als sich das erste 
Unterprinzip auch auf Verfügungen europäischer Kolonialmächte 
über ihren amerikanischen Kolonialbesitz an eine andere euro- 



of the Convention of October 29, 1888, was not disposed wholly to rely upon it or 
formally to appeal to it, sinoe the United States is not one of tibe signatory poweis. 
8. The Department was not disposed by a formal appeal to the Convention, 



to recognize a general right on the part of the signatories to say anytiiing as^to 
se of the canal in anv manner by the United Staates/' Foi 
\; vergL hier aack Fleischmann, S. 220. 



tiie nse of the canal in anv manner by the United Staates/' For. Rel. 1898, 
"13; vergL hier aack Fle ' " 

^) Veis^ oben S.49ff. 
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päische Macht erweiterte^) and so die Voraussetzimgen einea 
Einschreitens der Vereinigten Staaten in ,4i^^reuropäische Ko» 
lonialangelegenheiten'* znr Durchsetzung des ersten Unterprinzips 
geschaffen waren. 

6ite Di0iitto ind VerMittlingenr 

Man wird aus der Haltung der Vereinigten Staaten auch weiter 
folgern dürfen, daß das Anbieten und Leisten von guten Diensten 
und Vermittlungen nicht mehr zu den von ihnen nach der Monroe- 
doktrin zu unterlassenden Handlungen gehört. 

Das Anbieten und Leisten guter Dienste und von Vermitt- 
lungen ist seitens der Vereinigten Staaten stets mit groBer Vorliebe, 
und zwar auch in Streitigkeiten zwischen europäischen Staaten 
oder bei solchen, in denen eine europäische Macht wenigstens 
mitbeteihgt war, ausgeübt worden. 

Vielleicht der berühmteste Fall dafür ist ihr bereits erwähntes 
Verhalten in dem Kriege zwischen Spanien einerseits 
und den vereinigten Kräften von Peru, Chile, Bolivia 
und Ecuador andererseits.') 

Während es sich hier um ein Eingreifen in eine Angelegenheit 
zwischen einer europäischen Macht und amerikanischen Staaten 
handelt, stellt sich die bekaimte Mediation der Vereinigten 
Staaten in dem russisch-japanischen Kriege, die dann 
zu dem Abschluß des Friedens von Portsmouth vom 5. September 
1905 ') führte, als ein Eingreifen ip den Streit zweier nichtamerika- 
nischer Staaten dar. 

Die Vereinigten Staaten und 
der dentsch-franzdsische Krieg. 

Weniger bekannt ist ein Ereignis, in dem es zwar nicht zur 
Leistung guter Dienste kam, in dem die Vereinigten Staaten aber 
dazu bereit waren: 

Während des deutsch-französischen Krieges von 1870/71 
machte Frankreich bekanntlich Anstrengungen, ein gemeinsames 



*) Vergl. hier insbesondere die bei Polks Botschaft vom 2. Dez. 1846 ge- 
machten Aasffihnmgen, vor allem oben S. 96 f. 

*) Vergl. oben S. 247 ff. 

9) Vei^l. hier besonders die beiden Telegramme des vertretenden Staats- 
sekretärs m. Loomis an Bfr. Meyer, Botschafter der Vereinigten Staaten in 
Petersburg, vom 8. Juni 1905 in MS. Inst., Russia XIX 27 und an Mr. Griscom, 
Gesandter der Vereinigten Staaten in Tokio, in M S. I n s t. , Japan V S. 232, vom 
selben Ta« (M., VIIS. 21 f.). 

Verd. auch H i s h i d a , Seiji G., The International Position of Japan as 
a Great Power, New York 1905, besonders S. 289 ff. und S. 274 ff. 
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Vorgehen anderer Mächte zur Wiederherstellung des Friedens 
herbeizuführen. Daran sollten sich auch die Vereinigten Staaten 
beteiligen. Diese lehnten eine solche Vermittlung ab, weil, wie 
Staatssekretär Fish unter dem 9. September 1870 dem Gesandten 
der Vereinigten Staaten am preußischen Hof, Mr. Bancroft, tele- 
graphierte, PoUtik und Interesse es den Vereinigten Staaten ver- 
böten, sich mit europäischen Mächten zur Einmischung in 
europäische Fragen zu verbinden.^) 

Und nach einem Bericht Sir Edward Thomtons an Earl 
Granville vom 12. September 1870 hat Staatssekretär Fish im 
Auftrage des Präsidenten unter dem 11. September 1870^) 
Mr. Washbume gegenüber erklärt: 

„daß es der traditionellen PoUtik der Vereinigten Staaten 
widerspreche, in europäischen Angelegenheiten zu intervenieren, 
und daß die B^erung deshalb daran behindert sei, zusammen 
mit den europäischen Mächten ihre Vermittlung anzubieten.*' 
Er fügt aber hinzu — und das ist hier das in erster Linie 
wesentUche — , daß die Begierung der Vereinigten Staaten es für 
ihre Pflicht halten werde, um der MenschUchkeit willen für die 
Wiederherstellung des Friedens zu vermitteln, falls beide, Frank- 
reich und der Norddeutsche Bund darum ersuchen sollten. 

Präsident Grant ging in seiner Botschaft vom 5. Dezember 
1870 ^) noch weiter. Nachdem er erklärt hatte, er habe sich auf 
imoffiziellem Wege Sicherheit darüber verschafft, daß die Be- 
gierung von Norddeutschland zur Zeit nicht geneigt sei, Friedens- 
vorstellungen ein williges Ohr zu leihen, bemerkte er: 

„Sollte die Zeit kommen, wo ein Eingreifen (action) der 
Vereinigten Staaten die Wiederherstellung des Friedens um eine 
einzige Stunde beschleunigen kann, so werden die Vereinigten 
Staaten diese Gelegenheit von Herzen ergreifen." ^) 

Der Bnrenkrieg. 

Als letzter Fall mag hier noch der erfolglose, weitergehende 
Versuch der Vereinigten Staaten zur Leistung von guten Diensten 

»)For. ReL 1870, S.193. 
*) Br. and For. State Papers, LXI S. 784. 
*) For. Rel. 1870, S.4 und Richardsons Mess., VII S.97. 
*) Die betreffende Stelle lautet im Urtext: 

„Should the time come when the action of the United States can hasten the 
retom of peaoe by a Single honr, that action will be heartUy taken.'* 
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in dem Kampfe zwischen England und dem Burenfreistaate er- 
wähnt werden: 

Am 10. März 1899 erhielt die amerikanische Begienmg von 
ihrem Konsul in Prätoria ein Telegramm des Inhalts, die Regierung 
der Sudafrikanischen Bepublik habe ihn (ebenso übrigens auch 
die Vertreter europäischer Mächte) gebeten, auf Intervention der 
amerikanischen Begierung zum Zwecke der Beendigung der Feind- 
seligkeiten zu drängen. 

Der Präsident teilte dieses Ersuchen sofort der englischen 
Begierung mit und drückte zugleich seine ernste Hoffnung aus, 
daß ein Weg gefunden werden möge, um den Frieden zustande 
zu bringen, sowie daß er sich freuen würde, wenn er in freund- 
schaftlicher Art und Weise zur Herbeiführung eines solchen glück- 
lichen Ausgangs helfen könnte. 

Die Antwort der englischen Begierung ging dahin, daß sie 
dem Präsidenten für sein freimdliches Interesse danke, daß sie 
aber nicht die Intervention irgend einer anderen Macht annehmen 
könne.^) 

Solii6cltverrahr»R.>) 

Was die Erledigung europäischer Streitigkeiten durch Über- 
nahme einer Schiedsrichterrolle anlangt, so haben sich die Vereinigten 
Staaten dem gegenüber wiederholt abweisend verhalten. Dies 
war z. B. der Fall, als der Senat in der Amendierungsresolution 
vom 12. Dezember 1906 zur Algesiras-Akte es aussprach, die Ver- 
einigten Staaten sollten sich nicht an der Erledigung politischer 
Fragen rein europäischen Charakters beteiUgen.^) 

Jedoch finden sich hiervon auch Ausnahmen. 

Bolama-Schiedsfall 1869—1870. 

Die wichtigste ist der sogenannte Bulama-Schiedsfall.^) 
Hierbei handelte es sich um einen alten, in das Jahr 1834 
zurückreichenden Souveränitätsstreit zwischen England und Por- 
tugal über die in der Nähe der afrikanischen Küste (10^ 34' nörd- 



^) Die Korrespondenz über diese Episode ist enthalten in S e n. D o c. 222, 
fy(J, 65. Gong. 1. sess. (Bd. XVI): Request of South Alricaa Republics for Intervention. 
<:• * >) Siehe oben S. 267 ff. 

*) „Settlement of political questions which are entirely European in their 
scope.^* 

•) Verri. dazu besonders Br. and For. State Papers LXI, S. 1163 
bis 1165. (bna Protokoll der Lissabonner Konferenz vom 13. Jan. 1869.) 
Moore, International Arbitrations II S. 1909 ff. u. V S.4793. 
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lieber Breite und 18® 38' westlicher Länge von Greenwich) etwa 
20 Meilen lange und 10 Meilen breite Bulama- oder Bolama-Insel 
sowie einen Teil des gegenüber liegenden Festlandes. 

Nach langen Streitereien kam es hier zu einem Schieds* 
abkommen vom 13. Januar 1869, wonach der Präsident der Ver- 
einigten Staaten als Schiedsrichter handeln sollte. 

Präsident Grant nahm dieses Amt an und gab seinen Schieds* 
Spruch unter dem 21. April 1870 zugunsten Portugals ab. 

Cravairola-Grenzstreit 1873—1874. 

Ein weiteres Beispiel bildet der Cravairola-Grenzstreit ^) 
zwischen Italien und der Schweiz um den Besitz der Cravairola- 
Alp. In diesem wurde laut Abkommen vom 31. Dezember 1873 
der Gesandte der Vereinigten Staaten in Bom, George P. Marsh^ 
zum Unparteiischen erwählt, der dieses Amt mit Ermächtigung der 
amerikanischen Begierung auch annahm und unter dem 23. Sep* 
tember 1874 seinen Spruch abgab. 

Liberia and England. 

EndUch mag hier auch noch kurz erwähnt werden, daß in 
einem der wiederholten Grenzstreite zwischen England und Liberia 
im Jahre 1879') die Vereinigten Staaten auf Ersuchen der Par«? 
teien den Commandore Schufeidt zum Schiedsrichter ernannten. 
Allerdings kam es hier nicht zu einem Schiedssprüche. 

3. Eingriffe der Vereinigten Staaten in europäische 
Angelegenheiten. 

Die Vereinigten Staaten sind hierüber aber häufig hinaus- 
gegangen. Die Geschichte der amerikanischen Diplomatie ent- 
hält eine fortlaufende Kette von Belegen dafür, daß sie zu 
Handlungen geschritten sind, die dem Geiste und dem Wortlaute 
der Monroedoktrin widersprechen, sei es, daß es sich dabei 
um unwesentUche Intercessionen, sei es auch, daß es sich um 
Interventionsmaßnahmen im technischen Sinne handelte. 



') Verd. hier For. Rel. 1875, S. 749 ff.; Märten s, N.R.G., XX S. 214 
und 2.8er., VIII, S. 660; vergl. auch Stat. atLarge, XIX S. 415; Moore, 
Arbitrations II S. 2026 ff. 

^ gl. For. Rel. 1871, S. 487 ff.; 1879, S. 717f.; Moore , Arbitrationa 
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a) KoRdolenz bei Laskers Tod. 

Wir können dabei ganz absehen von Fällen, wie jener kleinen 
Kompetenzüberschreitung, zu der sich das Haus am 9. Januar 
1884 verleiten ließ, indem es eine Trauerresolution anläßlich des 
Todes des deutschen Sozialistenführers Dr. Edward Lasker faßte 
und der deutschen Begierung zur Übermittlung an den Reichstag 
übersenden Ueß, eine Resolution, deren Annahme Bismarck zurück- 
wies.^) 

b) Interceaaion für Juden.*) 

Wir können femer von den ziemlich zahlreichen Intercessionen 
schweigen, die die Vereinigten Staaten zugunsten unterdrückter 
Juden vorgenommen haben. 

c) Die ungarische Revolution. — Allgemeines. 

Ein viel bedeutungsvollerer Fall ist ihr Verhalten gegenüber 
der ungarischen Revolution von 1848 bis 1849 und den daraus 
folgenden Ereignissen. 

Die Vereinigten Staaten sahen diesem Freiheitskampfe mit 
tiefstem, die ganze Nation füllenden Interesse und größter Sym- 
pathie für die Sache der ungarischen Revolutionäre unter Kossuths 
Führung zu.') 

1} H. Ex. Do c. 113, 48. Cong. 1. sess. (Bd. XXVI): wo die Reeolotion 
und die ergangene Korrespondenz steht. 

*)Cyru8 Adler, der Prftrident der American Jewish Historical Society, 
hat in einer Adresse an diese Gesellschaft eine ziemlich ausgiebige Sammlung der- 
artiger Fälle, insbesondere der auf Rußland, die Tfirkei, Iraminien und Marokko 
bezMichen gegeben. Auf diese Sammlung kann hier verwiesen werden. Der Titel 
des Werkes ist: Jews in the Dii>lomatic Correspondence of the United States Balti- 
more 1911; verd. femer zahlreiches Urkundenmaterial in den For. ReL seit 1864. 

Über die Behandlung der Juden in Rußland vei^. besonders Mr. W h i te s 
lesenswerten Bericht vom 6. Juli 1893, abgedruckt in T o r. R e 1. 1894, S. 625 ff. 

Viel Material findet sich auch bei M o o r e , VI, ? 923-^26 (S. 374 ff.). 

M^rienhac, II S. 299, h&lt die Proteste der Vereinigten Staaten gegen 
die Judenbecurückungen in Rumänien und Rußland von 1902 und 1903 für Inter- 
ventionen im technischen Sinne; Hershey, S. 163 Anm. 17, drückt hiergegen 
seinen erstaunten Widerspruch aus. 

') Vergl. zu der folgenden Darstellung besonders: 

Sen. Ex. Doc. 9, 81. Cong. 2. sess. (Bd. III); Sen. Ex. Doc. 43, 31. Cong. 
1. sess. ; S e n. E X. D c. 81, 31. Cong. 1 . sess. (Bd. XrV) ; S e n. E X. D c. 92, 32. Cong. 
1. sess. (Bd. IX); das sehr interessante H. E x. D o c. 78, 32. Cong. 1. sess. (Bd. VI); 
W e b 8 te r s Works, Bd. VI S. 488 ff., Correspondence with the Chevalier Hülsemann ; 
Br. and For. State Papers XXXVIII, S.260ff.; Moore, IS. 218 ff., 
VI S.46ff.; Fester, S. 331 ff.; Calvo, I S.246f.; Moore, Kossuth the 
revolutionist I und besonders II in P o 1. S c. Q u a r 1. 1896 (X) S. 96 ff. u. 267 ff. ; 
Dipl., S. 136ff.;Pomeroy, S. 308 ff.; vergl. auch Seruggs,S.263. Nach 
ihm ist der Kossuthfall keine Zuwiderhandlung der Monroedoroin. T u c k e r , 
S. 122 u. 126 f. 
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Während ein solches Mitgefühl aber gegenüber dem Freiheits- 
kampfe der Griechen^) nur eine Beihe von Sympathiekmid- 
gebimgen offizieller mid privater Natur sowie private Hilfstätigkeit*) 
ausgelöst hatte, führte es hier weiter. 

Einmal ernannte der Präsident imter dem 28. Juni 1849 
kurz vor Beendigung des Aufstandes Dudley Mann zum Spezial- 
und Geheimagenten der Vereinigten Staaten in Ungarn. Manns 
Instruktionen gingen besonders dahin, genaue Information über 
den Stand der Dinge zu erhalten, als eine Grundlage für die An- 
erkennimg Ungarns, sowie für den Abschluß von „Handels- 
arrangements'' zwischen diesem imd den Vereinigten Staaten. 

Ihm war außerdem die Ermächtigung gegeben worden, selbst 
über die Mittel und Wege zu entscheiden, durch die er sich Eossuth 
und seinen vertrauUchen Batgebem nähern wolle und darüber, 
welche Mitteilungen diesem zu machen seitens der Begierung der 
Vereinigten Staaten ihm für gut scheine.') 

Was dies in Wahrheit bedeutete, drückte Präsident Taylor 
in seiner Jahresbotschaft vom 4. Dezember 1849 deutlicher aus, 
wenn er sagte:*) 

„Ich bekleidete einen .... Agenten mit Vollmacht, unsere 
Bereitschaft zu prompter Anerkennung seiner (Ungarns) Un- 
abhängigkeit im Falle der Fähigkeit, sie aufrecht zu erhalten, 
zu erklären." 

Die Mission Manns erledigte sich, bevor er sich von Wien 
weiter nach Ungarn begeben hatte, durch den Zusammenbruch 
der ungarischen Bevolution. 

^) Verfiel, das Material in Am. State Papers For. Rel., V S. 261 ff., 
Sympatfaieadresse einer Gruppe New Yorker an aas Haus; sowie eine Sammlung 
von Staatsdokumenten in bezug auf die Sachlage in Griechenland mit einer Botsdiaft 
des Präsidenten Monroe vom 31. Dez. 1823; Sympathieadresse des Staates Süd- 
Carolina; Sympatfaieadresse Bostoner Bürger an den Kongreß; vergl. auch die 
Monroebotschatt vom 3. Dez. 1823: Richardsons Mess, II S. 217, die 
ihrerseits ebenfalls eine Sympathiekundgebung für die Griechen enthält; weiter 
vergl. besonders J. Q. Adams dritte Ja&esbotsdiaft vom 4. Dez. 1827 in 
RichardsonsMess. ,IIS. 384; £ x. P a p e r s 14, 18. Cong. 1. sess.; M o o r e, 
VI S. 33 f. 

*) Ein Vorschlag Edward Livingstons,derim Hause am 2. Jan. 1827 
eingebracht wurde, 50 000 Dollar zu ihren Gunsten zu bewilligen, wurde am 11. Jan. 
1827 soear abgelehnt. Vergl. G o n g. D e b. , 19. Cong. 2. sess. (1826—1827) S. 676 ff. 

«)Br. and For. State Papers, XXXVIII (1860-1861) S.200ff. 
«) Richardsons Mess., V S. 12. 
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Hfllseiiiaim -Webster - Korrespondenz . 

Als die ihm erteilten Instruktionen, die Präsident Taylor mit 
Spezialbotschaft vom 28. März 1850 dem Senate übersandt hatte,^) 
bekannt wurden, fand sich der Vertreter der österreichischen Re- 
gierung in Washington, der Charge d'Affaires von Hülse- 
mann, veranlaßt, durch Schreiben vom 30. September 1860 im 
Auftrage seiner Begierung beim Staatssekretär Webster formell 
gegen das Verhalten der Vereinigten Staaten als eine „Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten** seiner Begierung Protest einzulegen. 

Er erklärte in diesem Proteste die Sendung eines Agenten 
nach Wien mit dem Auftrage, auf einen günstigen Moment für 
die Anerkennung der ungarischen BepubUk zu lauem imd einen 
Handelsvertrag mit ihr abzuschließen, als unverträgUch mit dem 
Völkerrecht. 

Er stellte dabei die Frage, wie es möglich sei, „eine solche 
Mission mit dem Prinzip der Nichtintervention, wie es so formell 
von den Vereinigten Staaten als die Basis amerikanischer Politik 
verkündet worden sei, zu vereinbaren". Und er beklagte sich 
darüber, daß die Vereinigten Staaten Österreichs Freundschaft 
und Vertrauen damit belohnten, so ungeduldig auf den Fall der 
österreichischen Monarchie zu warten imd sogar daran zu denken, 
dieses ESreignis durch die Äußerung entsprechender Wünsche zu 
beschleunigen.^) 



^) Sen. Ex. Doc. 43, 31. Gong, l.sess. 

*) Verd. hier S e n. £ X. Doc. 9, 31. Gonff. 2.se8s.; Br. and For. State 
P a p e r s XKXVllh S. 271; M o o r e , I S. 221 ff.; vergl. oben anch die sehr aos- 
fflhrliche Antwort Staatssekretärs Webster, vom 21. Dez. 1860, in S e n. E x. 
Doc. 43, 31. Gong, l.sess. ;Br. and For. State Papers XXXVIII, S. 243 
nnd Moore, 1. c. S. 223 Ö.; aus dem Schreiben Halsemanns mag hier 
besonders aie folgende Bemerkung im Original wiedergegeben werden: 

„As soon as the Imperial Government became aware of the fact that a United 
States Agent had been despatched to Vienna, with Orders to watch for a favorable 
moment to recognise the Hun^uian Republic, and to conclude a treaty of commerce 
with tiie same, ue undersi^ed was directed to adress some confidential bnt pressing 

oceeding, which is 



representations to the Gabinet of Washington against that proce 
so mach in variance with those principles of international law, so 



adhered to by Aostria at all times, and ander all drcamstances towards the Unit 
States. In rnct, how is it possible to reconcile sach a mission with the prindple 
of nonintervention, so formaUy anoanced by the United States as a basis for American 
policy, and which has jost been sanctioned with so mach solemnity by the president, 
m his inaagoral adress of March 5, 1894. Was it in retam of the friendship and 
confidence which Aastria has never ceased to manifest towards them, that the 
United States became so impatient for the downfall of the Aastrian monarchy, 
and even soagh to accekrate that event by the ntterance of their wishes to that 
cffect?" 
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Es geht zwar weit, schon in diesem Verhalten der Vereinigten 
Staaten eine Verletzung völkerrechtlicher Bechtssatze zu sehen. 
Zweifellos aber handelten sie damit nicht nur ihren Grundsätzen 
über die Behandlung unfertiger Staatsgebilde zuwider, sondern 
in zweiter Linie auch (hauptsächlich weil ihre Haltung die unga- 
rischen Bevolutionäre in ihrem Aufstand gegen Osterreich er- 
mutigen mußte) dem Geiste der Monroedoktrin entgegen, die 
ihnen ein Eingreifen in die inneren Angelegenheiten Österreichs 
untersagte.^) 

Fall Kossuth. 

Die Vereinigten Staaten haben ein solches Verhalten auch 
nach dem Zusammenbruch der ungarischen Revolution fort- 
gesetzt, indem sie dem nach der Türkei geflohenen L. Kossuth 
und seinen Begleitern ihre wirksame Hilfe zuteil werden ließen. 

Die türkische Begierung hatte sich zwar geweigert, die Fest- 
nahme dieser Bevolutionäre auf türkischem Boden durch Öster- 
reich zu erlauben, oder sie selbst an Österreich auszuUefem, sie 
hielt diese Männer aber gefangen. 

Die Vereinigten Staaten machten nun nicht nur die größten 
Anstrengungen, die Türkei von jedem derartigen Schritte ab- 
zuhalten.') Auf Grund einer entsprechenden Besolution des Kon- 
gresses vom 3. März 1851 sandten sie auch die Dampf-Fregatte 
„Mississippi" nach der Türkei, die mit EinwiUigung der Pforte 
die Bevolutionäre aufnahm, um sie nach Amerika in Sicherheit zu 
bringen. 

Nachdem Kossuth, der zu Agitationszwecken die Fregatte in 
^ Gibraltar verlassen und später in Southampton ein anderes amerika- 
nisches Schiff bestiegen hatte, am 4. Dezember 1851 in New York 
angekommen war, bereiteten sie ihm einen großartigen Empfang. 

Das Volk jubelte ihm zu. Er wurde sowohl vom Präsidenten 
wie von den beiden Häusern des Kongresses empfangen (5. und 
7. Januar 1852). Der Präsident gab ihm ein Diner, und der Kongreß 
feierte am 7. Januar 1852 mit einem Bankett. 



^ . z. B. F s t e r , S. 331 f. ; der das Verhalten der Vereinigten Staaten 
in der Kossuth-Episode ausdrücklich als unvereinbar mit der Monroedoktrin erklärt. 
*) Vergl. hier besonders Staatssekretär Glay ton an Mr. Marsh unter dem 
12. Jan. 186D, in S e n. £ x. D o c. 43, 31. Gong. 1. sess. S. 13 sowie Staatssekretär 
Websteran Marsh, unter dem 28. Febr. 1861, MS. Inst., Turkey, I S. 346 
(M., VI S. 47). 
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Weiter aber erstreckte sich die Tätigkeit der Vereinigten 
Staaten hier nicht. Kossuths Hoffnungen, sie zu einer Interv^ition 
im Interesse der ungarischen Beyolutioü zu bring^i, ein Plan, zu 
dem er den Präsidenten der Vereinigten Staat^i auch direkt 
aufforderte, gingen nicht in Erfüllung. 

Nachdem der kranke Henry Clay bei einer Kossuth auf dessen 
dringendes Ersuchen gewährten Unterredung gegen dessen Vor- 
schläge protestiert und ihn beschworen hatte, von seinem nutz- 
losen Beginnen abzustehen und nachdem dies bekannt geworden 
war, flaute die begeisterte Stimmung in Amerika bald ab, und die 
Episode kam zu einem schnellen Ende. 

d) Insurrektion in Kreta. 

Ein weiterer Zuwiderhandlungsfall gegen das zweite Unter- 
prinzip der Monroedoktrin ist in dem Verhalten zu erblicken, 
daß die Vereinigten Staaten in den Jahren 1866 — ^1868 der In- 
surrektion in Kreta gegenüber einnahmen.^) 

Wie der griechische Freiheitskampf und die Revolution 
Ungarns, so erregte auch der kritische Versuch, sich von der Türkei 
zu befreien und mit Griechenland zu vereinigen, größte Sympathie in 
denVereinigten Staaten, die sich zu tätigen Hilfeleistungen steigerte. 

So beauftragte Staatssekretär Seward imter dem 21. Sep- 
tember 1866 den Gesandten der Vereinigten Staaten in Kon- 
stantinopel, Mr. Morris, mit den Repräsentanten der andern 
christlichen Mächte bei der Pforte zu dem Zwecke Beratungen zu 
pflegen, durch Gebrauch ihrer guten Dienste die unglücklichen 
Verhältnisse in Kreta zu bessern.*) 

Auf einen Appell der Insurgenten vom 9. November 1866 
an Morris, ihren leidenden FamiUen zu helfen, waren die Ver- 
einigten Staaten dabei behilflich, deren Frauen und Kinder nach 
Griechenland zu bringen,^) und leisteten den Notleidenden alle 
denkbare Unterstützung.*) 

») Vergl. hier besonders For. Rel. 1866, II S. 263 ff.; 1867, I S.616f., 
II S. 14 ff., 96 ff., besondere 1868, II S. 110 ff. 

Dafflr, daß dieses Verbalten der Vereinigten Staaten gegen die Monroedoktrin 
ist, vergl. z. B. B o n f i 1 s , S. 180 (die dort angegebene Jahreszahl 1886 ist ein 
Druckfehler.) 

•) For. Rel. 1866, II S. 263. 

') Wortlaut dieses AppeUs eod. S. 267. Der Fragebrief von Morris an 
Seward vom 22. Nov. 1866, eod. S. 266. 

*) Vergl. besonders die verschiedenen Dankesresolutionen der Kretischen 
Nationalversammlung, der Provinzialregierung von Kreta, die Petition kretischer 
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Diese Handlungen lassen sich allerdings noch mit dem 8inne 
der Monroedoktrin vereinbaren. Unverträglich damit sind jedoch 
zwei gemeinsame Sympathiebeschlüsse, die die beiden Häuser des 
Kongresses im Juli 1867 und 1868 faßten.^) 

In beiden Besolutionen drückte der Senat seine tiefe Sym- 
pathie für die kretischen Untertanen aus, ,,die emen Teil der griechi- 
schen FamiUe bilden'', sprachen von ihrem Schmerze über das 
Leiden dieser „interessanten Leute" und von ihrer Hoffnung, die 
Besolution werde zur Beendigung des Streites helfen. 

Der zweite Beschluß, der auch im Tone entschiedener war 
wie der erste, ging noch weiter, indem er im Abs. II erklärte: 

„Beligion, Zivilisation und Menschlichkeit erheischen es» 
daß der bestehende Streit in Kreta zu einem Ende gebracht 
werde, und zur Herbeiführung dieses ESrgebnisses sollten die 
ziviUsierten Mächte der Welt sich zu freundlichem Eiinflusse 
mit der türkischen Begierung verbinden."*) 
Besonders bezeichnend war, daß beide Beschlüsse den Prä- 
sidenten anwiesen, den Gesandten der Vereinigten Staaten in Kon- 
stantinopel zur Mitteilung an die türkische Begierung zu instruieren. 
Mr. Morris berichtet, daß Seine Hoheit bei Vortrag der Be- 
solution „über den Charakter des Beschlusses und die Übermittlungs- 
anordnung des Kongresses" offenbar überrascht gewesen sei.^) 
Beide Besolutionen und insbesondere ihre Mitteilung an die 
türkische Begierung sind unverkennbare Eingriffe der Vereinigten 
Staaten in eine innere türkische Angelegenheit und unverträglich 
mit dem Geiste der Monroedoktrin.! 



Büiffer, auch die Resolation der griechischen DepatJertenkammer, sowie 
das Daokesschreiben der griechischen Begiemng für diese Hilfe. Alle abgedruckt 
m For. Rel. 68, II S. 131, 138 und Itö f. 

^) Die erste Resolution ist dem Senat von S u m n e r , 19. Juli 1867 berichtet 
und durchgebracht worden ; veigl. Gong. Globe, 40. Gong. 1. sess. (1867) S. 727. 
Sie wurde im Hause 19. Juli 1867 angenommen, eod. S.447; vom Präsidenten 
gebilligt am 20. Juü 1867, eod. S. 755; vergl. S ta t. a t Lar ge , Bd. XV Nr. 41 
S.31. 

Die zweite Resolution, die ebenfalls von S u m n e r beantanurt worden war, 
passierte den Senat am 21. Juli 1868; vergl. Gong. Globe, 40. Gong. 2. sess. 
(1867yl868, Teü V) S. 4283. Annahme durch das Haus am 25. Juli 1868, eod. S. 4488 ; 
vom Präsidenten gebilligt am 27. Juli 1868, eod. S. 4517. 

*) See. 2. „And be it further resolved that religion. dvilisation and 
humanity require that the existing contest in Grete should be brought to a dose 
and to accomplish this result the dvilised Powers of the world should unite in 
friendly influence with the Government of Turkey.*' 

*) Der Brief, der das Datum „August 1867'' trägt, steht in F o r. R e 1. 1867, 
II S. 15. 
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e) Aneriluuiitohe Expansion anf Kosten Europas. 

Was speziell das Verhalten der Vereinigten Staaten den in 
Amerika bestehenden europäischen Kolonien gegenüber anlangt, 
so stellt sich dieses ebenfalls als ein fortlaufendes Zuwiderhandeki 
gegen den Oeist der Monroedoktrin dar. 

Die Vereinigten Staaten haben diesem europäischen Kolonial- 
besitz gegenüber auch nach 1823 eine emsige Expansionstätigkeit 
entwickelt. Hierfür mögen die folgenden Fälle angeführt werden: 

1. Im Jahre 1850 haben sie von Endand das im Erie-See 
gelegene Horse Shoe-Biff zum Bau eines Leuchtturms 
erworben.^) 

2. In den Jahren 1865 — ^1867 fanden Verhandlungen zwischen 
den Vereinigten Staaten und Dänemark über den Verkauf 
der beiden Lisehi St. Thomas und St. John an die Ver- 
einigten Staaten statt. Diese Verhandlungen führten nahe 
zu einem Abschluß. Am 24. Oktober 1867 wurde ein Ab- 
tretungsvertrag zwischen den beiden Staaten geschlossen, 
der jcMloch nicht die Billigung des Senates der Vereinigten 
Staaten fand. 

Diese Angelegenheit wurde übrigens später wieder auf- 

5enommen: £n Jahre 1902 wurden, nachdem schon in den 
ahren 1892 und 1896 unformale Erörterungen über die 
Abtretungsfrage zwischen den beiden Begierungen ge- 
pflogen worden waren, die Verhandlungen unter Erstreckung 
auf die Insel St. Groix wieder aufgenommen. 

Es kam wiederum, und zwar am 24. Januar 1902, zu 
einem Abtretungsvertrage, der am 17. Februar desselben 
Jahres von den Yereini^n Staaten ratifiziert und publiziert 
wurde. Diesmal fand jedoch dieses, besonders im Hinblick 
auf den Panamakanal so wichtige Abkommen nicht die 
Billigung des dänischen Landsthing: Während dessen Unter- 
haus den Vertrag am 17. Februar 1902 genehmigte, ei^ab 
sich im Oberhause am 21. Oktober 1902 Stmunengleiidiheit.') 

1) Vertrag vom 9. Dez. 1860, abgedruckt in Treaty Vol. 1910, S. 444 ff. 
und femer die Appropriationsgesetze für den Leuchtturm, Stat. at Large, 
IX S.S80, 627, sowie Stat at Large, X S.343. 

*) Versl. hier: S e n. D o c. 284, 67. Cong. 1. sess. (Cession of Danish Islands 
in the West Indies) ; enth&lt den Vertragsentwurf vom 27. Jan. 1902 ; dann H. R e p. , 
XXVII, XLI, 67. Cong. 1. sess. (Bericht über angebliche Bestechung von Kongreß- 
mit^iedem im Zusammenhang mit der Kaufingelegenheit vom I.Juli 1902;) 
Moore, I S. 601 ff.; Dipl. S.246; Fax ton, The Danish Islands; Are we 
bound in honor to pi^ for tfaem? 1869, Boston ; S c h u y 1 e r , American Diplomacy, 
8. 27, und The St. Thomas Treaty; a Series of Letters to the Boston Advertiser, 
New York 1869.. 

Vergl. auch oben S. 238 Anm. 1. 

Kraus, Honioedoktrin. 21 
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3. Im Jahre 1867 versaohten die Vereinigten Staaten von 
Spanien Culebra und Cnlebrita zu erwerben, Insebi, 
die zu der westindischen Oruppe gehören und die dann 
später durch den Friedensvertrag vom 10. Dezember 1898 
an die Vereinigten Staaten übergmgen.^) 

4. Durch Vertrag vom 30. März 1867 haben sie femer für 
7 200 000 Dollar vom russischen Zaren BÜe die ihm in Amerika 
verbliebenen Territorien und Herrschaften gekauft, was 
insbesondere Alaska einschloß.') 

6. In den Jahren 1869 und 1870 fanden femer diplomatische 
Verhandlungen über die Abtretung von Ganada an die 
Verdnigten Staaten statt, die ergebnislos verliefen.*) 

6. Endlich mag noch auf die wiederholten, z. B. in den Jahren 
1848*) und 1864«) sowie später um 1867 •) gemachten Ver- 
suche, Guba von Spanien zu kaufen, hingewiesen werden.^) ®) 

Man könnte zwar mit Bücksicht darauf, daß der rechts- 
geschäftUdie Erwerb des europäischen Kolonialbesitzes in Amerika 
durch die Vereinigten Staaten die konsequente Verfolgung eines 
und desselben Gedankens ist, annehmen, die Monroedoktrin be- 
ziehe sich nicht mehr auf solche Handlungen. Dies ist jedoch 

>) VergL M r e , VI S. 601 und die dort zitierten Manuskriptrlnstroktionen. 

*) Vergl. Härtens, N.R.G., 2.8er. I S.39ff., sowie Treaty Vol. 
1910, S. löS. 

«) VergL Moore, I S. 682. 

*) Verd. Staatssekretär Buch an an, an d^ Gesandten der Vereinigten 
Staaten in Madrid Mr. Saunders, Instroktion vom 17. Juni 1848, enthalten in 
Br. and For. State Papers LXIV, S. 178 und H. Ex. Doc. 121, 32. Gong. 
1. sess. S. 42 f. Buchanan weist hio: Saunders an, die Spanische Regiening über 
ihre Geneigtheit zum Verkauf Gubas zu sondieren und eruärt, daß die Vereinigten 
Staaten bis zu 100000000 Dollar zahlen würden; vergl. auch Buchanans 
Jahresbotschaft vom 19. Dez. 1859; in Richardsons Mess. , V S. 510 f., 
sowie seine Botschaft vom 3. Dez. 1860, ebenda S. 642. 

*) Veigl. StaatBsekret&r M a r c y an Soul« unter dem 18. Nov. 1844; H. £ x. 
D c. 93, 38. Cong. 2. sess. S. 134 ff., besonders S. 139. 

•} Veigl. Memorandum Mr. Sewards vom 7. Mai 1867, MS., Notes to 
Spanish Legations IX S. 398 (M., VI S. 456). 

f) Ver^l. auch S e n. R e p. Nr. 351 an den 35. Cong. 2. sess. Bd. I, wonach 
Senator S 1 1 d e 1 1 am 24. Januar 1859 vom Komitee für ausw&rtiffe An^legenheiten 
einen Gesetzesvorschlaf berichtete, nach dem der Präsident der Vereinigten Staaten 
zum Kauf der Insel Guba von Spanien für 30000000 Dollar ermächtigt wurde. 
Der Antrag wurde später zurüc^ezogen. Dieser Report gibt eine ausführliche 
Geschichte der Stellung der Vereinigten Staaten zu Cuba. 

Es ist übrigens interessant hervorzuheben, daß in einem Schreiben des zweiten 
Assistent Secretarv of State, Mr. A d e e vom 14. Jan. 1898 an Mr. 0hl (224 MS. 
Dom. Let 434; M., I S. 589) erklärt ist, seit 1869 sei kein Annexionsvoischlae; in 
bezug auf die Inseln von oder im Interesse der Vereinigten Staaten gemacht worden. 

s) Veigl. das unten S.324ff. sowie auch das oben S. 60ff. zum Louisiana- 
kaufe und Floridafalle Ausgeführte. 



Digitized by 



Google 



IIL 2. Unterpriniip: Beschrinkg. polit. BetStignngsfreih. Europa geg^flber. S28 

gegenüber solchen Fällen, wo die Vereinigten Staaten Angriffe 
auf europäische Kolonien im Wege der Gewalt versucht haben, 
nicht mehr möglich, ohne das Fortbestehen des zweiten Unter- 
prinzips der Monroedoktrin überhaupt zu verneinen. 

f) Canada. 

Zu solchem Unternehmen führte das seit dem Bestehen der 
Vereinigten Staaten stets wache Interesse derselben Canada gegen- 
über: ^) 

Als nämlich im Jahre 1867 Nachrichten davon verlauteten, 
die verschiedenen kanadischen Provinzen sollten zu einer Kon- 
föderation geeint werden, faßte das Haus am 27. März 1867 eine 
Resolution dahingehend, daß das Volk der Vereinigten Staaten 
die an der nördUchen Grenze vorgeschlagene Konföderation ohne 
Zustimmung der Einwohner der zu konföderierenden Provinzen 
mit größter Besorgnis ansehe, und daß eine solche Maßnahme ge- 
eignet sei, die zwischen England und den Vereinigten Staaten 
bereits bestehenden Verlegenheiten zu vermehren.^) 

Als dann diese Einigung tatsächlich erfolgte,') rührten sich 
die Vereinigten Staaten übrigens nicht. 

^) Es würde zu weit gehen, hier längere Ausftkhrongen über die diplomatischen 
Bezdehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Enghind in bezog auf Ganada 
za geben. Vei^d. zur weiteren chrientieninfi; ledoch folgende Abhandlun^n: 
Bourinot, Sir John George, Canada ana uie United States, an histoncal re- 
trospect, in Am. Hist. Ass. Papers, Bd. V Teil III S.87ff.; Hodgins, 
Thomas, British and American Diplomacy affecting Canada (1782—1899), Toronto 
1900; M f f e 1 1 , Samuel Erasmus, The Americanisation of Canada, New York 
1907 ; V a r i g n y , C, de la doctrine de Monroe et le Canada, Rev. des deux mondes, 
1879 S. 628 ff. 

Ve^. insbesondere hier, Moore,IS. 580ff.;Coolidge (engl. Ausg. 1912) 
S.246; Henderson, S.409; Moore, Dipl S.242; Tucker, S. 113. 

•) Verel. Cong. Globe,40. Cong. 1. sess. (1867) S. 392. Die Resolution 
bt dort ni<mt wörtlich gegeben. 

') „An Act for the Union of Canada" usw. vom 29. März 1867, (sogenannter 
„British North American Act'') abgedruckt in A. J. Suppl. IV, 1910 
S. 89 ff. Vergl. auch ebenda Anm. 2 über die späteren Additionen zu der Kon- 
föderation. 

Der British North American Act steht auch in D o d d s Modem Constitutions; 
University of Chicago Press 1909, Bd. I S. 33 ff. und H o us to n , William, Do- 
cnments illustrative of Canadian Institutions, Toronto 1891, S. 186 ff. 

Erwähnt kann hier auch werdf'n, daß am 13. Dez. 1880 der Abgeordnete 
Butterworth im Hause eme „Joint resolution ' ^H. Res. 240) einbrachte, 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten dazu zu ermäciitigen „to negotiate with 
references to the unity and assimilation with the United States of the Dominion 
of Canada, or one or more of the Provinces thereof . Diese Resolution wurde zweimal 
gelesen und versdiwand im Komitee für auswärtige Angelegenheiten. (Cong. 
R e c. , 60. Cong. 2. sess. Bd. XX, I, S. 234). 

Schon am 2. Juli übrigens, während des Schwebens jener Einigungsan|elegen- 
heit der canadischen Provinzen wurde im Haus vom Komitee für auswärtige An- 

21* 
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g) Coba. 

Bis zum Krieg mit Spanien. 

Einer besonderen Besprechung wert ist hier die Politik der 
Vereinigten Staaten in bezog auf Guba.^) 

gelegenheiten ein Gesetz auf eventuelle Annektierung jener Provinzen beachtet, 
ging aber nicht durch. (Vend. M oo r e , I S. 680 f. und die dort angegebene A m e r. 
Annual G y c 1 o p. 1866, S. 78). 

Für den Geist, der die Veremigten Staaten auch heute noch in bezn^ auf 
Kanada beseelt, mag ein Passus einer Kede Cham p. Clarks, des einflußreichen 
„Speakers'* des Hauses, die er dort am 14. Febr. 1911 bei den Verhandlungen 
über das kanadische Redprozitätsgesetz hielt, angelflhrt werden: „I am in favor 
of the redprodt^ treaty to promote our trade relafions. I am for it because I hope 
to See the oxy when the American flag will flöte over every Square foot of the British 
North Amencan possessions dear to the North Pole. They ate people of our blood. 
They speak our langnage, their institutions are much like ours. They are trained 
in ULB aifficult art of self-govemment. ... I do not have any doubt whatever that 
the day is not far distan^ when Great Britain will joyfully see all of Her North 
American possessions become a part of this Republic. That is the way thin« are 
tending now.*' (G o n g. R e c. , Bd. XLVI S. 2619—2621, besonders 2620). Diese 
Rede ist hier anjgefühix, weil sie grofies Au&ehen in England wie in den Vereinijrten 
Staaten hervorrief. Veigl. hier übrigens auch Moore, Four Fhasee, S. 147 ff., 
bes. S. 176. 

*) Vergl. hier auch die oben S. 62 f., 94 ff., 182 ff. eeinachten Ausführungen. 
Die Literatur zuGubaist sehr zahlrdch. Das nier folgende Verzdchnis, 
das dch auch auf die anderweit mi Verlaufe der Abhandlimgen gemachten Aus- 
führungen bezieht, ist lediglich eine mit Rücksicht auf die besonderen Zwecke 
- dieser Arbdt eemachte Auswahl. 

Sehr viel Material befindet sidi in den Br. and For. State Paper s. 
Vergl. z. B. die die Zeit von 1822—1837 umfassende Korrespondenz. Sammlung 
im Bd. XXVT (1837— 1838) S. 1124 ff. Für die Zeit von 18^1844 vergl. be- 
sonders Bd. XXXII (1844r-1846) S. 861 ff. 

Von Publikationen des amerikanischen Kongresses 
mögen hier die folgenden besonders hervorgehoben werden: 

H. Ex. Doc. 121, 32.Cong. l.sess. (Bd. XII, 1861—1862); Sen. Ex. 
D c. 13, 32. Gong. 2. sess. ([Bd. IIi; 1862—1863): Gorrespondence on tiie proposed 
Tripartite Convention relative to Cuba (Dieses Dokument ist auch im Janre 1863 
von little, Brown & Go. in Boston extra gedruckt worden); 33. Gong. 2. sess. H. E x. 
D c. 93 (1864—1866, Bd. X), The Ostend-Gonferenoe; 43. Gong. 1. sess. H. E x. 
D c. 30 (1873—1874, Bd. VIII): Steamer Viiginius. (Über diese Angelegenhdtverrf. 
mehr unten S. 329 Anm. 1 ; 44. Gong. 1. sess. H. £ x. D o c. 90 (1876—1876, Bd. Xll). 
Gorrespondence relative to Guba (behandelt besonders die Aufforderung der Ver- 
einigten Staaten an europäische Mächte, mit ihm zusammen in Guba zu intervenieren. 
VergL unten S. 328 ff. Das Dokument ist eine unvollständige und zur Unterdrückung 
der Tatsachen über die Haltung der amerikanischen Regierung bestimmte Ver- 
öffentlichung); 64.Cong. l.sess. Sen. Doc. 213 (1896—1896, Bd. VII), Brief- 
wedisel des Auswärti^n Amts „between November 6, 1876 and the Dato of the 
Pacification ol Guba m 1878 relating to the subject of mediation or Intervention 

by the United States in the affaiis of Guba "; Sen. Rep. 886, 66. Gong. 

2. sess.: Affairs in Guba, 2 Teile, 1897—1898; Sen. Doc. 62, 66. Gong. 3. sess. 

S 898— 1899, Bd. VIII), A Treaty of Peace between the United States and Spain; 
;. Gong. 2. sess. Sen. Doc. 148 (1900—1901, Bd. XI) Papere relatinsr to the 
treaty with Spain ; vergl. femer die betreffenden Bände derAm. StatePapers 
For. R e 1. und For. R e 1.; vergl. femer besonders Moore, Digest, an vielen 
SteUen, besonders VI S. 6&-237 und 447-482. 

d - A 1 a u X , Georges, Guba et la propagande annexioniste. Rev. des deux 
Mondes, 16. Juli 1860, NouveUe P6r, 20. Jahrg. Bd. VII S. 363 ff.; Beau- 
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Diese Politik war bis zu der Intervention vom Jahre 1898 
durch zwei Tatsachen beherrscht gewesen: Das war einmal die 
Anwendung des ersten sich gegen europäischen Machtzuwachs 
auf dem amerikanischen Kontinente gerichteten Unterprinzips 
der Monroedoktrin, die sich in einem konsequenten Widerstände 
der Vereinigten Staaten gegen die Idee des Überganges dieser 
Insel von Spanien an eine andere europäische Macht ausdrückte. 

Die zweite Grundtatsache, die in der betreffenden Zeit 
die Politik der Vereinigten Staaten in bezug auf Cuba be- 
herrschte, ist ein fortwährendes Hin- und Herpendehi zwischen 
dem Willen zur Befolgung des zweiten, ein Eingreifen der 
Vereinigten Staaten in europäische Angelegenheit verbietenden 
Unterprinzips imd ihrem Verlangen, diese Insel zu besitzen. 

Die hier zur Behandlung übrig bleibende Frage ist die: Wie 
weit hat dieses zweite Unterprinzip sich durchgesetzt, 



marchais, S. 145 ff.; B r y c e , James, Some reflections on the State of Cnba, 
N. A m. R e V. 174, Nr. 4 (April 1902) S. 445 ff. (im wesentlichen Reiseeindracke); 
C a 1 1 a h a n , J. M., Cuba and Anglo American Relations in Am. H i s t. Ass. 
An. Rep. 1897 S. 193 ff.; Call ah an, Cuba and international relations; A 
historical study, Bdtimore 1899 ; das wertvolle Werk Chadwicks, The relations 
of the United States and Spain ; Diplomacy, New York 1910 ; C 6 p e d e s , S. 367 ff . ; 
Coolidge, (engl. Ausg. 1912) S.286ff. und passim. Dunning, S.32ff.; 
F 1 a c k , Horaoe fidgar, Spanish-American Relations proceeding the war of 1898, 
Baltimore 1906; F o s t er , 8. 458 f. und passim.; H a e o e r li n , S. 31 ff.; H a r t , 
Foundations lY S. 108 ff., A Century of Cuban Diplomacy, 1795—1895; Heil- 
bor n , die völkerrechtliche Stellung Cubas in der aentschen Juristenzeitung vom 
15.Mail896, S.215f.; Henderson, S.369ff.; Hershey, A. S., Inter- 
vention and the Recognition of Cuban Independence in Am. Ac. Pol. and 
Soc. Sc, Bd. XI, 1898, S. 853 ff., eine hervorragende Arbeit; von Holst, 
an vielen Stellen, vergl. den Index der engl. Ausgabe S. 75 — ^78; Kinesley, 
y. W., Spain, Cuba and the United States. Recognition and the Monroedoctrine, 
New York 1870 (erschien unter der Zeichnung „by Americus"); L a t a n 6 , Kap. III 
S. 89ff., The Diplomacy of The United States in regard to Cuba; Derselbe 
unter demselben Titel, m Am. Hist. Ass. Ann. Rep. 1897, S. 217 ff. (ist mit 
einigen Änderungen das vorher genannte Kapitel seines größeren Werkes); Der- 
seine, Intervention of the United States in Cuba, in N. A m. R e v. , Bd. CLXVI 
(1898) S. 350 ff. ; M 6 r i g n h a c , A., L'antonomie Cubaine et le Conflict Hispano- 
Am^ricain, Revue de Droit Public et de la Science Politic, Bd. IX (1898) S. 235 ff.; 
Müller, Cuba, Berlin 1898; Olivart, Le difförend entre FEspagne et les 
Etate-Unis au sujet de la question Cubaine; R. 6., IV (1897) S. 577 ff., V (1898) 
S. 858 ff., 499 ff., VII (1900) S. 541 ff., IX (1902) S. 161 ff., X (1908) S. 577 ff., 
XII(1905)S.469ff.;P§tin,S.238-866;Snow,S. 349-357; Robinson, 
Albert 6., Cuba and the Intervention, 1905, New York, London und Bombay; 
versL besonders die ersten 6 Kapitel bis S. 99; Tavlor, Hannis, A Review 
of tine Cuban question in its economic, political and diplomatic Aspects, und besonders 
von S. 628 an, „The Monroe doctrine as it now ezists ; in N. A m. R e v., Bd. CLXV 
(Nov. 1897) S. 610 ff. (Tavlor war Gesandter der Vereinigten Staaten in Spanien); 
T ucker, S. 77ff., Viallate, Essays, S.207— 280; Wheaton- Atlay , 
S. 317 ff. 
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und wie weit hat jene Begehrlichkeit die Vereinigten 
Staaten zu seiner Nichtachtung veranlaßt? 

Die zahlreichen Erklärungen der amerikanischen Diplomatie, 
daß nur die Vereinigten Staaten als Nachfolger Spaniens im 
Besitz von Cuba in Betracht kommen könnten, sind an sich noch 
keine Zuwiderhandlungen gegen die Monroedoktrin, weil und so 
lange sie lediglich der allgemeine Ausdruck einer Hoffnung sind 
und nicht mit der Idee ihrer praktischen Durchführung verbunden 
auftreten. 

Bezüglich der wiederholt gemachten Versuche, Cuba von 
Spanien zu kaufen, kann man zweifelhaft sein, ob sie wirklich 
eine hier nennenswerte Nichtachtung der Monroedoktrin dar- 
stellen. 

An dieser Stelle kommen nur gewaltsame Erwerbsversuche 
in Betracht. 

Solcher haben sich die Vereinigten Staaten in der hier in 
Betracht kommenden Zeit im wesentlichen enthalten. 

Im Jahre 1854 fand sich sogar eine besondere Gelegenheit, 
dies zu betätigen:^) 

Eine ganze Beihe von Fragen waren damals zwischen ihnen 
und Spanien in bezug auf Cuba in Erörterung. 

Einmal waren die Erörterungen mit Spanien über den Kauf 
von Cuba, zu deren Anknüpfung Mr. Soul6 vom Staatssekretär 
Marcy ermächtigt worden war, noch im Gange. 

Sould hat auch den Auftrag erhalten, über den Abschluß 
eines neuen Handelsvertrages mit der spanischen Begierung zu 
verhandeln.^) 

Und endlich erregte der sogenannte Black-Warrior-Fall 
damals die Gemüter:') 

Der „Black- Warrior'* war ein amerikanisches Handelsschiff, 
dessen Ladung wegen angebUcher Zollhinter^ehungsversuche 



^) Vergl. hier besondere 38. Cong. 2. sess. H. Ex. D o c. 93 (1854—1855 
Bd. X, The Ostende Manifeste). 

*) Vergl. z. B. Marcy's Instruktion an Sonl6 vom 23. Juli 1853, abgedruckt 
in dem eben bezeichneten Haus Dokument S. 3 ff. 

>) Über den „Black.Warrior**-Fall vergl. bes. H. E x. D o c. , Nr. 93, 33. Cong. 
2. sess., daß die betreffende Korrespondenz, wenn auch nicht vollständig enthält. 
Vergl. femer H. Ex. Doc. 76 und 86, 33. Cong. l.sess.; Moore, VI S.59; 
Chadwick, Kap. XIII, The Case of the Black Warrior, Ostend Manifeste, 
S.251ff.; von H o 1 s t , engl Ausgabe V 8. 22 ff . 
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durch dessen Kapitän am 28. Februar 1854 von den spanischen 
Zollbehörden von Habana konfisziert worden war. 

Die spanische Begierung machte Schwierigkeiten, die von 
den Vereinigten Staaten verlangte Indemnität zu leisten, und es 
kam zu einer ernsten diplomatischen Beibung zwischen den beiden 
Staaten. 

Am 16. August 1854 gab Staatssekretär Marcy dem Mr. Soul6 
den Auftrag, sich mit seinen Pariser und Londoner Kollegen, 
Mr. Mason und Mr. Buchanan, zu einer Konferenz zusammen- 
zufinden, um in bezug auf die schwebenden Angelegenheiten mit 
Spanien Beratungen zu pflegen, über die empfehlenswerten Schritte 
ihre Meinungen auszutauschen, Verabredungen über ein völliges 
Zusammengehen zur Unterstützung von Soul^ Verhandlungen 
in Madrid zu treffen und der Begierung der Vereinigten Staaten 
Mitteilung von ihren Ansichten zu machen.^) 

Die drei Gesandten, in der Ansicht, zur Abgabe eines all- 
gemeinen, in gemeinsamer Beratung zu fassenden Gutachtens über 
die Politik, die die Vereinigten Staaten Guba gegenüber einschlagen 
sollten, aufgefordert zu sein, gaben ein solches unter dem Datum 
des 18. Oktober 1854 zu Aix la Ghapelle ab (sogenanntes 
Ostende-Manifest).*) 

In diesem sehr berühmt gewordenen Staatsdokumente legten 
sie aufs ausführlichste ihre Gedanken in bezug auf die seitens der 
Vereinigten Staaten Cuba gegenüber einzunehmende Haltung 
dar. Ihr Standpunkt war — soweit er hier interessiert — kurz 
folgender: 

Die Vereinigten Staaten sollten ungesäumt den Versuch 
machen, Cuba von Spanien zu kaufen. Falls ihr Angebot von 
Spanien abgeschlagen werden würde, sollten sie sich die Frage 

^) Verd. das verstümmelte Schreiben in H. E x. D o c. 93, 33. Gong. 2. sess. 
S. 124 f.: ,,The8e and other oonsiderations which will readily occur to von suggest 
that mach may be done at London and Paris either to promote directly the great 
object in view, or at Uist to dear away impediments to its successful consumation. 

Under these circumstances, it seems desirable that there should be a ftill and 
free interchange of views between yoorself, Mr. Buchanan and Mr. Mason, in order 
to secnre a concurrence in reference to the general object. 

The simplest and only very apparent means of attaining this end is, for the 
threee Ministers to meet, as early as may be, at some convenient central point, 
say Paris, to consult together, to oompare opinions as to what may be advisable 
and to adopt measores for perfect ooncert ot action in aid of your negotiation at 
Madrid."..... 

*) So genannt, weü die Verhandlungen zuerst in Ostende stattgefunden hatten. 

Yergl. hier auch das unten S. 378 f. Bemerkte. 
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überlegen: „Oefährdet Cuba im Besitze Spaniens ernstlich nnsem 
inneren Frieden und die Existenz unserer geliebten Union?" 
Im Falle der Bejahung dieser Frage, so erklärten die drei Gesandten, 
sei es das Becht der Vereinigten Staaten, diese Insel der spanischen 
Eegierung zu entreißen.^) 

Die Antwort Marcys, die er unter dem 13. Dezember 1864 auf 
dieses Manifest hin an Soulö sandte,*) war eine ziemlich umschriebene 
Ablehnung der dort entwickelten Gedanken. Marcy erklärte, 
der Bericht der drei Gesandten enthalte natürUch nicht den Vor- 
schlag, Spanien vor die Alternative zu stellen: „Verkauf oder Weg- 
nahme'*. Er fährt dann fort: 

„Aber zu folgern, daß die Zurückweisung eines Abtretungs- 
vorschlages gewaltsame Besetzung nach sich ziehen würde, 
würde die Annahme in sich schUeßai, daß Selbsterhaltung die Er- 
werbung von Cuba für die Vereinigten Staaten notwendig mache. 
.... Wie sehr wir jedoch auch einen Mißerfolg unserer Be- 
mühungen, die Abtretung der Insel zu erlangen, bedauern 
müßten, so würde doch dieser Fehlschlag nicht ohne eine wesent- 
liche Änderung der Bedingungen auf der Insel eine unmittelbare 
Gefahr für die Existenz unserer Begierung bedeuten.** ^) 

Soul^ wurde schUeßUch beauftragt, die Verhandlungen über 
den Black Warrior-Fall fortzusetzen, worauf er am 17. Dezember 
1854 erzürnt seine Entlassung nahm.*) 

Einmal schien es, als ob die Vereinigten Staaten aus ihrer 
passiven Haltung heraustreten und zur Intervention in Cuba 
schreiten wollten.*) 



') Siehe das mehrfach angezogene H. E x. D o c. S. 127—132. 

*) eod. S. 134 ff. 

*) Die Stelle lautet vollst&ndiff im englischen Text folgendermaßen: „But 
to condnde that on ihe rejection of a proposition to cede, seizure should ensne, 
would be to assume that self-preservation necessitates the acquisition of Gaba by 

the Umted States that Spain has refosed, and will persist in refusing, oor 

redamations for injuries and wrongs inflicted, and that she will make no arrangement 
for our futore security aeainst the reeurrence of similar injuries and wrongs. 

.... However mu<£ we might regret the want of success in our etforts to 
obtain the cession of it^ that failure would not, without a material change in the 
condition of the Island, involve imminent peril to the existence of our govemment." 

«) Der wütende Brief steht in dem bezeichneten H. D o c. S. 140. 

*) Über diese Interventionsan^legenheit ve^l. insbesondere die ausgiebige, 
im Jahre 1896 dem Senate übersandte Dokumentensammlung in 54. Gong. 1. sess. 
S e n. D c. 213 ; vergi. auch M o o r e , VI 8. 92 ff. sowie 44. Gong. 1. sess. H. E x. 
Doc. 90. 
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Dies geschah im Jahre 1875, ak die lange Kette der 
übrigens nicht durchweg begründeten Klagen der Vereinigten 
Staaten gegen Spanien über die im Verlauf der cubanischen Be- 
volntion erlittenen Verloste von Leben und Eigentum amerika- 
nischer Untertanen, sich inmier mehr vergrößerte.^) 

Staatssekretär Fish sandte an Mr. Cushing, den Gesandten 
der Vereinigten Staaten in Madrid, unter dem 6. November 1875 
eine ausführliche Instruktion, die als „Instruktion Nr. 266'* sehr 
bekannt geworden ist und sich mit den cubanischen Verhältnissen 
befaßte.') 

Diese Instruktion erörterte in breiten Ausführungen den 
Zustand der Dinge in Cuba. Sie kam zu dem Schlüsse, daß das 
dort nicht so fortgehen könne, und es war dann die Hoffnung des 
Präsidenten zum Ausdruck gebracht, Spanien werde spontan ge- 
eignete Maßnahmen für die Wiederherstellung des Friedens und 
der Buhe auf jener Insel ergreifen. 



^) Vergl. insbesondere den sehr bekannt eewordenen Fall des „V i r g i n i u s'*. 
Dabei handelte es sich ganz korz am folgendes: 

Ein in den Vereinigten Staaten eingetragenes, anter deren Flagge segelndes 
Schiff cabanischer Insargenten mit dem Namen „Virginias" wurde am 31. Okt. 
1873 während des Au&tandes in Cuba von dem spanischen Kriegsschiff Tornado 
auf hoher See, 10 bis 15 engl. Meilen von Jamaica gekapert. Die Sesatzung wurde 
in Santiago de Cuba vor ein Kriegsgericht gestellt und 57 davon erschossen, <uurunter 
9 amerinnische und 16 britische Untertanen. 

Die Angelegenheit wirbelte viel Staub auf. Die Vereinigten Staaten ver- 
langten zunächst Herausgabe des Schiffes sowie der Überlebenden und Salutierung 
der amerikanischen Flagge, es sei denn, Spanien könne beweisen, daß der „Virginius" 
die amerikanische Flagge betrfigenscherweise geführt habe. 

Der Attomey General der Vereinigten Staaten gab dann am 17. Dez. 1873 
sein Gutaditen dahin ab, daß eine fraudmose FlaegenftQirung vorlieee, daß Spanien 
aber trotzdem nicht zu seinen Maßnahmen bere<£tigt gewesen sei (Off. p p. o f 
the Attorneys G e n e r a 1 , Bd. XIV, 1875, S. 340 fL). Der Fkisgengruß 
wurde darauf erlaraen und das Schiff an die Verein](;ten Staaten am 16. Dez. 1873 
ausgeliefert. Über das weitere Verlangen der Veremigten Staaten auf Schadens- 
ersatz, weil kdne Entschuldigung für das summarische Verfi^n der spanisdien 
Regierung vorläge, konnten sich die beiden Mächte jedodi nicht einigen, und es 
kam za einer langen, diplomatischen Kontroverse darüber. 

Ve^l. über den Fall mehr in folgenden VeröffenÜichungen: B r. A e e. a n d 
Papers , LXXVI, 1874: G91, Spain Nr.3: Gorreepondence reepecting to the Capture 
of the „ Virginius* ' und Nr . 4, G 1063, wo weitere Korrespondenz zu diesem Falle gedruckt 
ist VerriL weiter das sehr umfangreiche H. E x. D o c. 30, 43. Gong. 1. sess. 1873 
bis 1874, VoL VIII: Doc. and Gorr. relative to the Gapture of the steamer „Vireinius'' 
and prooeedings subsequent thereto ; F o r. R e 1. 1874, S. 845 ff . ; M o o r e , II S. 895, 
967,980,684;Scott,Gases,S.320;Snow,S.179ff.;Ghadwick,S.314ff.; 
T. George G u r t i s , The Gase of the „Vir^dnius", considered with reference to 
theLawofself-defense.'* Hall, S. 262, 270;Oppen heim, I S. 187;Taylor, 
8.407f.; Wool8ey,§214S.375ff. 

*) Veigl. Sen. Ex. Doc 213, 54. Gong, l.sess. S.3— 10. 
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Fish erklärte dann weiter: 

„Mangels irgend einer Aussicht auf Beendigung des Krieges 
oder eine Änderung der Art und Weise, in der er auf beiden 
Seiten geführt worden ist, fühlt der Präsident, daß die Zeit nahe 
ist, wo es vielleicht die Pflicht anderer Begierungen sein wird, 
zu intervenieren, ledigUch in der Absicht, einen unseUgen und 
vernichtenden Konflikt zum Ende zu bringen und Frieden auf 
der Insel Cuba wieder herzustellen/* 

Er beauftragte Mr. Cushing, die spanische Begierung hiervon 
in Kenntnis zu setzen und ermächtigte ihn, diese Instruktion 
dem spanischen Minister für auswärtige Angelegenheiten vor- 
zulesen. 

Diese Instruktion wurde auch dem Gesandten der Vereinigten 
Staaten in England zur Mitteilimg an die englische Begienmg und 
zur Anfrage „nach ihrer Geneigtheit gesandt, den Standpunkt der 
Vereinigten Staaten durch ihren Einfluß*' zu unterstützen. Sie wurde 
auch weiter allen diplomatischen Vertretern der Vereinigten Staaten 
übermittelt, den bei den großen europäischen Mächten akkre- 
ditierten zugleich mit dem Auftrage, sie den betreffenden Höfen 
mitzuteilen.^) Die Gesandten in Berlin, Wien, Petersburg, Bom 
und Paris erhielten außerdem die Anweisung, dort zu erklären, es 
würde den Vereinigten Staaten zur höchsten Befriedigung ge- 
reichen, wenn jene Begierungen bei der spanischen auf die Wichtig- 
keit und Notwendigkeit drängen wollten, diesem Kampf ein Ende 
zu machen oder ihn aufzugeben.^) 

Die Vereinigten Staaten erhielten von allen diesen Begierungen 
Absagen.*) 

Die englische Begierung insbesondere erklärte, sie sei 
bereit, im Interesse der Menschhchkeit und Freundschaft bei der Be- 
endigung der Wirren in Cuba mitzuwirken, sie könne jedoch nicht 
irgendwelchen Druck auf die spanische Begierung ausüben oder 
ihr Vorschläge machen, die diese nicht annehmen werde.*) 



») Vergl. eod. S. 10 f. 

*) Vergl. F i s h an Washbome, Gesandter der Verein. Staaten in Paris, anter 
dem 15. XI. 1875, S. 13 f., wo bemerkt ist, daß die Instmktion gieidizeitig nach 
Berlin, Petersburg, Wien und Rom gesandt werden sei. 

*) Vergl. die Urknnden fiber die Verhandlungen mit den europäischen Hdfen 
ebenda von S. 87 ab. 

«) S c h e n k an Fish, unter dem 28. Jan. 1876, eod. S. 120 ff. 
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Graf Bülow erklärte für die deutsche Begierung am 26. Ja- 
nuar 1876, die spanische Begierung habe dem Fürsten Hatzfeld 
versichert, die cubanische Insurrektion werde in kurzer Zeit nieder- 
geworfen sein. Unter diesen Umständen sei die deutsche Be- 
gierung nicht dazu geneigt, irgend welche Schritte, wie die vor- 
geschlagenen, zu ergreifen.^) 

Auch die spanische Begierung erklärte in einem sehr höfUchen 
Schreiben vom 16. April 1876, daß ihre Ansichten ganz die der 
Vereinigten Staaten seien, daß sie jedoch für jedwede Einmischimg 
derselben danke.^) 

Diese Angelegenheit, die durch die Herstellung des Friedens 
in Cuba im Jahre 1878 gegenstandslos wurde, erscheint als eine 
Art Vorläufer der Ereignisse, die dann zur Abtrennung Cubas 
von Spanien geführt haben. Sie ist ihrer ganzen Erscheinimg nach 
eine deutliche Mißachtung nicht nur des Grundsatzes der Ver- 
meidung von Allianzen, sondern auch des zweiten Unterprinzips 
der Monroedoktrin durch die Vereinigten Staaten.') Denn diese 
machten in diesem Falle Anstalten dazu, sich in Verbindung mit 
europäischen Mächten verdnt in eine Kolonialangelegenheit 
Spaniens auf der amerikanischen Hemisphäre zu mischen.*) 

Der Krieg mit Spanien. 
Als im Jahre 1895 in Cuba wiederum eine Bevolution aus- 
brach und es allen Anschein hatte, als ob sie denselben endlosen 
Verlauf wie der zehnjährige Krieg der Jahre 1868 — ^1878 nehmen 

^) Davis an Fish unter dem 26. Jan. 1876, Sen. Doc. 213, M.Gong. 
1. sess. S. 109. 

')Calderon y GoUantesan Gashing, 16. April 1876, in dem viel&ich 
angefahrten Sen. Doc, S. 78 f. 

*) Vetd. z. B. Hart, Proeeeding of the United States Naval Institute, 
XXXII, S. 782. „Absolutely opposed vo the spirit of the Monroe doctrine." 

Andererseits jedodi Ghadwick,S. 384. „It may p^mibly be now thoudit 
that under the present Interpretation of ihe Monroe doctrine there was, in 1875, 
a violation of it; bat eertainty the author of that doctrine, John Quincy Adams, 
oould not have been of that opinion in 1826 had the facts been before him.*' 

*) Der oben schilderte Fall beweist nicht nur die Absicht der Vereinigten 
Staaten, sich gememsam mit europäischen Mächten in eme spanische Angelegeimeit 
einzumischen, und er stellt sich deshalb nicht nur als eine Verletzung des zweiten 
Unteiprinzips der Monroedcktrin dar; das gemeinsame Vorgehen sollte sich auf 
ameriKaniscnes Gebiet beziehen. Deshalb hat man in dieser ^igelegenheit zu^eich 
audi ein mit dem ersten Unterprinzip in Widerspruch stehendes Vonehen 
der Vereii^ten Staaten, eine von den Vereinigten Staaten ausgehende Anm>rde- 
rung zur luSachtung auch dieses Unterprinzipt durch die betreffenden Europäischen 
Staaten zu sehen, ähnlidi ihrem Verhalten gegenfiber Haiti in den Jahren 1860 
und 1851. Vergl. dazu auch oben S. 288 ff. 
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würde, da traten die Vereinigten Staaten von vornherein Spanien 
gegenüber energischer als damals auf. 

Schon im April 1896 richtete Staatssekretär Obiey an den 
spanischen Gesandten in Washington, Dupnis de L6me, ein aus- 
führliches Schreiben,^) in dem er unter Schilderung der cubanischen 
Zustände und unter Hervorhebung insbesondere des daraus für 
Untertanen der Vereinigten Staaten erwachsenden Schadens die 
Mitwirkung der amerikanischen Begierung bei der Pazifikation 
der Insel anbot. 

AusdrückUch lehnte er in dieser Note jede Absicht der Ver- 
einigte Staaten auf Cuba und jede Absicht gegen Spaniens Souve- 
ränität über diese Insel ab.*) Er erklärte auch besonders, daß 
die Vereinigten Staaten die Frage einer Intervention gegenwärtig 
noch nicht erwögen, wies aber damit zugleich indirekt auf die 
MögUchkeit einer solchen Intervention hin. 

Er fügte hier auch die Bemerkung an, daß die Vereinigten 
Staaten einen andern zehnjährigen Krieg nicht dulden würden.^) 

Die spanische Antwort war wiederum eine ungemein höfliche 
und verbindUche Ablehnung von Hilfeleistungen der Vereinigten 
Staaten.^) 

Die kriegerische Note wurde auch hier vom Präsidenten 
Cleveland angeschlagen, der in seiner Jahresbotschaft vom 7. De- 
zember 1896^) des längeren auf die cubanischen Ereignisse und 
das Interesse der Vereinigten Staaten an ihnen einging. 

Er erklärte dort, daß ihr Interesse und ihre Politik sie dazu 
zwingen würden, dem Erwerbe oder der Einmischung in die 
Verhältnisse dieser Insel durch andere Mächte zu widersprechen. 

Er gelangte dann zu den folgenden Wendungen: *) 

„Wenn die Unfähigkeit Spaniens, mit der Insurrektion 
fertig zu werden, offenbar geworden und es dargetan ist, daß 



Brief vom 4. April 1896, abgedruckt F o r. R e 1. 1904, S. 640 ff. 
*) „The United States has no designs npon Cuba and no designs against the 
sovereignty of Spain/' 

*) „That the United States cannot contemplate with complacency another 
ten years of Cuban insurrection .... may certaimy be taken for granted/' 

«) For. Rel.1904, S. 644 ff.: Dupuis de Ldmean Ohiey am 4. Juni 
1896. 

») eod. XXVII, besonders XXXV. 

*) Die betreffende Stelle lautet in der engüsdien Fassung: 

„When the inability of Spain to deal sucessfully with the insurrection has 
become manifest, and it is demonstrated that her sovereignty is eztinct in Cuba 
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seine Souveränität über Guba für alle ihre rechtmäßigen Auf- 
gaben erloschen ist, und wenn ein hoffnungsloser Kampf für 
ihre Wiederherstellung in einen Streit ausgeartet sein wird, 
der nichts als wie unnötige Aufopferung menschlichen Lebens 
und die völlige Zerstörung gerade des Gegenstandes dieses 
Kampfes ist, dann wird eine Situation vorliegen, der gegenüber 
imsere Verpfichtimgen gegen die Souveränität Spaniens von 
höheren Verbindlichkeiten aufgehoben sein werden, Verbind- 
lichkeiten, die anzuerkennen und zu erfüllen wir uns kaum 
werden entziehen können/' 

Auch Präsident Mc Kinley erörterte in seiner Botschaft vom 
6. Dezember 1897^) wieder die Frage der Intervention zugleich mit 
derjenigen der Anerkennung der Insurgenten als Kriegsführende. 

Er lehnte ausdrücklich zwangsweise Annektierung Cubas durch 
die Vereinigten Staaten ab und erklärte, eine solche Maßnahme 
würde nach ihrem Moralkodex eine „verbrecherische Ag- 
gression" sein. 

Er erklärte femer, mit Bücksicht auf einen gerade einge- 
tretenen Wechsel des Kabinetts in Madrid und die daraus sich 
ergebenden Hoffnungen sei die Zeit für eine „Intervention aus 
Gründen der Menschlichkeit** noch nicht gekommen. 

Er schloß aber mit den Worten: 

„Wenn es späterhin sich als eine uns durch unsere Ver- 
pflichtimgen gegen uns selbst, die Zivilisation und Menschlich- 
keit auferlegte Pflicht ergeben sollte, gewaltsam zu intervenieren, 
so wird das ohne unsere Schuld und nur deshalb geschehen, weil 
die Notwendigkeit für eine solche Handlungsweise so einleuchtend 
ist, daß sie die Unterstützung und die Billigung der zivilisierten 
Welt herausfordert.** 



for all pnrposes of its rightfal existence, and when a hopeless struggle for its reesta- 
blishment nas degenerated into a strife which means nolfaing moretfaan the nseless 
sacrifice of human life and Üie utter destniction of the veqr subject-matter of the 
conflict, a Situation will be presented in which onr obligaüons to the soverei^ty 
of Spain will be superseded by higher obligations which we can hardly hesitate 
to recognize and discharge.*' 

») For. Rel. 1897, XI ff. Englischer Text: ,4f it shaU hereafter appear 
to be a dat^, impoeed by our obligations to ourselfes, to civilisation and 
humanity to intervene with force, it shall be without foult on our part and only 
because the necessity for such action will be so clear as to command the support 
and approval of the civilized world/' 
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Am 16. Juli 1897 ^) wurde der neue Gesandte der Vereinigten 
Staaten in Madrid, Mr. Woodford, dazu beauftragt, erneute ernsteste 
Vorstellungen beim spanischen Hofe zur Beendigung des Auf- 
standes zu machen tmd die guten Dienste der Vereinigten Staaten 
hierzu anzubieten. Dieser Versuch wurde von der spanischen Be- 
gierung mit einer Bitte um rigorosere und wirksamere Durch- 
führung der amerikanischen NeutraUtät und insbesondere damit 
beantwortet, daß die Freibeuter-Expeditionen von den Vereinigten 
Staaten nach Cuba verhindert werden möchten und daß dies die 
beste Hilfeleistimg sei, die die Vereinigten Staaten der spanischen 
Begierung geben könnten.^) 

Der Lauf der folgenden Ereignisse, von dem unangenehmen, 
zur Besignation Dupuis de L6me's führenden Zwischenfall,') der 
Zerstörung der „Maine" im Hafen von Habana am 15. Februar 
1898, zu der die Intervention der Vereinigten Staaten in Cuba 
vorschlagenden Botschaft Mc Kinleys vom 11. April 1898,*) dem 
Kongreßbeschlusse vom 20. April 1898, der Cuba für frei und un- 
abhängig erklärte und von Spanien sofortige Bäumung der Insel 
sowie Verzicht auf dieselbe verlangte,*^) bis zum Kriege zwischen 



^) Über diese Verhandlungen vergl. die For. Rel. 1898, S. 658 ff. 

*) Senor G u 1 1 o n an Woodford anter dem 23. Okt. 1897, For. Rel. 1898, 
S. 582 ff. 

*) Sefior Dupuis de Ldme hatte bekanntlich an den spanischen Minister 
des Äußern, Canalejas, einen Brief mit abfälligen Bemerkungen über Präsident 
Mc Kinle^ gesandt, dessen Inhalt durch Zufall öffentlich bekannt wurde und in 
den Veremigten Staaten große und offenbar übertriebene Empörung hervorrief, 
der zu einem diplomatischen Schriftenwechsel und Dupuis de Lomes Amtsnieder- 
lepmg führte. Über diese Episode vergl. F o r. R e 1. 1898, S. 1007 ff. t „Retirement 
of Senor Don Enrique Dupuis de Lome, Spanish Minister at Washington. Vergl. 
auch S. 680 ff. 

«)For. ReL 1898, S.750ff.; Richardsons Mess., X S,139ff. 

») S t a t. a t L a r ^,e , XXX S. 738. Vergl. insbesondere die folgenden 
Abschnitte dieser Resolution: 

„First. That the people of the Island of Cuba are and of ri^ht ou^t to be 
free and independent, and that the govemment of the United States hereby 
recognizes the Republic of Cuba as the true and lawful govemment of that 
Island. 

Second. That it is the duty of the United States to demand, and the govem- 
ment of the United States does hereby demand that the govemment of Spain at 
once relinquish its authori^ and govemment in the Island of Cuba, and withdraw 
its land and naval forces nrom Cuba and the Cuban waters.'' 

„Fourth. That the United States hereby disdaims an^ disposition or Intention 
to exercise sovereignty, Jurisdiction or control over the said island, exoept for the 
padfication thereof, änd asserts its determination when that is acoomplished to 
leave the govemment and control of the Island to its people.*' 
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beiden Mächten und zum Pariser Friedensscblnsse vom 10. De- 
zember 1898,^) bedarf hier keiner Darstellung. 

Ergebnisse. 

Hier verbleibt die Frage nach der Bedeutung dieser Ereignisse 
für die Monroedoktrin. 

Daß die amerikanische Intervention in Cuba eine klare und 
eindeutige Verletzimg von derem zweiten Unterprinzipe war, kann 
nicht bezweifelt werden. 

Ihr Verhalten Cuba gegenüber ist hier aber gar nicht die auf- 
fälligste Erscheinung. Denn die Vereinigten Staaten haben nach 
Beendigung dieser Intervention Cuba wieder verlassen und der 
Insel eine gewisse Scheinselbständigkeit gegeben. Zu ihrer for- 
malen Annektierung sind sie jedoch in Befolgung der vom Prä- 
sidenten wie dem Parlamente vor dem Ausbruch des Krieges 
gegebenen Versicherungen und Versprechungen nicht geschritten.^) 



^) Der Text des Friedensschlusses siehe besonders in M a r t e n s , N. R. 6., 
2. ser., Bd. XXXII S. 74 ff.; in S e n. D o e. 62, Teil II, 55. Cong. 3. sees. sowie 
StatatLarge, XXX, 1754, auch im Auszug bei S t r n p p , II S. 111 f . 

') Vergl. hier fiber die Evakuation und Anerkennung Cubas und die Be- 
dingungen dazu das unter dem Namen „FUttamendement'^ gehende Gesetz vom 
2.Mftrzl901 (Stat at Laree, Bd. XXXI S. 897 ff.}, da9-zum Inhalt eines 
Vertrages zwischen den Vereinigten Staaten und Cuba vom 22. Mai 1903 wurde und 
beBthnmunfflgem&ß der cubanischen Verfassung einverleibt worden ist. Der Vertrag 
steht bei Härtens, N.R.G., 2. Ser. XXII S.338, sowie Treaty Vol. 1910, 
I S. 362 ff.; auch S tr u p p , II S. 112 ff. Nach diesem Vertrag wird die Regierung 
von Cuba nie irgend einen Vertrat oder ein anderes Abkommen mit einer nemden 
Macht eingehen, der Cubas Unabhängigkeit sdim&lert oder zu schmälern geeignet 
ist. Sie wifi auch nicht irgendwie eine n^mde Macht oder fremde Mächte dazu aurori- 
sieren oder ihnen gestatten, durch Kolonisation oder für militärische oder maritime 
Zwecke und dergL eine Niederlassung oder irgend eine Kontrolle fiber einen Teil der 
Insel zu erhalten. Die cubanische Regierung verspricht femer, keine öffentliche Schuld 
zu übernehmen oder einzugehen, für die BBzaMung von deren Zinsen und für deren 
Tilgmig durch eine angemessene AiLortisationsrate die ordentlichen Einnahmen 
der Insel nach Abzug der laufenden Regierungsaus^iben nicht ausreichen. End- 
lich gesteht Cuba den Vereinigten Staaten das Recht zu, für die Erhaltung 
seiner Unabhängigkeit, die Aunechterhaltung einer für den Schutz von Leben, 
Eigentum und persönlicher Freiheit ausreichenden Regierung, sowie die Erfüllung 
der in dem Pariser Vertrage den Vereinigten Staaten auferlegten, und nunmehr 
von der Re^erung von Cuba zu übernehmenden Pflichten in Cuba zu intervenieren. 

Wie sich hiemach die Frage nach der völkerrechtlichen Stellung Cubas ge- 
staltet, ist bisher noch nicht zum Gegenstande einer abschließenden Bearbeitung 
geworden. Die Meinungen sind geteilt; B o n f i Is , S. 105 nimmt z. B. an, Cuba 
sei ein protegierter Staat; Hershey, S. 108, spricht von einem Protektorat 
der Vereinigten Staaten: Liszt, S. 56, beschränkt sich darauf zu bemerken, 
den Vereinigten Staaten stehe ein weitgehendes Interventionsrecht zu; Lawrence, 
S. 281, eitiärt, Cuba führe ein : „state life of its own under the benevolent tutelage 
of the Great American Republic'*, auf S. 67 erklärt er Cuba als „a dient State" 
und verißdcht sein Verhältois zu den Vereinigten Staaten mit dem VeriüUtnis 
Koreas zu Japan in der Zeit von 1904—1910; M 6 rignhac,IIS. 220 f., nimmt 
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Viel drastischer ist die durch den Artikel II des Pariser Friedens- 
vertrages erfolgte Übertragung von Porto Rico sowie der am 
Südende der Marianen gelegenen Insel Quam und vor allen Dingen 
der PhiUppinen an die Vereinigten Staaten. 

Die Zession dieser Inselbesitzungen, am Ende des Krieges und 
als Ersatz für die Kriegsentschädigung, zu deren Zahlung Spanien 
nicht imstande gewesen wäre, ist inhaltUch, obgleich sie sich formell 
als ein Bechtsgeschäft auf der Grundlage gegenseitiger Willens- 
einigung der Parteien vollzog, ebenso sehr ein Gewaltakt wie die 
Befreiung Cubas. 

Als die Vereinigten Staaten zu dem Kriege mit Spanien 
schritten, drohte keine fremde Einmischung in cubanische Ver- 
hältnisse, die etwa wie bei der Dominikanischen Schuldenange- 
legenheit die Bechtfertigung einer Intervention der Vereinigten 
Staaten zum Zwecke, einer Verletzung des ersten Unterprinzips 
der Monroedoktrin zuvorzukommen, mit der Monroedoktrin ab- 
geben könnte. 

Ebensowenig hegt ein Anhaltspunkt dafür vor, die Monroe- 
doktrin habe eine Ausdehnung dahin erfahren, daß sie nunmehr 
die Berechtigung der Vereinigten Staaten behaupte, nach ihrem 
Ermessen Eingriffe zur Ordnung zerrütteter politischer Zustände 
in Amerika vorzunehmen. Und wer eine derartige Meinung aus- 
spricht, verkennt vöUig die sachUchen Herrschaftsgrenzen der 
Monroedoktrin.^) 



ein Protektorat der Vereinigten Staaten an;Wheaton-Atlay,S. 66f. meint, 
Cnba sei ein protegierter Staat besonderer Art, und endlidi W h i t c o m b „La 
Situation International de Cnba (1905) Gap. V, ist der Ansicht, Guba sei ein teil- 
souverSner Staat. 

^) P 6 1 i n , S. 360 ff. , dessen tüchtiges Buch unter einem Mangel an scharfen 
Abgrenzungen leidet, behauptet auf S. 360, die Vereinigten Staaten hätten zwar 
den Buchstaben der Monroedoktrin verletzt, sie aber ihrem Geiste nach bei ihrem 
Vorgehen angewendet. Verletzt gewesen sei sie durch den von Spanien in Guba 
eingeführten „despotisme k la Turque'*. Die Vereinigten Staaten hätten den Krieg 
an Spanien erklärt, weil Spanien ihrem Verlangen gütlich nicht nadigekommen 
sei, dort ein mit der Monroedoktrin übereinstimmen<&s R^ime herzustellen. Die 
Kriegserklärung sei erfolgt, um Spanien zur Reflektierung der Monroedoktrin 
zu zwingen. 

Beaumarchais unterscheidet eine ursprüngliche Monroedoktrin, die 
in ihrem Gharakter defensiv gewesen sei und eine Monroedoktrin „seconde Mani^''. 
Diese letztere sei offensiv, ihre Formel sei: „L'Am6rique aux £tatB-Unis^\ (siehe 
besonders S.91— ^6). Er behauptet S. 145: „La Doctrine de Monroe „seconde 
manidre'- a trouvö dans Taffaire de Guba sa demiöre et sa plus aggressive Inter- 
pretation *' 
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Der am häufigsten vorgebrachte Bechtfertigungsgrund für das 
Verhalten der Vereinigten Staaten Spanien gegenüber in dieser An- 
gelegenheit ist vor allem „de^s Interesse der Menschlichkeit".^) 

So erklärte insbesondere Präsident Mc Kinley in seiner Bot- 
schaft vom 11. April 1898 folgendes:*) 

„Die Gründe für solche Intervention mögen kurz in fol- 
gendem zusammengefaßt werden: 

Erstens: In der Sache der Menschlichkeit und um den 
Barbareien, dem Blutvergießen, der Hungersnot und dem ent- 
setzUchen Elend ein Ende zu machen, die die streitenden Par- 
teien entweder nicht enden oder mildem können oder nicht 
wollen. Es ist keine Antwort, zu sagen: das gehe alles in einem 
andern Lande vor sich, das zu einer andern Nation gehöre und 
sei deshalb nicht unsere Sache. Im Gegenteü, es ist ganz besonders 
unsere Pflicht, weil es sich gerade vor unserer Tür abspielt." *) 

^) Veigl. hier besondere die Ausffihnmgen darüber in Sen. Rep. Nr. 885, 
66. Cong. 2. sess. (Bd. V 1897—1898), XIII S. ; veigl. femer H e r s h e y , S. 164 ; 
MacFarland, The rig^t of the United States to intervene in Cuba"' in Albany 
Law Jonmal vom 80. April 1898, Bd. LXII S. 278 ff.; Moore, Dipl. S. 142; 
Woolsey , Am. Dipl. besondere S.^ff. nnd 71 ff.; Westlake, I S.307. 

*) Siehe oben S. 334. 

*) Die betreffende Stelle lautet vollständiger in Englisch folgendermaßen! 

„The nounds for such intervention may l^ briefly summariz^ as foUows: 

Firet. In the cause of humanity and to put an end to the barbarities, bloodshed , 
starvation, and horrible miseries now ezistmg there, and which the parties to the 
oonflict are eitfaer unable or unwilling to stop or mitigate. It is no answer to say 
tiiis is all in an other country, belonging to an other nation, and is therefore none 
of our business. It is spedally our duty, for it is rigbt at our door.'* 

Second. W6 owe it to our Citizens in Guba to afford them that protection 
and indemnity for life and property which no govemment there can or will afford, 
and to that end to torminate ue conditions that deprive them of legal protection. 

Third. The rig^t to intervene may be justified by the very senous injury 
the commerce, träe, and business of our people, and by the wanton destreeäon 
of property and devastation of the Island. 

Fourth, and which is of the utmost importance. The present condition of 
affaire in Cuba is a constant menaoe to our peace, and entails upon this eovemment 
an enormous expense. With such a conflict waged for yeare in an islana so near to 
US and witii whiefa our people have such trade and business relations; when the 
lives and liberty of our Citizens are in constant danger and their propertv deetroyed 
and themselves ruined ; where our tradin^ vessels are liable to seizure and are seized 
at our very door bv warships of a foreign nation, the expeditions of filibustering 
that we are powerless to prevent altogeäer, and the irritating questions and en- 
tanfkmente thus arisinj^ — all these and othere that I need not mention, with the 
resnlting strained relatums, are a constant menace to our peace, and compel us 
to keep on a semiwar footing with a nation with which we are at peace.** 

vergl. hier auch das Schreiben des Präsidenten der Vereinigten Staaten an 
den Herzog von Afanadova del Rio vom 30. Juli 1898, worin als Antwort auf die 
Bitte um Frieden vom 22. Juli 1898 die Friedensbedinguneen mitgeteilt werden 
und das Verhalten der Vereinigten Staaten ausführlich gerechtfertigt wird. (F o r. 
Rel. 1898, S. 820 ff.) 

Kraus, Momoedoktrio. 22 
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Nirgends dagegen erscheint in den Begiernngsäußerongen, 
die anläßlich dieser Angelegenheit ergangen sind, ein Versuch, 
den Widersprach zwischen Monroedoktrin und der Haltung der 
Vereinigten Staaten zuzudecken. 

Ob und wieweit ihr Vorgehen sich mit völkerrechtlichen 
Grundsätzen rechtfertigen läßt, steht hier ebensowenig vne dessen 
Weisheit zur Frage. 

Das zweite Unterprinzip der Monroedoktrin, das hier ein- 
schlägt, ist nicht lediglich eine Versicherung der Vereiiugten Staaten, 
sich rechtswidriger Interventionen enthalten zu wollen. Wenn in 
ihm die feierUche Versicherung enthalten ist, die Vereinigten 
Staaten wollten sich nicht um die bestehenden Kolonien euro- 
päischer Mächte kümmern, so heißt das, auch wenn man es in 
seinem allerengsten Sinne nimmt: Die Vereinigten Staaten wollen 
in keinem Falle und unter keinen Umständen zu Interventionen 
in solche Kolonien schreiten, gleichgültig, ob sie dazu völker- 
rechtUch berechtigt wären oder nicht. 

Ein deutUcheres und schärferes Sichbekümmem um Spaniens 
Kolonien als die Wegnahme des bedeutungsvollen Bestes der- 
selben ist nicht denkbar. Dies umsomehr, als die Vereinigten 
^ Staaten mit dieser Wegnahme über die uimiittelbar von ihnen 
als notwendig verfolgten Zwecke hinausgingen, in dem sie sich 
mit Quam, Porto Rico und den Philippinen den größeren Teil 
des damaUgen spanischen Kolonialbesitzes zueigneten. 

Das Verhalten der Vereinigten Staaten Spanien 
gegenüber in dieser Angelegenheit ist eine überaus 
drastische und anschauliche Nichtbefolgung des 
zweiten ünterprinzips der Monroedoktrin.^) 

>) Es fehlen natfirlich nicht die entgegengesetzten Meinungen. So erld&rt 
z. B. D u n n i n g , S. 87 f, es sei bei der eisten Verkündnng der Monroedoktrin 
gcmittber der £inr&amnng der Vereinigten Staaten, sich nicht in die An- 
gelegenheiten irgend einer europäischen Kolonie auf der westlichen Hemisph&re 
Künunem zu wollen, notwendigerweise das Recht des Schutzes ihrer eigenen 
Interessen vorbehalten geblieben. Und hiermit rechtfertigt er die cuba- 
nische Intervention. Hershey, Ann. Am. Ac. Pol. ;and Soc. Sc, 
Bd. XI (1898) S. 73 erklärt: „Surely the spirit of the Monroe doctrine which was 
expecially launched against the introduction of oppressive and despotic ^vemment 
on this h'emisphere, may be invoked to justify intervention against Spam in behalf 
of Guba by tne recognition of her independence.*' 

Taylor, N. Am. Re v. GLXVI, S.628, verteidigt die Intervention in Guba 
mit „Selbstverteidigung"* und zugleich (!) mit der Monroedoktrin. 

VeM;l. auch Pfeffer, A Republic in the PhiHppines, N. A m. R e v., März 
1899,S.317. Er erklärt, die Annexion der Philippinen seinichtgegen 
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4. Gegenstandslosigkeit des zweiten Unterprinzips. 

a) Die Weltpolitik der Vereinigteil Staaten; 
intliesondere anerikanlscher Inperlallsmas. 

Blickt man auf diese historische Beihe zurück» so kann man 
sagen, daß die Vereinigten Staaten fortdauernd dem Wortlaute 
wie dem Geiste des zweiten Unterprinzips der Monroedoktrin zu- 
widergehandelt haben, und zwar im Jahre 1898 mit nicht zu über- 
treffender Schärfe. 

Kann trotzdem noch von dessem Fortbestehen 
geredet werden? 

Für die Entscheidimg dieser Frage scheinen die folgenden 
Tatsachen besonders wichtig zu sein: 

Mit der Umbildung der Vereinigten Staaten aus einem jungen 
und schwachen Staatswesen zu einer starken, selbstbewußten 
Weltmacht wurde der Entstehungsgrund der Monroedoktrin, die 
Besorgnis für den unverletzten Bestand der Vereinigten Staaten, 
gegenstandslos. 

Ihre PoUtik trat in eine neue Etappe, in die Etappe des 
Imperialismus ein.^) „Der nordamerikanische Imperialismus be- 
ansprucht*', wie von Liszt') dies ausgedrückt hat, „seit dem 
siegreichen Kriege mit Spanien die Wahrung der Weltmacht- 
stellung der Vereinigten Staaten in den Welthändehi**. 

Dieser ImperiaUsmus hat zur Erweiterung des Betätigungs- 
feldes des stets regen Expansionstriebes der Vereinigten Staaten 
geführt, die räumlich jetzt fünfmal so groß sind als zu Anfang 
ihres Bestehens. 

Bis 1898 beschränkte sich dieser Ausdehnungstrieb im wesent- 
Uchen auf das amerikanische Festland und zeitigte nur hier tat- 
sächliche Ergebnisse, von dem Louisiana-Kaufe zimi Erwerbe von 



die Monroedoktrin gewesen, denn diese sage nichts über Acquisitionen durch die 
Vereinigten Staaten. Dieses ist ein Musterbeispiel des Nichtverstehens von Sinn 
und Wortlaut der Monroebotschaft und der Ideen der Monroedoktrin. 

Vergl. endlich auch Holls. Am. Monthly Rev. of Rev., Bd. XX 
(1899) S.563. Er bezeichnet die Behauptung: „th&t the taking possession of the 
Philippine Islands has in any way modified the reciprocalpolicy of the United States 
and fiuropeen powers wiüi reference to questions purely Europeen or purely America 
als eine „curious contention*\ 

^) Aus der Unmasse von Büchern und Artikeln über den amerikanischen 
ImperuJismus vergl. statt anderer die ruhigen und würdigen Ausführungen John 
Bassett M o o r e s in: Four Phases, Lecture III und IV. 

«) S. 66. 
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Florida, zu der Wegnahme Galif omiens und New Mexikos von Mexiko 

im Frieden von Goadalnpe-Hidalgo vom 20. Februar 1848 in Ver- 

Undung mit dem Gadsden-Vertrag vom 30. Dezember 1853 ^) und 

V « \ schließlich zur Wegnahme des Panamakanalstreifens von Ciolombia 

II \\^^ durch den mit dessen revoltierender Provinz Panama vorzeitig 

(\f ^ abgeschlossenen Hay-Varilla- Vertrags vom 18. November 1903.*) 

Der alte Standpunkt 

Diese Beschränkung war ein neben der Monroedoktrin be- 
stehender Grundsatz der Politik der Vereinigten Staaten gewesen. 

FreHngliiiysen und der Erwerb von La Fortune. (Fortune Insel). 

Staatssekretär Frelinghuysen hatte diesen Standpunkt m 
einem Schreiben vom 20. Juni 1886 an Mr. Langston besonders 
deutlich ausgedrückt, in dem er den Vorschlag des Präsidraten 
von Haiti Salomon auf Abtretung der Insel La Fortune an 
die Vereinigten Staaten ablehnte. 
Er bemerkte dort: 
,,Die PoUtik dieser Begierung, wie sie früher bei mannig- 
fachen Gelegenheiten erklärt worden ist, hat sich dahin .bewe^, 
Besitzungen, die vom Hauptkontinente entfernt 
sind, zu vermeiden. Wäre es die Tendenz der Vereinigten 
Staaten gewesen, Gebietsherrschaft über dazwischenliegende 
Gewässer auszudehnen, so hätten die Gelegenheiten zur Aus- 
führung einer derartigen Absicht nicht gefehlt, sei es an der 
Küste von Afrika, in den westindischen Inseln oder im südUchen 
Stillen Ozean." ») 

Qeveland und die Eongokonferenz« 

Auch Präsident Cleveland hatte sich während seiner ersten 
Administration zu diesem Standpunkte bekaimt. Der Anlaß dazu 
ergab sich aus folgendem: 

Die Vereinigten Staaten hatten zur Eongokonferenz des 
Jahres 1885 ihrerseits Vertreter entsandt. Diese waren jedoch 
dahin angewiesen worden, sich auf eine Teilnahme an den Be- 



M Vertrag von Guadalupe Hidalgo: Härtens, N. R.G., XI S.387, 
XIV S. 7; Gadsden-Vertrag eod. 2. Ser., I S. 1. 

*) Zu den oben erw&hnten Ereignissen vergl. für Louisiana und Florida oben 
S. 60 ff.; für Hay-VariUa-Vertrag oben S. 211 f. 

»ll MS. Inst, Haiti, II S.339 (M., I S. 432). Die unterstrichene Stelle 
ist im Original nicht hervorgehoben. Der englische Text dieser SteUe lautet folgender- 
maßen: 
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ratnngen zu beschränken. Sie hatten aber dem zuwider die Ge- 
neralakte der Konferenz bedingongalos mitunterzeiohnet.^) 

In seiner Jahresbotschaft vom 8. Dezember 1885 erwähnt 
Präsident Gleveland diese Angelegenheit und bemerkt dabei: 

yyDiese Begierung betrachtet jedoch ihre Freiheit, in dieser 
Angelegenheit zu tun, was ihr für gut scheint, keineswegs ge- 
schmälert. Und in der Annahme, eine VerpfUchtung zur Teil- 
nahme an Verbindlichkeiten für die Erzwingung der NeutraUtät 
in dem entfernten Kongostaate würde eine Allianz sein, 
deren Verantwortung wir zu übernehmen nicht in der Lage 
sind, stehe ich davon ab, vom Senate die Sanktion dieses all- 
gemeinen Akts zu erbitten.*' *) 
Diese Sanktion unterbUeb demgemäß. 

Der Senat und die Brfisseler Antt-Sldaverei-Akte. 
Dieser Standpunkt ergibt sich weiter aus dem Vorbehalt, 
mit dem die Vereinigten Staaten die Brüsseler General-Akte zur 
Unterdrückung von afrikanischem Negerhandel vom 2. Juli 1890 
versahen.*) 

Der Senat fügte seinem Zustimmungsbeschlusse vom 11. Ja- 
nuar 1892 die folgende Erklärung als einen Teil des Batifikations- 
aktes an:^) 

„daß die Vereinigten Staaten von Amerika, die weder Be- 
sitzungen noch Protektorate in Afrika haben, es hiermit leugnen, 
durch Batifizierung dieses Vertrages irgend ein Interesse an 
den bestehenden oder beanspruchten Besitzungen oder Pro- 
tektoraten anderer Mächte zu zeigen, oder eine BiUigung über 

„The poHcy of this Government, as declared on many occasions in tiie past, 
has tended toward avoidance of possessions disoonnected from the main continent. 
Had the tendency of the United States been to extend territorial dominion beyond 
intervening seas, opportonities have not been wanting to effeet snch a purpose, 
whether on the eoast of Africa, in the West Indies, or in the South Pacmc. No 
such opportunity has been hither to embraced, and but litüe hope eonld be offered 
that Congress, which must in the ultimate resort be brought to decide the question 
of sudi transmarine Jurisdiction, would favorably regard such an acquisition as His 
Excelleney proposes. . . ." 

1) R.6.B1.1885, S.215; St A., XLV S. 280; Fleischmann, S. 195 ff. 

*) RichardsonsMess. , VIII S. 830. Ver^. auch Fleisehmann, 
8. 195, Anm. 2 und fiberhaupt S e n. £ x. D o e. 196, 49. Cong. 1. sess.: „Affairs 
of the independent State of Gongo'*. 

«) R. G. Bl. 1892, S. 606; St. A. LIV, S. 27; M a r t e n s , N. R. G., 2. Ser.» 
XVI, S.8; XVII, S. S.d45; Fleischmann, S. 226 ff. 

*) Treaty Vol. 1910, 1991. . . 
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deren Klugheit, Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit, mid daß 
sie keinem Ausdrucke in der Generalakte beitreten, der als 
eine solche Erklärung oder Anerkennung aufgefaßt werden 
könnte." i) 
Diese Erklärung wurde, einem weiteren Beschlüsse des Se- 
nates entsprechend, dem Hinterlegungsprotokolle der Eatifikation 
der Vereinigten Staaten beigefügt.*) 

Der Wendepnnkt 

Die Beendigung des alten Samoastreits mit England und 
Deutschland durch den Washingtoner Vertrag vom 2. Dezember 
1899, durch welchen die Vereinigten Staaten die Tutuila- und 
etliche kleinere östlich . vom 171 ® westlich von Greenwich ge- 
legenen Inseln erhielten,') sowie die Annektierung der Hawaiien 
während dieses Krieges mit Spanien^) brachten den alten Grund- 
satz zu seinem Ende. 



^) Englischer Text: „That the United States of America, having neither 
possessions nor protectoratcMS in Africa, hereby disciaims any intention, in ratlfying 
this treaty, to indicate any interest whatsoever in the possessions or protectorates 
established or daimed on that Continent by the other powers, or any approval of 
the wisdom expediency or lawfollness thereof , and does not loin in any expressions 
in tiie Said General Act which might be constmed as such a dedaration or acknow- 
ledgment 

>) eod. S. 2157 ff. besonders 2182 f. 

*) Die diplomatischen Beziehungen der Vereinigten Staaten in bezne auf 
Samoa und die Geschichte des langen Streites zwischen ihnen, Deutschland 
und Endand erhören nicht in diese Darstellung. Einen Überblick ober diese Episode 
und insDesonaere den amerilouuschen Standpunkt gewinnt man aus der folgenden 
auswahlsweise zusammengestellten Literatur: 

Sen. Doc. 45, 43. Cong. l.sess.; H. Ex. Doc. 161, 44. Cong. l. sess.; 
H.Bx.Doc. 44,44. Gong. 2. sess.; Sen. Ex. Doc. 31,50. Gong. 2. sess.; Sen.Ex. 
Doc. 68,50. Gong. 2. sess.; Sen. Doc. 102, 50. Gong. 2. sess.; H. Ex. Doc. 118, 
50. Gong. 2. sess. ; H. Ex. D o c. 238, 50. Gong. 1. sess.; S e n. E x. D o c. 93, 53. Gong. 
2. sess. ; S e n. D c. 97, 53. Gon|;. 3. sess. Vergl. auch GonfidentialGorre- 
spondence respeeting Affairs in Samoa (Dez. 1888 bis März 1889) für den 
Gebrauch des amerikanischen Kommissars in Berlin, 1889 gedruckt. Moore, 
IS.536ff.;St.A..XLIVS.252ff.;Gallahan,Kap.IXS.l36ff.:Foster, 
American Diplomacy in tiie Orient, Gap. XII S. 886ff.; H e n d e r s o n , S. 205 fi; 
Moore, FourPhases,S. 187 ff.; Sno w, S.398ff. Ver^. endlich auch die Aus- 
fflhrungen Putins, S. 375 ff. Der oben erw&hnte Vertrag ist abgedruckt bei 
Martens, N.R.G., 2.ser., XXX S.446 und Treaty Vol. 1910, 1595. 

^) Für die Politik der Vereinigten Staaten in den Hawaiien gegenüber 
vergl. zur allgemeinen Orientierung auswahlsweise die folgenden Nachweise: 

H. Ex. Doc. 35, 27. Gong. 3. sess.; H. Bx. Doc. 48, 53. Gong. 2. sess., 
femer 53. Gong. 2. sess., S e n. E x. D o c. 13, 46, 57, 65, 77; H. E x. D o c. 47, 48, 
70, 76, 95, 112, 140; Sen. Rep. 243, I, II; For. Rel. 1894, App. II; Moore, 
IS. 475 ff.; Bick:nell,Gap.VflI; Garpen ter.Gap.VIII; Fo8ter,l.c.365ff.; 
Moore, Four Phases, S. 181 ff . ; P 6 1 i n , S. 392 ff . ; S n o w , S. 361 ff . ; T h u r - 
8 to n , Lorrin A., A. Handbook on tiie Annexation of Hawaii, 1897 St. Joseph 
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Die Hinnahmft der Philippinen und von Quam bedeutete die auf 
die Dauer unvermeidliche, mit dem zweiten Unterprinzip der Monroe* 
doktrin jedoch unverträgliche Erstreckung dieser imperialistischen 
Expansionspolitik der Vereinigten Staaten auf europäische Kolonien. 

Hinzutritt, daß die Beschränkung der Monroedoktrin auf 
ihr erstes, gegen die nichtamerikanisch^i Mächte gerichtetes Unter- 
prinzip der gegenwärtig gemeinhin gegebenen Formulierung der 
Monroedoktrin entspricht. 

Man denke hier nur an die — im übrigen irreführende — 
populäre Phrase, „Amerika den Amerikanern", oder, wie sie auch 
ausgedrückt wird: „Amerika den Nordamerikanem''. 

Hinzu tritt weiterhin, daß in den Abhandlungen über die 
Monroedoktrin jetzt fast durchweg Darstellungen des zweiten Unter- 
prinzips der Monroedoktrin oder auch nur längere Hinweise darauf 
fehlen, ja sogar, daß es wiederholt ausdrücklich ausgesprochen 
wird, dieses sei nunmehr erledigt.^) 

Allerdings hegen gerade aus der Zeit nach dem spanischen 
Kriege drei Zeugnisse vor, durch die die Anhängerschaft der Ver- 
einigten Staaten auch an dies zweite Unterprinzip der Monroe- 
doktrin mit aller Schärfe ausgesprochen ist. 

Alte Gedanken in neuer Zeit. 

Oemeint sind dabei einmal die Vorbehalte, die die Vereinigten 
Staaten auf den beiden Haager Konferenzen zu den Abkommen 
über die friedUche Erledigung internationaler Streitfälle gemacht 
haben.*) 

(M 1 c h.). Die Resolution beider Häuser vom 7. Juli 1898, die die Annektierung 
aussprach, steht Stat. atLarge, XXX (1897—1899), S. 750 f ; 

Es ist übrigens interessant zu sehen, daß Cleveland noch im Jahre 189B 
in bezng aufdieHawaiien den Grundsatz der Ablehnung von Expansionen in 
die Feme bet&tigte. Er zog nBmlich am 9. März 1893 den am 14. Februar 1893 von 
Staatssekretär Fester mit der Hawaiischen Regierung abgesdüossenen Annezions- 
vertrag vom Senate mit der bezeichnenden Bemerkung zurück, dieser Vertag würde 
ein Verlassen der ungebrochenen Tradition der Vereinigten Staaten sein, indem 
er die Hinzufügung eines mehr als 2000 Meilen von der amerikanischen Küste ent- 
fernten Gebietes zur Union vorsehe (Richardsons Mess. IX, S. 393 ; vergl. 
auch seine Ausführung in dieser Angel^enheit in seiner Spezialbotschaft zum 
Kongreß vom 18. Dez. 18^, eod. S. 460 ff, besonders S. 461). Das Material über 
die Yertraesyerhandlungen steht F o r. R e 1. 1894, App., II, besonders S. 20 ff., 
196 ff., 1190 f. 

1) Ver^. statt anderer hier z. B. H a r t , Proceedings usw. XXXII S. 791. 

*) VergL oben S. 273 f. und besonders auch wieder dieinteressantenAusführungen 
von Pohl in der Festsabe für Krüeer usw. Für die Wertung ^eser Vorbehute 
mag übrigens hier aac£ nodi besonders erwähnt werden, daß R o 11 s in der A m. 
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Das dritte Beispiel ist ihr Verhalten der Algesiras-Kon- 
ferenz gegenüber. Die Vereinigten Staaten beteiligten sich be« 
kanntlich an ihr und unterzeichneten auch die Generalakte. Ihre 
Vertreter fügten jedoch in der Sitzung vom 7. April 1906 den 
folgenden Vorbehalt an:^) 

„Da die l^egierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
keine poUtische Interessen in Marokko hat und bei ihrer Be- 
teiligung an dieser Konferenz von keinen andern Wünschen und 
Absichten geleitet war als in Marokko zur Sicherung der um- 
fassendsten Gleichheit auf den Gebieten des Handels, der Be- 
handlung und der Vorzugsrechte für alle Nationen mitzuwirken 
und die Einführung von Beformen zur Erreichung allgemeiner 
Wohlfahrt auf der Grundlage vollkommener HerzUchkeit der 
auswärtigen Beziehung und wohlgeordneter innerer Verwaltung 
zu erleichtem, so gibt sie die Erklärung ab, daß sie zwar durch 
Unterzeichnung der Generalakte, die unter dem Vorbehalte der 
Batifikation gemäß den Verfassungsgesetzen erfolgt, sowie des 
Zusatzprotokolls sich den Beglements und Erklärungen der 
Konferenz anschUeßt und ihre Anwendung; auf die amerika- 
nischen Bürger und Interessen in Marokko gutheißt, daß sie 
aber damit keine VerpfUchtung oder Verantwortung in An- 
sehung der Maßregeln übernimmt, die zur Ausführung der er- 
wähnten Beglements und Erklärungen erforderUch sein könnten." 
Der Senat fügte am 12. Dezember 1906 bei Genehmigung der 
Generalakte einen inhaltlich entsprechenden, aber etwas anders 
gefaßten Beschluß bei, der übrigens ebenfalls in die Batifikations- 
urkunde aufgenommen und bei Austausch der Batifikationen mit 
hinterlegt wurde.*) 

Month. Review o! Review vom Nov. 1899, Bd. XX S. 562 in einem Au&atz 
mit dem Titel ,»The results of the Peace Conference in their Relations to the Monroe 
doctrine** erwähnt hat, daß die ErUärun^ auf der ersten Konferenz spontan ge- 
macht worden sei. H o 1 1 s war bekanntlich einer der amerikanischen Delegierten 
zu dieser Konferenz. 

^) Vergl. hier Minist^re des affaires 6tran£dres, Docoments dipl. Prot et 
Comptes rendus de la Conf. d'Alg^siras, Paris 1907, Regierungsdmckerei, Bd. III 
S.7; Härtens, N.R.G., 27Ser., Bd. XXXIV S.lff.; R.G.Bl. 1907, S.20 
und wieder besonders Pohl, S. 469 ff. 

*) Diese Senatsresolution lautet in der Übersetzung folgendermaßen : 
»Folgende Resolution wird als Teil dieses Radfikationsaktes gefaßt: Der 
Senat betraditet es als selbstverständlich, daß die Beteiligung der Vereinigten Staaten 
an der Algesiraskonferenz, sowie bei der Formulierung und Annahme der daraus 
hervorgegangenen Generalakte nebst Protokoll zu dem alleinigen Zwecke erfolg 
ist, um ihren Handel in Marokko zu erhalten und zu vermehren, um Leben, Freiheit 
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Ergebnis. 

Andererseits kann es als eine bezeichnende Tatsache an- 
gesehen werden, daß während der Senatsdebatten im Jahre 1912 
über die allgemeinen Schiedsverträge der Vereinigten Staaten 
mit England und Frankreich die Erörtenmgen sich lediglich um 
die Vereinbarkeit der vorUegenden Entwürfe mit dem ersten 
ünterprinzip der Monroedoktrin drehten, das für die ganze Monroe- 
doktrin genommen wurde.^) 

Die am 7. März 1912 angenommene Besolution unterUeß es 
dann auch, das zweite Unterprinzip der Monroedoktrin wieder 
zu bestätigen und beschränkte sich, wie sich aus der oben wieder- 
gegebenen Fassung ergibt, auf das erste.') 

Zur Geltung der Monroedoktrin gehört der Wille ihrer Durch- 
führung. Derartige Eesolutionen oder Erklärungen, wie die an- 
läßUch der beiden Haager Konferenzen sowie der Algesiras-Kon- 
ferenz seitens der Vereinigten Staaten abgegebenen, erscheinen 
so lange als bedeutungslose Worte, so lange sie nicht von jenem 
Willen zur Durchführung getragen sind. 

Nach dem Vorausgegangenen kaim nicht mehr angenommen 
werden, daß dieser Wille auf Seiten der Vereinigen Staaten noch 
vorUege. 

Man kommt deshalb zu dem Schlüsse, daß das 
zweite, die Vereinigten Staaten beschränkende ünter- 
prinzip der Monroedoktrin sich erledigt habe. 



und Eigentum ihrer dort wohnenden oder reisenden Bürger zu schütze, and am 
dorch mre freandschaftlichen Dienste und Bemühungen zur Beseitd^g von Rei- 
boneen and Meinungsverschiedenheiten behilflich zu sein, die den Fneden zwischen 
M&cbten, welche mit den Vereinigten Staaten den Vertrag von 1880 unterzeichnet 
haben und sämtlich auf freundschaftlichem Fuße mit dieser Regierung stehen, 
zu bedrohen scheinen, daß aber nicht der Zweck war, von der 
überlieferten auswärtigen Politik Amerikas abzu- 
weichen, die eine Beteiligung der Vereinigten Staaten 
bei der Regelung politischer Fragen von lediglicheuro- 
päischer Bedeutung verbiete t.** (Im Original nicht gesperrt.) 

Für den Text dieser Resolution vergl. R.G.B1. 1907 S.21; Martens, 
N.R.G., 2.Ser., Bd. XXXIV S. 297 ff.; Treaty Vol. 1910, 2183; R.G.B1. 
1907, S.21; vergl. hier auch For. Rel. 1905, S. 668 ff., 1906, S. 1470 ff. 

M Vergl. besonders die bedeutende Rede des einflußreichen Senators L o d g e 
vom 22. Febr. 1912, besonders gedruckt als S e n. D o c. Nr. 353, 62. Gong. 2. sess. 

>) Siehe oben S. 231. 
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IV. Die Monroedoktrin der Gegenwart. 

Das vorbeigezogene Bild zeigte ein immer breiter mid stärker 
Werden des ersten ünterprinzips der Monroedoktrin, das von der 
Beschränkmig der politischen Tätigkeit nicbtamerikaniscber Mächte 
in Amerika spricht. 

Auf der andern Seite sahen wir ein dauerndes Schwächer- 
werden mid Verblassen des zweiten Unterprinzips, das den Ver- 
einigten Staaten Europa gegenüber Beschränkungen auferlegte, 
bis zu seinem Verschwinden durch Nichtbefolgung. 

Aber nicht nur die persönUchen, räunüichen und sachlichen 
Herrschaftsgrenzen der Monroedoktrin haben wesentUche Wand- 
lungen durchgemacht, und nicht nur hat sie in dem nunmehr einzig 
noch bestehenden ersten Unterprinzip an Lebenskraft und Durch- 
setzungswillen zugenommen; auch ihr Sinn hat sich grundlegend 
gewandelt: 

Jenes „Hands off**, das die Monroebotschaft beiden, den 
europäischen Mächten wie den Vereinigten Staaten zurief, war 
der Besorgnis dieser für ihren ungeschmälerten Bestand entsprungen 
gewesen. Diese Besorgnis war das Motiv für die Entstehung der 
Monroedoktrin, und poUtische Isolation Amerikas zur Erhaltung 
der Vereinigten Staaten ihr Grundgedanke gewesen. 

Mit dem Wachsen der Macht der Vereinigten Staaten zur 
Ebenbürtigkeit und zur Überlegenheit über ihre nichtamerika- 
nischen Eivalen in Amerika hatte die defensive Idee der Isolation 
zur Verteidigung der Vereinigten Staaten ihren Sinn verloren.^) 

Soweit sie den Vereinigten Staaten Beschränkungen auf- 
erlegte, waren diese daher über sie hinweggegangen. Sich aus 
ihrer poUtischen Zurückhaltung herausbegebend, brachten sie das 
zweite Unterprinzip, das ihnen diese Zurückhaltung auferlegt 
hatte, zum Verschwinden. 

Aber noch mehr: Nur in einem einzigen Falle, nämUch dem 
Oregon-Streit mit England, ist nach Erlaß der Monroe- 
botschaft die Monroedoktrin zur Zurückweisung von angeblich 
gegen die Vereinigten Staaten selbst und unmittelbar gerichteten 
Angriffen einer nichtamerikanischen Macht aufgerufen und be- 
nutzt worden. Und in diesem Falle ist das Ergebnis so gewesen» 
wie es wahrscheinlich ohne die Monroedoktrin ebenfalls gewesen 
sein würde: ein Kompromiß. 

^) Siehe oben S.64ff. 
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Nach diesem Ereignisse haben die Vereinigten Staaten es 
nicht mehr für nötig gehalten, zur Begegnung von Angriffen auf 
ihre eigene Unabhängigkeit oder Souveränität hinter der Monroe- 
doktrin ihren Schutz zu suchen. Weder bei den Erörterungen 
um die Grenze von Alaska, noch auch beispielsweise in dem San 
Juan- Wasserstreit haben sie auf die Monroedoktrin zurückgegriffen. 

Man kann deshalb sagen, die Monroedoktrin habe 
ihre Bolle eines Hilfsmittels zur Abwehr von Angriffen, 
die gegen die Vereinigten Staaten unmittelbar selbst 
gerichtet sind, tatsächlich ausgespielt.^) 

Im Gegenteil: Sie ist zu einem Mittel häufiger Herstellung 
von poUtischen Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und nichtamerikanischen Mächten geworden, und ihr zu Liebe 
haben die Vereinigten Staaten sich geradezu diplomatische Erörte- 
rungen und Streitereien mit nichtamerikanischen Mächten ge- 
schaffen, oder sie sind in den Streit solcher Mächte mit amerika- 
nischen Staaten eingetreten. 

Die Monroedoktrin hat die Verwirklichung der Idee der 
Isolation der Vereinigten Staaten nicht nur nicht gefördert, 
sondern sie hat ihr sogar, widerstrebt. 

Übrig gebUeben von jenem Isolationsgedanken ist die Ab- 
schließung der anderen amerikanischen Staaten vor angeblichen 
politischen Ambitionen nichtamerikanischer Nationen, die sich 
auf das Gebiet und die poUtische Entschließungsfreiheit jener 
erstrecken. 

Die Verteidiger der Monroedoktrin behaupten demgegenüber 
ein unverändertes Fortbestehen des alten, defensiven Grundes 
für ihr Bestehen. 

Ihre Gegner werfen ihr vor, daß sie sich von einer defensiven 
zu einer agressiven Maßnahme umgewandelt habe. Sie behaupten, 
daß die Monroedoktrin für den amerikanischen Imperialismus 
ein bequemes Mittel dazu sei, den Vereinigten Staaten das übrige 
Amerika als ein willkommenes Feld späterer politischer Betätigung 
— sei es für den Erwerb weiteren politischen Einflusses, sei es 
für weitere Expansion — offen zu halten. 

Sie sind dabei in der Lage, auf den Expansionszug jener Be- 
pubUk nach dem Süden hin, auf ihre gelegentlichen Wünsche gen 

^) Vergl. hier s. B. Harte Bemerkung in „Proeeedinn osw/' XXXII, S.755 
„Ptiradozieiüly, the Monroe Doctrine has always applied lese to otiier parts of 
America than to tiie United States itself/* 
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Canada, auf ihre väterliche Haltung gegenüber den übrigen amerika- 
nischen Staaten und ihren überragenden Einfluß auf deren Ge- 
schicke und Entschließungen hinzuweisen. 

Je lauter diese Vorwürfe werden, desto lauter werden auch 
die Gegenversicherungen der Vereinigten Staaten: Alles, was 
dieses Land über den Schutz und die Erhaltung seiner eigenen un- 
verletzten Existenz hinaus wünscht und erstrebt, ist, seine Nach- 
barstaaten stetig, wohlverwaltet und gedeihend zu sehen.^) 

Feststeht bei diesem Widerstreit der Meinungen, daß unter 
der Monroedoktrin der Einfluß der Vereinigten Staaten in dem 
übrigen Amerika und der Aasschluß fremden Einflusses dort über- 
raschend glückUch gewachsen ist und zwar so, wie er ohne die 
Monroedoktrin und bei freier Konkurrenz zwischen den Ver- 
einigten Staaten und anderen nichtamerikanischen Mächten nicht 
gewachsen sein würde.^) 

Man wird femer auch kaum bestreiten können, daß jenem Ge- 
danken des Schutzes des unverletzten Bestandes der Vereinigten 
Staaten, wenn er nicht beseitigt ist, zwei weitere Gedanken we- 
nigstens zur Seite getreten sind: 

Das ist einmal der, die Monroedoktrin sei ein Mittel, den un- 
gestörten Portschritt und die Weiterentwicklung des Wohl- 
standes der Vereinigten Staaten zu sichern und zu schützen. 

Dies ist wiederholt von amerikanischer Seite selbst zugestanden 
worden. Man erinnere sich hier nur beispielsweise an die Worte 
des Präsidenten Polk: „Kürzlich haben einige von Ihnen die 
Doktrin eines Gleichgewichts der Kräfte auf diesem Kontinente 
zur Hemmung unseres Fortschrittes aafs Tapet gebracht", eine 
Tatsache, gegen die er dann die Monroedoktrin ins Feld führt.') 

Man denke femer an die bezeichnenden Worte des Präsi- 
denten Grant in seiner Botschaft vom 31. Mai 1870, in der er die 
Annektierung von Santo Domingo empfahl und dabei sagte: „Der 
Erwerb von San Domingo ist eine Befolgung der Monroedoktrin; 
er ist eine Maßnahme nationalen Schutzes. Er bedeutet die Geltend- 
machung unseres gerechten Anspruches auf einen kontrollierenden 

M Roosevelts Botschaft vom 6. XII. 1904, abgedruckt For. Rel, 

') Den Gedanken, die Hegemonie der Vereinigten Staaten in Amerika sei 
nicht mit der Monroedoktrin zu vermengen, spricht besonders energisch A l v a r e z 
ans, vor allem vergL A. J., III S. 314. 

') Siehe oben S. 90. 
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Einfluß über den großen Handelsverkehr, der bald vom Osten 
nach dem Westen über den Isthmus von Danen strömen wird." ^) 
Solche |Worte wollen, wenn nicht mehr, mindestens so viel 
sagen: Die Monroedoktrin ist dazu bestimmt, dem Fortschritte 
amerikanischen Handels zu dienen. 

Und endUch denke man noch beispielsweise an die Kanal - 
Politik der Vereinigten Staaten, die mit dem Gredanken einer 
Verteidigung des unverletzten Bestandes dieser Nation doch in 
der Tat nur unzureichend motiviert erscheint. 

Der zweite neu aufgetretene Gedanke ist der, daß die Monroe- 
doktrin die unter ihr so glücklich gedeihende Suprematie der Ver- 
einigten Staaten in Amerika aufrecht zu erhsdten und zu schützen 
die Angabe habe. 

Daß eine solche Suprematie der Vereinigten Staaten über 
die anderen amerikanischen Bepubliken tatsächUch besteht und 
dauernd wächst, wird von niemandem, weder von Gegnern noch 
von Anhängern der Monroedoktrin bestritten*). Und für die Be- 
gründung der Monroedoktrin mit ihr bildet fast jedes mit der 
Monroedoktrin in Verbindung stehende Staatsdokument, zu- 
mindestens seit dem Venezuela-Grenzstreite, einen Beleg. Geht 
doch sogar Boosevelt so weit, auf dieses Verhältnis der Suprematie 
eine Pflicht der Vereinigten Staaten gegenüber den übrigen 
amerikanischen Bepubliken zu eventuellen Hilfeleistungen zu be- 
gründen.*) 

Wenn wir hiemach auf den gesamten geschichtlichen Verlauf 
der Monroedoktrin zurückbUcken und das Ergebnis der bisher 
angestellten Untersuchungen in eine kurze Formel zusammen- 
fassen, so können wir mit folgenden Sätzen abschUeßen: 

Die Monroedoktrin in ihrer gegenwärtigen 
Gestalt ist dazu bestimmt, dem Schutze der 
gedeihlichen Fortentwicklung von Wohlfahrt und 
Suprematie der Vereinigten Staaten in Amerika, 
sowie — nach amerikanischer Anschauung — 
zugleich auch der Erhaltung ihres unverletzten 
Bestandes zu dienen. 

Sie ist ein aus diesen Gründen aufrecht 
erhaltenes, von den Vereinigten Staaten aus- 



M Siehe oben S. 141. 
>) Siehe unten S. 396 ff. 
') Siehe oben S. 227 L 
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gebendes und ihnen gegenüber bestehendes, unter 
Androhung gewaltsamer Durchsetzung im Falle 
seiner Nichtbeachtung erlassenes Verbot an die 
nichtamerikanische Staatenwelt. 

Dieses Verbot richtet sich gegen jede von 
nichtamerikanischer Seite ausgehende Handlung, 
die nach Ansicht der Vereinigten Staaten dazu 
geeignet ist, mittelbar oder unmittelbar einem 
nichtamerikanischen Staate in bezug auf 
amerikanisches Gebiet, das nicht zu den Ver- 
einigten Staaten gehört, politische Macht zu 
geben oder zu vermehren. 
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Dritter Abschnitt. 

Monroedoktrm und Völki^reeht 

I. Allgemeines. 

Bis hierher war von dem Inhalte der Monroedoktrin ge- 
sprochen worden. Im folgenden soll ein Versuch gemacht werden, 
sie einer Kritik von völkerrechtlichen Gesichtspmikten aus zu 
unterziehen. 

Als eine Begel für das Verhalten der Vereinigten Staaten in 
gewissen auswärtigen Angelegenheiten ist sie in erster Linie ein 
politischer Grundsatz der Vereinigten Staaten, wie von 
verschiedensten Seiten unzählige Male wiederholt worden ist. 

Diese Tatsache schließt das Bestehen von Beziehungen 
zwischen ihr und dem Völkerrechte jedoch keineswegs aus.^) 

Einmal zeigt die Geschichte anderer politischer Grundsätze, 
wie z. B. die des Prinzips vom europäischen Gleichgewicht, des 
Legitimitätsprinzips, des Nationalitätsprinzips, des europäischen 
Konzerts oder der „offenen Tür", welch' ein bedeutungsvoller 
Faktor solche politischen Maximen sowohl für die tatsächliche 
Gestaltung völkerrechtlicher Situationen, als auch für die Fort- 
bildung des Völkerrechts sein können. Die Monroedoktrin ist 
ihrerseits ein hervorragendes Beispiel hierfür. 

1) Das Verhältais von Völkerrecht und Politik (in dem oben in Betracht 
kommenden Sinne als praktische Staatskunst) hat bisher noch keine abschließende 
Behandlung gefunden. Vergl. dazu die eelegenUichen Bemerkun^n in den folgenden, 
auswahlsweise zusammengestellten Sdiriiten: Bluntschli, Johann Kaspar, 
Lehre vom modernen Staat, III. Teil, Politik als Wissenschaft, 1876, Stutt^urt, 
besonders Kap. III S. 23ff.: Verhältnis der Politik zur Rechtsordnung; Bul 
m e r i n c q , m Marcfuardsen, I §3 S. 177 f. ; D e r s e 1 b e , Praxis usw., S. 143 
Derselbe, La Poktique et le Droit dans la Vie Internationale, in R. J., I. Ser, 
Bd. IX (1877) S.361ff.; Geffcken, Da« Problem des Völkerrechts in Nord 
und Süd, XI S.32;Heffte r,S.8f.; Hershey, S.3f.; Hol tzendorff , 
Prinzipien der Politik, 2. Aufl. 1879, Berlin, S. 219 ff.; Holtzendorf f , in 
H. H., I § 18 S. 64 ff.: Verhältnis des Völkerrechts zur Politik; L e s e u r , Intro- 
duction,S.60ff.(Nr.31u.32);Marten8,IS. 186;Novicow, J.,LaPolitique 
Internationale, mit Einführung von Eugöne Vöron, Paris 1886; Schmelzing, 
Über das Verhältnis des sogenannten Naturrechts zum positiven Rechte, zur Moral 
und Politik, 1813; Ulimann, S.37f. 
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Das Maß ihres tatsächlichen Einflusses in dieser Be- 
ziehung entzieht sich jeder wissenschaftUchen Feststellung. Dieser 
Einfluß erstreckt sich nicht nur auf die völkerrechtliche Stellung 
der übrigen amerikanischen Staaten zu einander, oder zu den 
Vereinigten Staaten; er bezieht sich auch auf deren Stellung 
zu den andern MitgUedem der Yölkerrechtsfamihe. Nicht minder 
übt er seine Wirkungen auf die Stellung der Vereinigten Staaten 
in diesem Kreise aus. Und endUch ist die Bedeutung, die er für 
die Erhaltung des Weltfriedens und die Vermeidung vielfacher 
Beibungen und Streitigkeiten gehabt hat, gar nicht abzugrenzen.^) 

Ebenso wenig kaim man den Einfluß, den die Monroe- 
doktrin auf die Entwicklung des Völkerrechts ausgeübt 
hat, scharf abgrenzen. Sie ist als das vomehmlichste Mittel an- 
zusehen, durch das die Vereinigten Staaten ihre Beiträge zur Ge- 
schichte des Völkerrechts geliefert haben.^ 

Man begegnet ihren Spuren dort an verschiedenen Stellen. Vor 
allem ist dies in der Interventionslehre der Fall. Die Monroe- 
doktrin ist, insbesondere in Verbindung mit der Haltung Englands 
den Interventionsneigungen der heiUgen Allianz gegenüber, der 
hervorragendste Faktor für die Entstehung des jetzt so gut wie 
allgemein anerkannten Nichtinterventionsprinzips geworden.') 

Indem die Monroedoktrin andererseits die Nichtbeachtung 
dieses Prinzips für bestimmte Fälle in Aussicht stellt, steht sie 
aber auch wieder dessen unbeschränkter Durchführung im Wege. 

Eine entsprechende zweiseitige Bedeutung kommt ihr für die Ent- 
wickelung des Grundsatzes von der völkerrechtlichen Gleich- 
heit aller selbständigen Staaten zu: Während sie auf der 



^) ^^^1* ^of besonders die Bemerkungen Moores, Foor Phases, S. 147 f., 
der dort schreibt: „The people of the United States had laid foundations of the 
System of neutrality; they had materially contributed to the establishment of the 
freedom of the seas; had annonnoed the doctrine of expatriation and had p r o - 
claimed the Monroe Doctrine, they had penetrated mih tiieir trade 
the most distant parts of the dobe and had been the Chief instrument in opening 
one of the great empires of the lar East to the commerce and residence of foreigners/^ 

*) Vergl. hier weiter folgende, speziell in bezug auf die Monroedoktrin gemachten 
Bemerkungen Reddaways, S. 2: „Throughout its course, rooreover, the 
Monroe Doctrine has never ceased to raise questions of national independence» 
of Intervention, of the equality of States, of treaties, of Üie acquisition oi territory 
which are at once the most important and the most difficult problems of the Inter- 
national Law of Peace." 

*) Es mag hier ftbrigens darauf hingewiesen werden, daß noch am 8. Des. 1864 
eine Bulle Pius IX. dieses Prinzip für einen „error'* erklärte (Pos. 6 ' dieser Bulle); 
vergl. Rivier, Lehrbuch, S. 244; Nvs, II S. 230 ff. 
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einen Seite eine mäohtige Schutzmaßregel für diesen Grundsatz ist, 
bedeutet sie auf der andern gleichzeitig dessen Beschränkung zu- 
gunsten derVereinigten Staaten und auf Kosten der übrigen Nationen. 

Ebenso steht es mit ihrer Bedeutung für die Entwickelung 
des Arbitrationsgedankens:^) Vielleicht kein Ereignis hat ihn 
praktisch mächtiger gefördert, wie z. B. die Haltung der Vereinigten 
Staaten in dem Venezuela-Grenzstreite. Andererseits sind aber 
auch gerade sie es, die der allgemeinen und vorbehaltlosen Ver- 
wirklichung dieses Gedankens der Monroedoktrin zuliebe immer 
noch einen Damm entgegenstellen. (Vergl. die Monroevorbehalte 
auf den beiden Haager Konferenzen und zu den allgemeinen 
Schiedsverträgen der Vereinigten Staaten mit England und Frank- 
reich u. a. m.) 

Und endUch mag auf den Einfluß hingewiesen werden, den 
das Verbot weiterer Kolonisation nichtamerikanischer Staaten in 
Amerika auf die Lehre vom Gebietserwerb und seinen 
Voraussetzungen, sowie auf die Bedeutung der Monroedoktrin 
für die neue Theorie vom Bestehen eines amerikanischen 
Völkerrechts gehabt hat.*) 

Aber auch hierüber hinaus können weitere Beziehungen 
zwischen einem poUtischen Satz und dem Völkerrecht bestehen. 
Ein politischer Grundsatz kann sehr wohl zugleich inhaltUch ein 
Völkerrechtssatz sein oder einen solchen zu seiner Grundlage 
haben.') Die Aufrechterhaltung und Durchführung von Völker- 
rechtssätzen, ebenso wie ihre Anwendung auf Einzelfälle, sind 
hervorragende, ständig geübte staatUche Aufgaben. 

Würde die Monroedoktrin weiter nichts als eine politische 
Maxime sein, so hätten sich kritische Erörterungen über sie — ab- 
gesehen von der Frage ihrer Bedeutung für das Völkerrecht — 
mit politischen Untersuchungen, wie besonders der nach ihrem 
politischen Werte oder Unwerte, zu begnügen. 



^) Siehe besonders oben S. 267 ff. 

>) Siehe unten S.364!f. 

9} Bnlmerinca, Praxis usw., S. 143, scheint anderer Ansicht zu sein. 
£r erklärt: ,,Der Stoff aes Völkerrechts ist ein r e c h 1 1 i c h e r , wie es bei einer 
Rechtsdisziplin als selbstverständlich gelten müßte, dennoch wird vielfach Politisches 
in das Völkerrecht hinein^mischt. I^chtliches und Politisches sind aber qualitativ 
als Unbedingtes und Bedingtes unterschieden. Das Recht setzt fest und läßt keine 
Wahl, die Politik gibt verschiedene Mittel zu einem Zwecke an und läßt die Wahl 
frei. Prinzipiell Verschi^enes paßt nicht in e i n System: Das Rechtliche gebührt 
dem Völkerrecht, das Politische der äußeren Politik.'' 

Kraus, Monioedoktrin. 23 
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Dies sind aber Oegenstände, die "wir von vornherein aus dem 
Kreise unserer Ausführungen ausgeschaltet hatten.^) 

Ihr zweites Unterprinzip, das es unternahm, Grenzen für 
die poUtische Tätigkeit der Vereinigten Staaten Europa gegenüber 
zu ziehen, war in der Tat ein solch' poUtischer Zeitsatz und nichts 
weiter gewesen. 

Anders steht es mit ihrem zweiten, gegenwärtig allein noch 
bestehenden Unterprinzipe. 

Für dieses erhebt sich weiterhin die Frage, ob und inwieweit 
es mit dem Völkerrechte vereinbar oder ob imd inwieweit darin 
ein völkerrechtswidriger Grundsatz aufgestellt sei. 

Anlaß hierzu gibt die Art, in der sich die Vereinigten Staaten 
die Durchsetzung der Monroedoktrin denken und wie sie diese 
handhaben. 

Ein Bestreben ihrerseits, diese Doktrin zu verwirklichen und 
durchzuführen, unterHegt zwar an sich noch keiner völkerrecht- 
lichen Kritik. 

Der , Ausschluß politischen Einflusses nichtamerikanischer 
Staaten in Amerika ist kein Zustand, der als solcher Völkerrecht- 
hch unzulässig wäre; ein Streben danach würde deshalb an sich 
noch keine Handlung sein, die in sich selbst schon völkerrechts- 
widrig ist. Die Verfolgung eines solchen Zieles steht den Ver- 
einigten Staaten frei, ohne daß sie dazu einer besonderen völker- 
rechtUchen Legitimation bedürften. 

Notwendige Voraussetzung ist jedoch dabei, daß bei der Ver- 
folgung eines solchen Zieles nicht Mittel und Wege gewählt 
werden, durch die bestehende Sätze des Völkerrechts mißachtet 
werden. 

Würden die Vereinigten Staaten, wie sie es häufig getan 
haben,^) sich darauf beschränken, die Befolgung der Monroe- 
doktrin durch Übereinkommen mit anderen Mächten oder durch 
sonstige völkerrechtUch zulässige, freundschaftUche Maßnahmen 
des diplomatischen Verkehrs herbeizuführen, so würde ihre Hand- 
lungsweise außerhalb des Feldes völkerrechthcher Kritik bleiben. 

Die Vereinigten Staaten haben aber mehr getan: Sie haben 
verboten, und haben die gewaltsame Durchführung dieser Ver- 

*) Siehe oben das Vorwort S. 8. 

*^ Verg^l. hier beispielsweise insbesondere ihr Verhalten bei der Regelung 
der dominikanischen Schulden in den Jahren 1906—1907, oben S.2l7fi. 
Vergl. femer z. B. ihre Kanalpolitik usw. 
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bete angedroht. Wir haben oben gesehen» daß die Monroedoktrin 
ein unter Androhnng gewaltsamer Dorchführnng im Falle ihrer 
Nichtbeachtung erlassenes Verbot an die nichtamerikanische 
Staatenwelt ist.^) 

Die Androhmig und der Gebrauch von Gewalt ist als Ver- 
letzung fremde: Souveränität vom Völkerrecht grundsätzlich 
untersagt und nur ausnahmsweise zulässig.^) 

Es ist auf der andern Seite aber auch fast einstimmig zu- 
gegeben, daß derartige Maßnahmen in Ausnahmefällen, über 
deren Umkreis lebhafter Streit und vollste Verwirrung herrscht, 
zugelassen werden müssen.') 

Demnach erhebt sich die Frage, ob und inwieweit sich für 
die Drohungen der Monroedoktrin und damit sie selbst eine völker- 
rechtliche Bechtfertigung finden läßt. 

Dies könnte auf zweifache Weise erfolgen: 

Es könnte einmal bewiesen werden, daß die Monroedoktrin 
ein völkerrechtlicher Sonderrechtssatz sei, der den Vereinigten 
Staaten einen subjektiven Sonderanspruch zur Erzwingung der 
Forderungen dieses ihres politischen Leitsatzes gäbe. Es könnte 

^) Siehe oben S. 305 und 349 f. 

') Dies wild in der völkerrechtlichen Literatur durchweg nur für Inter- 
ventionen ausgeführt. Tatsächlich ist aber nicht Jede Ge^raltiiandlung oder 
i'ede Drohung eines Staates gegen einen andern eine Intervention. Interven- 
ionen sind nur autoritative, unter Androhung von Gewalt vor- 
genommene Einmischungen eines Staates in die inneren An- 
gelegenheiten eines anderen oder in die Beziehungen zweier 
von dem Einereifenden verschiedener Mächte. Und zwar ist dies, 
wie gewöhnlich ebenfalls nicht beachtet wird, weiterhm nur dann der Fall, wenn 
die betreffende Angelegenheit nicht zudeich eine eigene Angelegenheit des Ein- 
greifers ist Selbstmlfehandlungen zur Verteidigung des Kreises der völkerrechtlich 
geschützten Interessen des betreffenden Staat^ smd ebenso weni^ Interventionen 
wie Angriffe desselben auf einen andern Staat, die, wie z. B. rechtlose Eroberun^- 
kriege oder wie die Geltendmachung und Erzwingung eines Anspruchs, nicht Ein- 
misdiungen in die inneren Angelegenheiten des angegriffenen Staates sind. Diese 
BeschränJnmgen ergeben sidi als unmittelbar notwendig, weil andereiseits der 
völkerreditliaie Be^f der Intervention seine begriffliche Eigenart verlieren und 
in dem weiteren Begriff der Zwangshandlung ansehen würde. 

Sehr korrekt von Liszt, S. 63. — Für Interventionen vergl. insbesondere: 

Bonfils, S. 175; Carnazza-Amari, I S. 496; Despagnet, 
S.261; Gareis, S.96; Hall, S. 279; Heffter, S. 109; Heilborn, 
besonders S.263; Hershey, Ann. Am. Ac. Pol. and Soc. Sc. Vol. XI 
(1898) S. 60; besonders die Anmerkung; Lawrence, S. 123 f.; M6rignhac, 
I S.284; Oppenheim, I S. 188; Pi6delidvre, I S.261; Pradier- 
Fo d6r6,IS.647;Ri vier, Princ.,IS.397;Lehrb.S. 243; Walk er, ManMual, 
S.19; Wilson, S. 67. ^ 

*) Daß Interventionen nie zu rechtfertigen seien, behauptet z. B. F i o r e 
Droit International codifi6, Nr. 44 S. 304; \ergl. auch S. 307. 
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zweitens der Nachweis geführt werden, daß sie völkerrechtlich 
zugelassene Elinmischangen der Vereinigten Staaten in die Be- 
ziehungen anderer Mächte in Aussicht stelle, daß sie ausschUeßlich 
völkerrechtlich zulässige Interventionen androhe. 



n. Die M onroedoktrin als völkerreohtlloher 
Sonderreohtssatz. 

Die Frage, ob die Monroedoktrin inhaltUch zugleich ein Völker- 
rechtssatz ist, wird überwiegend verneint.^) ^xy<^^^^^^-^\^ 

Andererseits fehlt es auch nicht an gegenteiUgen Äußerungen: 
In der Monroebotschaft selbst war erklärt, daß der Ausschluß 
weiterer europäischer Kolonisation in Amerika ein Grundsatz sei, 
„der die Rechte und Interessen der Vereinigten Staaten berühre". 
Präsident Cleveland hatte beispielsweise weiter die 
Völkerrechtsnatur der Monroedoktrin mit allem Nachdrucke be- 
jaht, indem er in seiner Botschaft vom 17. Dezember 1895 an- 
läßUch des Venezuela-Grenzstreites erklärt hatte:*) 

„Aber da im Bäte der Völker jede Nation einen Anspruch 
auf die Bechte hat, die ihr zugehören, so hat die Monroedoktrin, 
wenn ihre Durchsetzung etwas ist, das wir mit Becht bean- 
spruchen können, ihren Platz so sicher und gewiß im Codex 
des Völkerrechts als wenn wie sie dort besonders erwähnt wäre. . . . 
Die Monroedoktrin findet ihre Anerkennung in solchen 
völkerrechthchen Prinzipien, die auf der Theorie beruhen, daß 
jede Nation ihre Bechte beschützt und ihre berechtigten An- 
sprüche durchgesetzt haben soll." ') 

^) Dafür daß die Monroedoktrin kein Völkerrechtssatz ist, veigl. beispiels- 
weise die folgenden Stimmen: Arias, Der Panamakanal usw. S. ?8; Beau- 
marchais, S. 46f.; Coolidge (deutsche Ausgabe) S. 103; Dana in 
Wheaton, S.lll; Desjardins, R.G., Sonderabdruck 1896, besonders 
S. 12; von Dircksen,S. 68;Dunning,S. 8;Hale, The South Americans 
usw. S.328; Hershey, Ann. Am. Ac. Pol. and So c. Sc. IX (1898) S. 66; 
American Law Register, Mai 1903, S. 248, Anm. 1; Lehr,; in R. J., 2. Ser., 
Bd. XV (1913) Nr. 1, S. 61 f. ; L i s z t , S. 66; p p e n h e i m , I S. 196 und 198; 
Nys, II S.247; P6tin, S.62; Pollock, S.l; Reddaway, S.113; 
Silbey, in The Law Times usw., S.216; Ulimann, S.464. 

*) Siehe oben S. 161 und F o r. R e 1. 1896, 1 S. 642 ; sowie Richardsons 
Mess., IX S. 666 ff. 

*) An weiteren Zeugnissen verel. beispielsweise insbesondere Henry Clays 
Bemerkung in seiner Instruktion an Mr. Pomsett, Gesandten der Vereinen Staaten 
in Mexiko vom 26. März 1826 (Br. and For. State Papers, XIII S.486): 
„ You will bring to the notice of the Mexican Government, the Message of the late 
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Gegen die Völkerrechtsnalur der Monroedoktrin spricht 
von vornherein ihre Unbestimmtheit, Dehnbarkeit mid Ver- 



President of the United States to their Congress, on the 2nd December 1823,as8erting 
certain important principles of intercontinental Law, in the 
relatlons of Eorope and America/^ 

Femer Webster in seiner Rede zur Panama-Konferenz-Angelcjgenheit, 
vom 14. April 1826 (Websters Works, Bd. III S. 203; C o n g. D e b. , 19. Cong. 
1. sess. II, Teü II S. 2254 ff.; M., VI S. 405 ff.): „It is doubüess true tiiat täs 
dedaration must be considered asfonnded on our rights, and to spring 
mainly from a regard to their preservation.*^ 

Anch 1 n e y in seiner Instruktion an Bayard vom 20. Juli 1895 (oben 
und F r. R e 1. 1895, 1 S. 545 ff.): „Tliat the rule thus defined has been the aecepted 
public Law of this country ever since its promulgation can not fairly be denied." 
Beachtet muß sum Verständnis dieser Stelle die engUsch-amerikanische Auffassung 
werden, wonach die Sätze des Völkerrechts zugleich auch „the law of the land** bilden. 
Vergl. hier nur beispielsweise Moore, I§2; 

Derselben Ansicht über die Natur der Monroedoktrin ist Alvarez, der 
dies wieder und wieder ausgesprochen hat. Vergl. z. B. Alvarez, 1910, besonders 
S. 139 und 179; vergl. für aieselbe Ansicht beispielsweise auch Scruggs, in 
N. A m. R e V. 176 (1908) S. 195 ff., besonders S. 199, der dort folgende, ziemlich 
uneondse Bemerkung macht: „Not one of the Europeen Powers has ever entered 
formal protest against it; on the contrary, all have acquiesced in it, and thus tacidly 
assented to it. It is tiierefore, a valid part of iha public law of this continent; and 
until abandonned bv us, or until formall^dhallenged by Europe, or until modified, 
or abrogated by public treatv, it wU contmue to be recognized as part of the modern 
International C(äe of the Christian world." 

Vergl. femer F r i e d , S. 292. Er meint, durch die Einladung der lateinisdien 
Staaten zur zweiten Haager Konferenz, wie durch Annahme des Abkommens zur 
BesdurSokun^ von Gewaltanwendung bei Eintreibung von Vertragsschulden hätten 
die europäis<£en Staaten die Souveränität der Staaten Amerikas de facto anerkannt 
und damit den Grundsatz der Monroedoktrin völkerrechtlich gebilligt. 

Gardner, Inst., (schon im Jahre 1860) S. 27 : „Henceforth these (die 
Ideen der Monroedoktrin) are setüed principles of American Public law and 
policy." 

Vergl. weiter eine Bemerkung eines mit „Ignotus'' gezeichneten lesens- 
werten Artikels in N. Am. Rev. XXXVIII (1901—1902) S.289: The Future 

of SouÜi America: *' The Monroe doctrine which is considered bv them (den 

Vereinigten Staaten) at last, a canon of International Law.'' Vergl. auch 
Münsterberg, I S. 523, sowie S. 49. 

Hier mögen auch folgende Bemerkun^n erwähnt werden: Stoerck in 
seinem Aufeatz : Amerikanisches Völkerrecht, m der Deutschen Revue vom Juni 1898 
(besonder» S. 3 des Sonderdruckes) erklärt: Die Vereinigten Staaten seien „auf 
dem Wege, unter faktischer Loslösung vom alten System der Rechtsgemeinschaft 
mit Europa, ein vom europäischen scharf sich absonderndes, eigenes amerikanisches 
Völkerrecht zur Ausbildung und Befestigung zu bringen.'' 

Vergl. weiter Anderson in Proc. of the Am. Soc. of Intern. Law 1912 
S. 81: „ . . . it is urgent tiiat the Monroe Doctrine, in fact accepted and re- 
spected by aU nations^ should attain from aU of them the ^nsecration of an 
admitted principle of mtemational law." 

Endfich Taylor : Er erklärt zunächst S. 151 (§ 114), die Monroedoktrin 
müsse mit solchen Quellen (sources) des Völkerrechte zusammengenommen werden, 
die auf Instruktionen von Staaten für die Führung ihrer eigenen Gerichte und 
Beamten beruhe. Er schließt dann aber mit einer Bemerkung, die in der Übersetzung 
folgendermaßen lautet: „Sobald die gesamte Familie der Nationen oder aller ihre 
direkt an dieser An{;el«genheit interessierten Mitglieder sich bei di€»er Doktrin 
beruhigen (acquiesce m thiat doctrine) wie Großbritannien und Frankreich das getan 
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änderlichkeit. Man kann hier die Worte wiederholen, die Dupais 
für das europäische Gleichgewicht geschrieben hat. Er sagt:^) 
,,La marque distinctive d'une rdgle juridique est de foumir 
des Solutions claires pröcises et identiques pour tous les cas 
identiques. Le principe d'^quilibre est, au contraire, vague, 
incertain et mobile. H ne reconnait pas de oas identiques k 
rögler, car Tinfinie variötö des bouillonements de la vie inter- 
nationale multiplie sans cesse les donn^s changeantes des 
probldmes k resoudre. H n'a point, pour un cas donn6, une 
Solution unique mais combinaisons diverses, toutes soutenables 
et toutes contestables, toutes capables d'assurer, k la satis- 
faction des uns, au d^plaisir des autres, jamais au contentement 
de tous, un moment d'^quilibre que demain d^truira ou re- 
mettra en question." 
Gegen ihre Rechtsnatur ist weiterhin einzuwenden, daß in 
den Vereinigten Staaten selbst der Wille fehlt, die Monroedoktrin 
als Völkerrechtssatz behandelt zu sehen. Die Ansicht, daß die 
Monroedoktrin kein Völkerrechtssatz sei, tritt uns in den Arbeiten 
amerikanischer Verfasser über sie fast durchweg entgegen 
und findet sich auch häufig in amerikanischen Staatsdokumenten 
zum Ausdruck gebracht.^) 

Weiterhin würden die Vereinigten Staaten, wenn die Monroe- 
doktrin ein völkerrechtliches Prinzip wäre, nicht berechtigt sein, 
ihre Haltung dieser Doktrin gegenüber zu ändern, wie sie das 
tatsächhch beständig tun.') 

Damit die Monroedoktrin zu einem Völkerrechtssatze werden 
könnte, wäre aber vor allem die ausdrückliche oder stillschweigende 
Zustimmung der in Betracht kommenden ^itgUeder der Völker- 
rechtsgemeinschaft dazu erforderlich. Nur durch eine solche Zu- 
stimmung könnte die Monroedoktrin aus dem Ausdrucke einer 
einseitigen Anmaßung völkerrechtlicher Sonderrechte zu einem 
Völkerrechtssatze werden.*) 



haben, wird die eine H^emonie der Vereinigten Staaten in diesen Kontinenten 
begründende Regel ein Teil des öffentlichen Rechts der Welt (public law of tiie 
World) werden, wenn das nicht bereits der Fall ist." 

^) Le principe d'^quilibre et le concert europ^en usw., Paris 1900, S. 134. 

*) Es lohnt sich nidit, eine Liste der überaus zahlreidien Belege für diese 
Behauptung hier aufzuführen, vergl. jedoch Anm. 1 auf S. 366. 

•) Dies wird besonders hervorgehoben in Wilson-Tucker, S. 84. 

*) Coolidge behauptet sogar (deutsche Ausgabe) S. 103: „Zweitens 
ist die Monroedoktrin kein Teil des allgemeinen Völkerrechts*^ (die englische 
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Dies ist nicht nur deshalb richtig, weil für die Geltung alles 
objektiven Völkerrechts die Willensübereinstimmung der Mit- 
glieder der Völkerrechtsfamilie eine fimdamentale Bedingung ist.^) 
Dies trifft besonders dann zu, wenn für ein Mitglied dieser Völker- 
rechtsgemeinsohaft ein Sonderrecht in Anspruch genommen wird. 
Denn aus dem Wesen des Völkerrechts als eines Gemeinschafts- 
rechts gleichstehender souveräner Staaten folgt unmittelbar, daß 
die Sonderbehandlung eines Mitgliedes dieser Gemeinschaft von 
den anderen Bechtsgenossen besonders zugebilligt sein muß. 

Was die Monroedoktrin anlangt, so hätte eine derartige Zu- 
stimmung der andern Mächte — oder wie sie auch genannt werden 
kann, eine derartige „Anerkennung*" — dahin zu gehen, daß die 
Vereinigten Staaten die völkerrechtliche Befugnis haben sollen, 
die von der Monroedoktrin verbotenen Handlungen nichtamerika- 
nischer Staaten unter Androhung oder Gebrauch von Gewalt zu 
hindern. 

Eine Anerkennung der Monroedoktrin als eines politischen 
Grundsatzes der Vereinigten Staaten durch andere Mächte, 
die ebenfalls behauptet worden ist, 2) würde nicht geeignet 
sein, die Monroedoktrin zu einem Völkerrechtssatze zu machen. 
Denn eine derartige Anerkennung ist ihrem Wesen nach nichts 
weiter als das Zugeben einer bestehenden Tatsache. Sie 
ist ohne jedwede konstitutive Wirkung und insbesondere ohne 
Bedeutung für die Frage nach der völkerrechtlichen Natur der 
Monroedoktrin. 



Ausgabe S. 107 sagt nur: „Ij'not a part of International Law**). ... „ Aber 

auch selbst, wenn alle Völker die Monroedoktrin formell anerkennen sollten, bliebe 
sie doch nur die erkl&rte Politik eines einzigen Volkes.** 

^) Vergl. für die Richtigkeit dieser Behauptung die folgenden typischen 
Meinungsäußerungen : 

Bonfils,S. 22: La reconnaissance internationale est la eondition sine 
qua non, r616ment essentiel du caractdre positif des rdgles du droit internationale**; 
Heffter, S. Sa. 7 (Gemeinsamer Wille: consensus**); v. L i s z t , S. 11 ff. 
,,Das Völkerrecht beruht auf der übereinstimmenden Kechtsüberzeugung der 
Kulturstaaten, soweit sich diese zur Erklärung des Rechtswillen verdientet liat.** 

Vergl. weiter: Lawrence, §29 ff. (S. 40ff.) und Oppenheim, 
I,§ll(8.16ff.) 

*) Vergl. Bassett Moore, Dipl. S. 164, der dort folgendes bemerkt: „The 
Monroe doctrine as a limitation upon the extension of European power and influence 
on the American continents, is now generally recognized as a principle of American 
poliey. To its ezpltcit acceptance by Great Britain and Germany there may be 
added the dedaration Tdiidi was spread by unanimous consent upon the minutes 
of The Hague Conference. . . .** 
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Die Anerkennung der Monroedoktrin als eines Völkerrechts- 
satzes wird insbesondere häufig darin gesehen, daß die auf den 
beiden Haager Konferenzen vertretenen Mächte sich bei den dort 
von den Vereinigten Staaten gemachten (oben erwähnten) ^) 
„Monroe- Vorbehalten** beruhigt hätten.^) 

Tatsächlich bestand diese „Beruhigung'' in nichts weiter als 
in einem Nichtwidersprechen der übrigen Konferenzmächte gegen 
eine von den Vereinigten Staaten ihrem Beitritte zu dem Abkommen 
über friedhche Erledigung von internationalen Streitfällen zu- 
gefügte einschränkende Bedingung, eine Bedingung, deren Bei- 
fügung jene Mächte nicht zu hindern vermochten. „Wie diese 
Erklärung(en) der amerikanischen Delegierten aber so anzusehen 
sein sollte(n), als ob sie einen derartigen zweiseitigen Effekt hätte(n), 
und wieso das Prinzip, „Schweigen bedeutet Zustimmung*', bei 
einer so wichtigen Angelegenheit angerufen werden könne, ist 
schwer einzusehen/* ') 

Ebenso wenig wie durch eine gemeinsame Willensäußerung ist bis- 
her die Anerkennung der Monroedoktrin als eines Völkerrechtssatzes 
durch Einzelerklärungen anderer Nationen erfolgt. KeinStaathat 
bisher die Monroedoktrin völkerrechtlich anerkannt. 

Was nichtamerikanische Begierungen anlangt, so ist 
alles, was bisher vorliegt, eine kleine Anzahl Uebenswürdiger Be- 
merkungen.*) 

^) Siehe oben S. 273 f. 

*) Vergl. beispielsweise A 1 v a r e z , A. J., III S. 318, auch S. 276; D e r s e 1 be 
1910, S. 139; D r a g , R. G., XIV (1907) S. 279 (vergl. oben Venezuela-Schulden- 
iall);j Ho 11s, Am. Monthly Rev. of Reviews, Bd. XX S. 560 ff.; vergl.auch 
Roosevelts Message vom 3. Dez. 1901 For. Rel. 1901, XXXVI: „This 
same peace Conference (i. e. die erste Haager) acqnieeced in our statement of the 
Monroe doctrine as compatible with the parposes and aims of Üie Conference"'. 

') So drückte sich Higgins, Pearce, A. in seinem ausgezeichneten 
Werke „The Peace Conferences and other International Conferences conceming 
tiie Laws and Usages of War*\ Cambridge 1909, S. 173 aus. Er sdirieb dort: „In 
bis annual Message to Congress in 1901 Mr. Roosevelt treated the acceptance of 
this Dedaration by the Coiuerence of 1899 as an acquiescenoe of Üie powers in the 

Monroe Doctrine It is however difficult to see whv the dedi^tion of the 

United States delegates should be considered to have a bilateral effect, and the 
principle that „süence gives oonsents'' be invoked in so important a matter.*' 

Im Sinne der oben gemachten Ausführungen drücken sich ebenfalls sehr 
entschieden aus: A r i a s , S. 79 ff. und F o s t e r , Aig, 475: „This dedaration 
did not conmiit any other natäon to the policv set forth but it was a solemn notice 
to the World of the continued adherence of the United States to the Monroe Doctrine.'' 
Gegen eine Anerkennung der Monroedoktrin auf den Haager Konferenzen auch 
Mettgenbergim Archiv für öffentlidies Recht, XXX, 8. Heft (1913) S. 409. 

«) Veid. z. B. die Worte, die der Lordpresident of the Conncü (The Duke of 
Devonshire) m Antwort auf „the Kings Speech*' im Haus der Lords am 17. März 1903 
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Ihnen gegenüber steht aber eine vielleicht noch größere Beihe 
von Ansprüchen nichtamerikanischer Begierungsvertreter, die die 
Bechtsnatur der Monroedoktrin aufs entschiedenste ableugnen, wie es 
z, B, Lord Salisbury in seinem Antwortschreiben auf Olneys 
Instruktion vom 20. Juli 1895 getan hat. Salisbury machte in 
diesem Schreiben vom 26. November 1895 folgende Ausführung:^) 

„Bei den Bemerkungen, die ich gemacht habe, bin ich von 
der Theorie ausgegangen, daß die Monroedoktrin in sich selbst 
richtig ist. Ich darf jedoch nicht so verstanden werden, als ob 
ich irgend eine Annahme derselben seitens der Begierung Ihrer 
Majestät hätte ausdrücken wollen. Sie muß in Bücksicht auf 
den großen Staatsmann, auf den sie zurückzuführen ist, und 
auf die große Nation, die sie allgemein angenommen hat, re- 
spektvoll erwähnt werden. Aber Völkerrecht ist gegründet auf 
die allgemeine Zustimmung der Nationen; und kein Staatsmann, 
so hervorragend er auch immer sein möge, und keine Nation, 
so mächtig sie auch ist, ist dazu zuständig, in den Codex des 
Völkerrechts ein neues Prinzip hineinzubringen, das nie vorher 
anerkannt war und das seitdem nicht von der Begierung auch 
nur eines Landes angenommen worden ist.** 

Ebensowenig wie ausdrückUch hat irgend ein nichtamerika- 
nischer Staat die Monroedoktrin stillschweigend durch eine kon- 
kludente Handlung völkerrechtlich anerkannt. 

In dieser Bichtung wird zuweilen als Argument auf zwei Er- 
eignisse hingewiesen, nämlich einmal auf das Nachgeben Englands 
im Venezuela-Grenzstreite und zweitens auf die Venezuelaschulden- 



machte: „Accepting as we do folly aAd unreservedly the Monroe Doctrine, to 
which the Govenunent and the people of the United States attach so great im- 
portance** rvergl. Hansards Deb., VoLCXVIII, Sess.VoL, Nr.l, unter dem 
17. Febr. 1903) Lansdowne's Bemerkungen, die B a s d e v a n t , R. G., XI. 
S. 446, Anm. 3) sitiert und die er am 2. Mars 1903 im Haus der Lords gemacht 
hat, handeln mdit von der Monroedoktrin, sondern sprechen von der Intervention 
in Venezuela (vergL H a n s a r d s D e b. , 1. c. S. 1065). Die von Basdevant, 
1. 0. und D r a £ , R. 6., XIV S. 278, weiterhin in diesem Znsammenhange an- 
geftUirte Bemerkung des Lord Cranborneim House of Gommons, die er dort 
am 15. Dez. 1902 gemacht hat, besagt nur: keine Nation als England sei so begierig 
gewesen, den Vereinigten Staaten oei der Aufrechterhaltung der Monroedoktrin 
behilflich zu sein. VergL Hansards Deb., VoL CXVI, S. 12^. Endlich mag hier 
noch eine Bemerkun£, welche B a 1 f o u r nach der Rev. of Reviews im M&rz 1903 
«»macht hat, aneefShrt werden, die ausdrückte, daß die Monroedoktrin keine 
Feinde in England habe. Es ist klar, daß in allen derartigen Bemerkungen keine 
Anerkennung der Monroedoktrin liegt. 

1) Vergl. For. ReL 1895, I S. 563 ff.; vergL auch oben S.159. 
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Angelegenheit, und hier insbesondere auf die vorgängig gemachten 
Mitteilungen Deutschlands an die Vereinigten Staaten, daß die 
deutsche Begierung mit ihrem Vorgehen keinerlei Landerwerb in 
Amerika erstrebe.^) 

Wie aus dem englischen Verhalten in der Venezuela-An- 
gelegenheit eine Anerkennung der Monroedoktrin durch England 
gefolgert werden könnte, ist — insbesondere mit Bücksicht 
auf die eben wiedergegebenen Worte Salisburys — nicht ein- 
zusehen. Wenn England sich hier schheßUch zur Erledigung des 
Streites im Wege eines Schiedsverfahrens herbeiließ, wie die 
Vereinigten Staaten das von ihm verlangten, so bedeutet das 
lediglich, daß England in einem Elinzelfalle zum Schlüsse nachgab, 
und nichts weiter. Hierüber hinaus dieser Angelegenheit irgend 
welche völkerrechtlichen Wirkungen zuzuschreiben, und ins- 
besondere so schwerwiegende, dafür fehlt jede Berechtigung. 

Das gleiche ist von der durch den Botschafter von Holleben am 
11. Dezember 1901 namens der deutschen Begierung der amerika- 
nischen abgegebenen Erklärung zu bemerken.') Es geht meines 
Erachtens sogar zu weit, in ihr, wie z. B. Bassett Moore das tut, 
eine Anerkennung der Monroedoktrin als einen politischen Grund- 
satz der Vereinigten Staaten seitens Deutschlands zu erblicken. 

Was die übrigen amerikanischen Staaten anlangt, so 
sind sie die Schutzobjekte der Monroedoktrin. Aber einmal werden 
diese seit der von Polk ihr gegebenen Ausdehnung auch auf rechts- 
geschäftUche Verfügungen über amerikanisches Oebiet durch sie 
mittelbar ebenfalls in derartigen Verfügungen an eine nicht- 
amerikanische Macht beschränkt. Und zum andern ist es ein 
selbstverständlicher Ausfluß den Souveränität, daß kein Staat 
das Becht hat, einer andern selbständigen Nation wider ihren 
Willen gegen Angriffe seitens einer dritten zu helfen. 

Aus diesen Gründen ist die Zustimmung der amerikanischen 
Staaten zur Monroedoktrin zwar nicht genügend, um diese 
zu einem völkerrechtUchen Sonderrechtssatze zu machen, sie 
ist dazu jedoch ebenso wie diejenige der nichtamerikanischen 
Staaten erforderlich. Erfolgt ist sie dagegen von dieser Seite 

^) Penfield, N. Am. Rev. 1903, S. 96, bemerkt sa dem Venesael»- 
Schnldenialle folgendes: „The result of the Intervention has therefore been of 
vast advantage to the states of the New World, by having led to the final recognition 
of tbe Monroe Doctrine by two leading Eoropeen States'\ 

') Siehe oben S.258f. 
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ebenfalls — sei es ausdrücklich oder stillschweigend — bisher 
noch nicht. 

Auch hier ist alles, was man feststellen kann, eine Beihe 
unverbindlicher Bemerkungen über die Monroedoktrin.^) 

Allerdings haben amerikanische Bepubliken wiederholt die 
Vereinigten Staaten unter Bezugnahme auf die Monroedoktrin 
um Hilfe gegen angebliche nichtamerikanische Angriffe ersucht.') 

Niemals aber hat auch nur eine dieser Nationen den Willen 
oder die Bereitschaft zxmi Ausdrucke gebracht, den Vereinigten 
Staaten eine allgemeine Befugnis ungerufenen Eingreifens in ihre 
Angelegenheiten mit andern Staaten einzuräumen.^) 

Und gegenwärtig scheint zufolge der Furcht vor der unter 
der Monroedoktrin wachsenden Hegemonie der Vereinigten Staaten 
in Amerika die Abneigung jener Staatswesen gegen die Monroe- 
doktrin sich dauernd zu steigern.^) 

>) So haben z. B. die beiden Häuser des brasilianischen Kongresses anläßlich 
von Präsident Glevelands Sonderfootsehaft vom 17. Dez. 1^5, die sich mit 
dem Veneznela-Grenzstreite befaßte, eine Glückwonschresolution gefaßt. VergL 
For. Rel. 1896, I S. 75; vergL auch Sen. Doe. 31, 54. Gong. 1. Sess. 

*) Vergl. ;. B. Venezuelas unaufhteliches Werben um die Hilfe der 
Vereinigten Staaten in ihrem Grenzstreit mitEngland. Vergl. ferner 
das Anrufen der Monroedoktrin durch Argentinien, in seinem Streite mit 
Endand um die Falkland-Inseln (siehe oben S. 169 ff.) oder veigl. bei- 
spielsweise D r a g s bekannten Appell vom 29. Dez. 1902 oben S. 262 f. 

') Eme Ausnahme kommt vielleicht am nächsten der Vertrag vom 22. Mai 
1903, den die Vereinigten Staaten mit Cuba abschlössen haben. (Vei^. dazu das 
oben S. 335 Anm. 2 Bemerkte.) Und in diesem Smne ist die Bemerkung, cue S t r u p p 
diesem Vertrage Bd. II S. 112 seiner Urkundensanunlung beif ägt, nidit ohne guten 
Grund gemacht, der dort schreibt: „Ausdehnung der Monroedoktrin auf Kuba:** 

Der Vertrag mit der Dominikanischen Republik vom 8. Febr. 1907 dient ganz 
beschränkten Zwecken und gibt den Vereinigten Staaten keine alteemeine Be- 
fugnis eines ungerufenen Eingreifens in die Mgelegenheiten dieser Republik mit 
andern Mächten, vergL oben S. 222. 

*) Vergl. hier besonders das belehrende Budi Galderons: Latin-America 
its Rise and Progress usw., besonders S. 297 und 308: „From Monroe to Olney 

the defensive Doctrine has gradually changed to a moral tutalaee** (308) „The 

tutelage of the United States seems to us more dangerous tihan the Grerman In- 
vasion" (297). Vergl. fiberhaupt weiter besonders d& S. 290 ff., 302 und 392. 

Veril. femer Stephen Bonsal in The N. Am. Rev., Bd. CLXXVI« 
(Mai 1908) S. 756, in emem belehrenden Artikel mit der Überschrift: „Gastro, 
a Latin-American TVpe." „Many men, with whose views I am generally in anee- 
ment, have stated that in South America they never heard a word of praise of the 
Monroe Doctrine whether from native bom or emigrant This was also my own 
experience except on one occasion. . . ." (Er erzählt dann von Castros Freude über 
das Verhalten der Vereinigten Staaten in der Veneznelaschulden-Angelc^enheit) 

Vergl. weiter ffür die Stimmung gegen die Monroedoktrin in Südamerika 
Bingham, Hiram: Across SouÜi America usw. Boston und New York 
1911, der von Bryce in dem Buche: On South America, S. 509f. für diese 
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Demgemäß kami von einer Anerkennung der Monroedoktrin 
durch die übrigen amerikanischen BepubUken nicht gesprochen 
werden und ist auch nicht zu erwarten. Jene Hilferufe erscheinen 
ledigUch als Versuche der betreffenden latin-amerikanischen 
Staatswesen, die Tätigkeit der Vereinigten Staaten zu ihren 
Gunsten anzuregen in Fällen, wo sie dieser Hilfe bedürftig waren.^) 

8ie Idee eine« amerikanischen Yölfcerrecliii. 

Besondere Beachtung verdient die Behauptung, die Monroe- 
doktrin sei ein Satz des „amerikanischen Völkerrechts'', eine 
Meinung, wie sie in besonders beredter Weise von Alvarez ver- 
fochten wird.*) 

Er kommt hierzu, weil: 
„Tous les Etats latins du nouveau monde sont d'accord 
avec les Etats-Unis, comme le montrent les d^clarations des 
hommes d*Etat de TAmörique, les pactes souscrits dans les 
Congrte intemationaux de la premiere epoque, les pactes sous- 
crits par diff^rent Etats, les däclarations des Parlaments etc. 



Stimmung angeführt und außerdem mit den Worten empfohlen wird: „On of 
the most acute and thoughtful of Northamerican travellers". 

Veigl. endlich auch die Bemerkungen bei Albert Haie: The South Americans 
usw. S. 8te— 306. 

^) Ähnlich Stoerck , S. 4. 

•) Veigl. besonders Alvarez, 1910, Kap. V: „Politique des Etats-Unis 
sur le Gontment Americain — Doctrme de Monroe — Politique d*H6g6monie — 
Politique d*Imp6rialisme." 

Vergl. femer seinen Aufsatz R. G. XIV (1907), S. 393 ff., besonders S. 396 ff 
Auch seinen Au&atz: „La Doctrine de Monroe k la quatridme Conference pan- 
am§ricaine'\ In R. G., XVIII (1911) S. 87 ff. sowie „La nationalit6 dans le 
droit international am§ricain^\ Sonderabdruck aus R. G., 1907, Paris; besonders 
die Emführung S. 3 ff. 

Wie Alvarez audi z. B. S c r u g e s , S. 199, und Alcorta, S. 50f. 
„. . . . Les Etats de rAm^rique, et surtout ceux de rAmirique du Sud, ne sont 
pas dans la mdme position que les Etats de TEurope; et, sur oertains points, U 
peut arriver, que leurs usages, leurs eoutnmes, leurs traitte, ne soient pas d'accord 
avec le droit manifeste en pareüle occurence en Europe, par suite d*une Inter- 
pretation erronöe ou speciale. 

Sans pr6tendre qu'il y avait un droit international essentieUement americain 
tant qu* en Am6rique on n*a pas fait des prindpes du droit le fondement du droit 
mtemational, et que tous les Etats n'y sont oas soumis au rdgles qui en döcouimt, 
nous pouvons oeffendant affinner que, dans rötat actuel des choses et prenant en 
consia6ration la maniöre dont on y oherche les Solutions, il faut reoonnaitre qu'il 
eziste et que, soit dans les relations des Etats de l'AmMque entre eux, soitdan.s 
leurs rapports avec les Etats de l'Europe, fl convient d'en tenir compte si i'on ne 
veut s'exposer aux plus mves erreurs. La Doctrine de Monroe, oui vint poser 
en principe l'autononie absolue des Etats de l'Am6rique, aue signine-t-eUe si ce 
n'est la prodamation des prindpes essentieUement amtocains dans les mani- 
festatüm aetueUes du droit mtemational?'^ 
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et enfin cette circonstance que chaque fois qu'an des Etats 
latins d*Am6riques s'est trouv^ dans un des cas compromis dans 
cette premidre cat6gorie, il s'est toum6 vers les Etats-Unis pour 
leur demander aide.** ^) 
Das Beweismaterial für diese schwerwiegenden Behauptungen 
legt Alvarez in einem irgendwie ausreichenden Umfange nicht vor. 
Nach den oben gemachten Bemerkungen gehört es zu den 
Begriffsmerkmalen der Monroedoktrin, daß sie ein von den Ver- 
einigten Staaten ausgehendes und ihnen gegenüber bestehendes 
Verbot ist.«) 

Deshalb wäre, um nachzuweisen, daß sie ein Satz des amerika- 
nischen Völkerrechts ist — wenn man die MögUchkeit eines solchen 
überhaupt anerkennt^) — , der Beweis dafür zu erbringen, daß 
die übrigen amerikanischen Staaten damit einverstanden seien, 
die Schutzobjekte der Monroedoktrin zu sein und dementsprechend 
behandelt zu werden, ein Beweis, den zu geben schwer halten 
dürfte. 

Alvarez ist anderer Ansicht. Er meint: 

„La doctrine de Monroe n'est pas personellement aux 

Etats-Unis; eile repr6sente les necessitös politiques et 6cono- 

miques du continent am6ricain. Si on Ta tenu pour une po- 

litique personelle, s'est parce qu'elle se trouve condensöe dans 

le message de 1823 et que les Etats-Unis ont 6t6 son defenseur.** ^) 

Aber wollte man auch die von Alvarez vertretene Ansicht 

vom Inhalte der Monroedoktrin und seine Theorie der Existenz 

eines „amerikanischen Völkerrechts*' als Prämisse zugeben, so 



») Alvarez, 1910, S. 163. 

*) Siehe oben S. 279 ff. ^ 

') Gegen den Begriff des amerikanischen Völkerrechts richtet sich besonders 
die folgende Arbeit: S& Vianna Alvaro de Souza: Dela non ezistence 
d'un £oit international am6ricain: Dissertation pr6sent6e au Gongress sdentifique 
Latino-am6ricain. Bio de Janeiro 1912. 

Ge^n den Begriff des amerikanischen Völkerrechts im Sinne von Alvarez 
richtet sich femer Bind an: Goors inangural du cours de droit international 
public k rUniversitö de Buenos Ayres. Rev. de Droit, histoire et lettres, Buenos 
Ayres, Mai 1906, S. 368. 

Besonders nachdrücklich auch Beaumarchais, S. 27f. 

Vergl. endlidi auch die Worte P 6 1 i n s , S. 64: „Sans doute il y a bien 

des diff6rences entre le droit positif europnten et le droit positif am^ricain 

mais ces diff^rences, qni donnent du droit positif une pnysio^omie speciale, ne 
constituent pas pour rAm^rique un droit ina6pendant, mais simplement un usage 
diff^rent plus ou moins avaneö d'institutions communes.'* 

*) Alvarez, 1910, S. 146. 
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Wäre der Beweis^ daß jene Doktrin ein Satz dieses amerikanischen 
Völkerrechts sei, noch nicht geführt. 

Bei einer solchen Beweisführung wären von vornherein alle 
Tatsachen auszuschalten, die lediglich dartun, daß auch andere 
amerikanische Staaten sich gegen die politische Betätigung nicht- 
amerikanischer Mächte in Amerika in derselben Weise wie die 
Vereinigten Staaten verhalten und dies zu ihrem Grundsatz er- 
hoben haben. Denn derartige Tatsachen sind nur dazu geeignet 
den Beweis dafür zu erbringen, daß jene Staaten ebenfalls ihre 
„Monroedoktrin'' besitzen, und daß die Monroedoktrin ein ge- 
meinsames poUtisches Grundprinzip oder ein gemeinsamer 
Satz des äußeren Staatsrechts der betreffenden amerikanischen 
Bepubliken einschließUch der Vereinigten Staaten ist. Nicht ge- 
eignet dagegen sind sie für den Nachweis, daß die Monroedoktrin, 
wie sie von Alvarez, und noch mehr wie sie von uns verstanden 
wird, eine über der Gesamtheit der amerikanischen Staaten stehende 
Begel bildet, daß sie der Inhalt eines „gemeinen*' amerikanischen 
Völkerrechtes ist.^) 

Der Nachweis der von Alvarez aufgestellten Behauptung 
könnte nur dadurch geführt werden, daß gezeigt würde, die 
amerikanischen BepubUken wären dazu gelangt, die Monroedoktrin 
als eine über ihnen allen stehende Begel für ihr Verhalten euro- 
päischen Angriffen gegenüber anzunehmen. Damit die Monroe- 
doktrin als ein Satz des amerikanischen Völkerrechts sei, wäre es 



^) Dies wild beispielsweise in der Botschaft des Präsidenten Dias 
von Mexiko vom 1. Aijril 1896 in besonders drastischer Weise verkannt. In 
dieser Botschaft, die im übrigen ein wertvolles Zeumis dafür ist, daß die Monroe- 
doktrin noch nicht einmal als die gemeinsame Doktrin versdiiedener amerika- 
nischer Staaten angesprochen werden kann, bemerkt Präsident D i a z nadi der 
endischen Übersetzung in den Br. and For. State Papers LXXXIX, 
S.^Of.: „The Mezican Government can not dedare its partiatity for a doctrine 
which condemns as criminal any attack on the part of t^e monardis of Eorope 
against the republics of America, against the independent nations of tfais contment, 
now all snbject to a populär form of govemiLent. 

Each one of those republics ought, by means of a dedaration like that of 
President Monroe, to proclaim tliat every attack on the part of a foreign power, 
with a view of curteilmg the territory of the independence of, or of alterating the 
institutions of, any of tne republics of America, wonld be considered by the na- 
tions making the declaration as an attack on itself, provided that ihe nation di- 
rectly attacked was threatened in such manner bespoke ihe aid of the other na- 
tions opportnnely. In this manner the doctrine now called 
by the name of Monroe would become the doctrine of 
America in the füllest sense of the word, and though 
originating in the United States, wonld belong to the 
international law of the continent" (Im Original nidit gesperrt.) 
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notwendig, daß sie eine ,,gemeine'' Begel für jene Bepubliken als 
eine politische Einheit bilde. Abgesehen davon, daß der Beweis 
der Existenz eines amerikanischen Völkerrechts nicht erbracht ist, 
fehlen aber auch hierfür wieder alle tatsächhchen Grandlagen. 

Die pan-amerikanische Bewegung, so groß im übrigen ihre 
in Europa wohl noch kaum im vollen Umfange erkaimte Bedeutung 
ist, ist nicht geeignet, hierfür Belege zu geben. Soweit die Her- 
stellung engerer politischer Beziehungen der amerikanischen 
Staaten zu einander in Betracht kommt, sind ihr dauernde und 
reale Ergebnisse bisher nicht beschieden gewesen.^) Man kann hier 
nicht von mehr als von Zukunftshoffnungen reden, zu denen ihre 
Entwicklungsgeschichte vielleicht berechtigt. 

Man hat aber andererseits sogleich hinzuzufügen, daß die 
Monroedoktrin der Vereinigten Staaten diesen Hoffnungen ent- 
gegensteht.2) Denn die notwendige Grundlage für die Monroe- 
doktrin ist ein Verhältnis der Überordnung und der Unterordnung, 
der Schutzmacht auf der einen Seite, dargestellt durch die Ver- 
einigten Staaten imd der Schutzobjekte auf der andern, gebildet 
durch die übrigen amerikanischen BepubUken. Die Grundvoraus- 
setzung für die pan-amerikanische Bewegimg dagegen ist Gleich- 
ordnung. Und so kaim man beobachten, wie die Beratungsgegen- 
stände der internationalen amerikanischen Konferenzen aus weit- 
tragenden politischen Einigungsgedanken eines BoUvar und der Teil- 
nehmer der Panamakonferenz vom Jahre 1826 sich immer ent- 
schiedener zu unpolitischen Aufgaben, wie Eisenbahn-, Sanitäts-, 



^) Man sollte hier übri^ns beachten, daß die pan-amerikanische Bewegung durch- 
aos nicht eine ansschließhche oder prim&re Tendenz eegen die nichtaineriloinische 
Staatenwelt hat. Diese Bewegung erstrebt ebenso senr den Frieden und eine Ga- 
rantie der Unabhängigkeit der einzelnen amerikaaischen Staaten im Verhältnis 
zu einander, wie ge^en nichtamerikaaische Staaten. Sie zeigt wiederholt sogar 
eine Bichtung der Abwehr gegen Angriffe, die von selten der Vereinigten Staaten 
vermutet wurden. Yergl. hierzu z. B. den soeenannten (niemals in Kim getretene^ 

fontinental-Vertragvoml5.Sept.l858,aer in Santiago zwischen Peru, Chüe una 
mador geschlossen wiSde. Dieser Vertrat war aus dem Mißtrauen gegen die Ver- 
einigten Staaten geboren und verursacht durch den Angriffskrieg der Vereinigten 
Staaten gegen Mexiko, der mit der Wegnahme von Cabfomien und New Mexico 
endete, sowie insbesondere durch Walkers Freibeuter-Expeditionen. Hierzu vergl. 
besonders : C a 1 v o , I, S. 88 f ., Fried, S. 18 f ., femer International American 
Conference, Washington 1890, Bd. IV S. 207 ff. (vergl. oben). Der Text des Ver- 
trages steht bei Torres Caicedo, S. 241 ff. 

«) Sä Vianna, S. 266: „II convient oependant de noter que le Mon- 
roeisme constute aujourdliui le seul obstade invencible k un rapprochement par- 
faitement sincdre et durable, entre les R^publiques latines et la Republique Anglo- 
Saxonne/' 
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Patent-, Gebrauchsmuster-, Literaturschutz-, Professorenaustausch- 
fragen usw. umwandehi, und daß sie nur hier anfangen, greifbare 
Erfolge zu haben.^) 

Nach alledem ist abschließend zu sagen: 

Die Monroedoktrin ist kein Satz des Völker- 
rechts, insbesondere keiner eines amerikanischen 
Völkerrechts. 



^)Uber die pan-amerikanische Bewegung kann hier eben- 
falls nicht mehr bemerkt werden, so sehr der interessante Stoff d^ auch reizt. Für 
sie ist ebenfalls noch nichts Abschließendes s^eschrieben worden. In deutscher Sprache 
kommt besonders das tüchtige Werk von Alfred H.Fried, das hier bereits mehr- 
fach erwähnt ist, in Betracht. Von Werken in französischer Sprache sind in erster 
Linie die Arbeiten von A 1 v a r e z und dabei vor allen Dingen sein im Jahre 1910 
erschienenes Buch zu nennen. — Das Quellenmaterial findet sich bis zur ersten 
internationalen amerikanischen Konferenz von Washington in der von der amerika- 
nischen Regierung im Jahre 1890 gedruckten vierbändigen Veröffentlichung: 
„International American Confe r en ce",das bereits in dem Literatur- 
verzeichnis zur Panamj^onferenz erwähnt ist. Vergl. auch sonst noch diesen Literatur- 
nachweis; vergl. oben S. 278 Anm. 1. 

Vergl. femer 67. Cong. 1. sess. S e n. D o c. 330, 1902 (Second Inter- 
national Conference of American States) Report of the Dele- 
gates of the United States to the III. International Conference of 
the American States, held at Rio de Janeiro, Brazil, 21. Juli bis 26. Aug. 1906; 
Gov. Print. Off., Washington 1907 (Sonderdruck); 61. Cons. 3. sess.; S en. Do c. 
744, 1911 ; Gov. Print. Ofi. IV. International Conference of American 
States, (Buenos Avres, 12. Juli bis 30. Aug. 1910); Barrett, John, The Pan 
American Union, Feace Friendship Commerce, Washington 1911 ;Basdevant, 
La Conference de Rio de Janeiro de 1906 et Tunion intemationaile de R^publique 
am6ricaines, R. G., XV (1908) S. 230 ff.; C a 1 v o , The relation of Central Amenca 
to the Pan-American Movement; in Supplement to the Ann. Am. Ac. Pol. 
n n d S c. S c. (The Pan-American Conference and their Sigriificance, Mai 1906, S. 21f ., 
nur 2 Seiten); auf S. 6 ff. derselben Publikation befindet sich eine kurze Abhandlung 
des Senor Don Jaquin de Casasus, mit dem Titel: The Record of achieve- 
ment of the Pan-American Conferences ; Karl K 1 u e m a n n , Die Union der 
amerikanischen Republiken in Internationale Mona&schrift fär Wissenschaft 
Kunst und Technik, herausgegeben von Max Cornelius, Berlin 1912, Heft 3 
S. 258 ff.; N 6 1 , John Vavasour , Histor}' of the Second Pan-American Congress 
Baltimore 1902; R e i n s c h , Paul S., Die internationale Konferenz und das Bureau 
der amerikanischen Republiken in K o h 1 e r s Z e i t s c h r., III (1909) S. 432 ff. ; 
Derselbe, The III. International Conference of American States, in A m. P o l. 
Sc. Review, Bd. 1, 1906— 1907, S.187ff.- Derselbe , The IV. International 
Conference of American Republics, A. J., IV (1910) S. 777 ff.; Romero, M. 
(mexikanischer Gesandter in Washington), The Pan-American Conference in N. Am 
R e V. , Bd. CLI (1890) S. 364 ff.; Subercaseaux, B. Vicuna, Los Congresos 
[*wi-Americanos, Santiago de Chile 1906. 
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m Honroedoktrixi and Intervention. 0^ 

1. Die Monroedoktrin gestützt auf das sogenannte 
Selbsterhaltungsrecht. 

Bis hierher war versucht worden, den Beweis dafür zu führen, 
daß die Monroedoktrin inhaltlich ihrerseits kein Völkerrechts- 
satz ist. 



f 



*)Zar Interventionslehre vergl. die folgende Literatoraoswahl: 
B lun ts ch li , S. 68, 107, 120, 380, 474 ff.; B on f i Is , S. 175 ff.; B u r- 
e i s , J., Le Principe de non-intervention, R. G., IV (1897) S. 475 ff . ; G a 1 v o , 
S. 264 ff.; Garnassa-A.IS. 495ff.; D e r s e 1 b e , muvel ezpo«^ du principe 
de non-intervention, A. J., Bd. Y (1873) S. 352 ff . und 531 ff . ; C r e a sv , S. 287 ff. ; 
Despagnet, S.250ff.; Fiore, Nouveau droit, I S. 497 ff.; Derselbe, 
Droit International €k>difi^, (1911) S. 304 ff . ; F 1 o e c k h e r , A. de, (Hamburger 
Referendar), De Flntervention en droit International, Paris 1896; Floeckher, 
A. de, Les Gons^uenoes de Tintervention, R. G., III 1896, 8. 329 ff. ; F o i g n e t , 
S.84ff.; Funk-Brentano und Sorel, Kap. XI S.213ff.; Gareis, 
§26, S. 95ff.;Geffcken, Heinrich, Das Redit der ntervention, Separatdruck 
aus H.H. 1887, Hamburg; Derselbe, H.H. IV S. 131 ff.; Hall, Kap. VIH 
8.278 ff.; Ha 11 eck, 8.101,104, 108, 111, 558 ff.; Hartmann,§ 17 S.56ff.; 
Heilborn, in der HdtBendorff-Kohlerschen Encyklop&die, S. 1054 ff.; Heil- 
born, System, S. 353 ff.; Hautefeuille, L.B., Le principe de non-inter- 
vention usw., Paris 1863, Wiederdruck aus der Revue Gontemporaine, Bd. XXXTV 
S.93ff.;Heffter-Geffeken,S|44-46S.109f.;Heiber£, Das Prinzip 
der Nichtintervention, Ldpzig 1842; H e r s h e y , Essentials, S. 147 ff.; H i s t o - 
rieus, (Sir William usw. Harcourt), Letters by , onsome questions of Inter- 
national Law, Reprinted from The Times, London und Gambridge 1863, besonders 
II S. 39 ff. ; „Letters or tiie perils of Intervention" ; v. K a m p t z , Völkerrechtlidie 
Erörterung des Rechts der europSischen M&ehte, in die Vertassun| eines einzelnen 
Staats sich einiumisdien, Berlin 1821 ; K e n t , Aiugabe Abdy, S.40n.;Lawrence 
S. 123 ff.; L in gelb ach, W. £., The Doctrine and Ptatice of Intervention in 
Europe; An n. A m. A c. Po 1. an d S o c. S c, Bd. XVI (1900) S. 1 ff.; v. L is z t , 
besonders S. 63f.; Lorimer, S. 43ff.; Martens, I §76; M6ri^nhac, 
I S.284ff.; Moore. VI, Kap. XIX S.lff.; Nys, II S. 185 ff. und 200ff.; 
Oppenhe^,IS.188ff.;Phillimore,IS.553ff.;Pomeroy,§202ff. 
S.2&ff.; Pradier-F., I Nr.354ff., S. 546 ff.; Rivier, Princ, I, §31 
S.389ff.; Derselbe, Lehrb. §33 S.243ff. und §57 S.363ff.; Rolin- 
Jaequemvns, G., Note sur la thtorie du droit d'intervention k propos d*une 
lettre de M. fe Professor Amtz, R. J., VIII (1876) S. 673 ff.; v. Ro tte ck , H., 
Das Recht der Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staates, 
Freiburg 1845; Stapleton, Augnstiis Granvdle, Intervention and non-inter- 
vention or the foreign policy of Great Britain, 1790—1 865, London 1866 ; S t r a u c h . 
Zur Interventionslehre; eine völkerrechtliche Studie, Heidelbe^ 1879; Taylor, 
International Law, S. 404ff.; Ullmann, §163 S. 459 ff.; Walker, Manual, 
S. 19 ff.; Westlake, IS. 304ff.;Whca ton- Atlay,§ 63 8.88 ff.; Wild - 
mann, I S.47ff.; Wilson-Tucker, Kap. II S.55ff.; Woolsey, 
Introduction, S. 34 ff. 

*) Wir verstehen unter Völkerrechtssfitzen hier den gesamten Inhalt des 
objektrven Völkerrechts, nicht nur solche Bestimmungen, die subjektive Rechte 
geben, sondern auch die von ihm umfaßten Duldungssätze. Insbesondere soll der 
Ausdruck nicht andeuten, daß wir hier ein allgemeines Interventionsrecbt aner- 

Krans, Monroedoktrin, 24 



Digitized by 



Google 



370 Dritter Abschnitt. Monroedoktrin und Völkerrecht. 

Es bleibt hier nunmehr noch die Frage übrig, ob sich für das 
von ihr in Aussicht gestellte gewaltsame Einschreiten der Vereinigten 
Staaten und damit für die Monroedoktrin selbst aus allgemeinen 
völkerrechtlichen Gesichtspunkten eine Bechtfertigung finden 
läßt, ob die Monroedoktrin allgemeine Prinzipien des 
Völkerrechts zu ihrer Grundlage hat. 

Die von ihren Verteidigern in dieser Hinsicht üblicherweise 
aufgestellte Behauptimg geht dahin, die Monroedoktrin sei durch 
das sogenantnte Selbsterhaltungsreoht zu rechtfertigen.^)') 

Die Befugnis eines Staates, alles Erforderliche zum Zwecke 
seiner Selbsterhaltung zu tun, ist eine der natürlichsten und un- 
anfechtbarsten Grundtatsachen des Völkerrechts. Erkennt man 
die Existenzberechtigung unabhängiger Staatswesen an, so muß 
man ihnen notwendigerweise zugleich auch die Befugnis zubilligen, 
alle solche Handlungen vorzunehmen, die zur ungestörten Auf- 
rechterhaltung ihres Eigenlebens notwendig erscheinen. 



kennen, wie dies gegen die herrschende Meinung, z. B. von G e f f c k e n , H. H., 
IV S. 134, sowie von M6rignhac, I S. 290 i geschieht 

Für die herrsdiende Meinung, daß die Intervention kein Recht sei, vergL 
insbesondere: 

Bonfils, S. 176 (Parier d*iin droit d'intervention pour le revendioner 
ou pour ie repousser c'est abuser du mot droit); Da via, Elements, S. 110; 
deFloeckher,de L'Intervention usw., S. 17 ff . n. 23 ff. ; F u n k - B r e n t a n o- 
Sorel, S.212ff.; Heilborn, Kritik, S.364ff.; Hershey, S.155 („It 
ma>[ become a source of legal rights and duties'*): Martens,ISl 299; ppen - 
h e i m , I S. 189 ff . ; (er s(£eidet swischen Intervention by lUght und Admissability 
of Intervention in default of Right); Pi6delidvre, I S 260; P o m e r o y , 
S.244; Pradier-F., I S. 547 ff.; Ullmann, S. 460 („soweit dies Recht 
nicht besonders eingeräumt Ist). 

^) Über Wesen und Begriff der Selbsterhaltung vergl. auswahlsweise die 
folgenden Nachweise ^ 

Bonfils, S.143ff.; Galvo, I S.d52ff.; Gareis, S^93f.; Des- 
pagnet, S. 224 ff.; Hall, Kap. VHS. 264 ff.; Halleck, Bd. I,Kap.IVS. 100«.; 
Hartmann, §16 S.44f.; Heffter, S.72ff.; Heilborn, S.280ff.; 
Hershey,S.144ff.;v.Holtzendorff,inH.H.,IIS.ölff.;Marten8, 
I S.294ff.; M6rignhac, I S. 239 ff.; Nys, II S. 218 ff.; Oppenheim, 
IS.184ff.;Phillimore,IS.312ff.;Pi6delidvre,S.171ff.;Pradier. 
F., I Nr. 211 ff., S.366ff.; Rivier, Princ, I §20 S. 266 ff.; Derselbe, 
Lehrb. S. 180; Tay lor , S.401ff.; Twiss, S. 178ff.; Ullman n , S.144ff.; 
Westlake, I S. 296 ff.; Derselbe, Chapters. Kap. VIII S. 111 ff. (Inter- 
national Rights of selfprefiervation); Wheaton-Atlay, S. 86ff. 

') Die Behauptung, daß das Selbsterhaltungsrecht der Monroedoktrin eine 
völkerrechtliche Grundlage gebe, tritt besonders deutlich hervor bei F o s t e r , 
S. 477, in folgender Bemerkung: „It may be said that the prindple which underlies 
the Monroe doctrine — the right of self-defence, the preservation of the peace 
and safety of the nation — is recofnized as an elementary part of intemationai 
Law.'' jhnlich Henderson, S. 291. 
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In erster Linie gibt diese Selbsterhaltungsbefugnis jedem Staat 
die Berechtigung dazu» diejenigen Handlungen einer anderen 
Macht zurückzuweisen» . die ihn unmittelbar selbst berühren.^) 

Diese Tatsache war früher von einiger Bedeutung für die 
Monroedoktrin. Sie war geeignet, ihr eine völkerrechtliche Grund- 
lage zu geben, insoweit sie den Gebrauch von Gewalt zur Zurück- 
weisung von direkt gegen die Vereinigten Staaten selbst 
gerichtete Handlimgen nichtamerikanischer Staaten proklamierte. 
Derartige Fälle sind jedoch nunmehr als gegenstandslos aus der 
Betrachtung ausgeschieden.^) 

Infolgedessen kommt das Prinzip der Selbsterhaltung hier 
nur noch in bezug auf Einmischungen eines Staates in die An- 
gelegenheiten zweier anderer Staaten — nämlich solche der Ver- 
einigten Staaten in Beziehungen zwischen einer anderen amerika- 
nischen Nation und einer nichtamerikanischen Macht oder zwischen 
zwei nichtamerikanischen Staaten, die Kolonialbesitz in Amerika 
haben — in Frage. Daß derartige Interventionen, wenn sie zum 
Zwecke der Selbsterhaltung vorgenommen werden, sich völker- 
rechtUch rechtfertigen lassen, wird ebenfalls mit Becht allgemein 
anerkannt^.) Denn sie sind dann nichts weiter als ein Aus- 
druck des völkerrechtUch zulässigen „Selbsterhaltungsrechts**. 

Wir haben hier nicht die Frage nach Voraussetzungen, Inhalt 
und Grenzen der Selbsterhaltungsbefugnis ex professo abzuhandeln. 
Deshalb sind wir der Aufgabe überhoben, auf die vielen dabei un- 
geklärten Streitpunkte eingehen zu müssen. 

Als Grundlage für die hier unternommene völkerrechtUche 
Kritik der Monroedoktrin und ihre Beurteilung an Hand der Selbst- 
erhaltungsgrundsätze genügen die folgenden Feststellungen: 

^) Diese Seite des „Selbsterhaltungsrechts" in seiner streng defensiven Form 
wird in der^teratur durchweg vemacUftssigt. Sie ist ^enüber dem „offensiven 
Selbsterhaltunesrechte" die wichtigere Form. Denn sie gibt die Rechtfertigong 
fiir alle eewal&amen Zurückweisungen unberechtigter Angriffe eines Staates am 
einen andern ab. Freilich ist die Berechtigung, ein Selbsterhaltungsrecht in solchen 
Fällen auszuüben, zu selbstverständlich, um lange Ausführungen zu erfordern. 

•) Siehe oben S. 347. 

3) Vergl. dafür, daß Intervention sich auf das Selbsterhaltungsrecht gründen 
lasse, die folgenden Stimmen: Davis, Elements, S. 99 f. (er nimmt an, daß 
eine Einmischung nur dann mit Selbstverteidigung gerechtfertigt werden 



Isünne, wenn der oetretfende Staat Unrecht erlitten habe und ihm Genugtuung 
verweigert worden sei); D e s p a g n e t , S. 251 ff.; Hall, Kap. VIII S. 279 ff. 
Halleck, S.102; Lawrence, S.127; Oppenheim, I S. 193; 
M^rignhac, I S.291; Phillimore, I Nr. 371 S.6ö3f.; Rivier, 
Princ. 1 S.397ff.; Derselbe, Lehrb. S.246f.; Taylor, $ 420 S. 422; 
Woolsev, S.44. 



24* 
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Jedes Eingrmfen einee Staates, aach das zum Schatze der 
unverletzten Eigenexistenz des Angreifers vorgenommene, da& 
sich gegen einen anderen Staat richtet, verletzt dessen Völker- 
rechtUcb prinzipiell anverletzbare Existenz. Schon hieraas folgt,, 
daß das Maß dessen, was aaf Grand der Selbsterhaltangsbefagnis 
zozalassen ist, aaf das zam Schatz des eingreifenden Staaten 
II absolat Not w endige beschr&nkt werden maß. 

Femer maß bemerkt werden, daß die Aasdehnang des „Selbst- 
erhaltangsrechtes" aber ein solch' absolat notwendiges Maß hinaas 
der sichere Weg daza ist, am in das Gefüge des völkerreditlichea 
Systems Gewalt and Willkür in dem Gewände eines Völkerrechts- 
Satzes wieder einzuführen. 

Und endlich ist hier ganz besonders hervorzaheben, daß das. 
„Selbsterhaltangsrecht*', auch soweit es sich in Angriffen gegea 
andere Staaten äaßert, seinem Wesen nach ledigUch defensivea 
Zwecken dienen soll, daß es ledigUch den angeschmälertea 
Bestand des angreifenden Staates zu schützen bestimmt ist, nicht 
aber seinen Wünschen nach Portschritt and Verbesserang Vor- 
schub zu leisten hat.^) 

Andererseits mag aber auch darauf hingewiesen werden, daß die- 
Schmälerung jedes Bechts oder jedes Interesses eines Staates 
die Schmälerung seines unverletzten Bestandes bedeutet und 
demgemäß die Voraussetzungen für ein Vorgehen unter dem Ge- 
sichtspunkte der Selbsterhaltung zu rechtfertigen geeignet ist» 
Von Liszt') hat mit Becht bemerkt, daß kein Grund vorUegt,. 
warum der betreffende Staat warten müsse, bis er vor dem 
unmittelbar drohenden Untergange steht, bevor er auf Grund des. 
Selbsterhaltungsrechts eingreifen dürfe. 

Die Selbsterhaltungsbefugnis rechtfertigt mit andern Worten 
auch jede im Notstande vorgenommene Intervention.*) 

^)We8tlake, IS. 299, identifiziert sogar Selbstverteidigungsrecht und 
Selbsterhaltongsrecht. Er saft: „What we take to be pointed out by justice as 
a true international right of self-preservation is merel^ Üiat of self-aefence." 

Man sollte den Ausdruck Selbstverteidigung jedoch auf die- 
jenigen Selbstiiüfehandlungen beschränken, die Verteidigungshandlungen im 
eigentlichen Sinne sind. 

Vergl. hier aucli z. B. die Bemerkungen Taylors, S. 404 ff., der dort 
die Intervention als die offensive Form der Selbsternaltnng bezeichnet. 

«) S. 182. 

') Über das VerhäHnis von Selbsterhaltungsbefugnis und völkerrechtlichem 
„Notstandsrecht" herrscht große Unstimmi^eit: U 1 1 m a n n , S. 461, ist z. B» 
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Aus der Tatsache, daß nur solche Maßnahmen, welche absolut 
notwendig für den Schutz der unverletzten Eigenexistenz eines 
Staates erscheinen, mit dem ,, Selbsterhaltungsrecht" gerechtfertigt 
werden können, folgt unmittelbar weiter, daß das,, Selbsterhaltungs- 
recht" nur dann berechtigterweise ausgeübt werden kann, wenn es 
sich um die Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den 
abwehrenden Staat handelt. 

Nach alledem wird man den Kreis der mit dem „Selbst- 
erhaltungsrecht'' zu begründenden Interventionen auf 
alle solche Maßnahmen und nur solche zu beziehen 
haben, die zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr^) 
für den unverletzten Bestand des intervenierenden 
Staates notwendig erscheinen.^) 



der Meinung, daß Selbsthilfehandlangen, die durch Notstand veranlaßt sind, Ober- 
haupt keine Interventionsfälle seien. 

H e i 1 b r n , Kritik, S. 358, h&lt offenbar die Notstandshandlungen für 
Sonderfälle von Selbsterhaltungshandlun^n. Ähnlich v. L i s s t. Er behauptet 
(1. c.) die Anwendbarkeit des strafrechtbchen Notstandsbegriffes (ebenso wie na- 
türlich die des Notwehrbegriffes) für das Völkerrecht, und erklärt, daß mit der 
Anerkennung des Rechts auf Selbsterhaltnng der Notstandsbe^riff innerhalb 
engerer Grensen anerkannt sei. 

R 1 1 e c k , S. 20, erkennt Notstand als ei'^en Entschuldigungsgrund für 
Interventionen an, zieht für diesen Begriff andererseits aber sehr enge Grenzen, 
indem er sagt: „Dies g^lt jedoch nur von einem wahren Notstande .... Bei einem 
Staate . . . ., wenn seme Unabhängigkeit, Freiheit und ganze Existenz durch die 
Unruhen im Nachbarstaate aufs augenscheinlichste bedroht sind." (R. spricht 
nur von Einmischungen in innere Angelegenheiten eines anderen Staates.) „Bei 
solcher Collision der Pflicht der Selbsterhaltung mit der Pflicht, die Unabhänn^- 
keit des Nachbars zu achten, ^ht jene vor, kann die Intervention als unbedenffiäi 
geschehen.** Er idientfiziert im Grunde also Notstand und Selbsterhaltung. 

^) Daß gegenwärtige Gefahr notwendig sei, um Interventionen 
mit dem Selbsterbaltungsrechte zu rechtfertigen, ist mehr oder weniger deutlich 
besonders betont bei: 

G r e a s y , S. 291 : „Clearly the danger, in order to amount to a justi- 
fication for a war of Intervention, must be a danger which directly aifects 
the vital and substantial interests of the foreign State ....'* 

Hershey, S. 160: „To justify Intervention on this ground, tiie danger 
must be, of oourse direct and inmiediate, and not merely contingent or remote.*' 

Halleck, S. 102, verlangt für die Berechdsimg der Einmischung in 
innere Angelegenheiten eines Staates durch einen andern „impending danger**. 
Von dieser Gefahr erklärt er, sie müsse „threatening and immediate** sein. 

Vergl. weiter: Härtens, IS. 294 f.; Rivier, Princ.IS.397; Taylor 
S. 404 ff. und endlich vergl. auch Woolsey, S. 44. 

') Das Begriffserfordemis der Notwendigkeit folgt unmittelbar 
daraus, daß Notwendigkeit die oberste Grundlage des Selbsterhaltungsrechts ist, 
die sich auf jene stützt. Vergl. hierfür besonders: Gareis, S. 93; Hershey, 
S.144f.; Härtens, IS.294f.; Oppenheim, I S. 186; Rivier, 
Princ, I S. 277. 

Dagegen z. B. Bonfils, Nr.242 S.143; H^rignhac, S.246f.; 
Pi^deirivre, I Nr. 207 S. 176. 
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Die eben gemachten Ausführungen entsprechen dem von den 
Vereinigten Staaten selbst eingenommenen und, so weit nicht die 
Monroedoktrin in Frage kam, auch befolgten Standpunkte. 

Der Fall der „Caroline". 

Dies tritt besonders in dem bekannten Fall der „Caroline" 
hervor.*) 

Bei diesem handelte es sich um die Frage nach der Be- 
rechtigung der Verletzung der Territorialhoheit eines Staates 
durch einen andern zum Zwecke der Selbsterhaltung. 

Der Fall ist kurz folgender: 

Während eines Aufstandes gegen England, der in den Jahren 
1837 und 1838 in Canada stattfand, hatte eine Gruppe von In- 
surgenten die im Niagarafluß gelegene Navy-Insel besetzt und 
hatte diese Insel zu einer Operationsbasis gegen England gemacht, 
wobei sie von Untertanen der Vereinigten Staaten, welche mit 
der Revolution sympathisierten, unterstützt wurden. Bei ihrem 
Vorgehen gegen England verwendeten sie auch das Dampfboot 
„Caroline". Dies Boot diente als eine Art Kommunikations- 
fahrzeug zwischen der Insel und dem Hauptland. Die Insurgenten 
benutzten es vor allem dazu, Munition und Mannschaften vom 

^) Zu diesem sehr berühmt gewordenen Falle vergl. die folgenden Nachweise: 
Br. and For. State Papers, XXVI (1837—1838) S. 1373 ff. 

Shier findet sich das Affidavit des Kommandanten der „Caroline'' vom 30. Dez. 
.837 über die oben geschilderten F&lle); Br. and For. State Papers, 
XXIX S. 1126 ff.: Gorrespondence bet^'een Great Britain and the United States 
respecting the arrest and imprisonment of Mr. Mc Leod for the destniction of the 
steamboat „Caroline'*; vergl. femer Br. and For. State Papers, XXX 
(1841—1842) S. 193 ff.; Br. Acc. and Papers, 1843. Bd.LXI Nr. 439: 
Papers relative to the special mission of Lord Ashburton to The United States 
of America in 1842, Teil IV: Case of the „Caroline' S. 45 ff . 

H. Ex. Do c. 64, 26.Cong. 2.8ess. Bd. II (1837—1838): „Neutaralit}' — 
Canadian frontier"; H. £x. Doc. 74, 25. Cone. 2. sess. (1837—1838 Bd. III) 
enthält Dokumente über die Aofrediterhaltang der Neutralit&t der Vereinigten 
Staaten Mexico, Texas and Canada gegenüber. H. R e p. 162, 26. Cong. 2. sess. 
(1^40—1841) enth&lt den Bericht vom 13. Febr. 1841 über den „Catolme"-FaU, 
sowie Mc Leods Einspemmg, mit einer Geschichte der Begebenheit; S e n. D o c. 
99, 27. Cong. 8. sess. (Bd. III, 1842—1843): Correspondence in relation to the 
destmction of tiie „Caroline"; Moore, II S. 409 ff.; Derselbe, Arbi- 
tarations, III S. 2419 ff.; Webs ters Works, Boston 1851, VI S. 292 ff.: Corre- 
spondence with Lord Ashborton. In violability of national territory, Case of the 
„Caroline". A n n. R e g. 1841, S. 816 ff . ; Calvo, IIIS.127ff.; Cobbett, 
ifS. 83ff.(McLeod'sFi3l); Hall, S.265f.; Hershey, S. 145; v.Holst, 
III S. 244; Eent (Ausgabe Abdy) S. 148; Lawrence (dritte Aufläse) 
S.501ff.; Oppenheim, I S. 187; Phillimore, I S. 315, III S. 60 B.; 
Scott, S. 67 und 319 N.; Snow, S.177f.; Taylor, S. 406; West- 
lake , I S. 300 f. 
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Gebiete der Vereinigten Staaten auf die Navy-Insel zu schaffen, 
mit der Absicht, sie von dort nach Canada zu überführen. 

Am 29. Dezember 1837 wurde auf das Boot von englischen 
Mannschaften gefeuert, als es, unter amerikanischer Flagge fahrend, 
bei Black Bock landete, jedoch ohne Erfolg. 

Das Schiff ankerte zur Nacht im Hafen von Schlosser, im 
Staate New York, auf amerikanischer Seite. 

Gegen Mittemacht wurde es von einem englischen Detadie* 
ment von etwa 70 — 80 Mann unter dem Kommando des Colonel 
A. W. Mc Nah angegriffen, wobei zwei Mann von den darauf be- 
findUchen, größerenteils aus Untertanen der Vereinigten Staaten be- 
stehenden Mannschaften und Passagieren getötet wurden. Das Schiff 
wurde genommen, angesteckt und über die Niagara-Fälle gesandt. 

Die Vereinigten Staaten erhoben gegen ein solches Vorgehen bei 
der englischen Regierung Vorstellungen. Da diese Episode sich auf 
Territorium der Vereinigten Staaten abgespielt hatte, so erklärten 
sie, daß ihre Gebietshoheit verletzt worden sei, und es kam zwischen 
den beiden Begierungen zu einem diplomatischen Notenwechsel. 

Hinzu trat folgendes: Ein gewisser Alexander Mc Leod, 
der englischer Untertan war, hatte sich im trunkenen Zustande 
im Gebiete des Staates New York damit gebrüstet, an der Zer- 
störung der „Caroline" mitbeteiligt gewesen zu sein. Er wurde ver- 
haftet und gegen Englands Vorstellungen des Mordes angeklagt.^) 
Dieses Verfaharen wurde fortgesetzt, obgleich die englische Be- 
gierung die Verantwortung für das Geschehene übernahm und 
erklärte, das englische Vorgehen sei die Ausübung eines gewalt- 
samen, durch Selbstverteidigung gerechtfertigten Begierungs- 
aktes gewesen.') 



^) Er wurde übrigens an! Grand eines Alibis freigesprochen. H o 1 1 z e n - 
d r f f , H. H. Bd. II S. 74 Anm. 4 behauptet, Mc Lmd sei freig^prochen und 
außer Verfokung gesetzt worden, weil die britische Regierung die internationale 
VerantwortUmkeit für das Geschehene und Anbefohlene übernommen habe. Dies 
ist nicht zutreffend. 

Der Fall Mc Leods wurde übrigens Anlaß zum Erlaß eines Gesetzes vom 
29. Aug. 1842 (Stat. at Large, V, 539, c.257). Nach diesem Gesetz sind 
die Gerichte der Vereinigten Staaten berechtigt, ein „Writ of habeas corpus'* zu 

gewähren, wenn eine Person „being a subject or dtizen of a foreign State and 
omidled tiberein, is in costody for an act done or omittod unter anv alldged ri^bt, 
title, autiiority, privO^, protection or exemption danned under the commission, 
or Order, or sanction of any forekn State, or under color tiiereof tiie validity and 
effeet whereof depend upon the law of nations*'. 

') Vergl. dazu besonders die Korrespondenz in B r. and For. State 
Papers, XXIX S. 1126. 
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Die Angelegenheit wurde im Jahre 1842 im Verlaufe der Ver- 
handlungen, die Lord Ashburton mit Staatssekretär Webster in 
jener Zeit über einige zwischen England und den Vereinigten 
Staaten schwebende Streitpunkte führte, durch eine Entschuldigung 
der englischen Regierung erledigt.^) 

Während der diplomatischen Erörterungen über den 
„Caroline"-Fall gab nun Webster dem enghschen Gesandten in 
Washington, Mr. Fox, eine Erklärung ab, die man als eine Art 
Begriffsbestimmung der Selbstverteidigung durch die amerika- 
nische Regierung ansehen kann. 

Webster erklärte nämlich in dem betreffenden Schreiben vom 
24. April 1841: 2) 

„Man kann nicht annehmen, daß jenes Vorgehen bei 
vernünftiger Anwendung oder Konstruktion des Rechts der 
Selbstverteidigung vom Standpunkte des Völkerrechts aus ge- 
rechtfertigt werden kann. Es ist zuzugeben, daß ein begründetes 
Recht der Selbstverteidigung Nationen ebenso wie Individuen 
stets zusteht und für beide gleicherweise nötig ist. Aber die 
Ausdehnung dieses Rechts ist eine Frage, die nach den Um- 
ständen jedes einzelnen Falles zu beurteilen ist; und wenn seine 
angebUche Ausübung zur Begehung feindlicher Handlungen im 
Gebiete einer im Frieden befindlichen Macht geführt hat, so 
kann nur «ine klare und absolute Notwendigkeit 
den Rechtfertigungsgrund bilden.'' 
In diesen Worten ist das Merkmal der Notwendigkeit be- 
sonders hervorgehoben. 

Im Verlaufe seiner Ausführungen erklärt Webster jedoch in 
allgemeinerer Weise: ') 

^) Diese Verhandlungen bezogen sich hauptsächlich auf die nordöstliche 
Grenze der Vereinigten Staaten. Der Text des Webster-Ashburton- 
Vertrags, der diese Verhandlungen zum Abschluß brachte, und am 9. Aug. 1842 
unterzeichnet wurde, steht in M a r t e n s , N. R. G. III S. 456, sowie Treaty 
Vol. 1910 Bd.I S. 660 ff. 

*) Br. Acc. and Papers, 1. c. S. 45 ff., auch Websters Works 
VI S. 250 ff. Die betreffenden Worte lauten: „It does not think that transaction 
can be justified by any reasonable appUcation or construction of the rigfat of seif- 
defence, under the kw of nations. It is admitted that the just right of self-de- 
fence attaches alwa3rs to nations as well as to individuab, and is equally necessar}' 
for both. But tiie axtend of this ririit is a question to be judged of bv tiie oiream- 
stances of each particdar case: ana wfaen its aUedged ezerdse has led to the oom- 
mission of hostile acts within the territory of a Power at peace noUiing less than 
a clear and absolute neoessity can afford ground of justincation.'^ 

') B r. Acc. and Papers, 1. c. S. 49: Diese Stelle lautet: „Under these 
circumstanoes and under those immediately connected with the transaction itself, 
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yyUnter diesen und den mit der Maßnahme mmiittelbar 
verbmidenen Umständen wird es die Aufgabe der Eegierong 
Ihrer Majestät sein, zu zeigen, mit welchen Tatsachen und 
welchen völkerrechtlichen Begeln ^) die Zerstörung der ,,Caroline'' 
verteidigt werden kann. Es wird dieser Eegierung ob- 
liegen, .eine Notwendigkeit zur Selbstverteidigung 
zu zeigen, die gegenwärtig und überwältigend war, 
keine Wahl der Mittel und keinen Augenblick zur 
Überlegung ließ,** 

Lord Ashburton nahm im Verlaufe der oben erwähnten Ver- 
handlungen mit Webster namens der englischen Eegierung in 
einem Schreiben vom 28. Juli 1842 die eben erwähnte Wendung 
des Schreibens an Fox an und wiederholte sie wörtlich im Ver- 
laufe seiner Bemerkungen.') 

In einem Anwortschreiben vom 6. August 1842, in dem Webster 
seine Befriedigung über diesen Standpunkt Lord Ashburtons aus- 
sprach, stellte er ausdrücklich die Übereinstimmung beider Ee- 
gierungen über den Umfang des Begriffes berechtigter Intervention 
zum Zwecke der Selbstverteidigung fest und sagte:') 

„Der Präsident sieht mit Vergnügen, daß Eure Lordschaft 
zugibt, daß solche große Prinzipien öffentlichen Eechts, wie 
sie diese Eegierung zum Ausdruck gebracht hat, anwendbar 
sind Es ist zweifellos berechtigt, daß zusgetandenermaßen 



it will be for H. M/s Government to show upon what State of facts, and what rules 
of national law, tiie destniction of the „Caroline'* is to be defended. It will be for 
that Government to show anecessity of self-defence, instant, 
overvelming leaving no choice of means and no moment 
of de liberation/' 

^) Das endische Original spricht von „national law*'; dies ist ganz offen- 
sichtlich ein Schreibfehler und muß „international kw** heißen. 

*) Vergl. Br.Acc.andPapers,S.41;Websters Works , VI S . 294 ff . ; 
auch Br. andFor. StatePapers, XXX S. 195 ff. Die entscheidende Stelle 
lautet: „It is so far satisfactory to perceive, that we are perfecüy agreed as to the 

general principles of international law applicable to this unfortunate case 

Agreeing therefore on the ^neral principle and on the possible ezception to whlch 
it is liable, tiie only quesüon between us is, whetiier this occurance came within 
the limits fairly to be assigned to such ezceptions: whether, to use your words, 
there was „that necessity of self-defence, instant, overvelming, leaving no choice 
of means'* which preceded the destniction of the „Caroline" whüe moored to the 
shore of the United States?" 

*) eod. S. 66, „Undoubtedh it is just, that whüe it is admitted that exceptions 
growing out of the great law of self-aefenoe do ezist, those exceptions should be 
confinä to cases in which the necessity of that self-defence is instant, overvelming 
and leaving no choice of means and no moment for deliberation.*^ 
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zwar Ausnahmen bestehen, die aus dem großen Becht der Selbst- 
verteidigung folgen, daß solche Ausnahmen aber auf Fälle be- 
schränkt werden sollten, in welchen „die Notwendigkeit 
dieser Selbstverteidigung gegenwärtig und über- 
wältigend ist, keine Wahl der Mittel und keinen 
Augenblick der Überlegung zuläßt." " , 

Nach alledem sehen wir, daß die amerikanische Begierung, 
ganz ebenso wie dies in der oben gegebenen Abgrenzung der auf 
Selbsterhaltung zu gründenden Interventionen geschehen, hier in 
bestimmtester und allgemeiner Weise die Zulässigkeit derartiger 
Angriffe, wie den hier in Betracht kommenden, von vorliegender 
Notwendigkeit, gegenwärtiger Gefahr und Selbstverteidigung ab- 
hängig macht. 

Ostende-Manifest. 

Einen ähnUchen Standpunkt, unter besonderer Betonung des 
Erfordernisses der unmittelbaren Gefahr, findet man in dem 
berühmten Ostende-Manifest, ebenso wie in der Antwort des 
Staatssekretär Marcy darauf vom 13, November 1854 vertreten. 

Über die Umstände, die zur Entstehung dieser beiden Ur- 
kunden geführt haben, ist oben im Zusammenhang mit der Ge- 
schichte der Monroedoktrin in bezug auf Cuba gesprochen worden.^) 



>) Siehe oben S. 326 ff. 

Ein Abdruck des Manifests findet sich auch in den American History leafiets, 
herausgegeben von Hart und Ghannig, Nr. 2: „The Ostend Manifesto» 
New YoS 1906. 

„Self-preservation is the first law of nature, with States as well as vnttk 
individuals. All nation have, at different periods, acted upon tiiis maxim, Although 
it has been made the [>retext for committin^ flagrant injustice, as in the partition 
of Poland and otiier similar cases whidi history recoids, yet the principie itself, 
tfaough often abused has always been recognized 

Our past history forbids that we should acquire the Island of Cuba without 
the consent of Spain unless justified by the great law of self-preservation. We 
mnst in any event, preserve our own consdous rectitude and our self-respect. 

Whüst pnrsuing this course we can afford to disregard the censures of tiie 
World to which we nave been so often and so unjustly exposed. 

After we shall have offered Spain a price for Cuba £ur beyond its present 
value, and this shall have been refused, it will tiien be time to consider the question, 
does Cuba, in the possession of Spain seriously endanger our internal peace and 
the existence of our cherished Union? * 

Should this question be answered in the affirmative, Üum, by every law. 
human and divine, wo shall be justified in wresting it from Spain if we possess the 
power; and this upon tiie very same principie that would justify an individnal in 
tearing down the Duming honse of his neigjibor if tiiere were no otfaer means of 
preventing the flames from destroying his own home.** 
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Beide sind jedoch meines Wissen mit der hier in Betracht 
kommenden Frage noch nicht in Yerbindmig gebracht worden. 
Deshalb mögen die betreffenden Worte des Manifestes in der Über- 
setzung hier wiedergegeben werden: 

Das Ostende-Manifest erklärte u. a. : 

,,Selbsterhaltmig ist das erste Naturrecht bei Staaten, 
ebenso wie bei Individuen. Unsere bisherige Geschichte ver- 
bietet uns, die Insel Cuba ohne Spaniens Zustimmung zu er- 
werben, ausgenommen, wenn wir durch das große Gesetz 
der Selbsterhaltung gerechtfertigt sind. . . . Bringt Cuba in 
Spaniens Besitz unsem inneren Frieden und das Bestehen unserer 
geliebten Nation ernstlich in Gefahr? 

Sollte diese Frage bejaht werden, dann werden wir nach 
jedem Becht, menschlichem wie göttlichem, gerechtfertigt da- 
stehen, Cuba von Spanien zu entreißen,faUs wir die Macht dazu 
haben; und dies auf Grund desselben Prinzips, das eine Einzel- 
person berechtigen würde, das brennende Haus seines Nachbars 
niederzureißen, falls keine andern Mittel dazu zur Verfügung 
stünden, die Mammen an der Zerstörung seines eigenen Hauses 
zu hindern." 

Und einen ganz ähnlichen Standpunkt über die Voraus- 
setzungen des Selbsterhaltungsrechts drückt Staatssekretär Marcy 
in seinem Antwortschreiben vom 13. Dezember 1854 auf dieses 
Ostende-Manifest aus, von dem bereits oben *) die entscheidende 
Stelle in der Übersetzung gegeben worden ist. 

Man sieht also, daß auch hier wieder die Befugnis zur Nicht- 
achtung fremder Souveränität durch Eingreifen in das Eigen- 
leben eines Staates seitens eines anderen durch eine zufolge 
drohender Gefahr für die Existenz des Angreifers eingetretene 
Notwendigkeit eines solchen Vorgehens begründet wird. 

Nach alledem ist man berechtigt, den Vereinigten Staaten die 
oben gemachte Abgrenzung des Begriffs des Selbsterhaltungsrechts 
entgegenzuhalten und daran die Monroedoktrin zu messen. 

Kann diese danach aus dem Gesichtspunkt des „Selbst- 
erhaltungsrechts'' gerechtfertigt werden und eventuell: inwieweit 
ist dies der Fall? 

Würde man mit der herrschenden Ansicht der Gegner der 
Monroedoktrin annehmen, die Monroedoktrin sei von einem defen- 
siven zu einem ausschUeßlich offensiven Grundsatze geworden, ihr 
Sinn sei nunmehr Imperialismus oder gar Expansion der Vereinigten 

») Vergl. oben S. 828. 
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Staaten, so würde die eben gestellte Frage von vornherein ver- 
neint werden müssen. Denn eine völkerrechtliche Interventions- 
befognis zu derartigen selbstsüchtigen Zwecken ist ein Widersprach 
in sich selbst. 

Dasselbe gilt, falls man die Monroedoktrin als ein Mittel zum 
Schutze des ungestörten Fortschrittes von Wohlfahrt und Ge- 
deihen der Vereinigten Staaten ansieht.^) 

Gewiß ist es eine der berechtigsten Unternehmungen des 
Staates, sich um den Fortschritt seiner Wohlfahrt und seines Ge- 
deihens zu bemühen und alles zu tun, um dieses zu schützen und 
zu gewährleisten. Man kann diese Aufgabe sogar als den Inhalt 
der ihm nach dem Völkerrecht zu seiner Selbsterhaltung obliegenden 
Tätigkeit erklären, wie dies wiederholt getan worden ist*.) Aber 
ebenso sicher hat man, wenn man nicht das völkerrechtliche Ge- 
bilde der nebeneinander lebenden StaatenfamiUe im Begriffe zer- 
stören will, anzunehmen, daß jeder Staat sich bei Erfüllung dieser 
Aufgabe grundsätzlich auf den Gebrauch der legitimen Mittel des 
völkerrechtlichen Verkehrs zu beschränken hat, daß die ihm zu- 
stehende Aufgabe der Förderung seines Wohlstandes ihm keine 
Legitimation dazu gibt, dies unter Verletzung der subjektiven 
Völkerrechte eines anderen MitgUedes der Völkerrechtsfamilie 
zu tun. 

Eine Interventionsbefugnis, sei es zur Beförderung, sei es 
zum Schutze des politischen oder kommerziellen Fortschrittes 
eines Staates auf Kosten eines andern, kann völkerrechtlich prin- 
zipiell nicht anerkannt werden. Und demgemäß ist die Idee, daß 
die Monroedoktrin ein Mittel zum Schutze des ungestörten Fort- 
schrittes von Wohlfahrt und Gedeihen der Vereinigten Staaten sei, 
nicht geeignet, irgend eine Grundlage für ihre Rechtfertigung 
vom Standpunkt des Völkerrechts aus abzugeben. 

Unterstellt man dagegen die Behauptung als richtig, daß die 
Monroedoktrin auch gegenwärtig noch, wenigstens zugleich mit 
anderen Zwecken, der Verteidigung des ungeschmälerten Be- 
standes der Vereinigten Staaten zu dienen bestimmt sei, so fallen 
unter den Kreis der von ihr angedrohten Interventionen in der 



^) Siehe oben S. 348. 

*) Vergl. hier beispielsweise Bonfils, Nr. 243 S. 143; Ghretien, 
Nr.l87ff. S. 188 ff.; Foignet, S.76f.; Hall, S.43f.; Nvs, II S. 217 ff.; 
Pradier-F.,Nr.219S.366undNr.261 S. 424; R i v i e r , trinc. I S. 266 ff . 
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Tat auch solche Maßnahmen, die zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr fär die Vereinigten Staaten notwendig erscheinen. Die 
Monroedoktrin umfaßt unter dieser Voraussetzung b^rifflich 
dann auch Interventionsdrohungen, die unter dem Gesichtspunkte 
der Selbsterhaltung gerechtfertigt sind. 

Sie bezieht sich aber auch dann nicht nur ausschließUch, ja, 
nicht nur in erster Linie auf solche, ist vielmehr viel weiter gefaßt. 

Nach der oben gegebenen Begriffsbestimmung hat man den 
Kreis der mit dem „Selbsterhaltimgsrechte** zu begründenden 
Interventionen auf solche Maßnahmen zu beschränken, die zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den unverletzten Bestand 
des intervenierenden Staates notwendig erscheinen.^) 

Dieser Kreis ist viel enger als der durch die Monroe- 
doktrin umschriebene. 

Nicht einmal die Monroe bo tschaft beschränkte sich darauf, 
sich nur gegen diejenigen Handlungen zu richten, auf welche sich 
die eben wiederholte Begriffsbestimmung bezieht. Denn sie verbot 
gewisse Kolonisierungshandlungen und gewisse Einmischungen 
europäischer Staaten, die von ihnen zu dem Zwecke vorgenommen 
werden würden, um ihre politische Macht in Amerika zu vergrößern. 
Solche Handlungen berühren jedoch auch für den Fall, daß sie 
erfolgreich sind, nicht notwendig überhaupt irgendwie die Ver- 
einigten Staaten, geschweige denn, daß sie eine gegenwärtige Gefahr 
für deren unverletzten Bestand notwendig in sich schließen und ihr 
Eingreifen deshalb erforderUch machen. Sie tun dies weder für sich 
betrachtet als Einzelereignisse, noch dann, wenn man ihnen die 
Bedeutung des Anfanges einer Kette politischer Tätigkeiten nicht- 
amerikanischer Mächte in Amerika, den Charakter von Präzedenz- 
fällen beilegt. Sie mögen eine Gefahr für die betreffenden amerika- 
nischen Staaten, gegen die sie sich direkt richten, bedeuten und 
mögen so geartet sein, daß sie gewaltsame Zurückweisungshandlungen 
dieser Mächte völkerrechtUch gerechtfertigt erscheinen lassen. 
Eine Gefahr für die Vereinigten Staaten und insbesondere eine 
gegenwärtige, für ihren unverletzten Bestand bestehende und ihr 
sofortiges Eingreifen notwendig machende, brauchen sie nicht zu 
enthalten, und werden sie tatsächlich nur in sehr seltenen Fällen 
darstellen. 



1) Siehe oben S. 373. 
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War schon die Monroebotschaft weiter als der Kreis jener 
Handlangen, die als Selbsterhaltungsmaßregeln gerechtfertigt 
werden können, so ist das in noch viel größerem Maße von der 
Monroedoktrin der Fall, in dem Umfange, wie sie heutzutage 
besteht. 

Sie richtet sich gegenwärtig ja gegen jede von nichtamerika- 
nischer Seite ausgehende Handlung, die nach Ansicht der Ver- 
einigten Staaten dazu geeignet ist, mittelbar oder unmittelbar 
einem nichtamerikanischen Staate in bezug auf amerikanisches 
Gebiet, das nicht zu den Vereinigten Staaten gehört, poUtische 
Macht zu geben oder zu vermehren.^) 

Aus dieser Begriffsbestimmung, wie wir sie oben zum Schlüsse 
der Ausführungen über ihre geschichtUche Entwickelung zu- 
sammenfassend gegeben hatten, ergibt sich folgendes: 

Die Monroedoktrin hat nunmehr einen derartig weiten Um- 
fang angenommen, daß sie sich sogar schon gegen solche Handlungen 
wendet, die mögücherweise eine Situation schaffen können, welche 
zu einem Machtzuwachs nichtamerikanischer Staaten in Amerika 
zu führen geeignet ist, ein Machtzuwachs, der vielleicht in seinen 
Folgen den Vereinigten Staaten einmal gefährlich werden mag. 

Hinzu tritt, daß der Begriff der Gefahr kein objektiv be- 
stimmter ist, vielmehr in seinem Bestehen und in seinem Grade 
von der Widerstandskraft desjenigen Staates abhängt, dem die 
betreffende Gefahr gegenüber tritt: Was gefährlich für Paraguay 
oder für Panama oder für Santo Domingo ist, ist noch nicht ge- 
fährhch für die Vereinigten Staaten. 

Man kann sogar so weit gehen, die Frage zu stellen, ob denn 
bei der gegenwärtigen Stärke der Vereinigten Staaten die Ver- 
teilung auch des gesamten übrigen amerikanischen Kontinents 
an nichtamerikanische Kolonialmächte überhaupt diesem Staats- 
wesen würde gefährlich werden können. 

SicherUch birgt bei einer nur einigermaßen unbefangenen 
Auffassung vom Begriff der Gefahr, wie er hier gebraucht wird, 
der Besitz der Margarita-Insel durch Deutschland, oder von 
St. Barth61emy durch Italien anstatt durch Schweden, oder, 
um nur noch ein Beispiel anzuführen, der Erwerb eines Stückes 



») Vergl. oben S.349f. 
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venezuelanischen Gebietes am Ende eines lang ausgezogenen 
Grenzstreites durch England keine Gefahr für die Vereinigten 
Staaten in sich. 

Aber ganz abgesehen hiervon, bedarf es überhaupt gar keiner 
langen Ausführungen für die folgende Feststellung: 

Ein derartig mittelbarer und doppelt bedingter Gefahrbegriff, 
wie der eben bestimmte, kann nicht dazu geeignet sein, die von 
der Monroedoktrin angedrohten Handlungen mit dem Selbst- 
erhaltungsrecht zu rechtfertigen. Wollte man ihn als taugliche 
Grundlage zur Bechtfertigung von Interventionen aus dem Ge- 
sichtspunkte der Selbsterhaltung ansehen, so würde dem Begriff 
des Selbsterhaltungsrechts dadurch eine Ausdehnung gegeben 
werden, die jeder unter seinem Schilde vorgenommenen Gewalt- 
handlung die MögUchkeit einer völkerrechtUchen Begründung bieten 
würde. 

Blickt man weiter unter diesem Gesichtswinkel auf die Ge- 
schichte der Monroedoktrin zurück, so hat man zu sagen: 

Nicht ein Fall, in dem die Vereinigten Staaten sich auf 
Grund der Monroedoktrin in Angelegenheiten zwischen einer 
amerikanischen und einer nichtamerikanischen Macht eingemischt 
haben, führt tatsächlich auf berechtigte Selbsterhaltung zurück. 

Fraghch könnte das höchstens in bezug auf ihr Verhalten gegen- 
über der französischen Intervention in Mexiko sein, ein 
Verhalten, das in der Tat häufig auf die Selbsterhaltung gestützt wird. 
Aber unter Zugrundelegung der oben gegebenen Grenzbestimmung 
vom Begriff der berechtigten Intervention zum Zwecke der Selbst- 
erhaltung kommt man dazu, dieser Ansicht zu widersprechen. 
Denn wenn damals auch Napoleons Pläne geglückt wären, wenn 
er den von ihm erstrebten beherrschenden Einfluß auf die mexi- 
kanischen pohtischen Verhältnisse tatsächUch erworben haben 
würde, so hätte dies zwar vielleicht und wahrscheinhch einen un- 
mittelbaren ungünstigen Einfluß auf den amerikanischen Handel 
gehabt. Das Gelingen der napoleonischen Pläne würde dem Fort- 
schritt des amerikanischen Wohlstandes hinderUch gewesen sein 
und würde diesem einen Damm entgegengestellt haben. Ebenso 
würde das Entstehen einer neuen starken pohtischen Macht in 
Amerika dem Wachsen der pohtischen Machtstellung der Ver- 
einigten Staaten dort ein Hemmschuh gewesen sein, was herbei- 
zuführen ja auch tatsächlich die ausgesprochene Idee Napoleons 
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gewesen ist.^) Eine unmittelbare Gefahr fär den Bestand der 
amerikanischen Union würde darin aber nicht gelegen haben. 

Ans alledem folgt: 

Unter der Voraussetzmig, daß man überhaupt das Fort- 
bestehen eines defensiven Charakters der Monroedoktrin aner- 
kennt und nicht annimmt, sie diene nunmehr lediglich aggressiven 
Zwecken, droht sie zwar Zwangshandlungen der Vereinigten Staaten 
auch in solchen Fällen an, wo die betreffende Intervention unter 
dem Gesichtspunkte der Selbsterhaltung völkerrechtlich ge- 
rechtfertigt erscheint. Andererseits ist sie aber viel weiter gefaßt, 
und es bleibt eine größere Gruppe von Interventionen übrig, 
die sich darauf nicht stützen lassen. 

TatsächUch hat femer das Selbsterhaltungsrecht geschichtlich 
bisher noch keine Bolle als ein Bechtfertigungsgrund der Monroe- 
doktrin gespielt; denn bisher liegt noch kein Fall vor, in dem die 
Vereinigten Staaten in die Beziehungen zwischen einer europäischen 
und einer nichteuropäischen Macht einzugreifen deshalb be- 
rechtigt gewesen wären, weil ein solches Eingreifen zur Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand der Vereinigten Staaten 
tatsächlich notwendig war. 

2. Monroedoktrin und politisches Gleichgewicht.') 

Die nächste Frage, die in diesem Zusammenhange wenigstens 
einer kurzen Erörterung bedarf, ist die über das Verhältnis der 
Monroedoktrin zum sogenannten Grundsatz des „politischen 
Gleichgewichts**. 

Dieses Prinzip wird häufig als eines ihrer Bechtfertigungs- 
gründe angeführt. 

») Vergl. oben S. 122 Anm, 1. 

*) Über das Gleich^wicbt der Kräfte vergl. die folgende, aoswahlsweise 
zusammengestellte Übersicht: 

Danewsky: L'Eauilibre politique, la l^timitä et le principe des natio- 
nalit6s, St. Petersbni]; 18Ö2; Donnadieu, C§once, Essay sur la Thtorie de 
rEqulibre, §tude d'histoire diplomatique et de droit international, Paris 1900; 
D n p u i s , Le principe d'^quilibre et le concert europ6en de la paix de Westphaüe 
k Tacte d'Algesiras (1648—1906) Paris 1909; K a e b e r , E., Die Idee des europä- 
ischen Gleichgewichts in der publizistischen Literatur vom 16. bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts, Berlin 1907 ; de Stieglitz: Del 6quilibre politique du l^ti- 
misme usw., 3 Bde., 1893—1897 Paris. 

Aus allgemeineren völkerrechtlichen Werken vergl. außer diesen Monographien 
besondersBruntschli,Nr.95ff. S. 101ff.;Bonfils,Nr.23S,9un(fNr.248 
S. 147 ff.; Carnazza-A., I S. 421 ff.; Creasy, S. 278 ff.; Despagnet, 
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Es wird dabei folgendermaßen argumentiert: Man bebftuptet, 
die Aofrechterbaltmig des earop4iscben Gleichgewichts sei 
geeignet, einen Rechtfertigongsgnmd für gewisse Interventionen 
enropäisoher Mächte abzugeben. Das in Amerika bestehende Ver* 
hältnis der verschiedenen Staaten zu einander berechtige die 
Vereinigten Staaten dort zu einem entsprechenden Vorgehen zu dem 
Zwecke, die bestehende Kräfteverteilung in jenem Weltteil auf^ 
recht zu erhalten. Die Monroedoktrin sei ihrem Wesen nach nichts 
anderes in Amerika, als was das europäische Gleichgewicht für 
Europa sei.^) 

Man kann hier davon absehen, ob der Nachweis geführt 
wenden ist oder auch nur geführt werden kann, daß das euro- 
päische Gleichgewicht in der Tat einen völkerrechtlichen Becht- 
fertigungsgrund für bestimmt geartete Interventionen abzugeben 
geeignet ist. Fest steht jedenfalls soviel, daß derartige Inter- 
ventionen oft geübt und ebenso oft mißbraucht worden sind. 

Und kaum zweifelhaft wird es andererseits sein, daß jene 
Parallele zwischen Europa und Amerika in bezug auf das Bestehen 

Nr.l76ff. S. 227 ff.; Gar eis, S. 20; Reffte r, §5 8.10 ff.; Oppenheim 
(1. Aufl.) I S. 80, IÖ3, 289, 307; T a y 1 o r j besondere S. 98ff.; T wiss , S. 187 ff. 
Und von den Gegnern dieses Prinzips veigl. besondere Bulmerincq, 
Praxis, S. 40ff. (er bezeichnet das System des politischen Gleichgewichts auf 
S.48 als „unerfindlich"); Lawrence, S. 127 ff.; M^rignhac, I S. 242 ff. 
Pradier-F.. IS.424ff.,Nr.262ff.;Rivier,Princ., rs.276f, und S.406; 
Westlake, 8.806 f. 

M Vergl. hier die besondere typischen Bemerkungen Kassons, 8. 269: 
„The Europeen critics of the Monroe Doctrine say that it is not recognized as a 
part of a code of international law, and does not therefore bind other nations, and 
IS not entiüed to observance by them. Was the Doctrine of the ,3al&nce of Power" 
a part of that code? Was it' dedared in that code that Russia should not seize 
Conistantinople? Or that France should not seize and appropriate to her own trade . 
the great ports of China? Would Germany for that reason permit France or England 
to have permanent possession of tiie Port of Rotterdam or of Antwerp? Or acquire 
a strong müitary or naval position on the coast of Denmark? Would the Europeen 
powere qnietly permit the United States because of the silence of the international 
code of uie subiect to acquire Sicüy, and establish a republican dependent govem- 
ment there? Spheres of influence are not recognized by international law, but 
they are lesjpected by the common sense of nations; and this recognition promotes 
the peace of the world/* — Etwas konziser als in diesen verworrenen, jedoch 
nicht selten in ähnlicher Fassung zu findenden Bemerkungen findet sich die oben 
bekämpfte Ansicht ausgesprochen, beispielsweise bei Hershey, Ann. Am. 
Acc. Pol. and Soc. Sc.« XI (1898) 8.66 und Tucker, 8.131. 

Voreichtiger D a v i s , 8. 110, Anm. Er erklärt, die Vereinigten Staaten hätten 
die Au^be, den Frieden und die Int^^tät der amerikanischen Staaten zu erhalten 
und fäl^ fort: „In this respect it beare a relation to the States of America in some 
respects resemblmg that bome by the principle of the Balance of Power, and has 
the same daim to consideration from the point of View of international law. YergL 
auch die Bemerkung Putins in der nächsten Anmerkung. 

Kram, MönioedoktriD. 26 
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eines politischen Verhältnisses zwischen verschiedenen Staaten, 
das als Bechtfertigungsgrund für Interventionen dienen könnte, 
keine weitere Bedeutung als die eines onglücUichen Vergleiches 
hat. Sie wäre nur dann ernstlich diskutierbar« werm sie sich auf 
ein in Amerika bestehendes Gleichgewicht der Kräfte bezöge. 
So weit geht jene Parallele jedoch nicht. Das Bestehen^ eines der- 
artigen poUtischen Verhältnisses in Amerika wird nicht be- 
hauptet und kann nicht behauptet werden. In der Tat waren das 
politische System Europas und das in Amerika existierende schon 
grundverschieden in den Zeiten des Präsidenten Monroe und sind 
es heute in noch viel größerem Umfange wie damals. Nicht nur, 
dafi sich dort etwas wie ein politisches Gleichgewicht nicht ein- 
geführt hat; es hat sich im Gegenteil in Amerika ein so aus- 
gesprochenes System der einseitigen politischen Überlegenheit der 
Vereinigten Staaten über die übrigen amerikanischen Nationen 
herausgebildet, daß sein Bestehen in Europa wahrscheinUch ein 
Vorgehen der übrigen Mächte gegen den betreffenden Staat zur 
Aufrechterhaltung des europäischen Gleichgewichts veranlassen 
würde, und daß seine Bezeichnung mit einem Worte, wie „Gleich* 
gewicht", einen Mißbrauch dieses Ausdruckes bedeutet.^) 

Nach alledem läßt sich folgendes sagen : Erkeimt man auch an, 
daß das System des europäischen Gleichgewichts ein völkerrecht- 
licher Grundsatz sei,') und daß sich aus ihm ein Interventions* 

^) Die oben vertretene Ansieht steht in besonders seharfem Widerspruch 
zu den fönenden Worten Putins, S. 53: „La Doctrine de Monroe, a-t-on dit 
c'est le principe de Ftoilibre a^ipliqu^ k l'Ain^riqiie. Opinion ing^nieose dont 
on ne peut nier la v6rite, car il est fort possible que la doctrine de Monroe soit la 
„balance of powers** de rAmirique." 

Dem^genüber vergl. z, B. die Worte von Lawrence, (8. Aufl.) S. 130: 
„The political drcumstances of the new world have happily prevented tne growtVi 
o| such a System (-bahince of power) on the American contment, and its importation 
from Europe has been avoided, owing to the wise policy of sucoessive administrationft 
from that of Monroe onwards/* 

') Die Völkerrechtsnatur des Equilibriums wird bekanntlich mit eewichtigen 
Gründen bestritten. VergL hier z. B. B o n f i Is , S. 143; er erkl&rt dies Prinzip 
selbst sei kein Rechtssatz, sondern eine Methode zur Anwendung des Rechtsaimd- 
saties der Selbsterhaltung; Bulmerincq, I S. 49; Kalten bo rn , Kritik 
des Vdlkerrechts, Leipzig 1847; S. 193; Klub er , S. 81; P6 tin , S. 53; P i lle t » 
Recherches sur les droits fondamentaux des Etats, 3. G., 1898, S. 252. Vergl. 
auch Davis, S. 106; v. Liszt, S. 13, und besonders energisch Dupuis, 
S.90ff. 

Andererseits vereL besonders Twiss, S. 187f.; er erklärt, das Prinzip 
des europäischen Gleic^wichts sei seit dem Utrechter Frieden von 1713 ein aus- 
drücklich anerkannter Satz des positiven Rechts; ebenso Des[)agnet, S. 228; 
vorsichtiger drückt sich T a y 1 o r , S. 425, Anm. 48 aus, der dort in bezug auf dieses 
Prinzip von „Express recognition as a de facto system'* redet. 
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recht europäischer Mächte zu seiner Aufrechterhaltung ableiten 
läßt»^) so sind alle diese Tatsachen hier doch ohne jedwede Be- 
deutung und nidit geeignet die Monroedoktrin völkerreditlich 
irgendwie zu rechtfertigen. 

Eine direkte Beziehung zwischen Monroedoktrin und jenem 
Prinzip des politischen Gleichgewichts wird durch die Behauptung 
hergestellt» die Vereinigten Staaten brauchten jene Doktrin zur 
Aufrechterhaltung eines Gleichgewichts der Kräfte der 
Welt.«) 

Für das Prinzip des europäischen Gleichgewichts könnte 
vielleicht mit Bücksicht auf eine Beihe seiner ausdrücklich ge- 
denkenden völkerrechtlichen Verträge der Schatten eines Zweifels 
dahingehend bestehen, ob es nicht doch ein Völkerrechtssatz sei. 

Für den unfertigen und erst im Bestehen befindlichen Begriff 
des Gleichgewichts der Kräfte der Welt ist dies nicht der Fall. Dieser 
Begriff ist ein rein politischer Grundsatz. Er hat seine Becht- 
fertigung ebenso wie die Monroedoktrin in allgemeinen Völker- 



^) Dafür daß sich Interventionen zur Aafrechterhaltong[ des 61eiehg;ewiehtB 
der Krftfte rechtfertigen lassen, spredien sich unter verschiedener Bep^findung 
mehr oder wen%er unbrachränkt insbesondere die folgenden ans: Bluntschli, 
S.102f.; Greasy, S.284ff.; Geffcken, Separatdruck seiner Arbeit in 
H.H. Hamburg 1887, S.27f.; Halleek, S.65dl.; Martens, I S.302; 
vergL auch 8.296. Härtens meint, der zwisdien den betreffenden Staaten be- 
stefiende Zustand müsse direkt die Interessen der internationalen Gesellschaft 
verletzen; Oppenheim,! S. Id8; Phillimore,IS. 660ff.;Pomeroy, 
S.245;Pradier-F.,Nr.372,S.668ff.;Strauoh,S.10;Taylor,S.425f.; 
Ullmann, S.463; Woolsey, S.44. 

Über die Voraussetsun^n der Berechtigun|; solcher Intervention herrscht 
Streit. Die überwieeende Memung begnügt siä einfach mit der FeststeUnng, daß 
das Prinzip vom politischen Gleichgewicht semerseits auf dem Selbsterhaltungs- 
recht beruhe. Verel. hier Bluntschli, Nr. 98 S.102; Halleck, I S.569; 
Heffter,S. 73; Härtens, IS. 295; M^rignhac, I S. 242; Woolsey , 
S. 45ff.; besonders Rivier, Princ, I S. 400; vergl. femer de Floeckher 
S. 35 („On ne pourra parier de radmissibilitö d'une mtervention que dans le cas 
ou fly aura en meme temps une menace pour leur existenoe pohtique"); auch C h e r- 
stonBaker,S. 180 spricht es aus, daß Interventionen rar die Aufrechterhaltung 
des GleicheewichtB der Kräfte ledi^ch auf Selbstverteidigung beruhen. Walker, 
Manual, S, 24 f. endlich erklärt: „Interventions in persuance of the decröes of 
the Concert of Europe is a special instance of Intervention prompted by the needs 
of self-defence.*' Vergl. auch unten S. 390 Anm. 1. 

*) Verd. hier besonders Oppenheim, I S. 198. 

Vergl. hier auch die Worte £)verettsim Schreiben an den Grafen Sartiges 
vom 1. Dezember 1852, abgedruckt in S e n. E x. D o c. , Nr. 12, 32. Gong. 2. sess. 
S. 15 ff., worin er das Widerstreben der Vereinigten Staaten gegen den Übernng 
Cubas an eine andere Macht begründet. Everett sagt dort u. a.: „That 
event would not take place without a serious derangement of the international 
System now existing, and it would indicate designs in reference to this hemisphere 
which oould not but awaken alarm in the United States.*' 

25* 



Digitized by 



Google 



888 Dritter Atedmitt. Monroedoktriü und' Völkerrecht. 

rechtlichen Sätzen zu suchen. Und da er ebenso wenig wie jene 
bisher völkerrechtlich anerkannt worden ist, so ist der einzige 
Bechtfertigungsgrund, der für ihn -gefunden werd^i kann» die 
Selbsterhaltungsbefugnis. 

Unter diesen Umständen ermangelt dieser Begriff neben dem 
Selbsterhaltungsrechte für unsere Zwecke jeder völkerrechtlichen 
Sonderbedeutung, und die Monroedoktrin kann nicht mit der 
Behauptung gerechtfertigt werden» sie sei zur Aufrechterhaltung 
dieses rein politischen Grundsatzes notwendig. 

Überdies ist auch hier in tatsächlicher Hinsicht zu leugnen, 
daß jedweder politischer Machtzuwachs oder auch nur irgend ein 
solcher, der einer nichtamerikanischen Nation in Amerika zu- 
fällt, das Gleichgewicht der Kräfte der Welt erschüttern oder 
auch nur gefährden würde. 

Der Grundsatz des politischen Gleichgewichts, 
in welche Beziehungen man ihn auch zur Monroe- 
doktrin bringen mag, ist nach alledem völlig un- 
geeignet, irgendwie zur Rechtfertigung der Monroe.- 
doktrin beizutragen. 

3. Monroedoktrin und Völkerrechtsdelikt. 

Von weit größerer Bedeutung als die eben behandelte Frage 
ist diejeni ge, ob und inwieweit sich die Monroedoktrin aus dem 
Gesichtspunkte rechtfertigen lasse, daß sie die gewaltsame Zu- 
rückweisung ungerechtfertigter Verletzungen völkerrechtlich ge- 
schützter Interessen eines amerikanischen Staates (oder einer 
nichtamerikanischen Macht, die in Amerika Kolonialbesitz hat) 
durch einen nichtamerikanischen seitens der Vereinigten Staaten 
androht. 

Der Begriff des völkerrechtlichen Delikts im 
Sinne eines von einem Völkerrechtssubjekte aus- 
gehenden Unrechts gegenüber einem andern Staate 
ist wissenschaftlich noch sehr unausgebildet. Insbesondere ist er 
noch nicht von den übrigen Handlungen, die die völkerrechtliche 
Haftpflicht eines Staates herbeiführen können, begrifflich klar 
abgegrenzt worden.^) 



^. hier insbesondere v. L i s z t , S. 177 ff., der die folgende ^ücldiche 
tion gibt: „Völkerrechtliches Delikt ist die von einem Staate ausgehende 
Verletning eines völkerrechtlich geschützten Interesses eines anderen Staates.*^ 
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Über ein^QL Punkte 4^ hier von besonderer Bedeutung ist, 
herrscht jedoch in der Literatur eine große tlbereinstimmnng: 
Man ist sich fast völlig darüber einig, daß unberechtigte Inter«- 
ventionen eines Staates gegenüber dnem andern jedem dritten 
das sogenannte Becht der Gegenintervention geben.^) 

Die Berechtigung eines Staates, im Falle sonstiger delik- 
tischer Handlungen eines anderen Staates gegen einen dritten, 
die nicht Interventionen sind) einzuschreiten, wird dagegen nur 
gelegentlich und in engen Grenzen anerkannt und dann zumeist 
ledigUch unter dem Gesichtspunkte des Angriffes auf das Völker- 
recht selbst.*) 



V. L i 8 z t bemerkt übrigens zutreffend weiter, daß jede Verletzung völkerrechtlich 
|;esehütKter Interessen em Delikt sei, daß stiafbaree vom nicht strafbaren Unrecht 
mi Völkerrecht nicht zu trennen seien und daß deshalb audi einfache Vertrags- 
widrigkeit, soweit es sich wirklich um völkerrechtliche Verträge handelt, sich als 
Ddikt daistelie. 

Verd. femer Bonfils, S.589f., Nr. 929: „Les d^lits et quasi-d^ts se 
produisent sous forme de l^ions, d'atteintes iUicites port^, volontairement ou 
mvolontairement, sans motifs l^thnes, auz droits d*un autie Etat^ k la libert^ 
on k llionneur d'un de ses sujets*'. 

Femer G a r e i s , S. 216. Nach ihm sind völkerrechtliche Delikte Verstöße 
gegen völkerrechtliche Verträge oder gegen ein Grundrecht. 

Vergl. weiter Desnaenet, 8.^1 ff., Nr. 464 ff.; Hef fter, Nr. 100 ff. 
S.218ff.;Hershey,S.lÖf.;BfoltzendorffmH.H., IIS.70ff.,wonach 
völkerrechtliches Delät jede Grundrechtsverletzung ist; Härtens, 11 S. 41 f . 
Neumann, S. 85f. 

Oppenheim, I S. 209: ^Intemational delinquency is every injnry to 
another State oommitted by the head and the Government of a State äirough 
neglect of an international legal duty.*' 

Pi6deliivre, S.l, 317ff. Nr. 366 ff. 

Ullmann, S. 147 ff.: „Als vöUEerrechtiiches Delikt erscheinen alle Angriffe 
gegen die durch das Völkerrecht den Völkerrechtssubjekten verbürgte Rechtssphftre.** 

Z r n , S. 164 ff. bestimmt Völkerrechtsdelikt als die Verletzung von Staats- 
hoheitsrechten eines Staates durch die WiUensäußerung eines andern Staates. 

Vergl. hier auswahlsweise: Bluntschli, §479 S.269; Bry, S.138: 
„second Intervention pour oontzebalanoer une premi^ Intervention et en paralyser 
lesefeets''; Greasy, S.296; Despagnet, S.266, Nr. 197; Hall, S.282; 



Hershey, S.160; Lawrence, OBd. IV) S. 126; P6tin, S.68; Taylor, 
§427 Nr. 427. 

Beschränkter: H e f f t e r , Nr. 46 S. 111: „Ein Einspruchsrecht gegen die 
unbefugte Intervention eines anderen Staates in die Angelegenheiten eines dritten 
Staates, insofern .... durch diese Intervention ein auch für die übrigen oder für 
bestimmte Staaten rechtsverletzendes Prinzip au^;estellt wird.^* 

*) Vergl. hier z. B. Bluntschli, S.264 Nr. 471: „Wenn die Verletzung 
des Völkerrechts gemeingefährlich ist, so sind die übr^n Staaten .... ver- 
anlaßt, dagegen zu wirken und für Herstellung und Sicherung der Reehtsordnnng 
einzustehen ^ 

Geffcken,inH.H.,IV§46S.167f.: „Grobe Verletzung des Völkerrechts 
kann cerechten Grund zur Intervention geben.*' Er führt auf S. 168 dafür den 
„rechtlosen Überfall eines Staates'* als B&piel an. 

Hall, (6. AufL) S.282, der die Gontreinrarvention sehleditweg als berechtigt 
anerkennt, erklärt: „. . . . that the ezistence of a ri^t to oppose aets contn^ 
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Ein Grund für eine derartige Sonderbehandlung von Gegen- 
interventionen liegt nicht vor. Es ist nicht ersiehtlidi, warum 
Interventionen in innere Angelegenheiten eines Staates oder 
in die Beziehungen zweier Staaten seitens eines andern einer 
dritten Macht mehr Anlaß und ein größeres Becht zum Ein- 
springen geben sollten als sonstige deliktische Angriffe 
eines Staates auf einen andern. 

Die Erzwingung eines ungerechtfertigten Anspruches oder 
frivoles Händelsuchen kann völkerrechtlich ein ebenso schwer- 
wiegendes oder sogar ein schwereres Unrecht sein, wie eine un- 
berechtigte Intervention. 

Was nun in diesem Falle das Becht der Intervention eines 
dritten Staates anlangt, so ist es mit ebenso viel Grund zuzulassen, 
wie die völkerrechtliche Befugnis, Gegeninterventionen vor- 
zunehmen. 

Dies folgt zwar nicht aus dem Selbsterhaltungsrecht, wie 
zuweilen behauptet worden ist.^) 

Das Selbsterhaltungsrecht würde ja, richtig verstanden, 
eine Interventionsbefugnis nur in ganz engen Grenzen und nur 
dann rechtfertigen, wenn der betreffende deliktisehe Angriff eine 

to law, and to ose force for the parpose when infrftctions are suffidently serious, 
is a neoessary condition of the existence of an eKicient international law/^ 

Lawrence, (3. Aufl.) S. 119: „War to rebut the aggression of an un- 
scrapoloos neighbor is the most just and necessary of all wars. Intervention to 
prevent an unscrapolous neighbor from a^^ressive interference in the ooncems 

of a third power is the most unselfish of all interventions Intervention to prevent 

or terminate the illegal Intervention of another state is justiüable/' 

V. Martens,IS. 302: „Ein legaler Grund zur Intervention li^ auch bei 
Verletzung von Verträgen, sofern diesen die Kraft allgemein verbindlicher Völker- 
gesetze innewohnt, vor." 

Oppenheim, I S. 191, h&lt Interventionen dann für bereditigt« wenn 
ein Staat all^mein anerkannte Regeln des Völkerrechts verletzt. 

P radier- F., I S. 671f. Nr. 437, kennt eme „intervention poui faire 
respecter les prindpes gte^raux du droit international, lorsque ceux-ci viendrai^nt 
k etze viol^s'i. 

Ullmann, S. 463: „Kollektives Vorgehen der leitenden Mächte wird, 
(abgesehen von den Fällen der Bedrohung des 6N[eic^wi<^tB der Staaten) dann 
als zulässig erscheinen, wenn das Verhalten eines Staates die Regierung der Grund- 
lagen der mtemationalen Ordnungund des Völkerrechtes bekundet." 

Westlake, I S. 304: „when tiie relations between any two or more 
States have eitiier passed into war or reached a degree of tension cleail^r threatenine 
war, to deny the ri^t of any other state to intervene in support of justice wonld 
be to deny the enstenoe of an international society.*' 

^) Die RechtfertigungsgrOnde sind im übrigen recht buntscheckig. Veigl 
an dieser Stelle beispielsweise: G e f f c k e n , in H. H. , IV S. 158; er verlangt 
Gemeingefahr für alle Staaten; femer Halls Ausführungen in der letzten Anm.; 
Lawrence, (3. Aufl.) S. 126 (Selbsterhaltung der Gesellschaft}; Rivier, 
Princ, I S. 4Ck); Lehrb. S. 246; W e s 1 1 a k e : siehe letzte Anmerkung. 
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unmittelbare Gefahr für den dritten Zwisohenintervenienten» sei 
es in seinem Einneldasein oder sei es als Mitglied der Völkerrechts« 
familie, bedeuten mid deshalb als notwendig erseheinen würde.^) 

Das ist aber bei derartigen Völkerrechtsdelikten, wie sie hier 
in Frage stehen, keineswegs immer oder nur oft der Fall. Die Be* 
gehung eines völkerrechtUchen Delikts seitens des einen Staates 
gegenüber einem andern bedeutet im Gegenteil nur ganz selten und 
in schwer denkbaren Fällen zugleich auch eine unmittelbare Ge- 
fahr für unbeteiligte dritte Mächte. 

Der Bechtfertigungsgrund für Interventionen zur Zurück- 
weisung völkerrechtlicher Delikte ist meines Erachtens vielmehr 
mittelbar aus einer andern Tatsache zu gewinnen. Er folgt aus 
der Befugnis eines Staates, die ihm zufolge seiner Eigenschaft als 
eines völkerrechtlichen Bechtssubjektes unmittelbar zuzubilligen 
ist, für gerechte Zwecke Verträge, insbesondere politische Schutz- 
oder Garantie- oder Protektionsverträge, oder auch Verteidigungs- 
allianzen abzuschließen.') 

Aus dieser Befugnis kann man unbedenklich unmittelbar als 
logische Folge die Befugnis eines jeden Staates ableiten, auf Grund 
konkreter Willensübereinstimmung für den betreffenden Einzelfall 
einer andern Nation bei der Zurückweisung ihres Angreifers be- 
hilflich zu sein. 

Diese Befugnis findet natürlich ihre Grenze darin, einmal, 
daß der hilfreiche Intervenient eine gerechte Sache unterstützt 
oder wenigstens zu untersützen meint.') Femer muß der betreffende 
Angriff* in der Tat deliktisch sein. Und vor allen Dingen darf 



^) Siehe oben S. 873. 

*JDas Recht des Abschlusses von Allianzen wird übi^ns 
ebenfalls zuweilen aus dem SellMterhaltunesrechte abgeleitet. Vei]d. z.B. Pradier- 
F., I S.420f.; auch Rivier, Princ, I 8.276; Twiss, I 8.186. 

Für das Redit des Vertragsschlusses wird die oben vertretene Ansicht ge 
teilt, z.B. von Hall, 8.817; Halleck, I 8.288; Hershey , 8. 147, der es 
ausspricht^ ans Souverftnit&t und Unabhängi^Kit io^ das Redit: „to netotiate 
and condude treaties and alHances which are not in violation of intemationariaw." 
Verd. weiter auch Fi ore, 8.386 Nr. 763; Funk-Brentano und 8 orel, 
8. %: „C'est parce que les Etats sont souverains qu*ils ont le droit de ndgocier 
et de traiter." 

s) Vergl. hier besonders Despagnet, Nr.444ff. S.689ff.; Fiore, 
1911 8. 391 Nr. 766 ff . ; H a 1 1 e c k , II 8. 6. Er geht davon aus, daß jedem Allianz- 
vertrag die stillschweigende Klausel beigeffigt sei, er solle nicht bindend 
sein außer im Fiüle eines gerechten Krieges. In Bd. I 8. 293 erklärt Halleck^v 
jeder 8taat habe das Recht, Verträge niush seinem Belieben abzuschließen, soweit 
sie nicht das gleidie Recht anderer verletzten. Vergl. weiter M a r te n s , Pr6c. 
§ 119, Oppenheim, I 8. 648 f., der erklärt, es sei eine anerkannte Regel des 
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driUens die Hilfe nieht gegen den Willen des Bedrohten ange- 
drängt werden. Denn die Unabhängigkeit jedes souveränen 
Staates gibt ihm zugleich das Beoht» selbst und frei darüber zu 
entscheiden ob er eintretenden Falles die Hilfe einer «ndern Macht 
annehmen oder zurückweisen will;^) 

ÜberbUckt man unter diesen Gesichtspunkten die Anwendungs- 
fälle der Monroedoktrin, so sieht man, daß die Vereinigten Staaten 
ihr Eingreifen niemals von der Bereitschaft der in Frage kom- 
menden amerikanischen Macht, ihre Hilfe auch anzunehmen, 
abhängig gemacht haben. Sie haben nie daran gedacht, daß die 
Wünsche der betreffenden amerikanischen Nation auf ihre Ent- 
schließung, die Monroedoktrin anzuwenden oder nicht, einen 
Einfluß ausüben sollten. 

. Wie sie ihre VerpfUchtung, ihrerseits dem Hilfsbegehren 
solcher Staaten Gewähr zu geben, stets verneint haben,') so haben 
sie auch ihre Haltung niemals von einem Ansuchen oder auch 
nur einem Einverständnisse derselben beeinflussen lassen. 

Diese Tatsache, für die die Geschichte mannigfache Belege 
gibt, drückt sich bereits in der Formulierung der Monroebotschaft 
aus. Denn schon diese sprach einfach davon, daß die in ihr als 
unzulässig bezeichneten Handlungen mit den Bechten und Inter- 
essen der Vereinigten Staaten kollidierten. 

Hiervon abgesehen, kann man feststellen, daß die unter die 
Monroedoktrin fallenden Interventionsdrohungen tatsächUch in 
beträohtUchem Umfange als völkerrechtUch berechtigt erscheinen, 
weil sie sich als Ankündigungen der Vereinigten Staaten darstellen, 
amerikanischen Mächten ihre Hilfe gegen deliktisohe Angriffe 
nichtamerikanischer Staaten zu gewähren. 

Die von der Monroebotschaft umfaßten Fälle gruppieren 
sich sogar fast sämtlich hier ein.') Denn sowohl gewaltsame Ko- 

Völkerrechts, daß unmoralische Verbindlichkeiten nicht Gegenstand eined völker- 
rechtlichen Vertrags sein könnten. Vergl. endlieh Pomeroy,S. 849 und W h e a - 
1 n - A tl a y , S. 400 !., der bei einem Allianzvertrage ebenfalls ffir den Eintritt 
des „Casos föderis** eine „josta causa*^ fordert 

^) Dieser Punkt wird von der Literatur sehr vernachlässigt. Vergl. jedoch 
Heffter« Europäisches Völkerrecht, S. 72: „Gegen drohende oder bereits 
angefangene Vergewaltigung anderer tritt das Redit der Notwehr bis zur An- 
wendung völliger Gefahr in Kraft, und jeder Dritte ist sogar berechtigt, dazu Bei- 
stand zu leisten, wenn der Bedrohte ihn nicht von sich weise f 

*) Siehe oben S. 277 ff. 

*) Vergl. hier besonders M6rienhac,in Rev. de Droit public usw., 1. c. 
S. 8 und Droit Public et international, I S. 404 f. Er macht folgende Bemerkung: 
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Ionisationen auf fremdem Staatsgebiete, wie gewaltsame Besc^rän- 
kmigen der politischen Betätigungsfreiheit eines andern Staates 
zum Zwecke eigener politischer Machtvermehrung sind als recht- 
lose Verletzungen der Unabhängigkeit des mißachteten Staates 
völkerrechtliche DeUkte. 

Und wenn man die Fälle überschaut, in denen die Yer» 
einigten Staaten eingegriffen haben , so findet man eine größere 
Anzahl, bei denen dieser Gesichtspunkt in der Tat einschlug 
und gelten zu lassen ist. 

Dies ist besonders von ihrem Eiingreifen in die französische 
Intervention in Mexiko der Fall:^) Das Vorgehen Na- 
poleons war ohne jede Berechtigung vorgenommen. Es war ein 
klares völkerrechtliches Delikt; und andererseits war das Ein- 
greifen der Vereinigten Staaten in den republikanischen Kreisen 
Mexikos durchaus erwünscht und traf dort auf keinerlei Widerspruch. 

Hierher gehört weiter auch der Venezuela-Grenzstreit. 
Für die Beurteilung dieses Falles hat man einmal davon aus- 
zugehen, daß die Vereinigten Staaten das Verhalten Englands 
für unberechtigt, also für ein völkerrechtliches Delikt hielten. 
Und tatsächlich hat der Schiedsspruch vom 3. Oktober 1899 
ja auch den venezuelanischen Ansprüchen, wenn auch nur in 
einem geringeren Maße, stattgegeben. Demgemäß haben sich 
die englischen Ansprüche teilweise in der Tat als unberechtigt, 
d. h. als deliktisch herausgestellt.^) 

Mit noch mehr Becht lassen sich derartige Bemerkungen für 
das Verhalten der Vereinigten Staaten gegenüber den englischen 
Bemühungen, sich im mittleren Amerika politische 
Kontrolle oder sogar territorialen Zuwachs zu ver- 
schaffen, machen.') 

„La partie de la d6daration relative k la prohibition de Fintervention earo- 
ptene est en parfaite hannonie avec le principe de non-intervention dominant au- 
looidliai dans les rapports intemationauz. An fond, Monroe dedare que si FEnrope 
mtervient, il exercera le droit de contrenntervention, dont la l^timit^ est incon- 
testable pour faire cesser nne interventicm ülidte. On peut seulement faire remarquer 
qa*en la tonne la d^daraüon sort de la oontome internationale, en oe sens qu'ancon 
autre Etat n*a song^ k prodamer, par advance, son droit de oontreintervention.. 

Die hier g;emaehte Beschränlrong aaf Contre-Interventionen ist nach dem 
oben Ansgeffihrten %a eng. 

M Siehe oben S. 117 ff. 

Dies ist übrigens in der Literatur wiederholt hervorgehoben worden. Vergl. 
z.B. Hershey, S.160; Lawrence, S. 127; Taylor, S. 427 

*) Siehe oben S. 142 ff. 

*) Siehe oben S. 100 ff. 
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Und endlich mag hier auch noch auf ihre Haltung gegenüber 
dem spanischen Versuch aus dem Jahre 1861, die Do- 
minikanische Bepublik suruckzugewinnen, hingewiesen 
werd«i.^) 

Andererseits lassen sich die von der M<Miroedoktrin ange- 
drohten InterventiiHien aber keineswegs sämtlich unter dem 
hier bdiandelten Gesichtspunkte rechtfertigen. 

So untersagte doch s. B. schon die Monroebotschaft Kolo« 
nisationen nichtamenkanischer Machte auf tatsächlich unbe* 
sessenem amerikanischen Boden.*) Sie unternahm es damit, 
die allgemdn anerkannte völkerrechtliche Befugnis eines jeden 
Staates sur Ausdrimung auf Gebiet, das keiner fremden Souve- 
ränität unterliegt, unborechtigtenrase su verkurxen.^ 

Was franer die in der Folgexeit sich eigebenden Erwette- 
rung^i d^ M<Miroedoktrin betrifft, so benehm sie sidi bist durch- 
weg auf Handlung«! niditamerikanisdi» Staaten, die väker- 
rechtlidi durdiaus zulässig sind: Weder Bechtageschäfte zwisdi^i 
zwei Kolonialmäditen aber das &ner vcm ihnen gAange Gebiet 
in Amerika, noch Varträge üh& amenkamsdies Land, die zwisdien 
einer amerikanischen und dnar nichtamedkanisdien Macht ab- 
geschloss^i werden, berechtigen ab scddie väkeneditlidi die 
Vereinigtati Staaten zu dnem Einspruch od« gar eineni aktiven 
Dazwisdioitreten mit der Bdiauptung, es läge ein völk»rediUicbes 
Ddikt auf Sdte der betreOmden niditamerikaniwdwn Macht 
vor. Im Gegentdl: Derartige Bechtsgeschäfle sind der Aosdruck 
der sidi aus d»^ Souveränität ergebenden Brfogms eines Staates, 
üb» die 8»ner Souv^änität unt^worfoien Gegenstände beie 
Verfugungen zu treffen. Nicht jene Vofugungen sind vöOcer- 
rechtlidie Delikte, dies sind vidmdtr die unberechtigten Kingriffe- 
venucbe auf Grund der Monioedoktrin. 
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III. Monroedoktrin mid Interventbii. ^96 

Von den später der Monroedoktrin gewordenen Erweiterungen 
ist es lediglich das seit Polks Botschaft vom Jahre 1845 in der 
Monroedoktrin mit enthaltene Verbot der Zueignung amerika* 
nischen Bodens durch gewaltsame Wegnahme seitens einer euro- 
päischen Macht, das sich für seine Hauptfälle als ein Verbot der 
Begehung eines Dehkts seit^is einer europäischen Macht auf 
Kosten einer amerikanischen darstellt.^) 

AusschließUch und völlig ist dies aber auch nicht der Fall. 
Denn die Wegnahme eines Gebietsteiles am Ende eines gerechten 
Krieges als Ersatz für die Kriegsentschädigung, oder als Surrogat 
für andere Ansprüche, die zu erfüllen der betreffende Staat ent- 
weder unfähig oder unwillig ist, kann das einzige Mittel sein, das 
zur Befriedigung eines völkerrechtlich durchaus berechtigten An- 
spruches zur Verfügung steht. Der Gebrauch dieses Mittels ist 
unter solchen Verhältnissen nicht rechtswidrig und würde die 
Vereinigten Staaten völkerrechtlich nicht zu einem zwangsweisen 
Eingreifen berechtigen. 

Diese Tatsache ist von besonderer Bedeutung gegenüber der 
Behauptung Boosevelts, daß unter der Monroedoktrin die 
dauernde Besetzung von amerikanischem Boden durch nicht- 
amerikanische Gläubigerstaaten amerikanischer BepubUken un- 
zulässig sei.') ') 



^) Siehe oben S. 96 f. 

>) Vergl. oben S. 228 f. 

*) Mit dem eben Ansfreffllurtra ist in der Kontroverse darftber, ob die Eroberong 
als ein völkerrechtlich gmtiger Erwerbstitel für Gebietshoheit angesehen werden 
kann, nur teilweise Stellung genommen. Unseres Eraditens kann fokendes nicht 
ffelengnet werden: Wenn von einem Schuldner der Ersati für vöUcerrechtlich 
Destehende Ansprüche nicht auf andere Weise, als durch Hingabe von Territorium, 
geleistet werden kann, so ist der betreffende Schnldnerstaat lu dieser Hingabe 
verpflichtet Ist er unwillig, dieser Verpflichtung naehxukommen, so mufi die 
Wegnahme zusammen mit der Besitsergrdfung seine Uberti:a|ungsbereitBchaft 
ersetzen und wie eine Gesdon wirken, also einen vOlkerredit^ültigen Erwerbstitel 
des Wegnehmenden auf das betreffende Gebiet begründen. 

Vergl. hier ganz besonders Holtzendorf fs Abhandlung: Eroberung 
und Eroberunesredit Berlin 1871, S. 20. Das Recht der Eroberung wird gegen- 
wärtig noch überwie^d bejaht. Eine ausgezeidmete Geschichte der Meinimgen 




S.608; Walker, Manual, S.33. Daineen beispielsweise Bonfils, S.36t 
Nr.636; Despagnet, S.674ff., Nr.B86; Fiore, 1911, S.515, besonders 
Nr. 1080. 

V. Stengel, in seinem Artikel: Die deutschen Schutzgebiete, ihre Völker* 
rechtliche Stellung, Verfassung und Verwaltung, in den Annalen des deut- 
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Nach alledem können wir sagen: Das Becht ein^s St^aatos, im 
Falle eines durch einen andern erfolgenden deliktischen Angriffe 
auf einen dritten Staat diesem zu Hilfe zu kommen, ist 
geeignet, eine Beihe der durch die Monroedpktrin an- 
gedrohten Interventionshandlnngen der Vereinigten Staaten gegen- 
über politischen Betätigungen nichtamerikanischer Staaten in 
Amerika völkerrechtlich zu rechtfertigen. Gerechtfertigt er- 
scheinen Hilfeleistungen, die zur Abwehr eines De- 
liktes im völkerrechtlichen Sinne erfolgen und die 
von der betreffenden amerikanischen Macht nicht 
zurückgewiesen werden. Dementsprechend sind auch eine An- 
zahl der von den Vereinigten Staaten auf Grund der Monroedoktrin 
vorgenommenen Eingriffe, insbesondere ihre Intervention in dem 
Venezuela-Grenzstreit, ihr Eingriff in Englands Bemühungen um 
Kontrolle im mittleren Amerika, und besonders ihre Verhalten 
gegenüber Frankreichs Intervention in Mexiko völkerrechtUch 
berechtigte Interventionshandlungen. 

4. Monroedoktrin und Suprematie der Vereinigten 

Staaten.^) 

Damit sind die Gesichtspunkte, aus denen die Monroedoktrin 
völkerrechtUch gerechtfertigt werden könnte, erschöpft. 

Es wird zu ihrer Verteidigung, besonders seit dem Eingreifen 
der Vereinigten Staaten in dem Venezuela-Grenzstreite, häufig 
auch auf das Bestehen einer Suprematie dieser Bepublik über die 
anderen amerikanischen Staatswesen hingewiesen. 

Wj^nn man unter Suprematie den Zustand einer tat- 
sächlichen politischen Führerschaft einer Nation in 
einem bestimmten Staatenkreise versteht, so besteht sie 
in der Tat zugunsten der Vereinigten Staaten in Amerika, wie 



sehen Reichs, 1889, S. 40, spricht z. B. die Ansicht aus, daß man 
durch Eroberung nur ein ganzes Land, nicht aber Teile eines solchen erwerben 
könne. 

Verd. endlich die folgenden drei Verfasser: Carl Heimberfi;er,der 
Erwerb der Gebietshoheit, Karlsruhe 1882, besonders S. 121 ff.; Salomon, 
1. c. besonders S. 26; U 1 1 m a n n , § 81. Diese drei sind Vertreter der Meinung, 
Eroberung mache das betreffende Land herrenlos, und es könne nunmehr von 
dem Ero1»erer okkupiert werden« 

^) Vergl. hier besonders das oben S. 846 ff., bes. 849 Bemerkte. 
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im Verlaufe dieser Abhandlung wiederholt ausgesprochen worden 
ist und wie jetzt fast allgemein zügegeben wird.^) 

Diese Tatsache ist jedoch in sich selbst ungeeignet, einen 
Bechtfertigungsgrund für die Monroedoktrin abzugeben. 

Suprematie, wie sie hier verstanden wird, ist ein rein tat- 
sächlicher, kein rechtlicher Begriff. Er kann nicht zur Grundlage 
irgend welcher besonderer Befugnisse der Vereinigten Staaten ge- 
macht werden, wenn man nicht das völkerrechtliche Axiom von 
der Gleichheit der Staaten aufgeben will. 

Dieser Grundsatz der völkerrechtlichen Gleichheit aller Mit- 
glieder der Staatengemeinschaft ist allerdings gelegentlich, und 
zwar von bedeutungsvoller Seite, angegriffen worden. Es ist in 
bezug auf „das europäische Konzert" die Behauptung aufgestellt 
worden, „daß die großen Mächte Europas unter stillschweigender 
Zustimmung aller europäischer Staaten eine Art superinten- 
dierender Autorität'* in völkerrechtlichen Angelegenheiten er- 
langt hätten.') 

Mit Becht wird jedoch hiergegen eingewendet, daß diese An- 
sicht politische und rechtliche Gleichheit verwechsle.*) 

Aber auch ihre Eichtigkeit zugegeben, und wollte man sie 
entsprechend auf amerikanische Verhältnisse anwenden,*) so 
würde sie höchstens geeignet sein, das Bestehen jenes von Boose- 
velt proklamierten Mandates der Vereinigten Staaten zur Bolle einer 

') Verel. hier beispielsweise A 1 v a r e z , besonders A. J., III S. 313, 319| 324; 
Brv, S.1&; C^spedes, S.9, Despajgnet, S. 269; Hershey, S. 152f ; 
V. Lij"^"' ' '^ 



Iszt, S. 65; Martens, I S,dCS Oleeemonie); M^rignhac, Revue 
usw., 1896 (Sonderabdmck) S. 8; N y s , II S. 242 ; T a y 1 o r , besonders S, 416 ff. 

') Verel. hier besonders Lawrence, Essays on some disputed qnestions 
in modern International Law, Cambridge 1885, Essay V: The Primacy of the 
Great Powers, S. 208 f f . ; D e r s e 1 b e , Pmdples, S. 268 ff., besonders auch S. 288 f. 
Vergl. femer H i c k s , Frederick Charles: Tne Equality of States and The Hagus 
Conferences, in A. J., II (1908) S. 530 ff.; Lorimer, I Kap. XV S.168ff. (Of 
tiie necessity of ascertaining the relative yalue of States); Derselbe, Le probl^me 
Fmal da Droit International, in R. J., Bd. IX (1877) S. 161 ff., besonders S. 165ff.; 
Taylor, besonders S. 98 und 417 f.; W e s 1 1 a k e , I S. 308 f. 

*) Vergl. besonders Oppenheim, I S. 170 f. 

«) Vergl. auch Hersheys Bemerkung auf S. 152 für die „primacy*' der 
Vereinififten Staaten: ,;it is a Primacy essentially political in its natore which 
has no legal basis whatsoever, bat which rests apon certam nuudmls enandated by 
the fathers of the repabhcs and applied by American statesmen. * 

Verpl. andererseits aber aach Taylors Worte, S. 418: „Thas, in a dear 
and consistent form was fmally reached tiie conclasion that the same sapreme 
directmg and arbitrating power which m the Old World is yested in the Concert 
of Earope, is, in the new, yested in the Goyemment of the United States acting 
alone.** 
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Art amerikanisohen Polizeibehörde zu beweisen. Auch die An- 
hänger der Theorie von der Ungleichheit der Staaten behaupten nur 
ein Bestimmungsrecht des europäischen Konzerts in europäischen 
Angelegenheiten. Nicht aber nehmen sie für dieses Konzert die 
Befugnis in Anspruch, außerhalb jenes Staatenkreises stehenden Mit- 
gliedern der Völkerrechtefamilie ihre Entscheidungen aufzudrängen. 
Demgemäß würden bei entsprediender Anwendung dieses 
Verhältnisses auf Amerika die Vereinigten Staaten völkerrechtlich 
noch nicht in der Lage sein» auf Grund einer ihnen dann zustehenden 
Entscheidungsgewalt in amerikanischen Angelegenheiten zugleich 
auch über Angelegenheiten nichtamerikanischer Mächte in bezug 
auf Amerika bindende Entschließungen zu treffen. 



IV. Ergebnis. 

Mit dem Gesagten sind wir auch am Ende der völkerrecht- 
lichen Ausführungen über die Monroedoktrin angelangt. Das 
Ergebnis ist ein wesentlich negatives. 

Wir haben gesehen, daß die Monroedoktrin, die in erster 
Linie ein poUtischer Grundsatz ist, vom völkerrechthchen Stand- 
punkte aus hier nur insofern interessiert, als sie für die Durch- 
setzung ihrer Verbote Gewalt in Aussicht stellt. 

Mit Beschränkung auf diese Fälle haben wir uns weiter die 
Frage vorgelegt, ob die Monroedoktrin etwa zugleich ein völker- 
rechtlicher Sonderrechtssatz sei, und haben diese Frage zu ver- 
neinen gehabt. Dabei war insbesondere schon aus tatsächlichen 
Gründen auch der Idee zu widersprechen gewesen, daß die Monroe- 
doktrin etwa zum Inhalt eines „amerikanischen Völkerrechts' ' 
gehöre, jener modernen und partikularistischen völkerrechthchen 
Theorie, die von Alvarez ausgebildet worden ist. 

Wir hatten uns bei diesen kritischen Ausführungen über das 
Verhältnis der Monroedoktrin zum Völkerrecht sodann die Frage 
vorzulegen gehabt, ob die Monroedoktrin, wenn sie auch ihrer- 
seits kein völkerrechtUcher Sonderrechtssatz ist, sich doch we- 
nigstens auf Völkerrechtssätze zurückführen und durch solche 
rechtfertigen läßt. 

Dabei war ledigUch die Frage übrig gebheben, ob die Monroe- 
doktrin unter dem Gesichtspunkt, daß .sie berechtigterweise 
Interventionen androhe, ihre völkerrechtüche Grundlage fmde. 
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Diese Frage war nach vier Richtmigen hin nntersiioht worden: 

Einmal war danach gefragt worden, ob die Monroedoktrin 
sich mit dem sogenannten Selbsterhaltungsreoht stützen lasse 
und inwieweit dies eventuell der Fall sei. Das Ergebnis war hier 
gewesen, daß allerdings gewisse von ihr nmfaBte Fälle als Inter- 
ventionen zum Zwecke der Selbsterhaltong völkerrechtlidi be- 
rechtigt erscheinen. Andererseits war aber anch zugleich festzustellen 
gewesen, daß das Selbsterhaltungsrecht bisher geschichtUch noch 
keine Bolle als ein Bechtfertigungsgrund der Monroedoktrin ge- 
spielt hat. 

Sodann war das Verhältnis der Monroedoktrin zum po- 
litischen Gleichgewicht untersucht worden, mit dem Er- 
gebnis, daß der Grundsatz des politischen Gleichgewichts, in welche 
Beziehungen man ihn auch zur Monroedoktrin stellen mag, tat- 
sächlich völlig ungeeignet ist, irgendwie zu ihrer Bechtfertigung 
etwas beizutragen. 

Etwas positiver war das Ergebnis gewesen, das eine weitere 
Untersuchung danach zeitigte, ob die Monroedoktrin sich etwa 
deshalb rechtfertigen lasse, weil sie die Hilfe der Vereinigten 
Staaten bei Zurückweisung deliktischer Angriffe nicht- 
amerikanischer Staaten auf amerikanische in Aussicht stelle. 
Hierbei hatte sich gezeigt, daß in der Tat gewisse von der Monroe- 
doktrin angekündigte Zwangshandlungen der Vereinigten Staaten 
unter diesem Gesichtspunkt völkerrechtlich begründet scheinen. 
Und zwar war festgestellt worden, daß alle solche Hilfeleistungen 
eine völkerrechtliche Grundlage haben, die zur Abwehr eines de- 
Uktischen Angriffs seitens eines nichtamerikanischen Staates auf 
eine amerikanische Macht erfolgen, wenn diese Hilfeleistungen 
von der betreffenden amerikanischen Macht nicht zurück- 
gewiesen werden. 

Was endUch die vierte Bichtung anlangt, in der die hier 
gestellte Frage erörtert worden ist, so hat es sich ergeben, daß 
die in Amerika bestehende Suprematie der Vereinigten Staaten 
über die übrigen amerikanischen Bepubhken nicht irgendwie dazu 
geeignet ist, einen Bechtfertigungsgrund der Monroedoktrin vom 
völkerrechtlichen Standpunkt aus abzugeben. 

Soweit die voi^ der Monroedoktrin in Aussicht gestellten 
Handlungen hiernach keine völkerrechthche Bechtfertigung ge- 
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funden haben, sind sie als unbefugte Angriffe der Vereinigten 
Staaten auf fremde souveräne Staatswesen und deren Beziehungen 
zu andern Mächten völkerrechtswidrig und mit ihnen zugleich 
auch die Monroedoktrin, die sie ankündigt. 

Scharfe Grenzen für das Maß und die Grenzen der lEleehts- 
Widrigkeit der Monroedoktrin zu ziehen, ist nach Lage der Sache 
unmögUch. 

Jedenfalls kann man abschließend folgendes sagen: 

Die Monroedoktrin ist insoweit völkerrechts- 
widrig,^) als sie die gewaltsame Verhinderung 
eines berechtigten Zuwachses der politischen 
Macht nichtamerikanischer Staaten in Amerika 
durch die Vereinigten Staaten auch in solchen 
Fällen androht, wo deren Eingreifen nicht 
zur Abwehr einer ihrem unverletzten Bestände 
drohenden unmittelbaren Gefahr erforderlich 
erscheint. 



^) Und zufolge des Verhältnisses zwischen Politik und Völkerrecht auch als 
politischer Grundsatz zu mißbilligen. Verd. hier Heffters Worte auf S. 8: 
„Ein Widerspruch zwischen Völkerrecht und Politik, wenn auch in Praxis öfters 
vorhanden, kann natui^mäß nicht stattfinden; es gibt nur* eine Wahrheit und keine 
sich widersprechenden Wi^heiten. Eine sittlich korrekte Politik kann niemals 
tun und billigen, was das Völkerrecht verwirft, und andererseits muß auch daß 
VölkerrecM gelten lassen, was das Auge der Politik für denSelbstbestand eines 
Staates schlechterdings als notwendig erkennt'^ 

Vergl. auch Holtzendorff, Princ, besonders S. 109 ff. 
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Es ist ein buntes Bild, auf das wir von diesem Punkte aus 

zurückblicken: Bemerkungen in der Botschaft eines Präsidenten 
der Vereinigten Staaten lösen sich von den vergänglichen Zwecken, 
denen zu dienen sie bestimmt waren und werden, vom Willen 
der amerikanischen Nation getragen, zu einem ihrer politischen 
Glaubenssätze. 

Ungezählte Male wiederholt und wiederversichert, ausgelegt 
mißverstanden und den wechselnden Bedürfnissen und Forde- 
rungen der Nation angepaßt, erleben sie eine wandlungsreiche 
Geschichte: Was gegenstandlsos erscheint, wird ausgemerzt, 
neue Gedanken an seine Stelle gesetzt und eingefügt. Ihre Forde- 
rungen, hinter denen die des Völkerrechts zurückzustehen haben, 
festigen und stärken sich mehr und mehr zu drohenden, Gehorsam 
heischenden Verboten. 

Wir haben versucht, in dem Gewirr der Geschehnisse den 
Faden ihrer historischen Entwicklung, der uns von 1823 bis zur 
Gegenwart führte, aufzufinden, festzustellen, was die Monroe- 
doktrin von heute will und was sie nicht will und dadurch eine 
Basis für ihre Beurteilung vom Standpunkte des Völkerrechtes 
aus zu gewinnen. 

Wir haben diese Feststellimg gemacht und diese Beurteilung 
unternommen, wobei wir als letztes Ergebnis eine teilweise Dis- 
krepanz zwischen Monroedoktrin und Völkerrecht aufzuzeigen 
hatten. 

Zu einem Entwickiungsende hat die Untersuchung uns nirgends 
geführt. Die Monroedoktrin steht im vollen Flusse ständiger Um- 
gestaltung, Jeden Tag kann eine neue Seite ihres Inhalts sich 
entfalten, eine alte verschwinden. 

Der Anzeichen dazu liegen genug vor; eine Menge Ent- 
wicklungstendenzen lassen sich hier nachweisen; viele ungelöste 
und gegenwärtig noch unlösbare Fragen allgemeiner wie be- 

Kraue, Monroedoktiin. 26 
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sonderer Natur drängen sich auf: Wie wird sich das Ver- 
hältnis der Monroedoktrin zur Calvo- und Drago- Doktrin 
gestalten? Wie dasjenige zu der neuen, unter dem Namen 
Dollar-Diplomatie gehenden pohtischen Idee der Vereinigten 
Staaten? In welchem Umfange wird sie den nichtpolitischen Ver- 
kehr nichtamerikanischer Staaten mit amerikanischen beschränken? 
Wird die von Roosevelt ausgebildete Idee der AufsichtspfUcht der 
Vereinigten Staaten über das übrige Amerika zum Inhalte der 
Monroedoktrin werden und den Platz ihres zweiten obsoleten 
Unterprinzips, das sich gegen die poUtische Betätigung der Ver- 
einigten Staaten Europa gegenüber aussprach, einnehmen? Wird 
sie zu einer festeren politischen Verbindung der amerikanischen 
Staaten unter einander führen, sei es zu einem Verhältnis der 
Gleichordnung oder der Unterordnung, oder wird sie etwa in 
einem solchen Verhältnisse aufgehen? Wird sie durch die An- 
erkennung anderer Staaten einmal zu einem Völkerrechtssatze 
werden? Wird sich der Riß zwischen ihr und dem Völkerrecht 
so oder auf irgend eine andere Weise schUeßen oder etwa erweitem? 
Und endhch, soll sie vielleicht in Zukunft aus dem pohtischen 
Repertoire der Vereinigten Staaten überhaupt verschwinden? 

Diese und eine Menge anderer Fragen drängen sich auf und 
harren der Lösung. Gegenwärtig sind sie' Probleme, deren Be- 
antwortung politische Prophezeiung bedeutet. Davor aber endet 
die Aufgabe dieser Arbeit. 
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Anhang. 



I. Urkunden. 

1. George Washingtons Absohiedsadresse vom 17. September 1796.') 

Observe good faith and justice towards all Nations. Cultivate peace 
and harmony with all. Religion and Morality enjoin this conduct; and can 
it be that good policy does not equally enjoin it? — It will be worthy of 
a free, enlightened, and, at no distant period, a great natidn, to give to 
mankind the magnanimous and too novel example of a People alwa3rs 
goided by an exalted justice and benevolence 

Against the insidious wiles of foreign influence, I coi^ure you, to be- 
lieve me, fellow-dtizens, the jealousy of a free people ought to be c o n - 
stantly awake, since history and experience prove that foreign in- 
fluence is one of the most baneful fpes of republican Government .... 

The great rule of conduct for us, in regard to foreign Nations, is, in 
extending our conunercial relations, to have with themaslittlePolitical 
connexion as possible. So far as we have ah^ady formed engagements, 
let them be fulfilled with perfect good faith. Here let us stop. 

Europe has a set of primary interests which to us have none, or a very 
remote relation. — Hence she must be engaged in frequent controversies, 
the causes of which are essentially foreign to our concems. — Hence there- 
fore, it must be unwise in us to implicate ourselves by artificial ties in the 
ordinary vidssitudes of her politics, or the ordinary combinations and 
coUisions of her friendships, or enmities. 

Our detached and distant Situation invites and enables us to pursue 
a different eourse. If we remain one people, under an efficient govemment, 
the period is not far off when we may defy material injury from extemal 
annoyance; when we may take such an attitude as will cause the neutrality 
we may at any time resolve upon to be scrupulously respected; when belli- 
gerent nations, under the impossibility of making acquisitions upon us, 
will not lightly hazard the giving us provocation; when we may choose 
peace or war as our interests, guided by justice, shall counseL 

Why forego the advantages of so peculiar a Situation? Why quit our 
own to stand on foreign ground? Why, by interweaving our destiny with 

*) Vergl. besonders oben S. 61 f. 
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that of any part of Europe, entangle cur peaoe and prosperity in the toils 
of European ambition, rivalship, interest, homonr, or caprice? 

T'is our true policy to steer dear of pennanent allianoes with any 
portion of the foreign world, so far, I mean, as we are now at liberty to 
do it — for let me not be understood as capable of patronizing infidelit^ to 
existing engagements. I hold the maxim no less applicable to public than 
to private affairs, that honesty is always the best policy. I repeat, there- 
fore, let those engagements be observed in their genuine sense. But, in 
my opinion, it is unnecessary and would be unwise to extend them. 

Taking care always to keep ourselves by suitable establishments on 
a respectable defensive posture, we may safely trust to temporary alliances 
for extraordinary emergendes. 

Harmony and a liberal intercourse with all nations are recommended 
by policy, hunumity, and interest*'. 

2. Thomas JefTersons Schreiben an PrSsidenten Monroe 
vom 24. Oktober I823.'0 

Honticello Oct. 24. 23. 
DEAB SIB The question presented by the letters you have sei t me 
is the most momentous which has ever been offered to my contemplatioi> 
since that of independance. that made us a nation; this sets our compass,. 
and points the course which we are to steer thro' the ocean of time opening 
on our view. and never could we embark on it under circumstances more 
auspicious. our first and fundamental maxim should be, never to entangle 
ourselves in the broils of Europe; our 2d. never to suffer Europe to inter-^ 
meddle in Cis-Atlantic affairs, America, North & South, has a set of interests 
distinct from those of Europe, and peculiarly her own. she should there- 
fore have a System of her own, separate and apart from that of Europe. while 
the last is laboring to become the domicil of despotism, our endeavor should 
surely be to make our hemisphere that of freedom. one nation, most of 
aU, could disturb us in this pursuit; she now offers to lead, aid, and ac- 
Company us in it. by acceding to her proposition, we detach her from the 
band of despots, bring her mighty weigth into the scale of free govemment 
and emancipate at one stroke a whole continent, which might otherwise 
linger long in doubt and difficulty. Great Britain is the nation which can 
do US the most härm of any one, or all on earth; and with her on our side 
we need not fear the whole world. with her then we should the most se- 
dulously nourish a cordial friendship; and nothing would tend more to 
knit our affections than to be fighting once more side by side in the same 
cause, not that I would purchase even her amity at the price of taking^ 
part in her wars. but the war in which the present proposition might en> 
gage US, should that be it's consequence, is not her war, but ours. ifs ob- 
ject is to introduce and to establish the American System, of ousting from 
our land all foreign nations, of never permitting the powers of Europe ta 

♦) VergL besonders oben S. 47. 
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inteimeddle with the affaiis of cur hations. it is to maintain cur own prin* 
ciple, not to depart from it. and if , to facilitate this, we can effect a division 
in the body of the European powers, and draw over to our side it's most 
powerful member, surely we should do it. but I am clearly of Mr. Canning's 
opinion, that it will prevent war, instead of provoking it. with Great Britain 
withdrawn from their scale and shifted into that of our two continents, 
all Europe combined would not dare to risk war. nor is the occasion to be 
slighted, which this proposition offers, of deolaring our Protest against 
the atrocious violations of the rights of nations by the interference of any 
one in the internal affairs of another; so flagitiously begun by Bonaparte 
and now continued by the equally lawless aUianoe, calling itself Holy. 

But we have first to ask ourselves a question. do we wish to acquire 
to our own Confederacy any one or more of the Spanish provinces? I can- 
didly confess that I have ever looked on Cuba as the most interesting ad- 
dition which could ever be made to our System of states. the controul which, 
with Florida point this island would give us over the Gulph of Mexico, and 
the countries and the Isthmus bordering on it, as well as all those whose 
waters flow into it, would fill up the measure of our political well-being. 
yet, as I am sensible that this can never be obtained, even with her own 
consent, but by war; and as her independance, which is our second interest, 
and especially her independance of England, can be secured without it, 
I have no hesitation at abandoning my first wish to future chances, and 
accepting it's independance with peace and the friendship of England, 
rather than ifs association, at the expence of a war, and her enmity. I 
eould honestly therefore join in the dedaration proposed that we aim not 
at the acquisition of any of those possessions, that we will not stand in the 
way of any amicable arrangement between any of them and the mother 
country: but that we will oppose, with all our means, the forcible inter- 
position of any other power, either as auxiliary, stipendiary, or under any 
other form or pretext, and most especially their transfer to any power, 
by conquest, cession, or acquisition in any other way. 

I should think it therefore advisable that the Executive should en- 
corage the British govemment to a continuance in the dispositions expressed 
in these letters by an assurance of his concurrence with them, as far as his 
authority goes, and that as it may lead to war, the Declaration of which 
is vested in congiess, the case shall be laid before them for consideration 
at their first meeting under the reasonable aspect in which it is seen by 
himself. 

I have been so long weaned from political subjects, and have so long 
ceased to take any interest in them, that I am sensible that I am not quali- 
fied to offer opinions worthy of any attention, but the question now pro- 
posed involves consequences so lasting, and effects so decisive of our future 
destinies, as to kindle all the interest I have heretofore feit on these oc- 
casions, and to induce me to the hazard of opinions, which will prove my 
wish only to contribute still my mite in what may be useful to our country, 
and praying you to accept them at only what they are worth, I add the 
assurance of my constant and affectionate friendship and respeet. 
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3. Die Botschaft des PrSsidenten Monroe vom 2. Dezember 1823.^) 

Abs. 7. „At the proposal of the Busdan Imperial Government, made 
through the minister of the emperor residing here, a füll power and In- 
structions have been transmitted to the minister of the United States at 
St. Petersburg, to arrange, by amicable negotiation, the respective rights 
and interests of the two nations on the northwest coast of this continent. 
A similar proposal haö been made by bis Imperial Majesty to the 
Government of Great Britain, which has like wise been acceded to. 
The Government of the United States has been desirous, by thiß 
friendly proceeding, of manifesting the great value which they have 
invariably attached to the fHendship of the Emperor,. and their soli- 
citude to cultivate the best understanding with his Government. 
In the discussions to which this interest has given rise, and in the arrange- 
ments by which they may terminate, the occasion has been judged proper 
for asserting, as a principle in which the rights and interests of the United 
States are involved, that the American continents, by the free and inde- 
pendent condition which they have assumed and maintain, are henceforth 
not to be considered as subjects for future colonization by any European 
powers." 

Abs. 48. „It was stated at the commencement of the last Session that a 
great effort was then making in Spain and Portugal to improve the condition 
of the people of those countries, and that it appeared to be conducted with 
extraordinary moderation. It need scarcely be remarked that there sult 
has been, so far, very different from what was then anticipated. Of events 
in that quarter of the globe with which we have so much intercourse, and 
from which we derive our origin, we have always been anxious and interested 
spectators. The Citizens of the United States cherish sentiments the most 
friendly in favor of the liberty and happiness of their fellow-men on that 
side of the Atlantic. In the wars of the European powers in matters relating 
to themselves we have never taken any part, nor does it comport with our 
policy so to do. It is only when our rights are invaded or seriously menaced 
that we resent injuries or make preparation for our defense. With the move- 
ments in this hemisphere we are, of necessity, more inmiediately connected, 
and by causes which must be obvious to all enlightened and impartial 
observers. The political System of the allied powers is essentially different 
in this respect from that of America. This difference proceeds from that 
whidi exists in their respective Govemments. And to the defense of our 
own, which has been achieved by the loss of so much blood and treasure, 
and matured by the wisdom of their most enlightened Citizens, and under 
which we have enjoyed unexampled felicity, this whole nation is devoted. 
We owe it, therefore, to candor, and to the amicable relations existing bet- 
ween the United States and those powers, to declare that we should consider 
any attempt on their part to extend their System to any portion of this 
hemisphere as dangerous to our peace and safety. With the existing colonies 
or dependencies of any European power we have not interfered, and shall 

*) Veigl. hier besonders oben S. 37 f. 
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not interfere. But with the govemments who have declared their inde- 
pendenoe, and maintained it, and whose independence we have, on great 
consideration and on ju8t prinoiples, acknowledged, we conld not view 
any interposition for the purpose of oppressing them, or Controlling in any 
other manner their destiny, by any European power, in any other light 
than as the manifestation of an unjbriendly disposition toward the United 
States. In the war between these new govemments and Spain we declared 
our nentrality at the time of their recognition, and to this we have adhered 
and shall continue to adhere, provided no change shall occur which, in the 
judgment of the competent authorities of this Government, shall make 
a corresponding change on the part of the United States indispensable to 
their security. 

Abs. 49. The late events in Spain and Portugal show that Europe 
is still unsettled. Of this important fact no stronger proof can be adduced 
than that the allied powers should have thought it proper, on any principle 
satisf actory to themselves, to have interposed, by f orce, in the internal conoems 
of Spain. To what extent such interposition may be carried, on the same 
principle, is a question in which all independent powers whose govemments 
differ from theirs are interested, even those most remote, and surely none 
more so than the United States. Our policy in regard to Europe, which 
was adopted at an early stage of the wars, which have so long agitated that 
quarter of the globe, nevertheless remains the same, which is, not to interfere 
in the internal conceras of any of its powers; to consider the govemment 
de facto as the legitimate govemment for us; to cultivate friendly relations 
with it, and to preserve those relations by a frank, firm, and manly policy, 
meeting, in all instances, the just Claims of every power, submitting to 
injuries from none. But in regard to these continents, circumstances are 
eminently and conspicuously dif ferent. It is impossible that the allied powers 
should extend their political System to any portion of either continent 
without endangering our peace and happiness, nor can any one believe 
that our southem brethren, if left to themselves, would adopt it of their 
own accord. It is equally, impossible, therefore, that we should behold such 
interposition, in any form, with indifference. If we look to the comparative 
strength and resources of Spain and those new govemments, and their 
distance from each other, it must be obvious that she can never subdue 
them. It is still the trae policy of the United States to leave the parties 
to themselves, in the hope that other powers will pursue the same course. 



4. PrSsident Polka Botschaft vom 2. Dezember 1845.^) 

„The rapid extension of our Settlements over our territories heretofore 
unoccopied, the addition of new states to our confederaey, the expansion 
of free prindples, and our rising greatness as a nation, are attracting the 
attention of the powers of Europe ; and lately the doctrine has been broached 
in some of them, of a „balance of power^* on this continent, to check our 

1) Vergl. hier besonders oben S. 89 ff. 
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adrancement. The United States, sinoerely desirous of preserving relations 
of good understanding with all nations, cannot in silenoe pennit any Euro- 
pean interference on the North American continent; and should any 
such interference be attempted, will be ready to resist it at any and all 
hazards. 

It iß well known to the American people and to all nations, that this 
Government has never interfered with the relations subsisting between 
other govemments. We have never made ourselves parties to their wars 
or their alliances; we have not sought their territories by conquest; we 
have not mingled with parties in their domestic struggles; and believing 
our own form of govemment to be the best, we have never attempted to 
propagate it by intrigues, by diplomacy, or by force. We may claim on 
this continent a like exemption from European interference. The nations 
of America are equally sovereign and independent with those of Europe. 
They possess the same rights, independent of all foreign interposition, to 
make war, to conclude peace, and to regulato their internal lifairs. The 
people of the United States can not, therefore, view with indifference at- 
tempts of European powers to interfere with the independent action of 
the nations on this continent. The American System of govemment is 
entirely different from that of Europe. Jealousy among the different so- 
vereigns of Europe, lest any one of them might become too powerful for 
the rest, has caused them anxiously to desire the establishment of what 
they term the „balance of power". It cannot be permitted to have any 
application on the North American continent, and especially to the United 
States. We must ever maintain the principle, that the people of this con- 
tinent alone have the right to decide their own destmy. Should any portion 
of them, constituting an independent State, propose to unite themselves 
with our confederacy, this will be a question for them and us to determine, 
without any foreign interposition. We can never consent that European 
powers shaJl inteifere to prevent such a union, because it might disturb 
the „balance of power" which they may desire to maintain upon this oon- 
tment. Near a quarter of a Century ago, the principle was distinctly an- 
nounced to the world, in the annual message of one of my predecessors, 
that „the American continents, by the free and independent condition 
which they have assumed and maintain, are henceforth not to be con- 
sidered as subjects for future colonization by any European power". This 
principle will apply with greatly increased force, should any European 
power attempt to establish any new colony in North America. In the 
existing circumstances of the world, the present is deemed a proper 
occasion to reiterate and reaffirm the principle avowed by Mr. Monroe, 
and to State my cordial conourrence in its wisdom and sound policy. 
The reassertion of this principle, especially in reference to North America, 
is,at this day, but the Promulgation of a policy which no European power 
should cherish the disposition to resist. Existing rights of every European 
nation should be respected; but it is due alike to our safety and our int^rests, 
that the efficient protection of our laws should be extended over our whole 
territorial limits, and that it should be distinctly announced to the world 
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as cur settied policy, that no future European colony or dominion shall, 
with our consent, be planted or established on any part of the North American 
continent." 



5. PrSsident Polks Botschaft vom 29. April 1848.^) 

„To the Senate and House of Repreeentatives of the United States: 

I submit for the consideration of Congress several Communications 
received at the Department of State from Mr. Justo Sierra, commissioner 
of Yukatan, and also a conmiunication from the Govemor of that State, 
representing the condition of extreme suffering to which their country has 
been reduced by an insurrection of the Indians within its limits, and asking 
the aid of the United States. 

These conmiunications present a case of human suffering and misery 
which can not fail to excite the sympathies of all civilized nations. From 
these and other sources of inf ormation it appears that the Indians of Yukatan 
are waging of a war of extermination against the whit erace. In this civil war 
they spare neither age nor sex, but put to death, indiscriminately, all who 
fall within their power. The inhabitants, panic stricken and destitute of 
arms, aie flying before their savage pursuers toward the coast, and their 
expulsion from their country or their extermination would seem to be in- 
evitable unless they can obtain assistance from abroad. 

In this condition they have, trough their constituted authorities, implored 
the aid of this Government to save them from destruction, offering in case 
this should be granted to transfer the „dominion and sovereignty of the 
peninsula'' to the United States. Similar appeals for aid and protection 
have been made to the Spanish and the English Govemments 

Whilst it is not my purpose to reconunend the adoption of any measure 
with a view to the acquisition of the „dominion and sovereignty" over 
Yucatan, yet, according to our established policy, we could not consent to 
a transfer of this „dominion and sovereignty" either to Spain, Great Britain, 
or any other European power. In the language of President Monroe, in his 
message of December, 1823 — 

„we should consider any attempt on their part to extend their System to any portion 
of this hemisphere as dangeious to our peace and safety.*' 

In my annual message of December, 1845, I declared that — 

Near a quarter continent.*) 

Our own security requires that the established policy thus announced 
should guido our conduct, and this applies with great foroe to the peninsula 
of Yucatan. It is situated in the Gulf of Mexico, on the North American 
continent, and from its vicinity to Cuba, to the capes of Florida, to New 
Orleans, and, indeed, to our whole southwestem coast, it would be dangerous 



^) Vergl. hier besonders oben S. 97 ff. 

') Wie die Botschaft vom 2. Dezember 1846; vergl. die vorhergehende Seite. 
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to our peace and security if it should become a colony of any European 
natioD. 

We have now authentic Information that if the aid asked from the 
United States be not granted such aid will probably be obtained from some 
European power, which may hereafter assert a claim to „dominion and 
sovereignty" over Yucatan. 

Our existing relations with Yucatan are of a peculiar character, as 
will be perceived from the note of the Secretary of State to their conmiissioner 
dated on the 24 th of December last, a copy of which isheiewith transmitted. 
Yucatan has never dedared her independence, and we treated her as a 
State of the Mexican Republic. For this reason we have never off icially recei ved 
her commissioner; but whilst this is the case, we have to a considerable 
extent recognized her as a neutral in our war with Mexico. Whilst still 
considering Yucatan as a portion of Mexico, if we had troops to spare for 
this purpose I would deem it proper, during the continuance of the war 
with Mexico, to occupy and hold military possession of her territory and 
to defend the white inhabitants against the incursions of the Indians, 
in the same way that we have employed our troops in other States of the 
Mexican RepubUc in our possession in repelling the attacks of savages upon 
the inhabitants who have maintained their neutrality in the war. But, 
unfortunately, we can not at the present time, without serious danger, 
withdraw our forces from other portions of the Mexican territory now in 
our occupation and send them to Yucatan. All that can be done under 
existing circumstances is to employ our naval forces in the Gulf not required 
at othei points to afford them reÜef ; but it is not to be expected that any 
adequate protection can thus be afforded, as the Operations of such naval 
forces must of necessity be confined to the coast. 

I have considered it proper to conmiunicate the Information contained 
in the accompanying oorrespondence, and I submit to the wisdom of Congress 
to adopt such measures as in their judgment may be expedient to prevent 
Yucatan from becoming a colony of any European power, which in no event 
could be permitted by the United Statesv and at the same time to rescue 
4he white race from extermination or expulsion from their country.^^ 



6. Instruktion des Staatssekretärs Frelinghuysen an den Gesandten 
der Vereinigten Staaten in England, Mr. Lowell vom 8. Mai 1882.^) 

SIB: Mr. Sackville West has handed me copies of two dispatohes from 
Lord Granville to him respecting the Clayton-Bulwer treaty; the first, 
dated 7th January last, comments upon Mr. Blaine's 270 of the 19th of 
November; the second, of the 14th January, comments upon Mr. Blaine's 
281 of the 29th November. 

They have been read with interest and with attention. After careful 
consideration, the President is not without hope that the views of the two 

') Vergl. hier besonders oben S. 202 ff. 
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Govenunents may be harmonized in this matter. He therefore directs me 
to communicate to you, somewhat at length, the opinions entertained here 
respecting the traditional continental poUcy of the United States and the 
Clayton-Bulwer treaty, 

A canal across the Isthmus for vessels of all dimensions and every 
character, under possible conditions hereinafter referred to, would affect 
this Bepublic in its trade and commerce; would expose our Western coast 
to attaok; destroy our Isolation; oblige us to improve our defenses and to 
increase our Navy, and possibly compel us, contrary to our traditions, to 
take an active interest in the affairs of European nations. The United States, 
with their large and increasing population and wealth, can not be uninterested 
in a change in the physical conformation of this hemisphere which may 
injuriously affect either the material or political interests of the Bepublic, 
and naturally seek that the severance of the Isthmus connecting the con- 
tinents shall be effected in harmony with those interests. This Government, 
while believing that the Isthmus should not be severed so as to do unneces- 
sary injury to the United States, at the same time appreciates the desire 
of Great Britain that she should be able, by a short and easy passage from 
ocean to ocean, to reach her eastem and American possessions on the Pa- 
cific, and that other nations of the world have a similar interest in such 
a passage. There is, however, no necessary conflict between the political 
Claims of the United States in this matter and the material interests of 
other nations. 

A canal across the Isthmus can be created, and under the protectorate 
of the United Staates and the BepubUo whose territory it may cross, can 
be freely used by all nations; thus in some degree would be continued to 
the United States the benefit of that conformation of the earth which is 
now an dement of security and defense. 

For thirty years the Panama Bailroad has been maintained without 
other protection than that of the United States and the local sovereign, 
in accordance with the treaty of 1846 with New Granada. 

During that period Great Britain has carried to a successful result 
the wars of the Crimea and the Indian mutiny; France has three times 
convulsed Europe with strife; a conflict between Bussia and Turkey has 
changed the face of the Ottoman Empire; thrones have crumbled; empires 
have been constructed; republics have arisen, while on this continent the 
most remarkable civil war in history has occurred, and at the same time 
the Emperor of the French was lending his active support to an aspirant 
for imperial honors in the neighboring Bepublic of Mexico. Within that 
period almost every form of war and strife have taken pkuse that would 
seem to make especially necessary the neutralization of the Isthmus, and 
yet the trains of the Panama Baihroad have run from ocean to ocean peace- 
fuUy and with no other Interruption than what has come from the rare 
turbulence of the local population. 

During the same time another isthmus has been pieroed, and while 
wars have raged within sight of the Mediteiranean port the peaceful com- 
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meroe of the world has moved through the Suez Canal qoietly and safely 
under no international protectorate. 

If no guarantee or protectorate has been found neoessary during such 
troubled times, it can scarcely be required in the more peaoeful period 
which both the Government of the United Staates and that of Great Britain 
hope and strive for. 

The President, therefore, considers it unnecessary and unwise, 
through an invitation to the nations of the earth, to guarantee the neu- 
trality of the transit of the Isthmus, or to give their navies a pretext for 
assembling in waters contiguous to our shores, and to possibly involve this 
Republic in conflicts from which its natural position entitles it to be relieved. 

It will doubtless occur to Lord Granville, as it does to us, that inter- 
national agreements of this kind calling for interference by force, and con- 
ferring Joint rights upon several iiidependent powers, are calculated to 
breed dissension and trouble. In times of peace, when there is no call for 
their exercise, they are harmless though useless. But when wars and trouble 
come, it too frequently happens that differences arise, and so at the Yery 
moment when the agreement should be enforced it is impossible to enforce 
it : and such agreements would lead to that political Intervention in American 
affairs which the traditional policy of the United States makes it impossible 
that the President should either consent to or look upon with indifference. 

The President beüeves that the formation of a protectorate by Euro- 
pean nations over the isthmus transit would be in conflict with a doctrine 
which has been for many years asserted by the United States. This senti- 
ment is properly termed a doctrine, as it has no prescribed sanction and 
its assertion is left to the exigency which may invoke it. It has been re- 
peatedly announced by the Executive Department of this Govermnent, and 
through the utterances of distinguished Citizens; it is cherished by the 
American people, and has been approved by the Government of Great 
Britain. 

It is not the inhospitable principle which it is sometimes charged with 
being and which asserts that European nations shall not retain dominion 
on this hemisphere and that none but republican govemments shall here 
be tolerated; for we well know that a large part of the North American 
continent is under the dominion of Her Majesty's Government, and that 
the United States were in the past the first to recognize the imperial autho- 
rity of Dom Pedro in Brazil and of Iturbide in Mexico. It is not necessary 
now to define that doctrine, but its history clearly shows that it at least 
opposes any Intervention by European nations in the political affairs of 
American republics. 

In 1823 Mr. Canning, with the concurrence of the cabinet of London, 
informed Mr. Bush that Great Britain could not see with indifference the 
Intervention of foreign power in Spanish America, or the transfer to those 
powers of any of the colonies, and suggested a Joint declaration to that effeot 
by the United States and Great Britain. This Suggestion grew out of the 
relations then existing between France and Spain, their attitude towards 
the South American republics then struggling for independence, and the 
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injnries to the oolonies and commerce of Great Britain which would result 
from a successful prosecution of the policy of those two Govemments. 
President Monroe did not adopt the proposal for a Joint declaration; but 
in his message of December 2, 1823, after stating ijiat it was our policy 
not to interfere with the internal concems of European powers, speaking 
of the war which the revolted colonies were oarrying on against Spain, 
and of contemplated interference by the „Holy Alliance" in behalf of the 
latter, said, in language which has gone into history under his name, thus: 

But in regard to these continents drcumstances are eminently uid conspicuously 
different. It is impossible that the allied powers should extend their political sjrstem 
to any portion of either continent without endangerine our peace and happiness, 
nor can any one believe that our southem brethren, if left to themselves, would 
adopt it of their own accord. It is equallv impossible, therefore, that we should 
behold such interposition in any form with inaifference. 

This sentiment was received in England with enthusiasm. Mr. Brougham 
said: 

The question in regard to Spuiish America is now, I believe, disposed of or 
nearly so; for an event has recently happened than whidfi none has ever dispensed 
greater joy, exultation, and gratitude over all the freedmen of Europe; that event 
whidi is dedsive on the subject is the langua^ held with respect to Spanish America 
in the message of the President of the Umted States. 

Sir James Macintosh said: 

This evidence of the two great English commonwealths (for so I deli^t to 
call them, and I heartily pray that they may be forever united in the cause of justice 
and liberty) cannot be contemplated without the greatest pleasnre by every enligh- 
tened dtizen of the earth. 

Mr. John Quincy Adams, who well knew what had led to these State- 
ments by Mr. Monroe, explained in a message to the House of Bepresen- 
tatives on the 17th day of March, 1826, that there was no purpose of inter- 
fering with the existing European colonies in America; that the language 
was only a frank decliuration that the United States coold not look mth 
indifferenoe either upon an attempt by colonization to dose any port of 
the continent against the conmierce of the United States or upon concerted 
political interference from Europe in American af&urs. 

Thus the doctrine of non-intervention by European powers in American 
affairs arose from complications in South America, and was announced 
by Mr. Monroe on the Suggestion of the official representative of Great 
Britain. 

The doctrine so formulated by Monroe and expounded by Adams has 
since remained a cardinal principle of our Continental policy. In several 
notable instances, especially in Üie case of the French attempt to set up 
imperial authority in Mexico, it guided our political action, and it is to-day 
firmly embedded in the American heart. 

It is true that this doctrine refers to the political and not to the mate- 
rial interest of America; but no one can deny that to place the isthmus 
under the protection and guarantee of the powers of Europe, rather than 
under the protection of the leading power of this hemisphere, would seriously 
threaten and affect the political interest of that power. 
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It is not to be anticipated that Great Britain will controYert an inter- 
national doctrine, which she suggested to the United States, when look- 
ing to her own interest, and which, when adopted by this Republic, she 
highly approved; and it is but frank to say that the people of this country 
woold be as unwilling that the pathway of commerce between the Pacific 
coast and our Eastem market should be under the dominion of the allied 
European powers as would be the people of Great Britain that the transit 
from one to another part of her possessions should be under such controL 

Prior to the war of the Bevolution, Great Britain had acquired streng 
positions from Halifax to Antigua, dominating the coast of the United 
States. She retained these positions after the peace of 1783, and continues 
to use them for offensive and defensive purposes. She has strengthened 
old strongholds and made new ones, while the United States has ever refused 
to avail herseif of proffered conmianding extemal military stations. 

No well-intormed statesman doubts the abiüty of this nation to raise 
a powerful navy. To raise such a navy might bring commercial advantages 
to the United States, but it is doubtful whether it would promote the peace 
of the World; and the United States desires that their Citizens may, without 
any armed assertion of right, be conveyed by water transit from their westem 
to their eastem shores without passing under the guns of European powers. 

These are our own views, and it is but frank to State them, while Her 
Majesty's Government is not called upon either to admit or deny them. 

To considerations such as these Lord Granville, in his dispatch of No- 
vember 10, 1881, answers that the position of Great Britain and the United 
States, in reference to the canal, is determined by the — 

en^ements entered into by them respectively in the Convention, which was signed 
at Washington on the 19th o! April, 1850, commonly known as the Clayton-Bulwer 
treatv, and that Her Majesty's Government rely with confidence upon the observance 
of all the engagements of that treaty. 

We are thus fairly brought to the consideration of the Clayton-Bulwer 
treaty. 

The treaty relates to communication between the oceans, and divides 
itself into two parte: 

First, and prindpally, that which the treaty terms a „particular object'', 
to wit, a then projected interoceanic canal in Central America by the Nicaragua 
route; and this is the only object stated in the preamble of the treaty, whioh 
sa3rs that the two Govemments, „being desirous of consolidating the re- 
lations of amity which so happily subsist between them, by setting forth 
and fixing in a Convention their views and intentions with reference to any 
means of communication by ship canal which may be constructed between 
the Atlantic and Pacific oceans bythe way of the river San Juan de Nica- 
ragua and either or both of the lakes of Nicaragua or Managua to any port 
or place on the Pacific Ocean, „to that end confer füll powers on Mr. Clay- 
ton and Sir Henry Bulwer. 

The first and principal object of the treaty is considered in the first 
seven articles. 
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Second. The subordinate object of the treaty is that treated of in the 
remaining or eighth artide, which states that the two Goyemments ,4ukvmg 
not only desired, in entering into this Convention, to accomplish a p a r t i - 
cular object, but also to establish a general prinoiple (and this is 
the principle), hereby agree to extend their protection by treaty stipulation 
to any other practicable communication^' across the Isthmus, „and especially 
to the interoceanic Communications, should the same prove practicable, 
whether by canal or raihroad, which are now proposed to be established by 
the way of Tehuantepec or Panama." This „general principle" or Joint 
protection is to be effected, as stated, „by treaty stipulations." 

Although this discussion relates to a cuial by the Panama route ontside 
of Central America, to which the eighth article refers, yet your attention 
is invited as well to the first and principal as to the second and subordinate 
purpose of the treaty. 

First. While the primary object of the treaty, as will be seen, was to 
aid the immediate construction of a canal by what is known as the Nicaragua 
route it is equally piain that another and important object, which the United 
States had in view, was to dispossess Great Britain of Settlements in Central 
America, whether under cover of Indian sovereignty or otherwise. The 
United States were tenacious that Great Britain should not extend further 
her occupation of threatening military or naval Strategie points along their 
maritime frontier. To assure this, the parties to the treaty jointly agreed 
not to exercise dominion over, or fortify or colonize Nicaragua, Costa Rica, 
the Mosquito coast, or any part of Central America. Great Britain, howeyer, 
exercises dominion over Belize or British Honduras, the area of which is 
equal to that of Massachusetts, Connecticut, and Bhode Island, and the 
impression prevails that since the condusion of the treaty of 1850, the English 
inhabitants of that district have spread into the territory of the neighboring 
Republics and now occupy a large area of land which, under the Convention, 
belongs to one or the other of the two Bepublics, but over which the Govern- 
ment of Her Majesty assumes to exercise controL 

Such dominion seems to be inconsistent with that provision of the 
treaty which prohibits the exercise of dominion by Great Britain over any 
part of Central America. This makes it proper for me to say that the English 
pr vileges, at the time of the conclusion of the Clayton-Bulwer treaty, in 
what has been known as the Belize, were confined to a right to cut wood 
and establish sawmills in a territory defmed by metes and bounds. These 
Privileges were conferred by treaties, in which Spanish sovereignty was 
recognized. On the successful revolution, the rights of Spain vested in the 
new Republics, and had not been materially changed when the Clayton- 
Bulwer treaty was concluded. That treaty was conduded April 19, And its 
ratification advised by the Senate May 22, 1850. On the exchange of the 
ratifications, Sir Henry Bulwer filed in this Department, under date of 
June 29, 1850, a dedaration that the exchange was made with the under- 
standing on the part of Her Majesty's Government that the treaty did not 
apply to Her Majesty's settlementat Honduras and its dependendes. 
Mr. Clayton answered, under date of July 4, 1850, that he so understood. 
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but that he must not be understood to either affirm or deny British title 
therein. It is to be observed that eaeh of these declarations was made after 
the conclusion of the treaty by the Joint action of the President and the 
Senate, and that the dedaration was not made to or accepted by them. 
In 1869 Great Britain entered into a treaty with Guatemala, in which what 
had been oalled the s e 1 1 1 e m e n t in the dedaration made on the exchange 
of the ratification of the Clayton-Bulwer treaty was styled „Her Britannie 
Majesty^s settiement and possessions/* 

In the treaty with Guatemala the bonndaries were defined, and it was 
agreed that all on one side of the defined boundaries „belongs to Her Britannie 
Ifojesty/' It is further understood that when the commissioners met to 
mark the boundary in accordance with the agreement, it was found that the 
subjects of Great Britain had occupied so much more of Guatemala than 
was supposed that the commissioner on the part of Her Majesty's Govern- 
ment refused to prooeed, and this large area of land has since remained 
praotically in the possession of Great Britain. 

The United States have never given their assent to this conversion of 
the British „settiement'' in Central America under Spanish-American 
sovereignty into a British „possession" with British sovereignty. There 
is a vast difference between a settiement subject to the sovereignty of the 
Central-American Bepublic and a colony controlled by Great Britain. 

Under the treaty of 1850, while it is binding, the United States have 
not the right to exerois<6 dominion over or to colonize one foot of territory 
in Central America. Great Britain is under the same rigid restriction. And 
if Great Britain has violated and continues to violate that provision, the 
treaty is, of oourse, voidable at the pleasure of the United States. 

Again, it is well known that the parties to the Clayton-Bulwer treaty 
anticipated that a canal by the Nicaragua route was to be at once commenced. 
Under the assumption of a protectorate of Mosquito, British authority 
was at that time in actual and visible occupation of one end of the Nicaragua 
route, whether with or without titie is not now material, and it was intended 
by this treaty to dispossess Great Britain of this occupation. This objeet 
was accomplished in 1859 and 1860 by treaties between Great Britain^ 
Guatemala, Honduras, and Nicaragua, referred to in Lord GranviUe's dis- 
patoh of January 14, 1882. It was to this adjustment, which was one of 
the prime objects of the treaty, and not to the colonization of British Hon- 
duras, that Mr. Buchanan in his message of December, 3, 1860, alludes as 
„an amicable and honorable adjustment of dangerous questions arising^ 
from the Clayton-Bulwer treaty." 

When the Clayton-Bulwer treaty was conduded it was contemplated 
that the Nicaragua Canal, to which the treaty prindpally had relation» 
would be at onoe commenced and finished with aU possible speed by American 
and British capital under the impulse of the Joint protectorate. lliis appears 
not only from the context of the treaty, but also from the history of the 
negotiations which lead to the treaty, and the relations which then existed 
between this Government and the Central American States. 



Digitized by 



Google 



I. Urkonden. 6. Instroktion Frelin^uysen an Mr. Lowell vom 8. Mai 1882. 4X7 

On December 12, 1846, New Grenada, by a treaty of commerce, in 
consideration of certain guarantees, made the United States valuable grants 
relating to the Panama route, to which your attention will be directed when 
we oonsider the rights of this Eepublic in rekition to the Panama route. 

The discovery of gold in Califomia soon made it important to find 
some rapid way of reaching it. Notwithstanding the progress of the Pa- 
nama Bailroad scheme, public feeling was running strongly in favor of a 
ship-canal large enough to accommodate ocean steamships. Influenced 
by this strong feeling the minister of the United States in Nicaragua, without 
instruGtions, negotiated a treaty with that Bepubhc, which conferred upon 
oertain Citizens of the United States the valuable right to construet a ship- 
canal from San Juan on the Atlantic coast to the Padfic. Nicaragua cbumed 
sovereignty over the whole of the line of the proposed canal, while Great 
Britain, as I have shown, claimed sovereignty over a portion of it occupied 
by the Mosquito Indians. 

At the time of the concession by Nicaragua it would have been im- 
possible to procure in the United States the capital necessary for the con- 
struction of a ship-canal from the Atlantic to the Pacific. 

Hence it was that, when Mr. Chyton leamed of the concession, he 
at once informed Mr. Grampton, the British minister, saying that the United 
States did not propose to avaU themselves exdusively of these Privileges, 
but wished a canal constructed, and that the daim of Great Britain on 
behalf of the Mosquito Indians, which the United States could not admit, 
stood in the way. The Government of the United States, Mr. Clayton said, 
was persuaded that — 

These considerations, i! fairly laid before Her Majesty's Government, would 
induce Her Majesty^s Government to make such an arrangement with regard to 
the Mosquito Indians as would prevent its being an obstacle to the design in question. 

President Taylor was present at the interview, and „cordially concurred". 
Mr. Grampton reported the conversation to Lord Pahnerston the Ist Oc- 
tober, and on the 15th of the same month transmitted to him a copy of 
the concession by Nicaragua to the American Company. The 22d November 
Mr. Abbott lAwrence officially informed Lord Palmerston that an American 
Company, aided by the subscription of a large amount of British capital, 
had begun to construet the Panama Raih-oad, and had completed the con- 
tracts for iron for it. He transmitted to Lord Palmerston a copy of the 
guaranty in the treaty of 1846 with New Grenada, and invited Great Britain 
to join in the guaranty. In the same note he acquainted her Majesty's 
Government with the concession from Nicaragua to the American canal 
Company, and said that the conflicting Claims as to Mosquito threw an 
obstode in the way of the work, and invited a conversation on the subject. 
It seems that several conversations were had, since on the 14th of the foUow- 
ing December Mr. Lawrence addressed a formal note to Lord Palmerston, 
in which, after referring to them and again setting forth the concessions 
for the Panama Raih-oad and the Nicaragua Canal, and stating that the 
United States had „disdaimed all mtention to settle, annex, colonize, of 
fortify the territory of Central America, which declaration had been met 

Kraus, Idonzoedoktrln. 27 
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by a similar disclaimer on the part of Great Br]tain'\ and also that Her 
JML&jesty's Government „had intimated their willingness to join with tiie 
United States in their guaranty of neutrality'S he asked, in substance, Ist. 
Whether Great Britain woold enter into a treaty with Nicaragua similar 
to that negotiated by the United States? 2d. Whether Great Britain would 
enter into a treaty with New Grenada guaranteemg the neutrality of the 
railway then under construction. 3d. TVliether the obstruction of the Hos- 
quito Protectorate would be removed? This note was never answered for- 
mally in London, but negotiations were transferred to Washington. 

Meantime, and in the autunm of 1849, Sir Henry Bulwer had succeeded 
Mr. Crampton in Washington, and, soon after his arrival, commenced ne- 
gotiations with Mr. Clayton for a treaty for the protection of a canaL 

On the 6th of January, 1850, Sir Henry Bulwer wrote to Lord Pal- 
merston, saying: 

Your lordship is aware that Üie main interest of Üie United States in this 
matter has arisen &om its newly acquired possession in Üie Pacific, and the project 
of an American Company to form a water communication between Üie two oceans, 
passing through t^e uike of Nicaragua and the river San Juan, this Company having 
obtained from the state of Nicaragua the use of its lakes and territory for this purpose, 
and the use also of the river San Juan, to which Nicaragua lays daim. * * * 
But it 80 happens that while it is very difficult, not to say impossible, for Her 
Majesty's Government to listen to those Claims of Nicaragua, our dedsion with 
respect to which has been already openly taken, there is no difficulty, I believe, 
whatsoever in Her Majesty^s Government assistlng the United States in its general 
views with respect to that water communication across Central America which 
Great Britam must be almost as desirous as theUnited States to see established. 
* ♦ * I am disposed to think that the best way of doing tiiis is by a Convention 
between Great Bntain and the United States. 

Negotiations conducted on this basis progressed so rapidly that on 
the 3d February, 1860, Sir Henry Bulwer was able to transmit for Lord 
Pahnerston's criticism the füll project of a treaty. Extracts from the covering 
dispatch fully explain what the treaty was intended to accomplish. 

The State of Nicaragua made to an American Company, formed for the con- 
struction of such a canal, me grant, accompanied by vanous favors and Privileges, 
of all such portion of the territory daimed by it as the said Company require. * * * 
It was, however, impossible for the contemplated scheme to be executed under 
any grant from the Stato of Nicaragua as Ions as the mouth of the San Juan River 
was m the hands of another people protected oy Great Britain. ♦ * * Both the 
American Company to which I nave alluded and the American Government have 
latterly manifested an eamest desire to have it clearly undeistood that they will 
modify all that portion of their original engagement with Nicaragua which secures 
any advantages to one State whicn another may not equally enjov; and if such 
be the spirit which is to preside over the vast project unde/ consideration, Great 
Britain nas not only no mterest in preventing its success, but every interest in 
forwuding its completion and providing for its security. * * * It is with such 
views that the inclosed Convention has been drawn up, its object being to exclude 
all question of the disputes between the Nicaragua and the Mos^uitos, but to settle, 
in fact, all that it was essential to settle with regard to these disputes as far as the 
ship communication between the Atlantic and Pacific and the navigation of the 
river San Juan were concemed. 

The project, which was inclosed in this dispatch, was, in the substance 
of its provisions and in most of its language, indentical with the treaty 
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subsequently concluded, with one marked exoeption. In the project Ar- 
ticle VII stopped with the general provision to give encouragement and 
Support to the first parties offering to commence the work with the ne- 
cessary capital. In the subsequent negotiations the foUowing words were 
added to that artiele and form part of Artide VII of the executed treaty: 

And if any persons or Company should already bave, with any State tiurough 
which the proposed shio canal may pass, a contract for the construction of such 
a canal as that spedfiea in this Convention, to the stipuktions of which contract 
neither of the contracting parties in this Convention have any just cause to object, 
and the said persons or Company shall, moreover, have made preparations and 
expended time, money, and trouble, on the faith of such contract, it is nereby agreed 
that such persons or Company shall have a priority of daim over every other person, 
persons, or Company to the protection of the Govemments of the United States 
and Great Britam, and be allowed a year from the date of the exchange of the rati- 
fications of this Convention for concluding their arrangements and presenting evidence 
of sufficient capital subscribed to accomplish tiie contemplated undertaking, it 
being understood that if at the expiration of the aforesaid period such persons 
or Company be not able to commence and carry out tiie prop^ed enterprise, tiien 
the Govemments of the United States and Great Britam snall be free to afford 
their protection to any other persons or Company that shall be prepared to commence 
and proceed with the construction of the canal in question. 

The Clayton-Bulwer treaty was concluded on the 19th of the foUow- 
ing April, and I think it will not be denied that the object which President 
Taylor, Mr. Cla3rton, Sir Henry Bulwer, and Lord Palmerston had in view 
in making it was primarily and mainly this: To insure at the earliest pos- 
sible moment the completion of the particular ship canal for which a con- 
cession had been made by Nicaragua to Citizens of the United States on 
the 29th of August, 1849; all the Interviews of which accounts renuiin, and 
all the correspondenoe relate to this particular canal and to no other. As 
if to make assurance doubly sure, the project of a treaty which Sir Henry 
Bulwer sent to Lord Palmerston the 3d of February, being found doubtful 
or insufficient in this respect, was so amended between that time and the 
19th April as to make it practically certain that that grant would be ac- 
cepted by both Govemments as the one covered by the treaty. 

It was to this particular canal that were to be applied all the pro- 
visions of the first artiele in the treaty rehiting to the fortification of the 
canal, the control over it, and exclusive advantage in it; of the second ar- 
tiele, relating to blockade, detention or capture; of the third and fourth 
articles, rehiting to protection during construction and to free ports; of 
the fifth artiele, in regard to a guaranty of neutrality; of the sixth artide, 
with regard to treaties with other states, and the use of the good Offices 
of the high contracting parties ; and of the seventh artiele, as ah-eady noticed ; 
but if under the provisions of the seventh artide the Claims of the holders 
of this particuUur concession should be set aside, then each Government 
reserved to itself the right to determine whether its interests required it 
to afford protection to the holders of any other concession. 

The two Govemments did, however, subsequently come to a harmo- 
nious agreement with regard to the grant by Nicaragua, the one contem« 
pkited by the treaty. 

27* 
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The Company was organized, and Colonel Childs, who had been chief 
engineer of the canals of the State of New York, was sent to Nicaragua 
to make a survey. He arrived there in August, 1850, and in 1852 his report 
was received, printed, and laid before the Secretaiy of War by direction 
of the President, who detailed Colonel Abert and Lieutenant-Colonel Tum- 
bull, of the United States Army, to examine it and give their opinions upon 
it, They approved the report on the 20th March, 1852. 

On the 16th June, in the same year, Mr. Lawrence informed Lord 
Hahnesbury of these facts, and requested Her Majesty's Government to 
appoint engineers of skiU and experience to examine it on the part of that 
Government. 

Mr. Lawrence was on the 30th July informed that an officier of the 
royal engineers and an eminent civil engineer had been appointed for tiiat 
purpose, and on the 13th August their report was transmitted to Mr. Lawrence 
by Lord Malmesbury. The report was favorable, and a combination of 
British capitalists was made in contempkition of united action with American 
shareholders in the construction of the canal. For reasons which need not 
now be repeated, but principally because of the discussion which inmiediately 
began as to the clauses of the treaty rekiting to Settlements in British Hon- 
duras, the project failed, and no canal was ever constructed under that 
grant. 

A line of steamers was put on and run for many years, carrying pas- 
sengers between New York and San Francisco. The expedition of Widker 
into Nicaragua terminated this line. The grant was revoked, the steamers 
were seized; the stockholders received no benefit from their property, and 
although the Company nominally exists, it has been practically superseded 
by subsequeijt grants from Nicaragua to other companies. 

It was lUso agreed in the treaty that the parties should invite other 
States to enter into similar stipulation, to the end that they might share 
in the „honor and advantage of having contributed to a work of such ge- 
neral interest and importance as the canal herein contemplated'', to wit, 
that by the Nicaragua route. 

It is to be observed that if other nations were to become parties to 
the enterprise it was only on the Joint invitation of both the United States 
and Great Britain; but the President regards the provision as lapsed by 
the failure to construct the canal to which it referred, and by the fact before 
stated that experience has shown that no Joint protectorate for any canal 
across the isthmus is requisite. The canal, however, now in question is on 
the Panama and not on the Nicaragua route. 

The remaining subject of the treaty is contained in the eighth article» 
which rekites to a canal or railway across the isthmus other tiian by the 
Nicaragua route, as by way of Tehuantepec or Panama, and it is this Pro- 
vision of the treaty which has occasioned this correspondence. The ar- 
ticle provides as follows: 

The Govemments of the United States and Great Britam having not only 
deflired, in entering into this Convention, to accomplish aparticular object 
[to wit, the Nicaragua Canal, whicb, at the date of the treaty, it was thooght was 



Digitized by 



Google 



(. Urkunden. 6. Instroktion Frelinghaysen an Hr. Lowell vom 8. Mai 1882. 421 

about to be consbracted], bnt also to establish a ^eneral prindplet they hereby 
agree to eztend their protection, by treaty stipulationsito any otlier 
Communications, whether by canal or railway, across the Isthmus which connects 
North and South America, and especially to the interoceanic Communications, 
should the same prove to be practicable, whether by canal or railway, which are 
now proposed to De established by Üie way of Tehuantepec or Panama« 

It is to be here observed that the Government of the United States 
has a treaty with New Grenada, now a part of the United States of Colombia, 
entered into in 1846, by which free transit is guaranteed to the Citizens of 
the United States across the Isthmus of Panama upon any mode of com- 
munication that may be constructed, subject to no duties or burdens but 
such as may be imposed upon Citizens of New Grenada, and by which, in 
Order to secure the tranquil and constant enjoyment of these advantages, 
the United States guaranteed, positively and efficaciously, the perfeot 
neutrality of the Isthmus, with the view that free transit 
from sea to sea might not be interrupted or embarrassed, and also guaranteed 
the rights of sovereignty and property which New Grenada (now the United 
States of Colombia) had and posesses over said territory. 

By this treaty with New Grenada the United States claim to occupy 
a peculiar relation to the means of transit by raihroad or canal across the 
Isthmus, within the territories of the United States of Colombia, a relation 
which cannot justly be superseded by the intervention of other States withotit 
the consent of the United States, duly and properly obtained. A protectorate 
of this kind is, like govemment, necessarily exclusive in its character, and 
implies a right and duty to make it effective. There nuiy be a Joint protecto- 
rate engaged in by mutual Convention of different states, but the protectorate 
itself must be a unit. The treaty with New Grenada of 1846 still remains 
in fuU force. If Great Britain should desire to be united with the Govem- 
ment of the United States in that guaranty, of course it would require the 
consent of the United States of Colombia and of this Govemment, and a 
Convention to that end, the terms of which should be made agreeable to 
the parties. 

Artide VIII of the Clayton-Bulwer treaty relates only to those projects 
now [1860] proposed to be established; and expressly oontemplates some 
further „treaty stipulation'' on the part of Great Britain with the United 
States of America and New Grenada, now the United States of Colombia, 
before Great Britain can join the United States in the protectorate of the 
canal or railway by the Panama route. No such treaty stipulation has been 
made or has been proposed by Great Britain. Since the ratification of the 
Clayton-Bulwer treaty, for thhrty years the United States, under the treaty 
of 1846 with New Grenada, has extended protection to the transit from sea 
to sea by the Panama Bailway. 

Should Her Majesty's Govemment, after obtaining the consent thereto 
of the United States of Colombia, claim under the Cla3rton-Bulwer treaty 
the right to join the United States in the protection of the existing Panama 
Railway, or any future Panama canal, the United States would submit that 
experience has shown that no such Joint protectorate is requisite; that the 
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Clayton-Bulwer treaty is subj'^ct to the provisions of the treaty of 1846 
with New Grenada, while it exists, which treaty obliges the United States 
to afford and secure to it the sole protectorate of any transit by the Panama 
route; and if Great Britain still claimed the right to join in the protectorate 
the United States would then detennine whether the „treaty stipulations'" 
proposed by Great Britain regukiting that Joint protectorate were just; 
and, if so, whether the length of time during which Great Britain has con- 
curred in the protection of the Panama route under the treaty with New 
Grenada has or has not relieved the United States from any Obligation to 
accept a proposal from the Government to join in the guaranty. 

I may then State the President's views on the whole subject, which t 
do with an assurance that they will meet with a candid consideration from 
Lord GranviUe, and with the hope that they may be substantially concurred 
in by Her Majesty's Government. 

The Clayton-Bulwer treaty was conduded to secure a thing which 
did not exist, and which now never can exist. It was to secure the construction 
of a canal under the grant of 1849 from Nicaragua that the United States 
consented to waive the exclusive and valuable rights which have been given 
to them; that they consented to agree with Great Britain that they would 
not occupy, fortify, colonize, or assome dominion over any part of Central 
America, and that they consented to admit Her Majesty's Government 
at some future day to a share in the protection which they have exercised 
over the Isthmus of Panama. 

The Government and people of the United States, though rieh in Und 
and industry, were poor in money and floating capital in 1850. The scheme 
for a canal, even without the compUcations of the Mosquito protectorate, 
was too vast for the means of the Americans of that day, who numbered 
then considerably less than one-half of their numbers to-day. They went to 
England, which had what they had not, surrendered their exclusive privil^;es, 
offered an equal share of all they had in those regions in order, as expressed 
in the seventh article of the treaty, „that no time should be unnecessarily 
lost in conmiencing and constructing the said canal''. Through no fault of 
theirs time was unnecessarily lost, the work was never begun, and the con- 
cession failed. 

The President does not think that the United States are called upon 
by any principle of equity to revive those provisions of the Clayton-Bulwer 
treaty which were specially applicable to the concession of August, 1849, 
and apply them to any other concession which has been since or may here- 
after be made. The conditions of 1882 are not those of 1852. The people 
of the United States have now abundanoe of surplus capital for such enter- 
prises, and have no need to call upon foreign capitalists. The legislative 
brauch of the Government of the United States may also desire to be free 
to place the credit of the United States at the Service of one or more of these 
enterprises. The President does not feel himself warranted in making any 
engagement or any admission respecting the extinct provisions of the Clay- 
ton-Bulwer treaty which would prevent or interfere with such a purpose. 
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On the contrary, frankness reqnires him to say that as the persons who 
held the grant which the United States understood to be accepted by the 
two Govemments under the provisions of the treaty have not „carried 
out the proposed enterprise**, the United States esteem themselves com- 
petent to refuse to afford their protection jointly with Great Britain to 
any other person for Company, and hold themselves free hereafter to protect 
any interoceanic communication in which they or their Citizens may be- 
come interested in such way as treaties with the local sovereign powers 
may Warrant and their mterests may require. 

There are some provisions of the treaty which the President thought 
might be advantageously retained. With this purpose the present corre- 
spondence was opened by the note to you of the 19th November last, in 
which these points were indicated. The President is still ready on the part 
of the United States to agree that the reciprocal engagements respecting 
the acquisition of territory in Central America, and respecting the estabUsh- 
ment of a free port at each end of whatever canal may be constructed, shall 
continue in force, and to define by agreement the distance from either end 
of the canal where captures may be made by a belligerent in time of war, 
and with this definiton thus made to keep alive the second article of the 
treaty. He hopes that Lord GranviUe on further consideration may not be 
averse to revising his opinion that such agreements would not be beneficial. 

To the Suggestion made by Lord GranviUe, at the close of this note 
of January 7, tihat the United States should tiü^e the initiative in an in- 
vitation to other powers to participate in an agreement based upon the 
Convention of 1850, the President is constrained, by the considerations 
already presented, to say that the United States can not take part in ex- 
tending such an invitation, and to State with entire frankness, that the 
United States would look with disfavor upon an attempt at a concert of 
political action by other powers m that direction. 

It is not necessary to observe that there is no provision of the Clay- 
ton-Bulwer treaty which authorizes Great Britain to invite, or obliges the 
United States to accept, the aid of other nations to protect or to guarantee 
the neutrality of the Panama route. 

Fortunately the want of harmony in the views of the two Govem- 
ments can have at present no injurious influence. No canal yet exists across 
the Isthmus, and in the natural course of events some time must ekipse 
before one can be constructed; meanwhile the points of divergence between 
Her Majetsy's Government and that of the United States may disappear. 
The President hopes that long before the subject becomes one of practical 
impoitance Her Majesty^s Government may be brought to see that the 
interests of Great Britain and of the United States in this matter are identical, 
and are best promoted by the peaceful policy which he has marked out for 
this country. 

In the meantime the diversity of opinion which now exists will not 
in any wise impair the good understanding happily existing between the 
people and Govemments of the United States and Great ^tain. 
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You will read this dispatch to Lord Granville, and if he desires to have 
a copy of it you may leave one with htm. 
I am, sir, your obedient servant. 



7. Botschaft des Präsidenten Cleveland vom 17. Dezember 1895 
betreffend den Venezuela-Genzstreit.^) 

To The Congress: 

In my annual message addressed to the Consr«^^ on the third instant 
I called attention to the pending boundary controversy between Great 
Britain and the Bepublic of Venezuela and recited the substance of a re- 
presentation made by this Government to Her Britannic Majesty^s Govern- 
ment suggesting reasons why such dispute should be submitted to arbi- 
tration for settlement, and inquiring whether it would be so submitted. 

The answer of the British Government, which was then awaited, has 
since been received and, together with the dispatch to which it is a reply, 
is hereto appended. 

Such reply is embodied in two Communications addressed by the British 
Prime Minister to Sir Julian Pauncefote, the British Ambassador at this 
Capital. It will be seen that one of these conununications is devoted ex- 
clusively to observations upon the Monroe doctrine, and Claims that in the 
present instance a new and stränge extension and development of this doc- 
trine is insisted on by the United States, that the reasons justifying an 
appeal to the doctrine enunciated by President Monroe are genenüly in- 
applicable „to the State of things in which we live at the present day'\ 
and especially inapplicable to a controversy involving the boundary One 
between Great Britain and Venezueki. 

Without attempting extended argument in reply to these positions, 
it may not be amiss to suggest that the doctrine upon which we stand is 
strong and sound because its enforcement is important to our peace and 
safety as a nation, and is essen tial to the integrity of our free institutions 
and the tranquil maintenance of our distinctive form of govemment. It 
was intended to apply to every stage of our national life, and can not be- 
Gome obsolete while our Bepublic endures. If the balance of power is justly 
a cause for jealous anxiety among the govemments of the old world, and 
a subject for our absolute noninterference, none the less is an observance 
of the Monroe doctrine of vital concem to our people and their Govemment. 

Assuming, therefore, that we may properly insist upon this doctrine 
without regard to „the State of things in which we live", or any changed 
conditions here or elsewhere, it is not apparent why its application may 
not be invoked in the present controversy. 

If a European power, by an extension of its boundaries, takes possession 
of the territory of one of our neighboring Bepublics against its will and in 
derogation of its rights, it is difficult to see why to that extent such European 

^) vergl. hier besonders oben S. 160 ff. 
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power does not thereby attempt to extend its System of govemment to 
that portion of this oontinent which is thus taken. This is the precise action 
which President Monroe declared to be „dangerous to our peace and sa- 
fety"*, and it can make no dilference whether the European System is ex- 
tended by an advance of frontier or otherwise. 

It is also suggested in the British reply that we should not seek to 
apply the Monroe doctrine to the pending dispute because it does not em- 
body any prindple of intemationsd law which „is founded on the general 
consent of nations^, and that ,410 statesman, however eminent, and no 
nation, however powerful, are competent to insert into the code of inter- 
national law a novel principle which was never reoognized before, and which 
has not sinoe been accepted by the Govemment of any other oountry". 

Praetically the principle for which we contend has peculiar if not ex- 
dusive relation to the United States. It may not have been admitted in 
so many words to the code of international law, but since in international 
Councils every nation is entitled to the rights belonging to it, if the enforce- 
ment of the Monroe doctrine is something we may justly ckiim it has its 
place in the code of international law as certainly and as securely as if it 
were specifically mentioned, and where the United States is a suitor before 
the high tribunal that administers international law the question to be 
determined is whether or not we present Claims which the justice of that 
code of kw can find to be right and valid. 

The Monroe doctrine finds its recognition in those principles of inter- 
national law which are based upon the theory that every nation shall have 
its rights protected and its just Claims enforced. 

Of course this Govemment is entirely confident that under the sanc- 
tion of this doctrine we have dear rights and undoubted Claims. Nor is 
this ignored in the British reply. The Prime Minister, while not admitting 
that the Monroe doctrine is applicable to pjesent conditions, states: „In 
declaring that the United States would resist any such enterprise if it was 
contemplated, President Monroe adopted a policy which received the entire 
sympaüiy of the English Govemment of that date''. He further declares: 
„Though the language of President Monroe is directed to the attainment of 
objects which most Englishmen would agree to be salutary, it is impossible 
to admit that they have been inscribed by any adequate authority in the 
code of intemational hiw". Again he says: „They (Her Majesty's Govem- 
ment) fully concur with the view which President Monroe apparently enter- 
tamed, that any disturbance of the existing territorial distribution in the 
hemisphere by any fresh acquisitions on the part of any European State, 
would be a highly inexpedient change.'' 

In the belief that the doctrine for which we contend was clear and 
definite, that it was founded upon substantial considerations and involved 
our safety and welfare, that it was fully apphcable to our present conditions 
and to the State of the world's progress and that it was directly rekited to 
the pending controversy and without any conviction as to the final merits 
of the dispute, but anxious to leam in a satisfactory and conclusive manner 
whether Great Britain sottght, under a claim of boundary, to extend hec 
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possessions on this continent without right, or whether she merely sought 
possession of territory fairly included within her lines of ownership, this 
Government proposed to the Government of Great Britain a resort to ar- 
bitration as the proper means of settling the question to the end that a 
vexations boondary dispute between the two contestants might be deter- 
mined and our exact Standing and relation in respect to the controversy 
might be made clear. 

It will be Seen from the correspondence herewith submitted that this 
proposition has been declined by the British Government, upon grounds 
which in the circumstances seem to me to be far from satisfactory. It is 
deeply disappointing that such an appeal actuated by the most friendly 
feelings towards both nations directly concemed, addressed to the sense 
of justice and to the magnanimity of one of the great powers of the world 
and touching its relations to one comparatively weak and small, should 
have produced no better results. 

Tlie course to be pursued by this Government in view of the present 
condition does not appear to admit of serious doubt. Having labored faith- 
fuUy for many years to induce Great Britain to submit this dispute to im- 
partial arbitration, and having bieen now finally apprized of her refusal 
to do so, nothing remains but to accept the Situation, to recognize its piain 
requirements and deal with it accordingly. Great Britain's present pro- 
position has never thus far been regarded as admissible by Venezuela, though 
any adjustement of the boundary which that country may deem for her 
advantage and may enter into of her own free will cannot of course be ob- 
jected to by the United States. 

Assuming, however, that the attitude of Venezuela will remain un- 
changed, the dispute has reached such a stage as to make it now incumbent 
upon the United States to take measures to determine with sufficient cer- 
tainty for its justification what is the true divisonal line between the Be- 
public of Venezuela and British Guayana. The inquiry to that end should of 
course be conducted carefuUy and judicially and due weight should be given 
to all avaikible evidence records and facts in support of the claims of both 
parties. 

In Order that such an examination should be prosecuted in a thor- 
ough and satisfactory manner I suggest that the Congress make an adequate 
appropriation for the expenses of a Commission, to be appointed by the 
Executive, who shall make the necessary investigation and report upon 
the matter with the least possible delay. When such report is made and 
accepted it will in my opinion be the duty of the United States to resist 
by every means in its power as a wiUful aggression upon its rights and in- 
terests the appropriation by Great Britain of any lands or the exoerise of 
governmental Jurisdiction over any territory which after investigation we 
have determined of right belongs to Venezueki. 

In nuüdng these recommendations I am fuUy alive to the responsibil- 
ity incurred, and keenly realize all the consequences that may foUow. 

I am nevertheless firm in my conviction that while it is a grievous 
thing to contemplate the two great English-speaking peoples of the world 
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' as being otherwise than friendly oompetitors in the onward march of 
civilization, and strenuous and worthy rivals in all the arts of peace, there 
is no calamity which a great nation can invite which equals that whieh 
foUows a supine Submission to wrong and injustice and the consequent loss 
of national seif respect and honor beneath which are shielded and defended 
a people^s safety and greatness. 

8. StaatMekretSr Olneys Instruktion an den Gesandten der 

Vereinigten Staaten in England, Mr. Bayard, vom 20. Juli 1895 

betreffend den Venezuela-Grenzstreit^) 

SIR: I am directed by the President to communicate to you his views 
upon a subject to which he has given much anxious thought and respect- 
ing which he has not reached a conclusion without a Hvely sense of its great 
importance as well as of the serious responsibility involved in any action 
now to be taken. 

It is not proposed, and for present purposes is not necessary, to enter 
into any detailed account of the controversy between Great ^tain and 
Venezuela respecting the westem frontier of the colony of British Guayana. 
The dispute is of ancient date and began at least as early as the time when 
Great Britain acquired by the treaty with the Netherlands of 1814 „the 
estabUshments of Demerara, Essequibo, and Berbice'S From that time to 
the present the dividing line between these „estabUshments'" (now called 
British Guayana) and Venezuela has never oeased to be a subject of oon- 
tention. The claims of both parties, it must be conceded, are of a somewhat 
indefinite nature. On the one band Venezuela, in every Constitution of 
govemment since she became an independent State, has declared her terri- 
torial limits to be those of the Captaincy General of Venezuela in 1810. 
Yet, out of „moderation and prudence'', it is said, she has contended herseif 
with daiming the Essequibo line — the line of the Essequibo River, that 
is — to be the true boundary between Venezuela and British Guayana. On 
the other band, at least an equal degree of indefiniteness distinguishes the 
Claim of Great Britain. 

It does not seem to be asserted, for instance, that in 1814 the „estab- 
lishments*' then acquired by Great Britain had any clearly defined westem 
limits which can now be identified and which are either the ümits insisted 
upon to-day, or, being the original limits, have been the basis of legitimate 
territorial extensions. On the contrary, having the actual possession of 
a district called the Pomaron district, she apparently remained indifferent 
as to the exact area of the colony until 1840, when she commissioned an 
engineer, Sir Robert Schomburgk, to examine and lay down its boundaries. 
The restdt was the Schomburgk line which was fixed by metes and bounds, 
was delineated on maps, and was at first indicated on the face of the country 
itself by posts, monograms, and other Hke symbols. If it was expected 
that Venezuek would acquiesce in this line, the expectation was doomed 

*) vergl. besonders oben S. 171 ff. 
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to speedy disappointment. Venezuela at onoe protested and with such ' 
vigor and to such purpose that the line was exphuned to be only tentative 
— part of a general boundary scheme conoeming Brazil and the Netheriands 
as well as Venezueki — and the monuments of the line set up by Schom- 
burgk were removed by the express order of Lord Aberdeen. Under these 
circumstances, it seems impossible to treat the Schomburgk line as being 
the boundary claimed by Great Britain as matter of right, or as anything 
but a line originating in considerations of convenience and expediency. 
Since 1840 various other boundary lines have from time to time been in- 
dicated by Great Britain, but all as conventional lines — lines to which 
Venezueki's assent has been desired but which in no instance, it is beheved, 
have been demanded as matter of right. Thus neither of the parties is to- 
day Standing for the boundary line predicated upon strict legal right — 
Great Britain having formulated no such ckiim at all, while Venezuela 
insists upon the Essequibo line only as a hberal concession to her antagonist 

Several other features of the Situation remain to be briefly notioed — 
the continuous growth of the undefined British claim, the fate of the Yarious 
attempts at arbitration of the controversy, and the part in the nuitter here- 
tofore taken by the United States. As akeady seen, the exploitation of 
the Schomburgk line in 1840 was at onoe foUowed by the protest of Vene- 
zueki and by proceedings on the part of Great Britain which could fairly 
be interpreted only as a disavowal of that line. Indeed — in addition to the 
facts already noticed — Lord Aberdeen himself in 1844 proposed a line 
beginning at the River Horoco, a distinct abandonment of the Schomburgk 
line. Notwithstanding this, however, every change in the British claim & 
since that time has moved thefrontier of British Guayana farther and farther 
to the westward of the hne thus proposed. The Granville line of 1881 plaoed 
the starting point at a distance of twenty-nine miles from the Horoco in 
the direction of Punta Barima. The Rosebery line of 1886 placed it west 
of the Guaima River, and about that time, if the British authority known 
as the Statesman's Year Book is to be relied upon, the area of British 
Guayana was suddenly enlarged by some 33,000 Square miles — being stated 
as 76,000 Square miles in 1885 and 109,000 Square miles in 1887. The Salis- 
bury line of 1890 fixed the starting point of the line in the mouth of the 
Amacuro west of the Punta Barima on the Orinoco. And finally, in 1893, 
a second Rosebery line carried the boundary from a point to the west 
of the Amacuro as f ar as the source of the Cumano River and the 
Sierra of Usupamo. Nor have the various Claims thus enumerated been 
Claims on paper merely. An exercise of Jurisdiction corresponding more 
or less to such claims has accompanied or foUowed closely upon each and 
has been the more irritating and unjustifiable if, as is alleged, an agreement 
made in the year 1850 bound both parties to refrain from such occupation 
pending the settlement of the dispute. 

TVlile the British claim has been developing in the manner above 
described, Venezuela has made eamest and repeated efforts to have the 
question of boundary settled. Indeed, allowance being made for the dis- 
tractions of a war of independence and for frequent internal revolutions, it 
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may be fairly said that Venezuela has never ceased to strive for its adjust- 
ment. It could, of course, do so only through peacefol methods, any resort 
to foroe as against its powerful adversary being out of the question. Ac- 
oordingly, shortly after the drawing of the Schomburgk line, an effort was 
made to setde tihe boundary by treaty and was apparently progessing to- 
wards a sucoessful issue when the negotiations were brought to an end in 
1844 by the death of the Venezuehm plenipotentiary. 

In 1848 Venezueki entered upon a period of civil commotions which 
lasted for more than a quarter of a Century, and the negotiations thus inter- 
rupted in 1844 were not resumed until 1876. In that year Venezuela offered 
to dose the dispute by acoepting the Moroco line proposed by Lord Aberdeen. 
But, without giving reasons for his refusal, Lord Granville rejected the 
proposal and suggested a new line comprehending a large tract of territory 
all pretension to which seemed to have been abandoned by the previous 
action of Lord Aberdeen. Venezuela refused to assent to it, and negotiations 
dragged along without result until 1882, when Venezuela conduded that 
the only course open to her was arbitration of the controversy. Before she 
had made any definite proposition, howeyer, Great Britain took the ini- 
tiative by suggesting the maldng of a treaty which should determine various 
other questions as well as that of the disputed boundary. The result was 
that a treaty was practically agreed upon with the Gladstone govenunent 
in 1886 containing a general arbitration ckuse under which the parties 
might have submitted the boundary dispute to the decision of a third power 
or of several powers in amity with both. 

Before the actual signing of the treaty, however, the acbninistration 
of Mr. Gladstone was superseded by that of Lord Salisbury, which dedined 
to accede to the arbitration clause of the treaty notwithstanding the reasonable 
expectations of Venezueki to the contrary based upon the Premier's emphatic 
dechuration in the House of Lords that no serious govemment would think 
of not respecting the engagements of its predecessor. Since then Venezuela 
on the one side has been offering and calling for arbitration, while Great 
Britain on the other has responded by insisting upon the condition that 
any arbitration should relate only to such of the disputed territory as hes 
west of a line designated by herseif. As this condition seemed inadmissible 
to Venezuela and as, while the negotiations were pending, new appropri- 
ations of what is claimed to be Venezuehm territory continued to be made, 
Venezueki in 1887 suspended diplomatic relations with Great Britain 
protesting „before Her British Majesty's Govemment, before all civilized 
nations and before the world in general, against the acts of spohation com- 
mitted to her detriment by the Govemment of Great Britain, which she 
at no time and on no account will recognize as capable of altering in the 
least the rights which she has inherited from Spain and respecting which 
she will ever be willing to submit to the decision of a third power'\ 

Diplomatic relations have not since been restored, though what is 
claimed to be new and flagrant British aggressions forced Venezuela to 
resume negotiations on the boundary question — in 1890, through its Mi- 
nister in Paris and a special envoy on that subject — and in 1893, through 
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a confidential agent, Senor Michelena. These negotiations, howeyer, met 
with the fate of other like previouß negotiations — Great Britain lefusing 
to arbitrate except as to territory west of an arbitrary line drawn by hersell. 
All attempts in that direction definitely tenninated in October ,1S93, when 
Senor Michelena filed with the Foreign Office the following declaration: 

I perfonn a most strict duty in raising again in the name of the Government 
of Venezuela a most solemn protc^t against the proceedines of the Colony of British 
Guayana, constitutin^encroachments upon the territory ou^e Republic, and against 
the declaration contamed m Your ExcellencVs conununication that Her Britaonic 
Majesty's Government considers that part of the territory 9S pertaining to British 
Guayana and admits no claim to it on the part of Venezuela. In support of this pro- 
test I reproduce all the arguments presented to Your Excellency in my note of 
29 of last September and those which have been exhibited by the Government 
of Venezuela on the various occasions they have raised the same protest 

I lay on Her Britannic Majesty's Government the entire responsibility of the 
incidents that may arise in the future from the necessity to which Venezuela has 
been driven to oppose by all possible means the dispossession of a oart of her territory, 
for by disregaramg her just representation to put an end to this violent State of 
affairs through the decision of arbiters, Her Majesty's Government ignores her 
rights and imposes upon her t^e painful t^ough peremptory duty of providing 
for her own legitimate defense. 

To the territorial controversy between Great Britain and the Bepub- 
lic of Venezuela, thus briefly outlined, the United States has not been and, 
indeed, in view of its traditional policy, could not be indifferent. The note to 
the British Foreign Office by which Venezueki opened negotiations in 1876 
was at once communicated to this Government. In January, 1881, a letter 
of the Venezuelan Minister at ViTashington, respecting oertain alleged de- 
monstrations at the mouth of the Orinoco, was thus answered by Mr. Evarts, 
then Secretary of State: 

In reply I have to infonn you that in view of the deep interest which the Govern- 
ment of the United States takes in all transactions tencung to attempted encroach- 
ments of foreign powers upon the territory of any of the Republics of this continent, 
this Government could not look with indifference to ihe forcible acquisition of sudi 
territory by England if the mission of the Vessels now at ihe mouth of ihe Orinoco 
should be found to be for that end. This Government awaits, t^erefore, with natural 
concem the more particular Statements promised by the Government of Venezuela, 
which it hopes will not be long delayed. 

In the February following, Mr. Evarts wrote again on the same sub- 
ject as follows: 

Referring to your note of the 21st of December last, touching the Operations 
of certain British war vessels in and near the mout^ of the Orinoco River and to 
my reply thereto of the 31st ultimo as well as to the recent occasions in which the 
subject nas been mentioned in cur Conferences conceming the business of your 
mission, I take it to be fitting now at the close of my incumbency of the office I hold 
to advert to the interest wiu which the Government of the United States cannot 
faü to regard any such purpose with respect to the control of American territory 
as is stated to be contemplated by ihe Government of Great Britun and to express 
my regret that the further Information promised in your note with regard to such 
designs had not reached me in season to receive the attention which, not with- 
Standing the severe pressure of public business at the end of an administrative 
term, I should have taken pleasure in bestowing upon it I doubt not, however, 
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that yoor representations in fulfülment of the awaited additional Orders of your 
Government will have like eamest and solicitous consideration at the hands of 
my successor. 

In November, 1882, the then State of negotiations with Great Britain 
together with a copy of an intended note suggestmg reoourse to arbitration 
was communicated to the Secretary of State by the President of Venezuehi 
with the expression of the hope that the United States would give him 
its opinion and advice and such support as it deemed possible to ofifer Vene- 
zuehi in Order that justice should be done her. Mr. Frelinghu3r8en replied 
in a dispatch to the United States Minister at Caracas as foUows: 

This Government has already expressed its view that arbitration of such 
disputes is a convenient resort in the case of failure to come to a mutual understanding 
and intimated its wülingness, if Venezuela should so desire, to propose to Great 
Britain such a mode of setüement. It is feit that ihe tender of good Offices would 
not be SO profitable if the United States were to approach Great Britain as the 
advocate ot any prejudged Solution in favor of Venezuela. So far as the United 
States can counsel and assist Venezuela it believes it best to confine its reply to 
the renewal of the Suggestion of arbitration and the offer of all its good offices in 
that direction. This suegestaon is the more easily made, since it appears, from 
the Instruction sent bv Senor Seijas to the Venezuelan Minister in London on the 
same 16th of July, 1882, tiiat the President of Venezuela proposed to the British 
(jovemment the Submission of the dispute to arbitration by a third power. 

You will take an early occasion to present the foresoing considerations to 
Senor Seijas, sa3ring to him that, while trusting that the direct proposal for arbi- 
tration alrea>idy made to Great Britain may bear good fruit (if, inde«d, it has not 
already done so by its acceptance in prindple), the Government of ihe United 
States will cheerfully lend any needful aid to press upon Great Britain in a friendly 
way the proposition so made, and at the same tame you will say to Sefior Seijas 
in personal Conference, and not with the formality of a written communication) 
that the United States, whQe advocating strongly the recourse of arbitration for 
the adjustment of international disputes affectm^ the states of America, does not 
seek to put itself forwaid as their arbiter; that, viewing all such ouestions imparti- 
ally ana with no intent or desire to prejudge their merits, the United States will 
not refuse its arbitration if asked by both parties, and that, regarding all such 
questions as essentially and distinctively American, the United States would always 
prefer to see such contentions adjusted tiurough the arbitrament of an American 
rather than an European power. 

In 1884 General Guzman Bhinco, the Venezuehin Minister to Eng- 
land appointed with special reference to pending negotiations for a general 
treaty with Great Britain, visited Washington on his way to London and, 
after several Conferences with the Secretary of State respecting the ob- 
jects of his mission, was thus conimended to the good offices of 1^. Lowell, 
our Minister at St. James': 

It will necessarily be somewhat within your discretion how far your good 
Offices may be profitably employed with Her Majesty's Government to tnese ends, 
and at anj rate you may take proper occasion to let Lord Granville know that we 
are not without concem as to wnatever may affect the interests of a sister Republic 
of the American continent and its position in the family of nations. 

If General Guznuin should ai)ply to you for advice or assistance in realizing 
the purposes of his mission you wiU show him proper consideration, and without 
committing the United States to any determinate pohtical Solution you will endeavor 
to carry out the views of this Instruction. 
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The progress of Gen. Guzman's negotiations did not fail to be observed 
by this Government and in December, 1886, with a view to preventing the 
rupture of diplomatic relations — which actually took plaoe in February 
foUowing — the then Secretary of State, Mr. Bayard, instructed our Mi- 
nister to Great Britain to tender the arbitration of the United States, in 
the following terms: 

It does not appear that at any time heretofore the good Offices of this Govern- 
ment have been actually tendered to avert a rupture between Great Britain and 
Venezuela. As intimated in my Nr. 68, our inaction in this regard would seem to 
be due to the reluctanee of Venezuela to have the Gfovemment of the United States 
take any steps having relation to the action of the British Government which mi^t, 
in appearance even, prejudice the resort to further arbitration or mediation which 
Venezuela desired. Nevertheless, the recordsabundantly testify our friendly concem 
in the adjnstment of the dispute; and the inteUigence now received Warrants me in 
tendering through you to Her Majesty's Grovemment the good offices of theUnited 
States to promote an amicable setüement of the respective Claims of Great Britain 
and Venezuela in the premises. 

As proof of the impartiality with which we view the question, we offer our 
arbitration, if acceptable to both countries. We do this with the less hesitancy as 
the dispute tums upon simple and readily ascertainable historical facts. 

Her Majesty's Government will readily understand that this attitude of friendly 
neutrality and entire impartiality touching the merits of the controversy, consisting 
wholly in a difference of facts between our friends and neighbors, is entirely consist- 
ent and compatible with the sense of responsibility that rests upon the United States 
in relation to the South American republics. The doctrines we announced two 
generations ago, at the instance and with the moral support and iwproval of the 
British Government, have lost none of their force or importance in the progress of 
time and the Govemments of Great Britain and the United States are eqnally 
interested in conserving a status, the wisdom of which has been demonstrated by 
the experience of more than half a Century. 

It is proper, therefore, that you shomd convey to Lord Iddesleigh, in such 
suffidently guarded terms as your discretion may dictate, the satisfaction that 
would be feit by the Government of the United States in perceiving that its wishes 
in this regard were permitted to have influence with Her Majesty's Government. 

This offer of mediation was declined by Great Britain, with the State- 
ment that a similar offer had ahready been received from another quarter, 
and that the Queen's Govemenmt were still not without hope of a settle- 
ment by direct diplomatic negotiations. In February, 1888, having been 
informed that the Govemor of British Guayana had by formal decree laid 
Claim to the territory traversed by the route of a proposed railway from 
Ciudad Bolivar to Guacipati, Mr. Bayard addressed a note to our Minister 
to England, from which the following extracts are taken: 

The daim now stated to have been put forth by the authorities of British 
Guayana necessarily gives rise to grave disquietude, and creates an apprehension 
that the territorial claim does not follow historical traditions or evidence, bnt is 
apparently indefinite. At no time hitherto does it appear that the district, of which 
Cruadpati is the center, has been claimed as British territory or that such Jurisdiction 
has ever been asserted over its inhabitants, and if the reported decree of the Govemor 
of British Guayana beindeed genuine it is notapparenthow any line of railway from 
Ciudad Bolivar to Guadpati could enter or traverse territory within the control 
of Great Britain. 

It is true that the line claimed by Great Britain as the westem boundaiy of 
British Guayanais uncertain and vague. It is only necessary to examine the Bntish 
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Colonial Office ÜBt for a lew vean back to peroeive tbia. In the Issue for 1877, 
for instance, Ihe line nins nearly southwardly from Ihe month of Ihe Amacoro to 
the jnnction of tfae Gotinga and Takuta rivers. In the issue of 1887, ten years üter, 
it makes a wide detoor to the westward, foHowing Ihe Yomari. Gnadpati lies 
considerably to Ihe westward of the line offidally daimed in 1887, and it may 
perhaps be instnictive to oompare with it the map which doubtless wiU be found 
in the Colonial Office List for the present year. 

It may be well for you to ezpress anew to Lord Saüsbury the great mtification 
it wonld afford this Government to see ihe Venezuelan dispute amicabl^ and honorably 
settied by arhitzatkm or otherwise and oor readinees to do anythmg we properiy 
can to assist to that end. 

In ihe eoorse of your eonversation you may refer to ihe publication in the 
London Einander of January 24 (a coi)y of which you can procure and exhibit to 
Lord Salisbury) and express apprehension lest the wideninff pretensions of British 
Guayana to poraess territoij over which Venezuela*s jurisdicoon hasnever heretofore 
been disputed may not diminish the chanoes for a practical setüement. 

If , mdeed, it should appear that there is no fixed limit to the British boundary 
daim, our good dispodtion to aid in a setüement might not only be defeated, but 
be obliged to give place to a feeling of grave concem. 

In 1889, information having been reoeived that Barima, at the mouth 
of the Orinooo, had been dedared a British port, Mr. Blaine, then Secretary 
of State, authorized Mr. White to confer with Lord Salisbury for the re- 
establishment of diplomatio relations between Great Britain and Venezuela 
on the bads of a temporary restoration of the Status quo, and May 1 
and May 6, 1890, sent the foUowing telegrams to our Ifinister to Engluid, 
Mr. Lincoln: (May 1, 1890) 

Mr. L i n c 1 n is instructed to use his good offioes with Lord Salisbury to 
bring about the resumption of diplomatic intercourse between Great Britain and 
Venezuela as a preliminary step towards the settlement of the boundary dispute 
by arbitration. The Joint proposab of Great Britain and the United States towards 
Portugal whidi have just been brought about would seem to make the present 
time propitious for submitting this question to an international arbitration. He is 
requestea to propose to Lord Salisbury, with a view to an accommodation, that an 
infomud Conference be had in Washington or in London of representatives of the 
three Powers. In such Conference the position of the United States is one solely 
of imptftial friendship toward both litigants. 

(May 6, 1890)— 

It is, neyertheless desired that you shall do all you can consistentiy with our 
attitude of impartial friendship to induce some accoro between the contestants by 
which the merits of the controversy may be fairly ascertained and the rights of 
each party justly confirmed. The neutral position of this Government does not 
oomport wiui any ezpression of opinion on tne part of this Department as to what 
these rights are, but it is confident that the shiftmp; footing on which the British 
bounda^ question has rested for several years past is an obstacle to such a correct 
appredation of the nature and grounds of her daim as would alone Warrant the 
formation of any opinion. 

In the course of the same year, 1890, Venezuela sent to London a special 
envoy to bring about the resumption of diplomatic relations with Great 
Britain through the good offioes of the United States Minister. But the 
mission failed beoause a condition of such resumption, steadily adhered to 
by Venezuela, was the reference of the boundary dispute to arbitration. Since 
the dose of the negotiations initiated by Senor Michelena in 1893, Venezuela 
has repeatedly brought the controversy to the notiee of the United States, 
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has insisted upon its importance to the United States as well as to Vene- 
zuela, has represented it to have reached an acute stage — making definite 
action by the United States imperative — and has not ceased to sölicit the 
Services and support of the United States in aid of its final adjustment. 
These appeals have not been received with indifference and cur Ambassador 
to Great Britain has been uniformly instructed to exert all his influence 
in the direotion of the re-establishment of diplomatic relations between 
Great Britain and Venezuela and in favor of arbitration of the boundary 
controversy. The Secretary of State in a communication to Mr. Bayard. 
bearing date July 13, 1894, used the following language: 

The President is inspired by a desire for a peaceable and honorable settlement 
of the existing difficulties between an American state and a powerful transatlantic 
nation, and wonld be glad to see the re-establishment of sucn diplomatic relations 
between them as would promote that end. 

I can discem but two equitable Solutions of tbe present controversy. One is 
the arbitral determination of the rights of the disputants as the respective successors 
to the historical rights of Holland and Spain over the region in question. The other 
is to create a new lK)undary line in accordance with the dictates of mutnal expediency 
and consideration. The two Govemments having so far been unable to agree oii 
a conventional line, the consistent and conspicuous advocacy by the United States 
and England of the prindple of arbitration and their recourse thereto in settlement 
of important questions ansing between them, makes such a mode of adiustment 
especially appropriate in the present instance, and this Government will gladly 
do what it can to further a determination in that sense. 

Subsequent Communications to Mr. Bayard direct him to ascertain 
whether a Minister from Venezuela would be received by Great Britain. 
In the annual Message to Congress of December 3d last, the President used 
the following language: 

The boundary of British Guayana still remains in dispute between Great Britain 
and Venezuela. Believin^ that its early settlement, on some just basis alike honor- 
able to both parties, is m the line of our established policy to remove from this 
hemisphere all causes of difference with powers beyond the sea, I shaU renew the 
eflorts heretofore made to bring about a restoration of diplomatic relations between 
the disputants and to induce a reference to arbitration, a resort which Great Britain 
80 conspicuously favors in prindple and respects in practice and which is eamestly 
sought by her weaker adversary. 

And February 22, 1895, a Joint resolution of Congress declared 
That the President^s Suggestion * ^ * that Great Britain and Venezuela 

refer their dispute as to boundaries to friendly arbitration be eamestly recommended 

to the favorable coi|8ideration of both parties in interest. 

The important features of the existing Situation, as shown by the 
foregoing recital, may be briefly stated. 

1. The title to territory of indefinite but confessedly very large extent 
is in dispute between Great Britain on the one band and the South American 
Repubhc of Venezuela on the other. 

2. The disparity in the strength of the claimants is such that Venezuela 
can hope to establish her claim only through peaceful methods — through 
an agreement with her adversary either upon the subject itself or upon an 
arbitration. 
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3. The controversy, with varying Claims on the part of Great Britain, 
faas existed for more than half a Century, during which period many earnest 
and persistent efforts of Venezuela to establish a boundary by agreement 
have proved unsuccessful. 

4. The futility of the endeavor to obtain a conventional line being 
recognized, Venezuela for a quarter of a Century has asked and striven for 
arbitration. 

5. Great Britain, however, has always and continuously refused to 
arbitrato , exoept upon the condition of a renunciation of a large part of 
the Venezuelan claim and of a concession to herseif of a large share of the 
territory in controversy. 

6. By the frequent interposition of its good Offices at the instance of 
Venezuela, by constantly urging and promoting the restoration of dip- 
lomatic relations between the two countries, by pressing for arbitration 
of the disputed boundary, by offering to act as arbitrator, by expressing 
its grave concem whenever new alleged instances of British aggression 
upon Venezuelan territory have been brought to its notice, the Government 
of the United States has made it clear to Great Britain and to the world 
that the controversy is one in which both its honor and its interests are 
involved and the continuance of which it can not regard with indifferenoe. 

The accuracy of the foregoing analysis of the existing Status cannot, 
it is believed, be challenged. It shows that Status to be such that those 
charged with the interests of the United States are now foroed to determine 
exactly what those interests are and what course of action they require. 
It compels them to decide to what extent, if any, the United States may 
and should intervene in a oonstroversy between and primarily conceming 
only Great Britain and Venezuela and to decide how far it is bound to see 
that the integrity of Venezuelan territory is not impaired by the preten- 
sions of its powerful antagonist. Are any such right and duty devolved upon 
the United States ? If not, the United States has ahready done all, if not 
more than all, that a purely sentimental interest in the affairs of the two 
countries justifies, and to push its interposition further would be unbecom- 
ing and undignified and might well subject it to the Charge of impertinent 
intermeddling with affairs with which it has no rightful concem. On the 
other band, if any such right and duty exist, their due exercise and discharge 
will not permit of any action that shall not be efficient and that, if the power 
of the United States is adequate, shall not result in the accomplishment 
of the end in view. The question thus presented, as matter of principle and 
regard being had to the settled national policy, does not seem difficult of 
Solution. Yet the momentous practical consequences dependent upon its 
determination require that it should be carefully considered and that the 
<!;rounds of the conclusion arrived at should be fuUy and frankly stated. 

That there are circumstances under which a nation may justly inter- 
pose in a controversy to which two or more other nations are the direct 
and immediate parties is an admitted canon of international law. The 
doctrine is ordinarily expressed in terms of the most general character 
and is perhaps incapable of more specific Statement. It is declared in sub- 
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stance that a nation may avail itself of this right whenever what is done 
or proposed by any of the parties primarily conoerned is a serious and direct 
menace to its own integrity, tranquillity, or welfare. The propriety of the 
nile when applied in good faith wiU not be questioned in any qiuurter. On 
the other hand, it is an inevitable though unfortunate consequence of the 
Wide scope of the rule that it has only too often been made a doak for sehemes 
of wanton spoliation and aggrandiziment. We are conoerned at this time, 
however, not so much with the general rule as with a form of it which is 
peculiarly and distinctively American. Washington, in the solemn ad- 
monitions of the Farewell Address, explicitly wamed his countrymen against 
entanglements with the poUtics or the controversies of European powers. 

Europe, [he said,] has a set of primary interests which to us have none or a 
very remote relation. Hence she must be engaged in frequent controversies the 
causes of which are essentially foreign to oor concems. Hence, therefore, it must 
be unwise in us to implicate ourselves by artificiai ties in the ordinary vicissitudes 
of her politics or the ordinary combinations and coUisions of her friendshlp or en- 
mities. Our detached and distant Situation invites and enables us to pursue a aifferent 
course. 

During the administration of President Monroe this doctrine of the 
Farewell Address was first oonsidered in all its aspects and with a view 
to all its practical consequences. The Farewell Address, while it took America 
out of the field of European politics, was silent as to the part Europe might 
be permitted to play in America. Doubtless it was thought the latest addition 
to the family of nations should not make haste to prescribe rules for the 
guidance of its older members, and the expediency and propriety of serving 
the powers of Europe with notioe of a complete and distinctive American 
policy excluding them from interference with American political affairs 
might well seem dubious to a generation to whom the French allianoe, with 
its manifold advantages to the cause of American independenoe, was fresh 
in mind. 

Twenty years later, however, the Situation had chwiged. The lately 
bom nation had greatly increased in power and resources, had demon- 
strated its strength on land and sea and as well in the conflicts of arms 
as in the pursuits of peace, and had begun to realize the commanding Po- 
sition on this continent which the character of its people, their free in- 
stitutions, and their remoteness from the chief soene of European con- 
tentions combined to give to it. The Monroe administration therefore did 
not hesitate to accept and apply the logic of the Farewell Address by declar- 
ing in effect that American non intervention in European affairs necessarily 
implied and meant European non-intervention in Ainerican affairs. Con- 
oeiving unquestionably that complete European non-interference m American 
concems would be cheaply purchased by complete American Äon-inter- 
ference in European concems, President Monroe, in the celebrated Message 
of December 2, 1823, used the foUowing language: 

In the wars of the European powers in matters relating to themselves we have 
never taken any part, nor does it comport with our policy to do so. It is only when 
our rights are invaded or seriously menaced that we resent injuries or make prepara- 
tions for our defense. With the movements in this hemisphere, we are, of neoessity, 
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more immediately connected, and b^ causes ^ich must be obvious to all enli^tened 
and impMrtial observers. llie pobtical system of the allied powers is essentiaUy 
different in this respect from tfaat of America. This difference proceeds from that 
which exists in their respective govemments. And to the defense of our own, which 
has been achieved bv tne loss of so muoh blood and treasure and matured by the 
wisdom of their inost enlightened Citizens, and under \diich we have enjoyed unez- 
ampled felidty, this whole nation is devoted. We owe it, therefoie, to candor and 
to the amicable relations existing between the United States and those powers 
to dedare that we should consider any attempt on their part to extend their system 
to anyportion of this hemisphere as danserous to our peace and safety. 

With the existine colonies or dependencies of any European power, we have 
not interferea and shaU not interfere. But witii the govemments who have declared 
their independence and maintained it, and whose independence we have, on great 
consideration and on just prindples, acknowledged, we conld not view any inter- 
position for the purpose of oppressing them, or Controlling in any other manner 
their destiny, by any European power, in any other light than as the manifestation 
of an unfriendly disposition towards the United States. * * * Our policy in 
regard to Europe, which was adopted at an early stage of the wars which have so 
long ag^tated tnat auarter of the globe, nevertheless remains the same, which is, 
not to interfere in the internal concems of any of its powers; to consider the gov- 
emment de facto as the legitimate govemment for us; to cultivate faiendly 
relations with it, and to preserve those rebtions by a frank, firm, and manly policy, 
meeting, in all instances, the just daims of every power, submitting to injuries 
from none. But in regard to these continents, circumstances are eminently and 
conspicuously different. It is impossible that the allied powers should extend 
their politictu system to any portion of either continent without endangering our 
peace and happmess: nor can anyone believe that our soutiiem brethren, if left to 
themselves, would adopt it of their own accord. It is eaually impossible, there- 
fore, that we should behold such interposition, in any form, with indifference. 

The Monroe administration, however, did not content itself with for- 
mulating a correct ruie for the regulation of the relations between £arope 
and America. It aimed at also securing the practical benefits to result from 
the application of the rule. Hence the message just quoted declared that 
the American continents were fuUy occupied and were not the subjects 
for futore colonization by European powers. To this spirit and this purpose, 
also, are to be attributed the passages of the same message which treat any 
infringement of the rule against interferenee in American affairs on the 
part of the powers of Europe as an act of unfriendliness to the United States. 
It was realized that it was futile to lay down such a rule unless its observance 
could be enforoed. It was manifest that the United States was the only 
power in this hemisphere capable of enforoing it. It was therefore oour- 
ageously declared not merely that Europe ought not to interfere in American 
affairs, but that any European power doing so would be regarded as antag- 
onizing the interests and inviting the Opposition of the United States. 

That America is in no part open to colonization, though the proposi- 
tion was not universally admitted at the time of its first enunciation, has 
long been universally conceded. We are now concerned, therefore, only 
with that other practical application of the Monroe doctrine the disregard 
of which by an European power is to be deemed an act of unfriendliness 
towards United States. The precise scope and limitations of this nde can- 
not be too dearly apprehended. It does not establish any general proteotorate 
by the United States over other American states. It does not relieve any 



Digitized by 



Google 



438 Anhang. 

American State from its obligations as fixed by international law nor prevent 
any European power directly interested from enforcing such obligations 
or from inflicting merited punishment for the breach of them. It does not 
contemplate any interferenoe in the internal affairs of any American State 
or in the relations between it and other American states. It does not justify 
any attempt on our part to change the established form of govemment of 
any American State or to prevent the people of such State from altering 
that form according to their own will and pleasure. The rule in question 
has but a Single purpose and object. It is that no European power or com- 
bination of European powers shall forcibly deprive an American State of 
the right and power of self-govemment and of shaping for itself its own 
political fortunes and destinies.. 

That the rule thus defined has been the accepted public law of this 
country ever since its Promulgation cannot fairly be denied. Its pronounce- 
ment by the Monroe administration at that particular time was unquest- 
ionably due to the inspiration of Great Britain, who at once gave to it an 
open and unqualified adhesion which has never been withdrawn. But the 
rule was decided upon and formulated by the Monroe administration as 
a distinctively American doctrine of great Import to the safety and welfare 
of the United States after the most careful consideration by a Cabinet which 
numbered among its members John Quincy Adams, Calhoun, Crawford, 
and Wirt, and which before acting took both Jefferson and Madison into 
its counsels. Its Promulgation was received with acclaim by the entire 
people of the country irrespective of party. Three years after, Webster 
declared that the doctrine involved the honor of the country. „I look upon 
it'\ he Said, „as part of its treasures of reputation, and for one I intend to 
guard it'', and he added, 

I look on the m^sage of December, 1823, as forming a bricht page in our 
history. I will help neither to erase it nor to tear it out; nor shall it be by any act 
of mine blorred or blotted. It did honor to the sagacity of the Government,' and 
I will not diminish that honor. 

Though the rule thus highly eulogized by Webster has never been 
formally affirmed by Congress, the House in 1864 declared against the 
Mexican monarchy sought to be set up by the French as not in aocord with 
the policy of the United States, and in 1889 the Senate expressed its dis- 
approval of the connection of any European power with a canal across the 
Isthmus of Darien or Central America. It is manifest that, if a rule has 
been openly and uniformly declared and acted upon by the executive brauch 
of the Govemment for more than seventy years vdthout express repudiation 
by Congress, it must be conclusively presumed to have its sanotion. Yet 
it is c«rtainly no more than the exact truth to say that every administration 
since President Monroe's has had occasion, and sometimes more occasions 
than one, to examine and consider the Monroe doctrine and has in each 
instance given it emphatic endorsement. Presidents have dwelt upon it in 
messages to Congress and Secretaries of State have time after time made it 
the theme of diplomatic representation. Nor, if the practical results of 
the rule be sought for, is the record either meager or obscure. Its first and 
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immediate effect was indeed most momentous and far reaching. It was 
the Controlling factor in the emancipation of South America and to it the 
independent states which now divide that region between them are largely 
indebted for their very existence. Since then the most striking Single achieve- 
ment to be credited to the rule is the evacuation of Mexico by the French 
upon the termination of the civil war. But we are also indebted to it for 
the provisions of the Clayton-Bulwer treaty, which both neutralized any 
interoceanic canal across Central America and expressly excluded Great 
Britain from occupying or exercising any dominion over any part of Cen- 
tral America. It has been used in the case of Cuba as if justifying the position 
that, while the sovereignty of Spain will be respected, the island will not 
be permitted to become the possession of any other European power. It 
has been influential in bringing about the definite relinquishment of any 
supposed protectorate by Great Britain over the Mosquito Coast. 

President Polk, in the case of Yucatan and the proposed voluntary 
transfer of that country to Great Britain or Spain, relied upon the Monroe 
doctrine, though perhaps erroneously, when he dedared in a special message 
to Congress on the subject that the United States could not consent to 
any such transfer. Yet, in somewhat the same spirit, Secretary Fish affirmed 
in 1870 that President Grant had but followed „the teachings of all our 
history^^ in declaring in his annual message of that year that existing de- 
pendencies were no longer regarded as subject to transfer from one European 
power to another, and that when the present relation of colonies ceases 
they are to become independent powers. Another development of the rule, 
though apparently not necessarily required by either its letter or its 
spirit, is found in the objection to arbitration of South American 
controversies by an European power. American questions, it is said, are 
for American decision, and on that ground the United States went so far 
as to refuse to mediate in the war between Chili and Peru jointly with Great 
Britain and France. Finally, on the ground, among others, that the authority 
of the Monroe doctrine and the prestige of the United States as its exponent 
and Sponsor would be seriously impaired, Secretary Bayard strenuously 
resisted the enforcement of the Pelletier claim against Hayti. 

The United States, Fhe said,] has proclaimed herseif the protector of this 
westem world, in which sne is by far Üie stronger power, from the intrusion of 
European sovereignties. She can point with proud satisfaction to the fact that 
over and over again has she declared effectively, that serious indeed would be the 
consequences if European hostile foot should, without just cause, tread those states 
in the New World which have emandpated themselves from European control. 
She has annonnced that she would chensh as it becomes her the territorial riehts 
of the feeblest of those states, re^urdin^ them not merely as in the e3re of the law 
equal to even the greatest of naüonalities, but in view of her distinctive policy as 
entitled to be regarded bv her as the objects of a peculiarly gracious care. I feel 
bound to say Üiat if we should sanction by reprisals in Hayti the mthless invasion 
of her territory and insult to her soverei^ty which the facä now before us disdose, 
if we approve by solemn Executive action and Con^ssional assent that invasion, 
it wül De difficult for us hereafter to assert that in the New World, of whose 
rights we are the peculiar guardians, these rights have never been invaded by 
ourselves. 
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The foregoing enumeration not only shows the many instanoes wherein 
the rule in question has been affirmed and applied, but also demonstratee 
that the Venezuelan boundary oontroversy is in any view !ar within the 
scope and spirit of the rule as uniformly acoepted and acted upon. A doc- 
trine of American public law thus long and firmly estabUshed and supported 
could not easily be ignored in a proper case for its appUcation, even were 
the considerations npon which it is founded obscure or questionable. No 
such objection can be made, however, to the Monroe doctrine understood 
and defined in the manner already stated. It rests, on the contrary, upon 
facts and principles that are both intelligible and inoontrovertible. lliat 
distance and three thousand miles of intenrening oeean make any permanent 
politieal union between an European and an American State unnatural and 
inexpedient will hardly be denied. But physical and geographica! consid- 
erations are the least of the objeotions to such a union. Europe, as Washington 
observed, has a set of primary interests which are peculiar to herselL America 
is not interested in them and ought not to be vexed or complicated with 
them. Each great European power, for instance, to-day maintains enormous 
armies and fleets in self-defense and for protection against any other European 
power or powers. What have the states of America to do with that condition 
of things, or why should they be impoverished by wars or preparations for 
wars with whose causes or re^ts they can have no direct conoem? If all 
Europe were to suddenly fly to arms over the fate of Turkey, would it not 
be preposterous that any American State should fmd itself inextricably 
involved in the miseries and burdens of the contest? If it were, it would 
prove to be a partnership in the cost and losses of the struggle but not in 
any ensuing benefits. 

What is true of the material, is no less true of what may be termed 
the moral interests involved. Those pertaming to Europe are peculiar to 
her and are entirely diverse from those pertaining and peculiar to America. 
Europe as a whole is monarchial, and, with the single important exception 
of the Republic of France, is conmiitted to the monarchial principle. America, 
on the other band, is devoted to the exactly opposite principle — to the 
idea that every people has an inalienable right of self-govemment — and, 
m the United States of America, has fumished to the world the most con- 
spicuous and conclusive example and proof of the exoellence of free in- 
stitutions, whether from the Standpoint of national greatness or of individual 
happiness. It can not be necessary, however, to enlarge upon this phase 
of the subject — whether moral or material interests be considered, it can 
not but be universally conceded that those of Europe are irreconcilably 
diverse from those of America, and that any European control of the latter 
is neoessarily both incongruous and injurious. If, however, for the reasons 
stated the forcible intrusion of European powers into American politics 
is to be deprecated — if, as it is to be deprecated, it should be resisted and 
prevented — such resistance and prevention must oome from the United 
States, l^ey would come from it, of course, were it made the point of attack. 
But, if they come at all, they must also come from it when any other American 
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State is attacked, sinoe only the United States has the strength adequate 
to the exigenoy. 

Is it true, then, that the safety and weliare of the United States are 
so conoeroed with the maintenanoe of the independenoe of every American 
State as agafaist any European power as to justify and require the inter- 
position of the United States whenever that independenoe is endangered? 
The question oan be oandidly answered in but one way. The states of America, 
South as well as North, by geographical proximity, by natural sympathy, 
by similarity of governmental constitutions, are friends and allies, com- 
mercially and politioally, of the United States. To idlow the subjugation of 
any of them by an European power is, of coorse, to oompletely reverse that 
Situation and signifies the loss of all the advantages inddent to theur natural 
relations to us. But that is not all. The people of the United States have 
a vital interest in the cause of populär self-govemment. They have secured 
the right for themselves and their posterity at the cost of infinite blood 
and treasure. They have realized and exemplified its benefioent Operation 
by a career unexampled in point of national greatness or individual felidty. 
They believe it to be for the healing of all nations, and that civilization must 
either advanoe or retrograde accordmgly as its supremacy is extended or 
curtailed. Imbued with these sentiments, the people of the United States 
might not impossibly be wrought up to an active Propaganda in favor of 
a cause so highly valued both for themselves and for mankind. But the 
age of the Crusades has passed, and they are content with such assertion 
and defense of the right of populär self-govemment as their own security 
and welfare demand. It is in that view more than in any other that they 
believe it not to be tolerated that the political oontrol of an American State 
shall be fordbly assumed by an European power. 

The mischiefs apprehended from such a source are none the less real 
because not inmiediately imminent in any specific case, and are none the 
less to be guarded against because the combination of circumstances that 
will bring them upon us cannot be predicted. The civilized states of Chris- 
tendom deal with each other on substantially the same principles that reg- 
ulato the conduct of individuals. The greater its enlightenment, the more 
surely every State perceives that its permament interests require it to 
be govemed by the immutable principles of right and justice. Each, nev- 
ertheless, is only too liable to succumb to the temptations offered by seeming 
spedal opportunities for its own aggrandiziment, and each would rashly 
imperil its own safety were it not to remember that for the regard and respect 
of other states it must be largely dependent upon its own strength and 
power. To-day the United States is practically sovereign on this continent, 
and its fiat is law upon the subjects to which it confhes its interposition. 
Why? It is not because of the pure friendship or good will feit for it. It 
is not simply by reason of its high character as a civilized State, nor because 
wisdom and justice and equity are the invariable characteristics of the 
dealings of the United States. It is because, in addition to all other grounds, 
its inftute resources oombined with its isolated position render it master of 
the Situation and practically invulnerable as against any or all other powers. 
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All the advantages of this superiority are at onoe imperiled if the prin- 
ciple be admitted that European powers may oonvert Amerioan states 
into colonies or provinoes of their own. The principle would be eagerly 
availed of, and every power doing so would immediately acquire a base 
of military Operations against us. What one power was permhted to do 
could not be denied to another, and it is not inconceivable that the struggle 
now going on for the acqnisition of Africa might be transferred to South 
America. If it were, the weaker countries would unquestionably be soon 
absorbed, while the ultimate result might be the paxtition of all South 
America between the vjurious European powers. The disastrous oonsequences 
to the United States of such a condition of things are obvious. The loss of 
prestige, of authority, and of weight in the coun^ of the family of nations, 
would be among the least of thenL Our only real rivals in peaee as well 
as enemies in war would be found located at our very doors. Thus far in 
our history we have been spared the burdens and evils of immense Standing 
armies and all the other accessories of huge warlike establishments, and the 
exemption has largely contributed to our national greatness and wealth 
as well as to the happmess of every Citizen. But, with the powers of Enrope 
permanently encamped on American soll, the ideal conditions we have 
thus far enjoyed can not be expected to continue. We too musi> be armed 
to the teeth, we too must convert the flower of our male population into 
soldiers and sailors, and by withdrawing them from the various pursuits of 
peaoeful industry we too must practically annihilate a large share of the 
productive energy of the nation. 

How a greater calamity than this could overtake us it is difficult to 
see. Nor are our just apprehensions to be allayed by suggestions of the 
friendliness of European powers — of their good wiD towards us — of their 
disposition, should they be our neighbors, to dwell with us in peaee and 
harmony. The people of the United States have leamed ib the school of 
experience to what extent the relations of states to each other depend not 
upon sentiment nor principle, but upon selfish interest. They will not soon 
forget that, in theur hour of distress, all their anxieties and burdens were 
aggravated by the possibility of demonstrations against their national life 
on the part of powers with whom they had long maintained the most harmo- 
nious relations. They have yet in mind that France seized upon the ap- 
parent opportunity of our civil war to set up a monarchy in the adjoining 
State of Mexico. They realize that had Franoe and Great E^tain held import- 
ant South American possessions to work from and to benefit, the temptation 
to destroy the predominance of the Great Republic in this hemisphere by 
furthering its dismemberment might have been irresistible. From that 
grave peril .they have been saved in the past and may be saved again in the 
future through the Operation of the sure but silent force of the doctrine 
proclaimed by President Monroe. To abandon it, on the other hand, dis- 
regarding both the logic of the Situation and the facts of our past expe- 
rience, would be to renounce a policy which has proved both an easy de- 
fense against foreign aggression and a prolific source of internal progress and 
prosperity. 
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There is, then, a doctrine of American public law, well founded iu 
principle and abondantly sanctioned by precedent, which entitels and 
reqnires the United States to treat as an injury to itself the forelle as- 
sumption by an European power of political control over an American 
State. The application of the doctrine to the boundary dispute between 
Great Britain and Venezuela remains to be made and presents no real 
difficulty. Though the dispute relates to a boundary line, yet, as it is between 
States, it necessarily Imports political control to be lost by one party and 
gained by the other. The political control at stake, too, is of no mean import- 
ance, but concems a domain of great extent — the British claim, it will be 
remembered, apparently expanded in two years some 33,000 Square miles — 
and, if it also directly involves the command of the mouth of the Orinoco, 
is of immense consequence in connection with the whole river navigation 
of the interior of South America. It has been intimated, indeed, that in 
respect of these South American possessions Great Britain is herseif an 
American State like any other, so that a controversy between her and Vene- 
zuela is to be settled between themselves as if it were between Venezuela 
and Brazil or between Venezuela and C!olombia, and does not call for or 
justify United States Intervention. If this view be tenable at all, the logical 
sequence is piain. 

Great Britain as a South American State is to be entirely differenti- 
ated from Great Britain generally, and if the boundary question cannot 
be settled otherwise than by force. British Guiana, with her own inde- 
pendent resources and not those of the British Empire, should be left to 
settle the matter with Venezuela — an arrangement which very possibly 
Venezuela might not object to. But the proposition that an European 
power with an American dependency is for the purposes of the Monroe 
doctrine to be classed not as an European but as an American State will 
not admit of serious discussion. If it were to be adopted, the Monroe doctrine 
would be too valueless to be worth asserting. Not only would every European 
power now having a South American colony be enabled to extend its pos- 
sessions on this continent indefinitely, but any other European power might 
also do the same by ßrst taking pains to procure a fraction of South American 
soil by voluntary cession. 

The declaration of the Monroe message — that existing colonies or 
dependencies of an European power would not be interfered with by the 
United States — means colonies or dependencies then existing, with their 
limits as then existing. So it has been invariably construed, and so it must 
eontinue to be construed unless it is to be deprived of all vital force. Great 
Britain cannot be deemed a South American State within the purview of 
the Monroe doctrine, nor, if she is appropriating Venezuelan teiritory, is 
it material that she does so by advancing the frontier of an old colony 
ins ead of by the planting of a new colony. The difference is matter of form 
and not of substance and the doctrine if pertinent in the one case must be 
in the other also. It is not admitted, however, and therefore cannot be assumed 
that Great Britain is in fact usurping dominion over Venezuelan territory. 
While Venezuela charges such Usurpation, Great Britain denies it, and th^^ 
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United States, until the merits are authoritatively asoertained, oan take 
sides with neither. Bat while this is so — while the United States may, not 
under existing circumstanoes at least, take upon itself to say which of the 
two parties is right and which wrong — it is certainly within its right to 
demand that the truth shall be asoertained. Being entitled to resent and 
resist any Sequestration of Venezuelan soil by Great Britain, it is neoessarily 
entitled to know whether such Sequestration has occurred or is now going 
on. Otherwise, if the United States is without the right to know and have 
it determined whether there is or is not British aggression upon Venezuelan 
territory, its right to protest against or repel such aggression may be dis- 
missed from consideration. 

The right to act upon a fact the existenoe of whioh there is no right 
to have asoertained is simply illusory. It being clear, therefore, that the 
United States may legitimately insist upon the merits of the boundary 
question being determined, it is equaliy clear that there is but one feasible 
mode of determining them, viz., peaceful arbitration. The impractieability 
of any conventional adjustment has been often and thoroughly demon- 
strated. Even more impossible of consideration is an appeal to arms — 
a mode of settling national pretensions unhappily not yet whoUy obsolete. 
If , however, it were not condemnable as a reUo of barbarism and a crime 
in itself, so one sided a contest oould not be invited nor even accepted by 
Great Britain without distinct disparagement to her character as a dyilized 
State. Great Britain, however, assumes no such attitude. On the contrary, 
she both admits that there is a oontroversy and that arbitration should 
be resorted to for its adjustment. But, while up to that point her attitude 
leaves nothing to be desired, its practical effect is completely nullified by 
her insistence that the Submission shall cover but a part of the controversy 
— that, as a oondition of arbitrating her right to a part of the disputed 
territory, the remainder shall be tumed over to her. If it were possible to 
point to a boundary which both parties had ever agreed or assumed to be 
such either expressly or tacitly, the demand that territory conceded by 
such line to British Guiana should be held not to be in dispute might rest 
upon a reasonable basis. But there is no such line. The territory which 
Great Britain insists shall be ceded to her as a condition of arbitrating her 
Claim to other territory has never been admitted to belong to her. It has 
always and consistently been claimed by Venezuela. 

Upon what principle — exoept her feebleness as a nation — is she to 
be denied the right of having the olaim heard and passed upon by an impar- 
tial tribunal? No reason nor shadow of reason appears in all the voluminous 
literature of the subject. „It is to be so because I will it to be so^^ seems 
to be the only justification Great Britain offers. It is, indeed, intimated 
that the British daim to this particular territory rests upon an occupation, 
which, whether acquiesced in or not, has ripened into a perfect title by 
long continuance. But what presoription alfecting territorial rights can 
be Said to exist as between sovereign states? Or, if there is any, what is 
the legitimate consequence? It is not that all arbitration should be denied, 
but only that the Submission should embrace an additional topic, namely, 
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the validity of the asserted preBcriptive title either in point of law or in 
point of faet No different result follows from the oontention that as matter 
of prineiple Great Britain cannot be asked to submit and ought not to 
submit to arbitration her political and sovereign lights oyer territory. This 
eontention, if implied to the whole or to a vital part of the possessions of a 
sovereign State, need not be oontroverted. To hold otherwise might be equi- 
valent to holding that a sovereign State was bound to arbitrato its very existence. 
But Great Britain has herseif shown in vwrious instances that the prin- 
eiple has no pertinency when either the interests or the territorial area in- 
volved are not of Controlling magnitade and her loss of them as the result 
of an arbitration cannot appreciably affect her honor or her power. Thus, 
she has arbitrated the extent of her colonial possessions twioe with the 
United States, twice with Portugal, and onoe with Germany, and perhaps 
in other instances. The Northwest Water Boundary arbitration of 1872 
between her and this country is an example in point and well illustrates 
both the effect to be given to long-continued use and enjoyment and the 
fact that a truly great power saerifices neither prestige nor dignity by 
reoonsidering the most emphatic rejection of a proposition when satifsied 
of the obvious and intrinsic justice of the case. By the award of the Emperor 
of Germany, the arbitrator in that case, the United ^tates acquired San 
Juan and a number of smaller islands near the coast of Vancouver as a 
consequence of the decision that the term „the Channel which separates 
the continent from Vancouver's Island'', as used in the treaty of Washing- 
ton of 1846, meant the Haro Channel and not the Rosario Channel. Yet 
a kading contention of Great Britain before.the arbitrator was that equity 
required a judgment in her favor because a decision in favor of the United 
States would deprive British subjects of rights of navigation of which they 
had had the habitual enjoyment from the time when the Rosario Strait 
was first explored and surveyed in 1798. So, though by virtue of the award 
the United States acquired San Juan and the otiier islands of the group 
to which it belongs, the British Foreign Secratary had in 1859 instructed 
the British Ifinister at Washington as follows: 

Her Majesty's Government most, therefore, nnder any drcumstances, maintain 
the right of the British Crown to the Island of San Juan. The interests at stake in 
eonnection with the retention of that Island are too important to admit of compro- 
mise and Your Lordship will consequently bear in nund that, whatever arrange- 
ment as to the boundarjr line is finidly arrived at, no settlement of the auestion will 
be acoepted by Her Majesiy's Government which does not provide for tne Island of 
San Juan bemg reserved to the British Crown. 

Thus, as aheady intimated, the British demand that her right to a 
portion of the disputed territory shall be acknowledged before she mH 
consent to an arbitration as to the rest seems to stand upon nothing but 
her own i p s e d i x i t. She says to Venezuela, in substance: „You can 
get none of the debatable land by force, because you are not strong enough; 
you can get none by treaty, because I will not agree; and you can take 
your Chance of getting a portion by arbitration, only if you first agree to 
abandon to me such other portion as I may designate.'' It is not perceived 
how such an attitude can be defended nor how it is renconcilable with that 
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love of justice and fair play so eminently characteristic of the English raoe. 
Ik in effect cleprives Venezuela of hei free agency and puts her under Virtual 
duress. Territory acquired by leason of it will be as much wrested from 
her by the strong hand as if occupied by British troops or covered by British 
fleets. It seems therefore quite impossible that this position of Great Britain 
should be assented to by the United States, or that, if such position be 
adhered to with the result of enlarging the bounds of British Guiana, it 
should not be regarded as amounting, in substance, to an invasion and 
conquest of Venezuelan territory. 

In these circumstances, the duty of the President appears to him 
unmistakable and imperative. Great Britain's assertion of title to the 
disputed territory combined with her refusal to have that title investi- 
gated being a substantial appropriation of the territory to her own use, 
not to protest and give waming that the transaction will be regarded as 
injurious to the interests of the people of the United States as well as oppres- 
sive in itself would be to ignore an established policy with which the honor 
and welfare of this oountry are closely identified. While the measures nee- 
essary or proper for the vindication of that policy are to be determined by 
another brauch of the Government, it is clearly for the Executive to leave 
nothing undone which may tend to render such determination unnecessary. 

You are instructed, therefore, to present the foregoing views to Lord 
Salisbury by reading to him this conmiunication (leaving with him a oopy 
should he so desire), and to reinforce them by such pertinent considerations 
as will doubtiess occur to you. They call for a definite decision upon the 
point whether Great Britain will consent or will decline to submlt the Vene- 
zuelan boundary question in its entirety to impartial arbitration. It is the 
eamest hope of the President that the conclusion will be on the side of 
arbitration, and that Great Britain will add one more to the conspicuous 
precedents she has akeady fumished in favor of that wise and just mode 
of adjusting international disputes. If he is to be disappointed in that hope, 
however — a result not to be anticipated and in his judgment calculated 
to greatly embarrass the future relations between this country and Great 
Britain — it is his wish to be made acquainted with the fact at such early 
date as will enable him to lay the whole subject before Congress in his next 
annual message. 

I am, sir, your obedient servant, 

Richard Olney. 



9. Lord Salisburys Instruktion an den englischen Botschafter 

in Washington, Sir Julian Pauncefote, vom 26. November 1895 

betreifend den Venezuela -Grenzstreit.^) 

SIR, On the 7th August I transmitted to Lord Gough a copy of the 
despatch from Mr. Olney which Mr. Bayard had left with me that day, 
and of which he had read portions to me. I informed him at the time that 

M Vergl. hier besonders oben S. 159. 
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it coold not be answered until it had been carefuUy considered by the Law 
Officers of the Crown. I have therefore deferred replying to it tili after 
the reoess. 

I will not now deal with those portions of it which are concemed exclu- 
sively with the controversy that has for some time past existed between 
the Bepublic of Venezuela and Her Majesty's Government in regard to the 
boundwry which separates their dominions. I take a very different view 
from Mr. Olney of various matters upon which he touches in that part of 
the despatch; but I will defer for the present all observations upon it, as 
it concems matters which are not in themselves of first-rate importance, 
and do not directly concem the relations between Great Britain and the 
United States. 

The latter part however of the despatch, tuming from the question 
of the frontiers of Venezuela, proceeds to deal with principles of a far wider 
character, and to advanoe doctrines of international law which are of consid- 
erable interest to all the nations whose dominions include any portion of 
the westem hemisphere. 

The Contentions set forth by Mr. Olney in this part of his despatch 
are represented by him as being an application of the political maxims 
which are well known in American discussion under the name of the Monroe 
doctrine. As far as I am aware, this doctrine has never been before advanced 
on behalf of the United States in any written communication addressed 
to the Government of another nation; but it has been generally adopted and 
assumed as true by many eminent writers and politicians in the United 
States. It is said to have largely influenced the Government of that country 
in the conduct of its foreign aifairs: though Mr. Clayton, who was Secretary 
of State under President Taylor, expressly stated that that Administration 
had in no way adopted it. But during the period that has elapsed since the 
Message of President Monroe was delivered in 1823, the doctrine has under- 
gone a very notable development, and the aspect which it now presents in 
the hands of Mr. Olney differs widely from its character when it first issued 
from the pen of its author. The two propositions which in effect President 
Monroe Uüd down were, first, that America was no longer to be looked 
upon as a Seid for European colonization; and, secondly, that Europe must 
not attempt to extend its political System to America, er to control the 
political condition of any of the American communities who had recently 
declared their independence. 

The dangers against which President Monroe thought it right to guard 
were not as imaginary as they would seem at the present day. The forma- 
tion of the Holy Alliance ; the Congresses of Laybach and Verona ; the Invasion 
of Spain by BYance for the purpose of forcing upon the Spanish people a 
form of govemment which seemed likely to disappear, unless it was sustained 
by extemal aid, were incidents fresh in the mind of President Monroe when 
he penned his celebrated Message. The system of which he speaks, and of 
which he so resolutely deprecates the application to the American Continent, 
was the system then adopted by certain powerful States upon the Continent 
of Europe of combining to prevent by force of arms the adoption in other 
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eountries of political institutions which they disliked, and to uphold by 
extemal pressure those whioh they approved. Various portions of South 
America had recently decUred their independenoe, and that independence 
hat not been recognized by the Goyemments of Spain and Portugal, to which, 
with small exoeption, the whole of Central and South America were nominidly 
subject It was not an imaginary danger that he foresaw, if he feaied that 
the same spirit which had dictated the French expedition into Spain might 
inspire the more powerful Govemments of Europe with the idea of imposing, 
by the foroe of European arms, upon the South American communities 
the form of govemment and the political oonnection which they had thrown 
off. In declaring that the United States would resist any such enterprise 
if it was contemplated, President Monroe adopted a policy. which received 
the entire sympathy of the English Govemment of that date. 

The dangers which were apprehended by President Monroe have no 
relation to the State of things in which we live at the present day. There 
is no danger of any Holy Alliance imposing its System upon any portion 
of the American Continent, and there is no danger of any European State 
treating any part of the American Continent as a fit object for European 
oolonization. It is intelligible that Mr. Ohiey should invoke, in defenoe of 
the views on which he is now insisting, an authority which enjoys so high 
a popularity with his own fellow-countrymen. But the drcumstances with 
which President Monroe was dealing, and those to which the present Ameri- 
can Govemment is addressing itself, have very few features in common. 
Great Britain is imposing no „system^^ upon Venezuela, and is not conoeming 
herseif in any way with the nature of tiie political institutions under which 
the Venezuelans may prefer to live. But the British Empire and the Bepub- 
lic of Venezuela are neighbours, and they have differed for some time past, 
and continue to differ, as to the line by which their dominions are separated. 
It is a controversy with which the United States have no apparent practical 
concem. It is difficult, indeed, to see how it can materially affect any State 
or Community outside those primarily interested, except perhi^ other 
parts of Her Majesty's dominions, such as Trinidad. The disputed frontier 
of Venezuela has nothing to do with any of the questions dealt with by 
President Monroe. It is not a question of the oolonization by a European 
Power of any portion of America. It is not a question of tiie imposition 
upon the communities of South America of any system of govemment 
devised in Europe. It is simply the determination of the frontier of a British 
possession which belonged to the Throne of England long before the Bepublic 
of Venezuela came into existence. But even if the interests of Venezuela 
were so far linked to those of the United States as to give to the latter a 
locus standi in this controversy, their Govemment apparently have 
not formed, and certainly do not express, any opinion upon the actual 
merits of the dispute. The Govemment of the United States do not say 
that Great Britain, or that Venezuela, is in the right in the matters that are 
in issue. But they lay down that the doctrine of President Monroe, when 
he opposed the imposition of European Systems, or the renewal of European 
oolonization, confers upon them the right of demanding that when a Euro- 
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pean Power has a frontier difference with a South American Community, 
the European Power shall consent to refer that controversy to arbitration; 
and Mr. Ohiey states that unless Her Majesty's Government accede to 
this demand, it will „greatly embarrass the future relations between Great 
Britain and the United States.'' 

Whatever may be the authority of the doctrine laid down by President 
Momroe, tiiere is nothing in his language to show that he ever thought of 
daiming this novel prerogative for the United States. It is admitted that 
he did not seek to assert a Protectorate over Mexico, or the States of Central 
and South America. Such a claim would have imposed upon the United 
States the duty of answering for the conduct of these States, and consequently 
the responsibUity of Controlling it. His sagacious foresight would have led 
him energetically to deprecate the addition of so serious a bürden to those 
which the Rulers of the United States have to bear. It follows of necessity 
that if the Government of the United States will not control the conduct 
of these conmiunities, neither can it undertake to protect them from the 
consequences attaching to any misconduct of which they may be guilty 
towards other nations. If they violate in any way the rights of another 
State, or of its subjects, it is not alleged that the Monroe doctrine will assure 
them the assistance of the United States in escaping from any reparation 
which they may be bound by international law to give. Mr. Ohiey expressly 
disclaims such an inference from the principles he lays down. 

But the Claim which he founds upon them is that, if any independent 
American State advances a demand for territory of which its neighbour 
Claims to be the owner, and that neighbour is the colony of a European 
State, the United States have a right to insist that the European State shall 
submit the demand, and its own impugned rights to arbitration. 

I will not now enter into a discussion of the merits of this method of 
terminating international differences. It has proved itself valuable in 
many cases; but it is not free from defects, which often operate as a serious 
drawback on its value. It is not always easy to find an Arbitrator who 
is competent, and who, at the same time, is wholly free from bias; and the 
task of insuring compliance with the Award when it is made is not exempt 
from difficulty. It is a mode of settlement of which the value varies much 
according to the nature of the controversy to which it is applied, and the 
character of the litigants who appeal to it. Whether, in any particular case, 
it is a suitable method of procedure is generally a delicate and difficult 
question. The only parties who are competent to decide that question are 
tiie two parties whose rival contentions are in issue. The claim of a third 
nation, which is unaffected by the controversy, to impose this particular 
procedure on either of the two others, cannot be reasonably justified, and 
has no foundation in the law of nations. 

In the remarks which I have made, I have argued on the theory that 
the Monroe doctrine in itself is sound. I must not, however, be understood 
as expressing any acceptance of it on the part of Her Majesty's Government. 
It must always be mentioned with respect, on account of the distinguished 
statesman to whom it is due, and the great nation who have generally adopted 
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it. But mtemational law is founded on the general consent of nations; and 
no statesman, however eminent, and no nation, however powerfol, are 
competent to insert into the code of international law a novel pnnciple 
which was never recognized before, and which has not since been acoepted 
by the Government of any other country. The United States have a right, 
like any other nation, to interpose in any controversy by which their own 
interests are affected; and they are the judge whether those interests are 
touched, and in what measure they shoold be sustained. Bat their rights 
are in no way strengthened or extended by the fact that the controversy 
affects some territory which is called American. Mr. Olney quotes the case 
of the recent Chilean war, in which the United States declined to join with 
France and England in an effort to bring hostiUties to a close, on accoont 
of the Monroe doctrine. The United States were enürely in their right in 
declining to join in an attempt at pacification if they thooght fit; but Mr. 
Olney's piinciple that „American questions are for American decision"', 
even if it receive any countenance from the language of President Monroe 
(which it does not), can not be sustained by any reasoning drawn from the 
law of nations. 

The Government of the United States is not entitled to affirm as a 
universal proposition, with reference to a number of independent States 
for whose conduct it assumes no responsibility, that its interests are nee- 
essarily concemed in whatever may befall those States simply because 
they are situated in the Western Hemisphere. It may well be that the 
interests of tiie United States are affected by something that happens to 
Chile or to Peru, and that that circumstanoe may give them the right of 
interference; but such a contingency may equally happen in the case of 
China or Japan, and the right of interference is not more extensive or more 
assured in the one case than in the other. 

Though the language of President Monroe is directed to the attain- 
ment of objects which most Englishmen would agree to be salutary, it is 
impossible to admit that they have been inscribed by any adequate authority 
in the code of international law; and the danger which such admission would 
mvolve is suffidently exhibited both by the stränge development which 
the doctrine has received at Mr. Ohiey's hands, and the arguments by which 
it is supported, m the despatch under reply. In defence of it he says: 

That distance and 3,000 miles of intervening ocean make any permanent 
political Union between a European and an American 
State unnatural and inexpedient will hardly be denied. 
But physical and geographical considerations are the least of me objections to 
such a Union. Europe nas a set of primary interests which are peculiar to herseUf ; 
America is not interested in them, and ought not to be vexed or compUcated witii 
them. 

And, again: 

Thus far m our history we have been spared the burdens and evils of immense 
Standing annies and all the other accessories of huge warlike establishments; and 
the exemption has hidüy contributed to our nationu greatness and wealth, as well 
as to the happiness of every Citizen. But with the Powers of Europe 

Sermanently encamped on American soil, the ideal con- 
itions we have thus far enjoyed cannot be expected to continue. 
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The necessary meaning of these words is that the union between Great 
Britain and Canada; between Great Britain and Jamaica and Trinidad; 
between Great Britain and British Honduras or British Guiana are „in- 
expedient and unnatural'\ President Monroe disclaims any such inference from 
bis doctrine; but in this, as in other respects, Mr. Ohiey develops it. He 
lays down that the inexpedient and unnatural character of the union between 
a European and American State is so obvious that it „will hardly be denied^. 
Her Majesty's Government are prepared emphatically to deny it on behalf 
ot both the British and American people who are subject to her Crown. They 
maintain that the union between Great Britain and her territories in the 
Western Hemisphere is both natural and expedient. «They fully ooncur 
with the view which President Monroe apparently entertained, that any 
disturbance of the existing territorial distribution in that hemisphere by 
any fresh acquisitions on the part bf any European State would be a highly 
inexpedient change. But they are not prepared to admit that the recognition 
of that expediency is olothed with the sanction which belongs to a doctrine 
of international law. They are not prepared to admit that the interests of 
the United States are necessarily concemed in every frontier dispute which 
may arise between any two of the States who possess dominion in the Western 
Hemisphere; and stUl less can they accept the doctrine that the United 
States are entitled to claim that the process of arbitration shall be applied 
to any demand for the surrender of territory which one of those States may 
make against another. 

I have conmiented in the above renuurks only upon the general aspect 
of Mr. Olney's doctrines, apart from the special considerations which attach 
to the controversy between the United Kingdom and Venezuela in its 
present phase. This controversy has undoubtedly been made more difficult 
by the inconsiderate action of the Venezuelan Government in breaking off 
relations with Her Majesty^s Government, and its settlement has been 
correspondingly delayed; but Her Majesty's Government have not surren- 
dered the hope that it will be adjusted by a reasonable arrangement at 
an early date. 

I request that you will read the substance of the above despatch to 
Mr. Ohiey, and leave him a copy if he desires it. 



10. Prisident Roosevelts Botschaft vom 15. Februar 1905 im 
dominikanischen Schuldenfiille.^) 

„I submit herewith a protocol concluded between the Dominican 
Eepublic and the United States. 

The conditions in the Republic of Santo Domingo have been growing 
£teadily worse for many years. There have been many disturbances and 
revolutions, and debts have been contracted beyond the power of the Bepublic 
to pay. Some of these debts were properly contracted and are held by those 

1) VergL hier besonders oben Seite 223 ff. 

29* 
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who have a legitimate right to their money. Others are without question 
improper or exorbitant, constituting daims which shoold never be paid 
in füll and perhaps only to the extent of a very small portion of their nominal 
value. 

Gertain foreign countries have long feit themselves aggrieved because 
of the nonpayment of debts due their Citizens. The only way by which 
foreign creditors coold ever obtain from the Republic itself any guaranty 
of payment would be either by the acquisition of territory outright or tem- 
poranly, or eise by taking possession of the custom-houses, which would 
of course in itself, in effect, be taking possession of a certain amount of 
territory. 

It has for some time been obvious that those who profit by the Monroe 
Doctdne must accept certain responsibilities along with the rights which 
it confers; and that the same Statement applies to those who uphold the 
doctrine. It cannot be too often and too emphatically asserted that the United 
States has not the slight^st desire for territorial aggrandizement at the 
expense oi any of its southern neighbors, and will not treat the Monroe 
doctrine as an excuse for such aggrandizement on its part. We do not propose 
to take any part of Santo Domingo, or exercise any other control over the 
. island save what is necessary to its financial rehabilitation in connection with 
the collection of revenue, part of which will be tumed over to the Government 
to meet the necessary expense of running it, and part of which will be distri- 
buted pro rata among the creditors of the Republic upon a basis of absolute 
equity. The justification for the United States taking this bürden and 
incurring this responsibility is to be found in the fact that it is incompatible 
with international equity for the United States to refuse to allow other 
powers to take the only means at their disposal of satisfying the Claims 
of their creditors and yet to refuse, itself, to take any such steps. 

An aggrieved nation can without interfering with the Monroe doctrine 
take what action it sees fit in the adjustment of its disputes with American 
States, provided that action does not take the shape of interference with 
their form of govemment or of the despoihnent of their territory under any 
disguise. But, short of this, when the question is one of a money claim, 
the only way which remains, finally, to collect it is a blockade, or bombard- 
ment, or the seizure of the custom-houses, and this means, as has been said 
above, what is in effect a possession, even though only a temporary possession^ 
of territory. The United States then becomes a party in interest, because 
under the Monroe doctrine it cannot see any European power seize and 
permanently occupy the tenitory of one of these Bepublics; and yet such 
seizure of territory, disguised or undisguised, may eventually offer the only 
way in which the power in question can collect any debts, unless there is 
interference on the part of the United States. 

One of the difficult and increasingly complicated problems, which 
often arise in Santo Domingo, grows out of the violations of contracts and 
concessions, sometimes improvidently granted, with valuable Privileges 
and exemptions stipulated for upon grossly inadequate considerations 
which were burdensome to the State, and which are not infrequently 
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disregarded and violated by the governing authorities. Citizens of the United 
States and of other govemments holding these concessions and contracts 
appeal to their respective govemments for active protection and Intervention. 
Except for arbitrary wrong, done or sanctioned by superior authority, to 
persons or to vested property rights, the United States Government, follow- 
ing its traditional usage in such cases, aims to go no further than the mere 
use of its good Offices, a measure which frequently proves ineffective. On 
the other hand there are govemments which do sometimes take energetic 
action for the protection of their subjects in the enforcement of merely 
contractual Claims, and thereupon American concessionaries, supported 
by powerful influenoes, make loud appeal to the United States Government 
in similar cases for similar action. 

They complain that in the actual posture of affairs their valuable 
properties are practically confiscated, that American enterprise is paralysied, 
and that unless they are fully protected, even by the ei^orcement of their 
merely contractual rights, it means the abandonment to the subjects of 
other govemments of the interests of American trade and conmierce through 
the sacrifice of their Investments by excessive taxes imposed in violation 
of contract, and by other devices, and the sacri^ce of the Output of their 
mines and other Industries, and even of their railway and shipping interests, 
which they have established in connection with the exploitation of their 
concessions. Thus the attempted Solution of the complex problem by the 
ordinary methods of diplomacy reacts injuriously upon the United States 
Government itself , and in a measure paralyses the action of the Executive 
in the direction of a sound and consistent policy. The United States Govern- 
ment is embarrassed in its efforts to fester American enterprise and the 
growth of our conmierce through the cultivation of friendly relations with 
Santo Domingo, by the irritatiug effects on those relations, and the con- 
sequent injurious influenoe upon that conmierce, of frequent interventions. 
As a method of Solution of the complicated problem arbitration has become 
nugatory, inasmuch as, in the condition of its finances, an award against 
the Bepublic is worthless unless its payment is secured by the pledge of 
at least some portion of the customs revenues. This pledge is ineffectuai 
without actual delivery over of the custom-houses to secure the appropriation 
of the pledged revenues to the payment of the award. This Situation again 
reacts injuriously upon the relations of the United States with other nations. 
For when an award and such security are thus obtained, as in the case of 
the Santo Domingo Improvement Company, some foreign govemment 
complains that the award conflicts with its rights, as a creditor, to some 
portion of these revenues under an alleged prior pledge; and still other 
govemments complain that an award in any considerable sum, secured 
by pledges of the customs revenues, is prejudioial to the payment of their 
equally meritorious Claims out of the ordinary revenues; and thus contro- 
versies are begotten between the United States and other creditor nations 
because of the apparent sacrifice of some of their Claims, which may be 
just or may be grossly exaggerated, but which the United States Govemment 
cannot inquire into without givinggrounds of offense to other friendly creditor 
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nations. Still farther illustrations might easily be furnished of the hope- 
leBsness of the piesent Situation growing out of the social disorders and the 
bankrupt finances of the Doniinican Republic, where for eonsiderable periods 
during recent years the bonds of civil society have been practically dissolved. 

Under the accepted law of nations foreign govemments are within their 
right, if they choose to exercise it, when they actively intervene in support 
of the contractual Claims of their snbjects. They sometimes exercise this 
power, and on account of commercial rivahries there is a growing tendency 
on the part of other govemments more and more to aid diplomatically in 
the enforcement of the Claims of their subjects. In view of the dilemma 
in whioh the Government of the United States is thus plaoed, it must either 
adhere to its usual attitude of nonintervention in such cases — an attitude 
proper under normal conditions, but one which in this particular kind of 
case results to the disadvantage of its Citizens in comparison with those of 
other States ~ or eise it must, in order to be consistent in its policy, actively 
intervene to protect the contracts and concessions of its Citizens engaged 
in agriculture, commerce, and transportation in competition with the subjects 
and Citizens of other states. This course would render the United States 
the insurer of all the speculative risks of its Citizens in the public securities 
and franchises of Santo Domingo. 

Under the plan in the protoool herewith submitted to the Senate, 
insuring a faithful collection and application of the revennes to the spedfied 
objects, we are well assured that this difficult task can be accomplished 
with the friendly Cooperation and good will of all the parties concemed, and 
to the great relief of the Dominican Republic. 

The conditions in the Dominican Bepublic not only constitute a menace 
to our relations with other foreign nations, but they also concem the pros- 
perity of the people of the Island, as wellas the security of American interests, 
and they are intimately associated with the interests of the South Atlantic 
and Gulf States, the normal expansion of whose conmierce lies in that 
direction. At one time, and that only a year ago, three revolutions were in 
progress in the island at the same time 

If the United States Government declines to take action and other 
foreign govemments resort to action to secure payment of their Claims, 
the latter would be entitled, according to the decision of the Hague üibunal 
in the Venezuelan cases, to the preferential payment of their claims; and 
this would absorb all the Dominican revenues and would be a Virtual sacrifice 
of American claims and interests in the island. If , moreover, any such action 
should be taken by them, the only method to enable them to secure the 
payment of their claims would be to take possession of the custom-honses, 
and considering the State of the Dominican finances this would mean a 
definite and very possibly permanent occupation of Dominican territory, 
for no period could be set to the time which would be necessarily required 
for the payment of their obllgations and unliquidated claims. llie United 
States Government could not interfere to prevent such seizure and occupation 
of Dominican territory without either itself proposing some feasible alter- 
native in the way of action, or eise virtually saying to European govemments 
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that they would not be allowed to collect their Claims. This would be an 
unfortunate attitude for the Goyemment of the United States to be forced 
to maintain at present. It cannot with propriety say that it will proteot 
its own Citizens and interests, on the one hand, and yet on the other band 
refuse to allow other govemments to protect their Citizens and interests .... 

The ordinary resources of diplomacy and international arbitration 
are absolute ly impotent to deal wisely and effectively witb the Situation 
in the Dominican Republic, which can only be met by organizing its finances 
on a sound basis and by placing the custom-houses beyond the temptatioa 
of insurgent chieftains. Either we must abandon our duty under our tra- 
ditional policy toward the Dominican people, who aspire to a republican. 
form of govemment while they are actually dnfting into a condition of 
permanent anachy, in which catse we must permit some other govemment to- 
adopt its own measures in order to safeguard its own interests, or eise we 
must ourselves take seasonable and appropriate action. 

Again and again has the Dominican Eepublic invoked on its own behalf 
the aid of the United States. It has repeatedly done so of recent years. 
.In 1899 it sought to enter into treaty relations by which it would be placed 
under the protection of the United States Govemment. The request was 
refused. Again, in January, 1904, its minister of foreign affairs visited 
Washington and besought the help of the United States Govemment to 
enable it to escape from its financial and social disorders. Compliance with 
this request was again declined, for this Govemment has been most reluctant 
to interfere in any way, and has finally concluded to take action only because 
it has become evident that failure to do so may result in a Situation fraught 
with grave danger to the cause of international peace. 

In 1903 a representative of a foreign govemment proposed to the United 
States the Joint fiscal control of the Dominican Republic by certain creditor 
nations, and that the latter should take Charge of the custom-houses and 
revenues and give to the Dominican Govemment a certain percentage and 
apply the residue to the payment ratably of Claims of foreign creditors. 
Tlie United States Govemment declined to approve or to enter into such an 
arrangement. But it has now become evident that decided action of some 
kind can not be much longer delayed. In view of our past experience and 
our knowledge of the actual Situation of the Dominican Bepublic, a definite 
refusal of the United States Govemment to take any effective action looking 
to the relief of the Dominican Republic and to the discharge of its own duty 
under the Monroe doctrine can only be considered as an acquiescence in some 
such action by another govemment. 

That most wise measure of intemational statesmanship, the Platt 
amendment, has provided a method for preventing such difficulties from 
arising in the new Republic of Cuba. In accordance with the terms of this 
amendment the Republic of Cuba cannot issue any bonds which can be 
coUected from Cuba, save as a matter of grace, unless with the consent 
of the United States, which is at liberty at all times to take measures to 
prevent the violation of the letter and spirit of the Platt amendment. If 
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a similar plan could now be entered upon by the Dominiean Republie, it 
would imdoubtedly be of great advantage to them and to all other peoples, 
for under such an arrangement no larger debt would be incorred thiui could 
be honestly paid, and those who took debts not thus authorized would, by 
the mere fact of taking them, put themselves in the cat^ry of speculators 
or gamblers, who deserved no consideration and who would be permitted 
to receive none; so that the honest creditor would on the one hand be safe 
while on the other hand the Republic would be safeguarded against mole- 
Station in the interest of mere speculators. 

But no such plan at present exists; and under existing circumstanoes, 
when the condition of affairs becomes such as it has become in Santo Domingo, 
either we must submit to the likelihood of infringement of the Monroe doctrine 
or we must ourselves agree to some such arrangement as that herewith 
submitted to the Senate. In this case, fortunately, the prudent and farseeing 
statesmanship of the Dominiean Government has relieved us of all trouble. 
At their request we have entered into the agreement herewith submitted. 
Under it the custom-houses will be administered peacefully, honestly, 
and economically, 45 per cent of the proceeds being tumed over to the 
Dominiean Government and the remainder being used by the United States 
to pay what proportion of the debts it is possible to payon anequitablebasis. 
The Bepublic will be secured against over-seas aggression. This in reality 
entails no new Obligation upon us, for the Monroe doctrine means precisely 
such a guarantee on our part. 

It is perhaps unnecessary to State that no step of any kind has been 
taken by the Administration under the terms of the protocol which is 
herewith submitted. 

The Republic of Santo Domingo has by this protocol wisely and patrio- 
tically accepted the responsibilities as well as the Privileges of hberty, 
and is showing with evident good faith its purpose to pay all that its resources 
will permit of its obligations. More than this it can not do, and when it has 
done this we should not permit it to be molested. We on our part are simply 
performing in peaceful manner, not only with the cordial acquiescence, 
but in accordance with the eamest request of the Government concemed, 
part of that international duty which is necessarily involved in the assertion 
of the Monroe doctrine. We are bound to show that we perform this duty 
in good faith and without any Intention of aggrandizing ourselves at the 
expense of our weaker neighbors or of conducting ourselves otherwise than 
so as to benefit both these weaker neighbors and those European powers 
which may be brought into contact with them. It is in the highest degree 
necessary that we should prove by our action that the world may trust in 
our good faith and may understand that this international duty will be 
performed by us within our own sphere, in the interest not merely of our- 
selves, but of all other nations, and ^ith strict justice toward all. If this is 
done a general acceptance of the Monroe doctrine will in the end surely follow; 
and this will mean an increase of the sphere in which peaceful measures 
for the settlement of international difficulties gradually displace those of a 
warlike character. 
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We can point with just pride to what we have done in Cuha as a guaranty 
of our good faith. We stayed in Cuba only so long as to Start her aright on 
the road to self-govemment, which she has since trod with such marked 
and distinguished success; and upon leaving the island we exacted no con- 
ditions save such as would prevent her from ever becoming the prey of the 
stranger. Our purpose in Santo Domingo is as beneficient. The good that 
this country got from its action in Cuba was indirect rather than direct. 
So it is as regards Santo Domingo. The chief material advantage that will 
€ome from the action proposed to be taken will be to Santo Domingo 
itself and to Santo Domingo's creditors. The advantages that will come 
to the United States will be indirect, but nevertheless great, for it is supremely 
to our interest that all the communities inmiediately south of us should 
be or become prosperous and stable, and therefore not merely in name but 
in fact independent and self-goveming. 

I call attention to the urgent need of prompt action on this matter. 
We now have a great opportunity to secure peace and stability in the island, 
without friotion or bloodshed, by acting in accordance with the cordial 
invitation of the governmental authorities themselves. It will be unfortunate 
from every standpoint if we fail to grasp this opportunity; for such failure 
will probably mean increasing revolutionary violence in Santo Domingo, 
and very possibly embarrassing foreign complications in addition. This 
protocol affords a practical test of the efficiency of the United States Govern- 
ment in maintaining the Monroe Doctrine.^^ 
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II. Liste der Präsidenten und Staatssekretäre der 
Vereinigten Staaten von Amerika. 



Präsidenten. 



Staatssekretäre. 



George Washington: 
30. April 1789 bis S.M&pz 1797 



John Adams: 

4. März 1797 bis 3. M&pz 1801 



Thomas Jefferson: 

4. März 1801 bis 3. März 1809 



James Madison: 

4. März 1809 bis 8. März 1817 



James Monroe: 

4. März 1817 bis 8. März 1825 



John Qnincy Adams: 

4. März 1825 bis 3. März 1829 



Thomas Jefferson: 

26. Sept. 1789 bis 31. Dez. 1798 

(tatsächlich. Dienstantritt 22. März 

1790). 
Edmund Randolp.h: 

2. Jan. 1794 bis 19. Aug. 1795. 
Timothy Pickering: 

20. Aug. bis 9. Dez. 1795 ad in- 

terim; 10. Dez. 1795 bis 12. Mai 

1800 regulär ernannt. 

Charles Lee: 

13. Mai bis 3. Juni 1800 ad Interim. 
John Marshall: 

4. Juni 1800 bis 4. März 1801; 

vom 4. Febr. bis 4. März 1801 

ad Interim. 

Levi Lincoln: 

4. März bis 1. Mai 1801 ad Interim. 
James Madison: 

1. Mai 1801 bis 3. März 1809. 

Robert Smith: c( 

6. März 180rbis I.April 1811. 
James Monroe: 

2. April 1811 bis 3. März 1817. 

James Graham: 

4. bis 9. Ikföxz 1817 ad Interim. 
Elchard Bush: 

10. März bis 22. Sept. 1817 ad 

Interim. 
John Quincy Adams: 

22. Sept. 1817 bis 3. März 1825. 

Daniel Beut: 

4. bis 8. März 1825 ad Interim. 
Henry Clay: 

8. März 1825 bis 3. März 1829. 
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Präsidenten. 



Staatssekretäre. 



Andrew Jackson: 

4. März 1829 bis 3. März 1837 



Martin Van Bnren: 

4. März 1837 bis 3. März 1841 



William Henry Harrison: 
4. März bis 4. April 1841 



John Tyler: 

6. April 1841 bis 3. März 1845 



James K. Polk: 

4. März 1845 bis 3. März 1849 

Zachary Taylor: 

5. März 1849 bis 9.JnU1850 



MiUard Fillimore: 

10. Jnli 1850 bis 3. März 1853 



James A. Hamilton: 

4. bis 27. März 1829 ad Interim. 
Martin Van Buren: 

27. März 1829 bis 23. Mai 1831. 
Edward Livingston: 

24. Mai 1831 bis 29. Mai 1833. 
Lonis Mg Lane: 

29. Mai 1833 bis 30. Juni 1834. 
John Forsyth: 

27. Juni 1834 bis 3. März 1841. 

J. L. Martin: 

4. bis 5. März 1841 ad Interim. 
Daniel Webster: 

5. März 1841 bis 8. Mai 1843. 

Hugh S. Legar6: 

9. Mai bis 21. Juni 1843 ad Interim. 
Wm. S. Derrick: 

21. bis 23. Juni 1843 ad Interim. 
Abel P. Upshur: 

24. Juni bis 23. Juli 1843 ad In- 
terim; vom 24. JuU 1843 bis 

28. Febr. 1844 regulär ernannt. 
John Nelson: 

29. Febr. bis 31. März 1844 ad 
Interim. 

John G. Calhoun: 

6. März 1844 bis 10. März 1845. 

James Buchanan: 

10. März 1845 bis 7. März 1849. 

John Clayton: 

7. März 1849 bis 22. Juli 1850. 

Daniel Webster: 

22. Juü 1850 bis 24. Okt. 1852. 
Charles M. Conrad: 

2. Sept. bis 5. Nov. 1852 ad Interim. 
Edward Everett: 

6. Nov. 1852 bis 3. Mörz 1853. 
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Präsidenten. 



Staatssekretäre. 



Franklin Pierce: 

4. März 1853 bis 3. März 1857 



James Bnchanan: 

4. März 1857 bis 8. März 1861 



Abraham Lincoln: 

4. März 1861 bis 15. April 1865 

Andrew Johnson: 

15. April 1865 bis 3. März 1869 



Ulysses S. Grant: 

4. März 1869 bis 3. März 1877 



Rntherford B. Hayes: 

5. März 1877 bis 3. März 1881 ^ 

James A. Garfield: 

4. März 1881 bis 19. Sept. 1881 ^ 

ehester A. Arthur: 

20. Sept. 1881 bis 3. März 1885 ' 

Grover Cleveland: 

4. März 1885 bis 3. März 1889 ^ 



Benjamin Harrison: 

4. März 1889 bis 3. März 1893 



William Hnnter jr.. 

4. bis 7. März 1853 ad interim. 
William L. Marcy: 

7. März 1853 bis 6. März 1857. 

Lewis Cass: 

6. März 1857 bis 14. Dez. 1860. 
William Hnnter jr.: 

15. bis 16. Dez. 1860 ad Interim. 
Jeremiah G. Black: 

17. Dez. 1860 bis 6. März 1861. 



WiUiam G. Seward: 

5. März 1861 bis 4. März 1869. 



Elihn B. Washbnrne: 

5. bis 16. März 1869. 
Hamilton Fish: 

17. März 1869 bis 12« März 1877. 

William M. Evarts: 

12. März 1877 bis 7. März 1881. 

James G. Blaine: 

7. März bis 19. Dez. 1881. 

Frederick T. Frelinghuysen: 
19. Dez. 1881 bis 6. März 1885, 

Thomas F. Bayard: 
I 6. März 1885 bis 6. März 1889. 

James G. Blaine: 

5. März 1889 bis 4. Jnni 1892. 

Wm F. W^harton: 
! 4. bis 29. Juni 1892 ad interim. 

John W. Fester: 
j 29. Juni 1892 bis 23. Febr. 1893. 
' Wm. F. Wharton: 
I 24. Febr. bis 6. mrz 1893 ad 
I interim. 
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Präsidenten. 



Staatssekretäre. 



Grover Cleveland: 
4. März 1893 bis 3. März 1897 



William Mc Kinley: 

4. März 1897 bis 14.Sept.l901 



Theodore Roosevelt: 

14. Sept. 1901 bis 3. März 1909 



William Howard Taft: 

4. März 1909 bis 3. März 1913 

Woodrow Wilson: 
4. März 1913 — 



Walter Q. Gresham: 

6. März 1893 bis 28. Mai 1895. 
Edwin F. ühl: 

28. Mai bis 9. Jnni 1895 ad In- 
terim. 
Eichard Olney: 

8. Jnni 1895 bis 5. März 1897. 

John Sherman: 

5. März 1897 bis 25. April 1898. 
WiUiam R. Day: 

26. April bis 16. Sept. 1898. 
Alvey A. Adee: 

17. bis 29. Sept. 1898 ad Interim. 
John Hay: 

20. Sept. 1898 bis 1. Jnli 1905. 

Francis B. Loomis: 

1. bis 18. Juli 1905 ad Interim. 
Elihn Eoot: 

7. JnU 1905 bis 27. Jan. 1909. 
Bacon: 

27. Jan. bis 5. März 1909. 

Philander C. Knox: 

5. März 1909 bis 3. März 1913. 

Wm Jennings Bryan: 
4. März 1913 — 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten; die Zahlen in Klammem sind die Jahieszahlen 

des betreffenden Ereignisses bezw. die für die Darstellung wesent^chen Jahie; 

A. = Anmerkung, VSt. = Vereinigte Staaten von Amerika.) 



Aberdeen, Lord, Vorsdilag im Venezuela- 
Grenzstreite 146 f , 148. 

Abschiedsadresse Washingtons vom 17. 
September 1796, 51 f , englisdier Text 

Adams, John Quincy, Staatssekretär, 
Stellung im Grenzstreit der VSt. mit 
Rußland 43; Urheber der Monroe- 
doktrin 49 A.2; zur Abtretung Cubas 
(1822) 63; als Präsident zur Panama- 
konferenz (Botschaften v. 26. Dez. 1826 
und 15. März 1826) 278 f. 
Adee, Alvey, Actine Secretary of State, 
Aushtösung zum Venezuela^jrenzstreit 
vom 24. Juli 1895 151 A. 6 rauf 152). 
Adressen der Monroedoktrin 27v fl, 
Alken, Peter, Aussage über geheime Ver- 
handlungen zwischen Japan und dem 
Revolutionär Orozco betr. Magdalena- 
bay, 235 A. 2. 
Abtretungen (chronologisch): 
Louisianakauf zwischen Frank- 
reich und den VSt. (1803) 60 f., 86 f., 
339.; 
von Spanien an VSt. — Florida 

(1819) 62, 339; 
von Mexiko an VSt. — California, 

New Mexico (1848)340; 
von England an VSt. — Horse 

Shoe Reef (1850)321; 
von Rußland an VSt. — Alaska 

(1867} 322; 
von Scnweden an Frankreich — St. 

Barth^lemy (1877)293f.; 
von Spanien an VSt. Gulebra, Cule- 
brita, 322; Guam, Philippinen, Porto 
Rico (1898) 336, 343; 
von Panama an VSt. — Panama- 
Kanalstreifen (1901) 211 f.; 
Versuche, Verhanalungen usw. 
betr. Abtretungen: 
Englands Angebot an Spanien, G i - 
h r a 1 1 a r gegen Cuba einzutauschen 



(um 1820) 63; Versuche der VSt. 
Cuba von Spanien zu kaufen 
(1848, 1854, 1867) 322; VeAand- 
lungen zwischen den VSt. und Däne- 
mark über die dänisch-westindischen 
Inseln (1866/67, 1892, 1896, 1902)321 ; 
zwischen Ecuador und englischen 
Gläubigem über Abtretn^ der 
Galapagos-Inseln (1866) 
236 f., 272; zwischen Spanien und den 
VSt. betr. Culebra und Cule- 
b r i t a (1867) 322; zwischen England 
und den VSt. betr. Ganada 
(1869/70) 322; Angebot des Noid- 
deutsdien Bundes, angebliches, an 
Haiti betr. Samana Bay (um 
1870) 141; Englands Versuch die 
Bay-Inseln von Honduras zu 
kaufen (1880) 110; Angebot Haitis 
an Frankreicn zur Veräußerung der 
Mole von St.Nicolas(1885) 242; 
Angebliche Verhandlungen zwischen 
England und Nicaragua über Ab- 
tretung der Corn-Inseln (1895) 
239 A. 1, 300; angeblicher Versuch 
Deutschlands die Margarita- 
Insel von Venezuela zu erwerben 
(1901) 243, 382. 
Alaska, Abtretung von Rußland an VSt 

0322; Streit um Grenze gegen 
a 43 A. 1, 271, 297. 

Aleuten 42. 

Alexander, Zar von Rußland, Edikt vom 
4. Sept. 1821, betr. Handel in Nord- 
West-Amerika 41 f., 86. 

Algesiras-Conferenz, Stellung der VSt. 
zu ihr 344, auch 78 A. 1 Abs. 1. 

Allen, Senator, Antrag betr. Monroe- 
doktrin vom 14. Jan. 1846, 75 1 

Allianzen, Prinzip der Vermeidung von 
54, 65 A. 1, 1&, 288, 331. 

Allianzvertrag zwischen VSt und Frank- 
reich von 6. Febr. 1778, 54, 55; aufr 
gehoben 7. April 1798 ibid. 

Alsop-Klage 269. 
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Alvarez zur Idee eines amerikanischen 
Völkerrechts 364 ff. 

Amelia-Insel, eingeschlossen im Florida- 
Vertrag vom 22. Febr. 1819, 62. 

««Amerika den Amerikanern** 343. 

American Atlantic and Pacific Ship Canal 
Company, Vertrag mit Nicarajgua vom 
27. Au^. 1849 betr. Konzession zum 
Baue emes Kanals 189 A. 2. 

Amerikanischer Interozeanischer Kanal 
s. Kanal. 

Amerikanisches Völkerredit, Idee eines 
364 ff. 

Analvse der Monroebotschaft 64 ff. 

Anerkennung amerikanischer Staaten 
durc^ VSt. 44 f., s. auch bei den ein- 
zelnen Staaten; — neuer Staaten oder 
Regierungen 57; der französisdien 
Republik 57; der napoleo;iischen Regie- 
runff 68; Verweigerung der — , vor- 
zeitige — völkerrechthche Bedeutung 
59 A. 1. 

Anerkennung der Monroedoktrin, Frage 
der - 359 ff. 

Arbitration s. Schieds- gerichtsbar- 
keitsgedanke; Schiedssprüche. 

Argentinien, Friedensvertrag mit 
Brasilien vom 27. Aug. 1828, 287; Vor- 
gehen Englands und Frankreichs ge^en 
— zugunsten von Uruguay ibid.; 
Haltung gegenüber Besetzung der 
Falkland-Inseln durch Eng- 
land (1833) 168 ff. ; s. auch 302, 363 A. 2 ; 
Englisdi-französisches Vorgehen gegen 
(1844) 287 f. ; Vertrag vom 17. Apriri896 
mit Chile über Schiedsverfahren in 
Grenzstreit 270. 

Ashburton, Lord, Auslassung zum Selbst- 
erhaltungsrecht 376 ff.; s. Ashburton- 
Webster-Vertrag vom 9. Aug. 1842 376 
A. 1; s. auch Webster. 

Atakama s^ Chile, Grenzstreit mit Peru. 

Autorschaft der Monroebotschaft 49 A. 2. 

Aves-Insel, Streit Venezuelas mit Holland 
über, 296, 300; mit den VSt. 300 A. 6. 



Baker, Senator, Antrag zur Monroe- 
doktrin vom 9. Jan. 1896, 162. 

Balfour, Äußerung zur Monroedoktrin, 
360 A. 4. 

Ban Reigh-Fall (1901/02) 255. 

Barbarat s. Bay-Inseln. 

Barth^lemv, Insel-Abtretung von Schwe- 
den an ^Frankreich (1877) 293 f., 302, 
382. 

Basel, Frieden vom 22. Juli 1795 137. 



Bay-Inseln, Englands Politik in 
bezug auf 100 ff.; Versuch Endands 
Bay-Insehi zu kaufen (1880) 110. 

B a y a r d , Staatssekretär, Aushissung 
ini Venezuela-Grenz^treit unter Bezug- 
nahme auf die Monroedoktrin mit 
Schreiben an Mr. Phelps vom 30. De- 
zember 1886 156; Verhalten in diesem 
Streit als amerikanischer Gesandter in 
Londonl58f.;Berichtvom21. Jan. 1887 
über den Pelletierfall an den Präsidenten, 
178; eegen Englands Politik in Zentral- 
amerika und über die Monroedoktrin 
in Schreiben vom 23. Nov. 1888 an 
Mr. Phelps 116. 

Belgien, König von, Schiedsrichter im 
Indemnitätsstreit zwischen Chile und 
VSt. (Spruch vom 15. Mai 1863) 268; 
im Soreit zwischen Brasilien und Eng- 
land betr. Beleidigung englischer Offi- 
ziere (Spruch vom 18. Juni 1863) 247 
A.I. 

Belize, s. Englands Politik gegenüber 
100 ff.; Haltung der VSt. dazu als 
Nichtbeachtnngsfall der Monroedoktrin 
114, 290 f. 

Berliner Diskonto-GeseUschaft, Ansprüche 
gegen Venezuela 254. 

Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 309. 

Bermuda-Insehd, Englischer Besitz in 
Amerika 302. 

Bismarck, Verhalten zur Trauerresolution 
des amerikanischen Hauses vom 9. Jan. 
1884 anläßlich Laskers Tode 315. 

Black Warrior-Fall i 
darüber zwischen < 
326 f. 

Blaine, Staatssekretär, Stellung zum 
Interozeanischen Amerikanischen Kanal 
Auslassung in Schreiben vom 24. Juni 
und vom 19. Nov. 1881 an Mr. Lowell, 
die Monroedoktrin berührend, 201, 202. 

Blockade: Mexikanischer Häfen 
durch Frankreich (1888) 245 f.; der 
Küste von Buenos Ayres durch Frank- 
reich und England (1844) 287 f.; der 
brasilianischen Küste durch England 
(1861) 246 f.; kriegerische — der Küste 
von Venezuela durch Deutschkmd, 
England, Italien vom 20. Dez. 1902 an 
257. 

Bluefields, im Moquitoterritorium Streit 
um Poststelle in — Besetzung durch 
nicaraguanische Truppen (1894ji 111 f. 

Bolivar, Befreier Südamerikas, Zusam- 
menrufer der Panamakonferenz (1826) 
277 f. 

Bolivia, Konföderation mit Peru 
45; als selbständig von den VSt. an- 



1 (1854), Erörterungen 
i den VSt. und Spanien 
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erkannt ibid.; Bündnis mit Chile, Co- 
lombia, Ecuador, San Salvador, Vene- 
zuela vom 10. Juli 1865 248 A. 4; 
Krieg mit Spanien (1864—66) 247 ff., 
311. 
Bombardierung von Valparaiso durch 
Spanien, 31. März 1866, 250; von 
Puerto Gabello durch Deutschland und 
England, 16. Dez. 1902, 266. 
Bonacca s. Bay-Inseln. 
Bonaparte Wyse, Lyden 196; v. Soci6t^ 

civile internationale . . 
Bonycastle, Kapitän, über die Grenzen 

der Mosquitoküste 101. 
Botschaften des amerikanischen 
Präsidenten, ihr Wesen 79. 
Washington: Abschiedsadresse 

vom 17. Sept. 1796 61, englischer 

Text 403 f. 
M a d i s n : Botschaft vom 3. Jan. 

1811 (8. Madisondoktrin) 69 ff., 66, 

96. 
Monroe: vom 3. Dez. 1822 38 A. 2; 

vom 3. Dez. 1823 (Monroebotschaft) 

deutscher Text 37 ff., englischer 
Text 406 f. ; vom 31. Dez. 1823 316 A. 1. 
John Quincy Adams: vom 26. Dez. 

1826 und 16. März 1826 278 f.; vom 

4. Dez. 1827 3l6 A. 1. 
Polk: vom 2. Dez. 1846 deutscher 

Text 89 ff., englischer Text 407 ff. 

(s. unten unter Polk); vom 10. Febr. 

1847 187; vom 29. Aprü 1848 

97 ff.; englischer Text 409 f. ; s. auch 

216. 3(B. 
Taylor vom 4. Dez. 1849 316; 

vom 26. März 1860 317. 
Buchanan vom 3. Dez. 1860 120f. 
G r a n t vom 6. Dez. 1869 132 ff., 216. 

303, 306; vom 31. Mai 1870 und 

6. Dez. 1870 137 ff., 216, 303, 348 f. 
H a y e s vom 8. März 1880 200. 
Garfield vom 4. März 1881 200f. 
C 1 e V e 1 a n d vom 8. Dez. 1886 170 

A. 1 204 f. 
H a *r r i s n* vom 4. März 1889 206. 
Cleveland vom 18. Dez. 1893 342 

A. 4; vom 3. Dez. 1894 167 f.; vom 

17. Dez. 1896 160 ff., englischer 

Text 424 ff.; vom 7. Dez. 1896 332. 
McKinley vom 6. Dez. 1897 333; 

vom 11. April 1898 334, 337; vom 

6. Dez. 1898 207. 
Roosevelt vom 3. Dez. 1901 226 

A.2, 269, 264; vom 2. Dez. 1902 

vom 4. Jan. 1904 214; vom 6. Dez. 

1904 226 f.; vom 16. Febr. 1906 

224 ff., 266 f., 281 f., englischer Text 

461 ff.; vom 6. Dez. 1906 226 A. 2. 



Taft vom 3. Febr. 1907 226 A. 2 
Abs. 2; vom 30. April 1912 234. 

Bowen, amerikanischer Botschafter in 
Venezuela, Verhalten im Venezuela- 
schuldenfalle, Vertretung Venezuelas 
261. 

Boyer, General, Diktator auf Haiti 138. 

Brasilien, anerkannt von den VSt. 
46, 69; Friedensvertrag mit Argen- 
tinien vom 27. August 1828 287; 
Blockierung der Küste von — durch 
England (1861) 246 f.; Streit mit Eng- 
land um die Insel Trinidade(— 1896)296; 
Grenzstreit mit En^d (—1904) 164 
A. 1, 296; Grenzstreit mit Frankreich 
296; Marinerevolte (1893/94) 70, 239 
A.l Abs. 3; Kongreß — von Glück- 
wunschresolution anläßlich Clevelands 
Sonderbotschaft vom 17. Dez. 1896 
im Venezuela-Grenzstreit 363 A. 1. 

Brewer, Davis J., Richter am Obersten 
Gericht der VSt, Vorsitzender der 
amerikanischen Kommission im Vene- 
zuela-Grenzstreite 163. 

Britisch Honduras s. Belize. 

British North American Act vom 29. März 
1867 323 A. 3. 

Brüsseler Antisklavereikonferenz 309, 
341 f. 

Buchanan, Staatssekretär der 
VSt., dann Präsident, Gegner der 
Panamakonferenz (1826) 120; Stellung 
zu Englands und Frankreichs Vor- 
gehen gegen Argentinien (1846) 288; 
Statement vom 6. Jan. 1864 betr. 
Haltung der VSt. zu zentralamerika- 
nischen Fracen 102 A.l. 106, 114 f.; 
Stellung zur Durchführung der Monroe- 
doktrin 286 f.; Aushissung über die 
mexikanische Interventionsangelegen- 
heit in Botschaft vom 3. Dez. 1860 
120 f. 

Buenos Ayres, anerkannt von den VSt. 
46; V. i. ü. Argentinien. 

Bulamaschiedsfall zwischen England und 
Portugal (1869—70) 313 f. 

Bulwer, Sir Henr>% englischer Botschafter 
in Washington, schließt den Gajrton- 
Bulwer- Vertrag vom 29. Juni 1860 
106 f. 

Burenkrieg (1899—1902) 208, 312 f. 

Bumside, Senator, Antrag vom 24. Juni 
1879 betr. Monroedoktrin und inter- 
ozeanischen amerikanischen Kanal 198. 

Butterwortii, Abgeordneter, Antrag vom 
13. Dez. 1880 betr. Canada 323 A. 3 
Abs. 3. 
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C. 

GaUioiui, Ansduunmg über die Monroe- 
doktrin 44 A. 1, ff7, 991, 280, 282 f. 

Califonueii, angebliche engUsdie Absichten 
auf (am 1816) 86; Erwerb von — 
durch die VSt (1848) 340. 

GalYodoktrin 244, 804, s. anch 
Dragodoktrin. 

Canada, Fall der Caroline (1837-^) 
874 ff.; Einigong von (1867) — Ver- 
handhmgen ober Abtretung an die VSt 
(1869/7m 322; vergl. audi 802, 348. 

Canal s. Kanal. 

Canning nnd die Heilige Allianz 44 ff.; 
nicht der Urheber der Monroedoktrin 
46 A.2. 

Capitania, General von Venezuela 144 f., 
8. Venesuela-Grenzstreit. 

Caroline, Fall der (1837—1842) 
374 ff. 

Cass, Senator, Antrag zur Monroedoktrin 
vom 7. Jan. 1863, 76 f. 

Caös, Staatssekretär, Stellung zum Vor- 
gehen Englands, Frankreichs u. Spaniens 
(legen Mexiko 118 ff.; zur Kanalfrage 
m Schreiben vom 10. Dez. 1867 an 
Lord Napier 190. 

Centralamerika s. Zentralamerika. 

Chartered Co. of Lower Cahfomia 231. 

Chile, anerkannt von den VSt. 46; 
Schiedsvertrag mit VSt. vom 10. Nov. 
1868 in Indemnitätsstireit 268; Bfindnis 
mit Bolivia, Colombia, Ecuador, San 
Salvador, Venezuela vom 10. Juli 1866 
248 A. 4; Krieg mit Spanien (1864r-66) 
247 ff., 311 ; mit Peru (1879—1883) 179, 
180 ff. ; Schiedsvertrag mit Argentinien 
vom 17. April 1896 270; Schiedsvertrag 
mit VSt. vom 1. Dez. 1909 (Alsop- 
Klage) 269. 

Chincha-Inseln, Besetzung durch Spanien 
14. April 1864 248, 249. 

Clav, Henrv, Antrag im Hause betr. 
Monroedoktrin vom 20. Jan. 1824 78 
A.l; SteUung zu Cuba (1826) 94 f.; 
zur Kanalfrage (Instruktion vom 
8. Mai 1826 an die Vertreter der VSt. 
auf der Panama -Konferenz) 186; 
Stellung zum FaU Kossuth (1862) 319; 
vergL auch 279, 281, 366 A. 3. 

Clayton, Staatssekretär, Auslassung in 
bezug 9xd Cuba in Schreiben vom 
22. Aug. 1849 an Mr. Barringer 134; 
Stellung zur Kanalfrage in Schreiben 
an Mr. Foote vom 16. Dez. 1849 187 f. 

Clayton-Bulwer-Vertrag 66 A.l, 106 f., 
188 f., 193, 201, 202, 209, 289 f. (Nicht- 
beachtung der Monroedoktrin). 

Kraus, Monroedoktrin. 



Churendon, Lord, Antwort vom 2. Mai 
1864 auf Staatssekretär Buchanan's 
Statement betr. zentralamerikanische 
Fraiien vom 6. Jan. 1864 116 f. ; s. auch 
DaUas-Clarendon-Vertrag. 

Clark, Champ, Speaker des Hauses, Aus- 
lassung ftber Verhältnis von Canada zu 
den VSt., Rede vom 14. Febr. 1911 
323 A. 3 Abs. 6 (auf 324). 

Cleveland, Präsident, Stellung zur 
Kanalfrage — Zurdckziehung des 
Frelinehuysen - Zavala - Vertrages — 
ReditJerügung dieser MaßnMune in 
Botschaft vom 8. Dez. 1886 204 f. ; Aus- 
lassung ftber Louis Vemets Verhalten 
in derselben Botschaft 170 A. 1 ; zur 
Koneo-Konferenz in derselben Botschaft 
340 f. ; zum Erwerb der Hawaiien 
(bes. Botschaft vom 18. Dez. 1893) 
342 A. 4 Abs. 3 (auf 343); Botschaft 
vom 17. Dez. 1^6 betr. Venezuela- 
Grenzstreit 160 ff.; engl. Text 424 ff.; 
Äußerung zu Ohievs Instruktion vom 
20. Juli 1896 im VenezuelarGrenzstreit 
176; Stellung zur Intervention in Cuba 
(besonders Jahresbotschaft vom 7. Dez. 
1896) 332; zur Völkerrechtsnatur der 
Monroedoktrin 366. 

Colombia, anerkannt von den VSt. 
46, colombische Union 144 f. ; Bündnis 
mit Bolivia, Chile, Ecuador, San 
Salvador, Venezuela vom 10. Juli 1866 
248 A. 4; (nicht ratifizierter) Vertr. mit 
VSt. vom 26. Jan. 1870 betr. Kanal 196 ; 
Vertr. mit Luden Wyse Bonaparte vom 
20. März 1878 betr. Kanal (sogen. 
Salgar-Wise-Vertrag) 196; Grenzstreit 
mit Venezuela (-1891) 179 f.; mit 
Costa Rica (—1900) 269 f.; Losreißung 
von Panama am 3. Nov, 1903 211; 
Vertr. mit VSt. vom 22: Jan. 1903 
betr. Kanal (Hay-Herran-Vertrag) 210 f. 

Colonien, amerikanische, s. unter Ex- 
pansion und Abtretungen; europäische 
m Amerika s. 302, sowie die Nach- 
weisungen bei den einzehien dort auf- 
geführten Namen; Colonisationsrecht 
394; s. auch hier unter Abtretungen; 
s. femer für gewaltsame Kolonisations- 
versuche europäischer Mächte in 
Amerika unter Ba)r- Inseln, Belize, 
Moskito-Küste, Spaniens Versuch die 
Dominikanisdie Republik zurück- 
zuerwerben (1861), 'Hger-Insel, Tortuga, 
VenezuelarGrenzstreit; s. endlich auch 
unter Magdalenabay-FalL 

Compa^ie universelle du Canal inter- 
oceanique de Panama 196, 206. 

30 
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Gongo s. Kongo. 

Congreß s. Kon^eß. 

Constantinopel, Yertr. von, vom 28. Okt. 

1888 betr. Suezkanal 208. 
Ck>rinto in Nicaragua, Besetzung des 

Hafens von — dura Endjpd (1890) 113. 
Com-Inseln, angeblicher Widerspruch der 

VSt. gegen Abtretung der — von 

Nicaragua an England (18d5) 239 A. 1; 

s. auch 300. 
Costa Rica, anerkannt von VSt. 45; 

Grenzstreit mit Ck>lombia (—1900) 269 ff. 
Grampton-Webster-Abkommen zwischen 

Engbmd und VSt. vom 30. April 1862 

iötVsoi. 

Granbome, Lord, Stellung zur Monroe- 
doktrin 360 A. 4. 

Cravairola-Grenzstreit zwischen Italien 
und Schweiz (—1874) 314. 

St Groix (D&nisch-Westindien) 302, 321. 

Guba, Verhandlungen über Abtretung 
an VSt (1848, 1Ä4. 1867) 322; Ver- 
halten der VSt. zu — vor 1823 62 ff.; 
von 1823—1845 94 ff.; von 1845 bis 
zum Krieg mit Spanien 324 ff. ; 10 j&hr. 
Krieg in — 132 ff.; Grants Stellung 
dazu ibid.; Einladung der VSt. an 
europäische Mächte zur Intervention 
in — (1876) 328 ff. auch 66 A. 1; 
Krieg mit Spanien 227 A. 1, 331 ff.; 
Vertrag mit VSt vom 22. Mai 1903 
335 A. 2; völkerrechtliche Stellung 
Gubas ibid. 

Gulebra, Gulebrita, Verhandlungen der 
VSt. mit Spanien über Abtretung der 
— (1867); Über^g durch Friedens- 
vertrag vom 10. Dez. 1898 322. 

Gullom, Senator, Antrag vom 8. Dez. 
1895 zum Venezuela-Grenzstreit und 
zur Monroedoktrin 162. 

Gura^ao, Holländischer Kolonialbesitz in 
Amerika 302. 



Dallas-Glarendon-Vertrag vom 17. Okt. 
1856 zwischen den VBt und England 
108. 

Dana, Definition zur Monroedoktrin 71. 

Dänemark, Verhandlungen mit VSt über 
Abtretung der Dänisch-Westindischen 
Insehi (1865—67, 1892, 1896, 1902) 
321; Verhandlungen mit dänischem 
Syndikat über Konzessionserteilung für 
St. Thomas (1912) 238 A. 1. 

Davisdoktrin, sogen. (Antrag Senators 
Davis im Senat vom 20. Jan. 18% 
anläßlich des Venezuela-Grenzstreites be- 
treffend die Monroedoktrin) 162, 182 f. 



Department of Sta.te, Errichtung 28d. 

Desalines, Kaiser von Haiti 137. 

Deutschland, Krieg mit Frankreich 
(1870/71)311 f.; Kaiser von — Schieds- 
richter im San Juan da Fuca Wasser- 
erenzstreit (Spruch vom 21. Okt. 1872) 
88 f.; Ablennung der Intervention in 
Guba(1876)331; Gerücht, Spanien woUe 
Porto Rico an Deutsdüand abtreten 
(1877) 243 A. 4; Zurückweisung der 
Irauerresolution des Hauses zu Laskers 
Tode durch Bismarck (1884) 315; 
Verhalten im FiOle Luders (1897) 251 f. ; 
Samoastreit 342; Versuoi die Mar- 
garita-Insel von Venezuela zu erwerben 
(1901) 243; Haltung im Venesuela- 
schuldenfalle 252 ft; Abkommen mit 
Venezuela vom 13. Febr. 1908 betr. 
die Schuldenangelegenheit 257; vom 
7. Mai 1903 betr. Vorzu|;8forderuneen 
258; Deutschland protestiert gegen den 
Panamakanalakt vom 24. Aug. 1912 
212 A. 2; an^bliche Anerkennung der 
Monroedoktrin durch D. 362. 

Devonshire. Duke of, Stellung zur Monroe- 
doktrin 360 A. 4. 

Diaz, Präsident von Mexiko, Auslassung 
über die Natur der Monroedoktrin in 
Botschaft vom 1. April 1896 366 A. 1. 

Diddson-Ayton-Vertrag zwischen VSt. 
und Nicaragua vom 21. Juni 1867 
betr. Kanal 192 f. 

Disposition der Arbeit 80 ff. 

Dollardiplomatie 402. 

Dominikanische Republik, 
Krieg mit Haiti und Intervention von 
England, Frankreich und VSt (1850/51) 
288 ff.; geschichtlicher Abriß 137 f.; 
16. Febr. 1855 Anerkennungs-Vertrag 
mit Spanien 138 A.6 Abs.8(auf S. 139); 
Rückerwerbsversuch von — durch Spa- 
nien (1861-1865) 139 f.; völkerrecht- 
liche Kritik des Verhaltens der VSt der 
Angelegenheit gegenüber 394 ; em Nicht- 
beachtungsfall der Monroedoktiin 291, 
Präsident Grants Annexionsideen betr.— 
(Botechaft vom 81. Mai 1870) 140 ff., 
215, 297, 303, 348; Zustände um 1905 
217 ff.; Schuldenangelegen- 
h e i t 1905A907 217 ff., 2& ff., 297 f., 
354 A. 2; Vertrag vom 20. Jan. 1905 
mit VSt betr. die Schulden 219 f.; 
vom 17. Febr. 1905 220 f.; Modus 
vivendi vom 1. April 1905 221; Ver- 
trag vom 8. Febr. 1907 222 f.; s. auch 
Haiti; Terminologie 137 A.4. 

Dom Pedro, Kaiserreich dee — in Bra- 
silien, anerkannt von den VSt. am 
26. Mu 1824 69. 
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Dragodoktrin 244, 262 f., 804. 

Dupuis über das eoropäisdie Gleidi- 
gewicht 358. 

Dapuis de Lome Zwischenfall 334 A. 3. 

Durand, Sir Edward, Vorsitzender der 
Organisation Patentia, Verhalten der 
Konzessionsverleihong an dänisches 
Syndikat für St. Thomas gegenüber 
(1912) 238 A. 1. 

Durchführung der Monroedoktrin 282 ff. 



Ecuador, Anerkennung; durch die 
VSt. 45; europäische Emmischunes- 
versuche in (lo48) 239 f. ; anseblidie 
Absichten Frankreichs auf — (1868) 239 
A.3; Krieg mit Spanien (1864—66) 
247 ff., 311; Bündnis mit Bolivia, 
Chile, Golombia, San Salvador, Vene- 
zuela vom 10. Juli 1865 248 A.4; 
Verkaufsverhandlungen mit englischen 
Gläubigem betr. Galapagos-InseIn(1866) 
236 f., 272. 

Edmunds, Senator, Antrag zur Monroe- 
doktrin vom 19. Dez. 1880 78 A. 1 Abs. 3. 

Epiont, engl. Ansiedelung auf den 
Talklandinsehi 169. 

England (alphabetisch): 
König von ^ amiable compositeur im 
Alsop-Streit f Spruch vom 5. Juli 1911) 
2^; angeblicne Anerkennung der Mon- 
roedoktnn durch — 362 f. ; Vo^ehen 
gegen Argentinien zusammen mit Frank- 
reich (1844) 287 f. ; Verhalten gegenüber 
dem Ban Reigh-FaU (1902) 255; Versuch 
die Bay-Inseln zu kaufen (1880) 110; 
für Bay-Inseln s. auch unten über 
„Zentralamerika**; ebenda s. betr. 
Belize; Grenzstreit mit Brasilien 
(-1901) 164 A. 1, 296; Blokie- 
rung der Brasilianischen Küste (1861) 
246 f. ; Bukmaschiedsfall (1869/70) 
313 f.; Absichten auf Califomien (1843 
bis 1845) 85, 241 A. 6; Verhandlungen 
über Abtretung von Ganada an VSt. 
(1869/70) 322; CaroUnefall (1837/38) 
374 ff. ; angeblicher Versuch die Com- 
inseln von Nicaragua zu erwerben (1895) 
239 A.l; Besetzung der Falkland- 
insehi (1833) 168 ff .; Verkaufsverhand- 
lungen zwischen Ecuador und eng- 
lischen Gläubigem betr. Galapagos- 
Insehi (1866} ^6 f., 272; SteUung zur 
Heiligen Allianz 45 ff.; Abtretung von 
Horse Shoe-Reef an VSt (1850) 321; 
Stellung zum Interozeaniscnen Ameri- 
kanischen Kanal 183 ff.; Grenzstreit 



mit Liberia (-1879) 314; Vorgehen 
gegen Mexiko (1869—1862) 117 ff.; 
Mosquitöküste vergl. unten 
unter „Zentralamerika"; Vorgehen 
gegen Nicaragua (1895) 113; Oregon- 
streit mit den VSt. 85 ff. ; Samoa- 
streit ( — 1899) 342; Intervention mit 
VSt. und Franinreich in Santo Domingo 
(1850/51) 288 ff. ; König von — Schie£- 
richter im Grenzstreit zwisdxen Chile 
und Argentinien (Spruch vom 20. Nov. 
1902) 270; Absichten auf Texas (1843) 
85; auf die Tigerinsel (1849) 240 ff.; 
auf Tortuga (iml) 242 f.; Streit mit 
Brasilien um Trinidade (—1896) 
296; Venezuelagrenzstreit 
142 ff.; Venezuelaschulden- 
f all252 ff.; Politik in Zentral- 
a m e r i k a 100 ff., 302, 396. 
England: 

Verträge (chronologisch): 
Versailler Fnedensvertrag vom 3. Sept. 

1783 102; 
vom 14. Juli 1786 mit Spanien betr. 

amerikanische Kolonien 103; 
vom 19. Nov. 1794 mit VSt. über 

Ersatzverbindlichkeiten 56; 
vom 8. Jan. 1802 mit VSt über den- 
selben Gegenstand ibid.; 
vom 13. Aug. 1814 mit Holland betr. 

Guayana 144. 
vom 16./28. Febr. 1825 mit Rußland 

betr. Oregon 86; 
vom 26. Dez. 1826 mit Mexiko 104 A. 1. 
vom 20. Oktober 1818 und 6. Aug. 1827 

mit den VSt. betr. Oregon 87; 
vom 9. Aug. 1842 mit VSt. (Webster- 

Ashburton-Vertrag) 87, 376 A.2; 
vom 15. Juni 1846 mit den VSt. betr. 

Oregon 88; 
vom 29. Juni 1850 mit den VSt. (Clay- 

ton-Bulwer- Vertrag 65 A. 1, 105 f., 

188 f., 193, 201, S)2, 209, 289 f. 
vom 30. April 1852 mit VSt. (Crampton- 

Webster-Abkommen) 107, 201; 
vom 27. Aug. 1856 mit Honduras betr. 

Garantie einer Internationalen Eisen- 
bahn 191 A.1 Abs. 4; 
vom 17. Okt. 1856 mit den VSt. betr. 

Zentralamerika (nichtratifizierter so- 

fenannter Dallas-Clarendon- Vertrag) 
08. 
vom 30. April 1859 mit Guatemala 

betr. Belize 108,|114. 
vom 28. Nov. 1859 mit Honduras betr. 
Bay-Inseln und Mosquitoterritorium 
109, 114; 
vom 28. Jan. 1860 mit Nicaragua betr. 
Mosquitoterritorium 109, 114; 

30* 
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vom 11. Febr. 1860 mit Niean^a 
betr. Interoseanischen Amenka- 
nischen Kanal 190!.; 

vom 81. Oktober 1861 mit Frankreich 
nnd Spanien über Vorgehen in 
Mexiko 121; 

vom 8. ICai 1871 mit den VSt. Schieds- 
vertrag über den San Jnan da Fuca 
Wasseigrenzstreit 89; 

vom 2. Febr. 1897 mit Venesuela 
Schiedsvertrag im Venezuela-Grenz- 
streit 168; 

vom 6. Febr. 1900 mit VSt. (sog. I. Hay- 
Pauncefote-Vertrag) 207 f.; 

vom 6. Nov. 1901 mit Brasilien, Schieds- 
vertrag in Grenzstreit 164 A. 1; 

vom 18. Nov. 1901 mit VSt. (sog. 
2. Hay-Pauncefote-Vertrag) 208; 

vom 13. Febr. 1903 mit Venezuela betr. 
Scholdenangelegenheit 267; 

vom 7. Mai 1903 mit Venezuela betr. 

vom 24. Jan. 1903 mit' VSt. betr. 

Alaska 271 A.5; 
(nicht ratifizierter) allgemeiner Schieds- 
vertrag vom 3. Aug. 1911 mit VSt. 
78 A. 1 Abs. 1, 230, 274 ff., 346. 

Erkenntnishü&mittel der Monroedoktrin 
76 ff. 

Eroberung, Frage nach ihrer Tauglich- 
keit, als Erwerbstitel für Gebietshoheit 
zu dienen 396 A. 3. 

Eskurialvertrag 87. 

Esse<juibofluß, Grenze Venezuelas gegen 
Bntisch Guayana nach Venezuela Be- 
hauptung im Venezuela-Grenzstreite 
146. 

Europäisdies Gleichgewicht 361, 386 ff. 

Evarts, Staatssekretär, Auslassung gegen 
Englands Politik in Zentrahunerika unter 
Bezugnahme auf Monroedoktrin in 
Schreiben an Logan vom 4. März 1880 
110, 116; zur Kanalfrage in Schreiben 
vom 19. April 1880 an Mr. Dichmann 
197. 

Everett, Staatssekretär, Auslassung betr. 
Cuba, Note vom 1. Dez. 1862 an Comte 
de Sartiges und Mr. Crampton 134 f. 

Expansion der VSt 321 ff.; s. auch die 
Nachweise unter Alaska, Califomien, 
Culebra, Gulebrita, Florida, Guam, 
Hawaien, Louisiana, New Mexiko, 
Panama, Philippinen, Porto Rico, 
Tutuila; ver^. ferner auch bei Canada, 
Cuba, Dänisch -Westindische Inseln, 
Tortuga; s. endlich oben unter Ab- 
tretungen. 



F. 

Falkland-Insehi, Besetzung durch Eng- 
land (1883) — Veriialten Argentiniens. 
168ff., 302, 363 A.2. 

Fish, Staatssektretär, Auslassung über 
Verhältnis der VSt zu den latin- 
amerikanischen Staaten unter Bezug- 
nahme auf Monroedoktrin in Bericht 
vom 14. Juli 1870 136 A. 1; ProtokoU 
vom 10. März 1873 mit Sir Edwaid 
Thomton über die nordwestliche 
Wassergrenze der VSt 89; Instruktion 
Nr.26f vom 6. Nov. 1876 an Mr. 
Cushing und Einladung an europäische 
Mächte zur Intervention in Gnba 329 ff. 

Flores, General, Versuch, eine Expedition 
g^n Ecuador zu organisieren (184B> 

Florida, angeblicher Gegenstand des 
Louisianakaufes 61; Erwerb von — 
durch die VSt durch Vertrag vom 
22. Febr. 1819 62, 339. 

Forsyth, Staatssekretär, Auslassung über 
Guoa hn Schreiben vom 16. Juh 1840 
an Vau 96. 

Forte, H. M. S., angebliche Beleidigung 
von Offizieren der — durch brasilia- 
nische Beamte (1861) 247. 

Fortique, Senor, Vertreter Venezuelas im 
VenezuelarGrenzstreite, seine Haltung 
146 ff. 

Frankreich (alphabetisch): Aner- 
kennung von — durch VSt: Republik 
67 f., Napoleon I 68 f. ; Blockierung 
mexikanischer Häfen (1838) 246 f.,264f.; 
Vorgehen mit England gegen Argen- 
tinien (1844) 287; Grenzstreit mit 
Brasilien um Guayana 296 ; Erwerb von 
St Bartiiäemy von Schweden (1877) 
293 f. ; Krieg mit Deutschland (1870/71) 
311 f.; angebliche Absichten auf 
Ecuador (1863) 239 A.3; Französisch 
Guayana 302; Vorgehen gegen 
Mexiko(1868— 1867): zusammen 
mit England und Spanien 
117 ff., 266; allein 123 ff.; beurteilt 
vom völkerrechtlichen Standpunkte 
aus 383, 393, 396; Angebot der 
Haltanischen Regierung an — , die 
Mole von St Nicolas zu verkaufen (1886V 
242; Intervention mit England und 
VSt in Santo Domingo (1860^1) 288 ff. ; 
Präsident von — Schiedsspruch vom 
11. Sept. 1900 in Grenzstreit zwisdien 
Colombia und Costa Rica 269. 
Verträge (chronolodsch) : 
vom 6. Febr. 1778 mit VSt (Allianz) 
64 f.; 
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vom 1. Okt. 1800 mit Spanien (Vertr. 

von üdefonso) 60; 
vom 30. April 1Ö03 mit den VSt. betr. 

Louisiana 61, 86; 
vom 11. April 1869 mit Nicaragua betr. 

Interozeanischen AmerilSmischen 

Kanal 191; 
vom 31. Okt. 1861 mit England und 

Spanien über Vorgehen gegen Mexiko 

vom 29. Jan. 1888 mit Holland (Schieds- 

abkommen betr.Guayanar6renze)270 ; 

vom 3. Au«. 1911 mit VSt. allgemeines 

Schiedsabkommen 78 A. 1 Abs. 1, 

274, 346. 

Föderation der zentnJamerikanischen 
Staaten, anerkannt von VSt. 46. 

Frelinghuysen, Staatssekretär, Auslas- 
sung zum Grundsatze: „amerikanische 
Fragen sind für amerikanische Ent- 
scheidung** in Schreiben an Mr. Reed 
vom 4. Jan. 1883 179; Stellung zur 
Monroedoktrin und zur KanaSrage; 
Auslassung in Schreiben vom 8. Mai 
1882 an Mr. Lowell 202 ff.; englischer 
Text im Anhange 410 ff. 

Frelinghuysen-Zavala- Vertrag vom 1. Dez. 
1884 betr. Interozeanischen amerika- 
nischen Kanal 204, 212 f. 

G. 

Gadsden - Vertrac vom 30. Dez. 1863 
zwischen den VSt. und Mexiko 340. 

Galapaeos-Inseln, Verkaufe Verhandlungen 
zwischen englischen Gläubigem und 
Ecuador über (1866) 236 f., 272. 

Garfield, Präsident der VSt., Stellung zur 
Kanalfrage (Botschaft vom 4. März 
1881) mi 

Crebietserwerb, Lehre vom 363. 

Gegenintervention, Recht der 389. 

Gegenstandslosigkeit, behauptete, des so- 
genannten Nichtkolonisationsprinzips 
66; des II. Unterprinzips der Monroe- 
doktrin 339 ff. 

Gen6t, Edmund, französischer Gesandter 
in Washington, sein Verhalten, seine 
Abberufung 66. 

Gibraltar, EngUmds Angebot an Spanien 
Gibraltar gegen Guba zu tauschen (um 
1820) 63. 

Gleichgewicht, politisches — und 
Monroedoktrin 384 ff.; Polk und die 
Übertragung des — auf Amerika 92. 

Gleichgewicht der Kräfte der Welt 387. 

Gleichheit der Staaten 362. 

Granville, Lord, Haltung im Venezuehi- 
Grenzstreite 149 ff. 



Grant, General, Präsident der VSt., 
Stellung zur Monroedoktrin 131 ff.; 
Botschaft vom 6. Dez. 1869 betr. Guba 
132 ff., 216, 308, 306; vom 31. Mai 
1870 und 6. Dez. 1870 betr. Santo 
Domingo 137 ff., 216, 303, 348; 
Schiedsrichter im Bulama-Grenzstreit 
^^Schiedsspruch vom 21. April 1870) 

Grenzstreitigkeiten, Oregon- 
streit zwischen VSt und Rußumd 
(—1824) 41 ff.; VSt. und England (— 
1846) 86 ff .; San Juan da Fuca Wasser- 
grenzstreit zwischen VSt. und England 
(—1873) 88 f.; Cravairola-Grenzstreit 
zwischen Italien und Schweiz ( — ^1874) 
314; Grenzstreit zwischen England und 
Liberia (—1879) 314; Guayana-Grenz- 
streit zwischen Holland undi Frankreich 
(—1891) 270; zwischen Chile und Peru 
(—1891) 179 f. ; Frankreich und Brasilien 
296; England und Venezuela 
(—1899) 142 ff.; Ck>lombia und Costa 
Rica (—1900) 269; Chile und Argen- 
tinien (—1902) 270; Alaskagrenzs&eit 
zwischen En^and und VSt. (—1903) 
43, 271, 297; Grenzstreit zwischen 
£kigUmd und Brasilien (—1904) 164 
A. 1 ; zwischen Honduras und Nicaragua 
(—1906) 270. 

Greytown s. San Juan del Norte. 

Griechenland, Freiheitskampf von — 70 
A.l, 316; kretische Insurektion 319 f. 

Grundsatz der Beschrän- 
kung der politischen Be- 
tätigungsfreiheit nicht- 
amerikanischer Staaten in 
Amerika-^ I. Unterprinzip der 
Monroedoktnn 82 ff. ; Allgemeines 82 f. ; 
die Hauptfälle 83 ff.; kleinere Fälle 
^ff.; Ünanwendbarkeit auf Selbst- 
hilfehandlungen nichtamerikanischer 
Staaten gegenüber amerikanischen, vor- 
genommen zu dem Zwecke, die amerika- 
nischen zur Eriüllung ihrer inter- 
nationalen Verpflichtui^n anzuhalten 
244 ff.; Verhältnis zum Schieds- 
gerichtsbarkeitsgedanken 267 ff.; seine 
Adressen, seine Durchführung und deren 
Mitteln, räumliche Herrschaftsnrenzen 
277 ff. ; Zusammenfassung 802 ff. ; 
Grundsatz der Beschrän- 
kung der politischen Be- 
tätigungsfreiheit der VSt. 
Europa gegenüber; II. Unter- 
prinzip der Monroedoktrin 306 ff. ; All- 
gemeines 306 ff.; Grenzbestimmungen 
307 ff. ; Eingriffe der VSt. in europäische 
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Angele{;eiüieiten 31411.; Ge^nstanda- 
losigkeit des II. Unterpiinzips 339 ff. 

Guadalape-Hidalffo, Friedensveitrag vom 
20. Feoraar 1^ zwischen den VSt. 
und Mexiko 340. 

Guam, amerikanische Kolonie 301; Ab- 
tretonc an die VSt. 336, 343. 

Guatenuua, anerkannt von VSt. 45; 
Vertrag mit EngUmd vom 30. April 
1869 108; Nichtbeachtung der Monroe- 
doktrin 114. 

Guayana, Streit zwischen Frank- 
reich und Brasilien um die Grenze von 
— 296; zwischen England und Brasilien 
164 A. 1, Holland und Frankreich 270; 
8. auch Venezuela-Grenzstreit. 

Guizot, gegen die Vereinigung von Texas 
mit YSt. 86. 

Gute Dienste. Stellung der VSt. zur 
Leistung von — 311. 



Haager Konferenzen, Vorbe- 
halte der VSt. auf den — betr. Monroe- 
doktrin 273 f., 343, 360; vergl. auch 
78 A. 1 Abs. 1, 309; Antrag der VSt. 
auf der 2. — , betr. Zwangsbeitreibung 
von Vertragsschulden 263 f. 

Haager Schi^hof, Entscheidung vom 
22. Febr. 1904 im Venezuela-Schulden- 
falle betr. Vorzugsforderun^en 258. 

Haiti, Kaiserreich — Repubhk 137; 
Krieg mit Dominikanischen Republik — 
Intervention von England, Fnmkreich 
und den VSt. in — (1850/51) 288 ff.; 
PeUetierFaU (1861—1887) 177 f.; An- 
gebot an VSt. und Fnmkreich, Mole von 
St. Nicolas oder Tortuga zu verkaufen 
(1885) 242; angeblidie Absichten Eng- 
lands, Tortuga zu besetzen (1887) 242 f. ; 
Verhalten im Falle Laders (1897) 251; 
8. auch Dominikanische Republik; Ter- 
minologie 137 A. 4. 

Harrison, Präsident der VSt., Auslassung 
zur Kanalfrage in Botschaft vom 
4. März 1889%. 

Harrokanal s. San Juan da Fnca Wasser- 
grenzstreit 89. 

Hatsch, englischer Konsularagent, Ab- 
schluß eines Abkommens vom 19. März 
1894 mit dem nicaraguanischen Spezial- 
kommissar im Mc^uitogebiete, Sefior 
Lacayo über Erricntunff einer provi- 
sorischen Regierung im Mosquitogebiet 

Haus s. Repräsentantenhaus. 
Hawuien annektiert von VSt. (1898) 342; 
amerikanische Kolonie 301. 



Hay, Staatesekretär, Stellung im Vene- 
zuek-Schuldenfalle und zur Drago- 
doktrin 269 ff. 

Hay-Pauncefote-Verträge der 
VSt. mit England, betr. Kanal» 
erster vom 5. Febr. 1900 207 f.; 
zweiter vom 18. November 1901 208 f. 

Hay-Herran-Vertoig vom 22. Januar 1903 
mit Colombia betr. Kanal (nicht in 
Kraft getreten) 210 f. 

Hay-Varffla-Vertrag vom 18. Nov. 190S 
betr. Kanal 211 f., 340. 

Hayes, Präsident der VSt., Stellunc zur 
Kanalfrage (Botschaft vom 8. Mars 
1880)200. 

Hegemonie der VSt. in Amerika 363; 
s. auch Suprematie. 

Heilige Allianz 44 ff., 299, 352. 

Helene s. Bay-Inseln. 

Hilfsmittel für die Erkenntnis des Inhaltes 
der Monroedoktrin 75 ff. 

Hise-Selva-Vertrag vom 21. Juni 1849 
betr. Interozeanischen-Amerikanischen 
Kanal 189. 

Hitt, Repräsentant, Antrag vom 18. Dez. 
1895 betr. Venezuela-G^enzstreit 162 f. 

Holländisch Guavana, holländischer Kolo- 
nialbesitz in Amerika 302. 

Holland, Vertrag mit England über 
Britisdi Guayana vom 13. Aug. 1814 
144; Streit mit Venezuela über Aves- 
Insel (—1865) 296; Schiedsvertrag vom 
29. Jan. 1888 mit Frankreich im Streit 
um die Guayana^nze 270; Weg- 
nahme venezuelanischer Schiffe (1908) 
295. 

V. Holleben, deutscher Botschafter in 
Washington, Promemoria vom 11. Dez. 
1901 im Venezuela-Schuldenfalle 258 f. 

Honduras, anerkannt von den VSt. 
45 ; (nicht ratifizierter Vertrag;) mit VSt. 
über Abtretung der Tigennsel vom 
28. Sept. 1849 241; Vertn« mit Eng- 
land vom 28. Nov. 1859 betr. Bav- 
Insehi und Moskitoterritorium 109; 
als Zuwiderhandlung gegen die Monroe- 
doktrin 114; Versuä Endands die 
Ba}r-Insehi zu kaufen (1880) 110; 
Schiedsvertrag von Tegud^pa im 
Grenzstreit nut Nicaragua vom 7. Okt 
1894 270; vergl. auch Zentral- 
amerika. 

Horse Shoe Reef, Abtretung von England 
an VSt. (1850) 321. 

Hülsemann-Webster-Korrespondenz betr. 
Verhalten der VSt. dem ungarischen 
Aufstande gegenüber (1850) 317 f. 

Hussar, österreichisches Sdüff, s. Kotzta- 
faU 308 4. 1. 



Digitized by 



Google 



Index. 



471 



I. 

Bdefonso, geheimer Vertrag von — , betr. 

Louisiana vom 1. Okt. 1800 60. 
Imperialismus der VSt 60, 339, 379 f. 
Internationale Polizeigewalt der VSt., 

angebliche — in Amerika 224 fi 

Internationaler Ingenieurkongreß zu Paris 
(1879) 196. 

Interozeanischer Amerikanischer Kanal 
8. Kanal. 

Interozeanisdie Panama-Gesellschaft 196, 
205. 

„Instruktion 266" vergl. Schreiben von 
Staatssekretär Fish an Mr. Cushing 
vom 6. Nov. 1875 betreffend Cuba 
329 ff. 

Intervention, Begriff 355 A.2; 
Zulässigkeit 370 ff.; gerechtfertigt mit 
Selbsterhaltung 370 ff.; Intervention 
zur Erhaltung des politischen Gleich- 

fewichts 384 ff.; Interventionsbefugnis 
ei Völkerrechtsdelikten 888 ff.; 
Recht der Gegenintervention 389 f.; 
keine Interventionsbefugnis fließend 
aus Suprematie 396 ff.; Fälle von 
Interventionen: VSt., England, Frank- 
reich in Santo Domingo (16öO/51) 288 ff. ; 
Einladung der VSt. an England und 
Frankreich in Neu Granada zu inter- 
venieren (1862) 291 ff.; Frankreichs 
Litervention in Mexiko (—1867) 123 ff. ; 
Österreichs Interventionsversuch eben- 
da (1866) 129; Einladung der VSt. 
an europäische Mächte in Cuba zu 
intervenieren (1875) 329 ff.; Inter- 
vention der VSt. im Venezuela-Grenz- 
sti:eite 167 ff.; in Cuba (1898) 331 ff.; 
in Nicaragua (1912) 226. 

Interzeesionen der VSt. für Juden 315. 

Isolationsidee, die Monroebotschaft als 
ihr Ausdruck 49 ff.; die — als Leitsatz 
der VSt. 49 ff.; gedankliche Zeugnisse 
dafür 61 ff.; ihre vier Betäti^mgs- 
richtongen in der amerikimischen 
Diplomatie vor 1823 53 ff.; Monroe- 
doktrin als selbständiger Untersatz 
des Isolationsprinzips Öff.; die Iso- 
lationsidee in der Gregenwart 346 ff. 

Italien, Plan St. Barth61emy an 
Italien zu übertragen (1870) 294; 
Cravairolagrenzstreit mit der Schweiz 
(—1874) 314; im Veneiuelaschuldenfalle 
252 ff. ; Abkonmien mit Venezuela vom 
13. Febr. 1908 betr. Schuldenange- 
legenheit 267; vom 7. Mai 1903 betr. 
Vorzugsfordemngen 268; König von — , 



Schiedsrichter im Grenzstreit zwischen 
England ond Brasilien, Spruch vom 
6. Jdil904 164 A.l. 
Iturbide, Kaiser von Mexiko 69. 



Jay, John, formuliert Washingtons Neu- 
tralitätserklärung vom 22. April 1793 
56. 

Jayvertrag vom 19. Nov. 1794 zwischen 
den VSt. und England 56. 

Jamaica, englische Kolonie 302. 

Japan, Krieg mit Rußland; Frieden von 
Portsmouth vom 5. Sept. 1905 311; 
Verhalten im Magdalena -Bav- Falle 
(1912) 230 ff., 280. 

Jones, Cptn., Einfall in Mexiko, Be- 
setzung von Monterey (1843) 241 A. 6. 

Jefferson, Stellung zur Frage der An- 
erkennung der französischen Republik 
und überhaupt neuer Regierungen 
(1793) 57 f.; zum Isolationsgrundsatze 
(1801 und 1820) 53, veigl. auch 74; zur 
cubanischen Frage (1807 und 1823) 63; 
Äußerung in bezug auf Monroebotschaft 
vom 2. Dez. im 47, 404 ff. (eng- 
lischer Text seines Schreibens vom 
24. Okt. 1823 an Monroe). 

Johnson, Präsident der VSt., Weigerung 
den Kammerherm Maximilians von 
Osterreich, Dogollado, zu empfanden 
(1865) 126. ^ 

Juarez, Präsident von Mexiko, Dekret 
über Suspendierung der Begleichung 
von mexikanischen Staatsschulden vom 
17. Juli 1861 121. 

Juden, Interzessionen der VSt. für — 315. 



Kalifomien s. Califomien. 

Kanada s. Canada. 

Kanal, interozeanischer 
amerikanischer, Stellung der 
VSt. zu der Frage des Baues und der 
Kontrolle durch nichtamerikanische 
Mächte und mit nichtamerikanischem 
Gelde 188 ff., 304, 349, 354 A.2; 
Recht der VSt. den Kanal zu be- 
fest^en, bestrittenes, 213 A. 3 (auf 
S. 214); Frage der Grenzen amerika- 
nischer Befugnis Gebühren von Schiffen 
im Kanal zu erheben 186 A. 3, 213 
A.3. 
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Kanalkommission, Bericht vom Dezember 
1901 der — anf die Monroedoktarin 
bezugnehmend 214 f., 280. 

King, Abgeordneter, Antrag im Hanse 
vom 8.M&rz 1880 betreffend Monroe- 
doktrin und Kanal 199 A. 1. 

Kolonien s. Golonien. 

Kongokonferenz von 1885 d09;Gleveland8 
SteUung dazu (1885) B40 f. 

Kongreß und Monroedoktrin 75 ff.; 
Besäilüsse (Resolutionen), ihr Wesen 75 
A. 1; Fälle: geheimer Beschluß vom 
15. Jan. 1811 betreffend die Besetzung 
Floridas 62; vom 1. M&rz 1845 über 
Zulassung von Texas zur Union 84; 
— Verhüten Kossuth gegenüber (1852) 
318; im Venezuela -urenzstreit (Be- 
schlüsse vom 20. Febr. 1895 und 
21. Dez. 1895) 158, 162 f.; Beschluß 
vom 20. AprU 1898, Cnba für frei 
erklärend, 334; Erlaß des Platt- 
amendements vom 2. März 1901 be- 
treffend Cuba 325 A. 2; Erlaß des 
Spooner Akts vom 28. Juli 1902 210; 
des Panamakanalaktes vom 24. Aug. 
1912 185 A. 3, 212 A. 1 und A. 2. 
vergl. auch: Senat und Repräsen- 
tantenhaus sowie bei den Namen der 
einzelnen Abgeordneten. 

Kossuth-FaU (1851/52) 318 f. 

Kotzta-FaU (1853) 308 A. 1. 

Kreta, Insurrektion in (1866—68) 319 f. 

Kriege: 
zwischen Spanien und den Republiken 
an der Westküste von Südamerika 
(1864—66) 247 ff., 311; 
zwischen Deutschland und Frankreich 

(1870-71) 311 f.; 
zwischen Chile und Peru (1879—1883) 

179, 180 ff.; 
zwischen Spanien und den Vereinigten 

Staaten (1898) 331 ff.; 
zwischen dem Burenfreistaate und 

England (1899—1902) 208, 312 f. 
zwischen Japan und RußUmd (1904 
—1905) 311. 

Kurilen 42. 



La Fortune, Angebot des Präsidenten 
Salomon von HaSti, diese Insel an die 
VSt. abzutreten (1885) 340. 

Lansdowne, Auslassung zur Monroe- 
doktrin 361 A. 4 von 360. 

Laskers Tod, Trauerresolution des Hauses 
zu — vom 9. Jan. 1884 315. 

Legitimitätsprinzip 351. 



Lesseps 196, 206. 

Liberia, Grenistreit mit England ( — 1879) 
314. 

Liszt von, Abgrenzung des Selbater- 
haltongsrechts 372. 

Livingston, Abgesandter der VSt nach 
Frankreich in der Louisiana-Angelegen- 
heit 60. 

Lobos oder Seal-Insehi, zu Peru eehörig 
300; Streit mit VSt. um — 300 A. £ 

Lodge, Senator, Antrag vom 3. Dez. 1895 
im VenezuelarGrenzstreit betr. Monroe- 
doktrin 162; Haltung imMagda- 
lena-Bay-Falle (1912) S3ff. 

Londoner Seerechtskonferenz (1907) 309. 

Louisiana-Kauf (1803) 60 f., 86 f., 339. 

Lüders-FaU (1897) 251 f. 

Ludwig XVL 55. 

Madison, Äußerung betr. Monroes Bot- 
schaft (Schreiben vom 30. Okt. 1823 
an Monroe) 47 A. 3. 

Madison doktrin (Botschaft des 
Präsidenten Madison vom 3. Jan. 1811) 
59 ff. ; Verbindung mit der Monroe- 
doktrin 65, 96. 

Magdalena-Bay-FaU (1912) 77f., 
230 ff., 272, 304. 

Maine, Untergang der — im Hafen von 
Habana am 15. Febr. 1898 334. 

Malouines, Malvinas, Malwinen vergl. 
Falkland- Inseln. 

Mann, Dudley, Spezialacmit der VSt. 
nach Osterreich (1849) 316. 

Managua, Vertrag von — zwischen 
England und Nicaragua vom 28. Jan. 
im 109, 112. 

Marcy, Staatssekretär, Auslassung zum 
Ostende-Manifest in Sdureiben vom 
13. Dez. 1854 an Mr. Soul§ 328; und 
zum Selbsterhaltungsrecht 379. 

Maritime Canal Company of Nicaragua, 
inkorporiert in den VSt. am 20. Febr. 
1889 213 u. ibid. A. 1; s. auch MenocaL 

Marsh, George P., Schiedsrichter im 
Cravairola- Grenzstreit (Spruch vom 
23. Sept. 1874) 314. 

Margarita-Insel, Versuch Deutschlands, 
die — zu erwerben (1901) 243, auch 382. 

Matos, General, venezuelanischer Revo- 
lutionär 255. 

Maximilian Ferdinand von Österreich t 
Kaiser von Mexiko, s. Frankreichs 
Intervention in Menko 123 ff. 

Mc. Donald, Superintendent von Belize, 
seine Politik 103 ff. 
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Mc. Dougal, Senator, Anizag vom 11. Jan. 
1864 gegen Frankreichs Vorgehen in 
Mexiko 126. 

McKinley, Präsident der VSt. und die 
Intervention der VSt. in Cuba (Aus- 
lassang in Botschaften vom 6. Dez. 1897 
und 11. April 1898) 383, 334, 337; 
Stellung zur Kanalfrage (Auslassung in 
Botschaft vom 5. Dez. 1898) 206 f. 

McLeod, Alexander, vergl. Caroline-Fall 
374 ff. 

Menocal, A. G., erh&lt durch Abkommen 
vom 23. III. 1887 für Gruppe New 
Yorker Kapitalisten von Nicaragua 
Konzession tür einen Kanal 213. 

Mexiko (chronologisch) : anerkannt 
von den VSt. 45, 69; Blockierung 
mexikanischer Häfen durch Frankreich 
(1888) 246 f, 266; Schiedsvertrag vom 
11. April 1839 mit VSt. in Indemni- 
tätsstreit 268; angebliche Verkaufs- 
verhandlungen mit England über 
Califomien (1843) 241 A. 6; Aner- 
kennung von Texas als selbständige 
Repubükam 19. Mai 1846 durch Mexiko 
84 f.; Verhalten gegenüber der Ver- 
einigung von Texas mit den VSt. 83 ff. ; 
Abtretimg von Galifomia und New- 
Mexiko an VSt. im Vertrag von Gua- 
dalupe-Hidalgo vom 20. Febr. 1848340; 
Zusatzvertrag vom 30. Dez. 1863 (sogen. 
Gadsden-Veixrag) ibid. ; europä- 
ische Eingriffe und Ein- 
griffsversuche in — (1868 bis 
1867) 117 ff., 266, 296, 299, 302; Ver- 

. handlungen mit den VSt. betr. Arrangie- 
rung mexikanischer Schulden (1861^) 
122 f., 223; Resolution des Hauses vom 
4. April 1864 gegen die französische 
Intervention in — 69, 77, 126; Völker 
rechtliche Kritik des Verhaltens der VSt. 
gegenüber der Angelegenheit 393, 396. 
Protest geffen die Einladung der VSt. 
an England und Frankreich zur Inter- 
vention in New Granada (1862} 291 ff.; 
Schiedsvertrag mit den VSt. vom 
27. Nov. 1872 in 
268; Verhalten im 
Falle (1912) 230 ff.; 
1912—1913 227. 

Mittel der Durchführung der Monroe- 
doktrin 297 ff. 

Modus vivendi zwischen den VSt. und der 
Dominikanischen Republik voml. April 
1906 bis 31. Juli 1907 221. 

Monarchische Regierungsform, angeblich 
Gegenstand der Verbote der Aionroe- 
doktrin 68 f. 



Indemnitätsstreit 
Magdalena-Bay- 
Revolution von 



Monroe, Abgeordneter der VSt. nach 
Frankreich in der Louisiana-Angelegen- 
heit 60. 

Monroebotschaft vom 2. Dez. 1823, deut- 
scher Text 37 ff.; englischer Text 
406 f.; Urheber Adams 49 A. 2; Ent- 
stehungsanlässe 40 ff.; innere Gründe 
ihrer mtstehung 60 ff.; Analyse ihres 
Inhalts 64 ff., Aufnahme 82. 

Monroedoktrin (alphabetisch): an- 
gebliche Anerkennung der — 
durch andere Staaten 368 n.; Aus- 
bildungen der Monroedoktrin: 
durch Polk (1846-48) 96 f.; im Wider- 
spruch gegen Englands Politik im 
mittieren Amerika 113 ff. ; gegen europä- 
ische Eingriffe und EingriSsversuche in 
Mexiko (1868—1867) 129 ff.; durch 
General Grant (1869/70) 136, 142; im 
Venezuela-Grenzstreite 164 ff. ; durch 
die Kanalpolitik der VSt. 216 ff.; im 
dominikanischen Schuldenfalle 229 f.; 
durch den Magdalena-Bay-Fall 237 f.; 
D k t r i n der VSt. 279 ; und D r a g o- 
doktrin 266; Durchführung 
282 ff.; gegenwärtiger Inhalt 
346 ff.; Verhältnis zur und Recht- 
fertigung mit Interventio n369ff. ; 
Kleinere Anwendungsfälle 
238ff.; Mittel ihrer Durchführung 
297 ff.; Nichtanwendungen: 
bei läiglands Voigehen gegen Ar- 
gentinien (1844) 287 f.; Intervention 
der VSt. mit England und Frankreich 
dagegen Haiti (1860/61) 288 f. ; Clayton- 
Biüwer-Vertrag (1860) 289 f.; Haltung 
der Vereinigten Staaten gegenüber den 
Verträgen zwischen Engkmd mit Guate- 
mala vom 30. April 1869 ; mit Honduras 
vom 20. Nov. 1869; mit Nicarafi;ua 
vom 28. Jan. 1860, sowie gegenüber 
den vorausgehenden Ereignissen 114, 
290 f.; Spaniens Vorgehen gegen die 
Dominikanische Republik (1861/fe) 291 ; 
Einladung seitens cler VSt. an EngUmd 
und Frankreich zur Intervention in 
Neu-Granada (1862) 291 ff.; Abtretung 
V. St. Barth^lemy an Frankreich (1877) 
293 f.; persönliche Herr- 
schaftsgrenzen 277 ff.; Monroe- 
doktrin undp olitischesGleich- 
gewicht ö84 ff,; ein politischer 
Grundsatz 361 ; räumliche 
Herrschaftsgrenzen 299 ff. ; 
Monroedoktrin und Schiedsge- 
richtsbarkeit 267ff.; Unan- 
wendbarkeit auf Selbsthilfe- 
handlungen nichtamerikanischer 
Staaten, vorgenommen zum Zwecke 
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amerikanische zur ErffiUun^ Ihrer inter* 
nationalen Verbindlichkeiten anzu- 
halten 244 ff.; Stimmung fegen — 
in Amerika 363 besonders ibid. A.4; 
Monroedoktrin nnd Suprematie 
der VSt. in Amerika 896 ff.; U n t e r - 
Prinzipien, die beiden der — 
16ff.; erstes, Geschichte 82ff.; 
gegenwärtiger Inhalt 302 f f . ; zweites, 
Geschichte 505 ff. ; Gegenstandslosigkeit 
339 fi besonders 345; s. femer das oben 
bei „Grundsatz usw.^' Bemerkte; Ver- 
hältnis zum Völkerrecht 351 ff.; 
als völkerrechtlicher Son- 
derrechtssatz 356 ff.; Monroe- 
doktrin u. Völkerrechtsdelikt 
388ff.; Vorbereitende Ge- 
danken zur 64 f f . 

Moore, J. B., Stellung zur Frage der An- 
erkennung der Monroedokmn durch 
andere Stiäaten 362. 

Morales, Präsident der Dominikanischen 
Republik 219. 

Morat s. Bay-Inseln. 

Mos^uito-K&te s. Endands Politik im 
mittleren Amerika 100 ff. 

Mosquitostreit nach 1850 110 ff. ; zwischen 
England und VSt. von 1888 an 111 ff. 

Motive für die Entstehung der Monroe- 
doktrin s. oben Isolationsidee. 



N. 

Nai)oleon III., Politik in der mexikar 
nischen Interventionsangelegenheit 
117 ff. 

Nationalitätsprinzip 351. 

Navy-Insel im Niagaraflusse s. Caroline- 
M 374. 

Neue Französische Panamagesellschaft 
210. 

Neufundland, englische Besitzung in 
Amerika 302. 

Neu Granada, anerkannt von 
den VSt. 45, Vertrae der VSt mit 
— vom 12. Dez. 1846 betr. Inter- 
ozeanischen Amerikanischen Kanal 187, 
192, 270; Unruhen in — , Einladung 
der VSt. an Endand und Frankreich 
in Neu Granada zu intervenieren 
(1862), 191 291 ff.; s. auch Ck)lombia. 

Neutratitätserklärung George Washingtons 
vom 22. April 1793 55 f.; NeutraHtäts- 
akt vom 5. Juni 1794 57; Neutrali- 
tätsgesetze ibid. 

Neutnüitätsprinzip, — Betätigungsfälle 
55 ff. 



New Mexiko, Erwerb von — durch die 
VSt. (1848) 340. 

Nicaragua, anerkannt von den 
VSt. 45; Streit um die Mosquitoküste 
bis 1850 104 ff.; nicht ratifizierter 
Vertrag vom 21. Juni 1849 mit VSt. 
betreffend Kanal (sogen. Hise-Selva- 
Vertrag) 189; mit Spanien über den- 
selben Gegenstand vom 25. Juli 1850 
191 A. 1; Streit mit England über das 
Mosquit(^biet nach 1850 110 ff.; 
Vertrag mit Frankreich vom 11. April 
1859 betr. Kanal 191; mit England 
vom 28. Januar 1860 109; Zuwider- 
handlung gegen die Monroedoktrin 114; 
mit Eng&nd vom 11. Febr. 1860 
190 f.; mit VSt. vom 21. Juni 1867 
(sogen. Dickison-Ayton-Vertrag) 192 f. ; 
mit VSt. vom 1. Dezember 1884 
(sogen. Frelinghuysen-Zavala-Vertrag) 
204; Schiedsvertrag mit Honduras vom 
7. Okt. 1894 in Grenzstreit 270; Eng- 
lands Vorgehen gegen — (1895) 113; 
angebliche Verhandlungen über Ab- 
tretung der Com-Inseln en en^che 
Gläubiger (1895) 239 A. 1 ; Intervention 
der VSt. in — (1912) 226. 

Nicaraguakanal s. Kanal. 

Nichtin terventionsprinzip, irreführend als 
ein Unterprinzip der Monroedoktrin 
bezeichnet 67 A. 2; anerkannter Grund- 
satz des Völkerrechts 352. 

Nichtkolonisationsprinzip, sogenanntes 66, 
80, 82 A. 2 Abs. 3. 

St. Nicolas, Mole von, Angebot der 
Haltanischen Regierung die — an 
Frankreich zu verkaufen (1885) 242. 

Norddeutsche Bund, angebliche Absichten 
auf Samana-Bay (Haiti, um 1870) 141. 

Notstandshandlungen und Selbsterhal- 
tungsrecht 372. 



Osterreich: Ungarische Revolution 
(1848/49) 315 ff.; KotztafaU (1863) 
SOS A. 1; Interventionsversuch in 
Mexiko (1866) 129; Schiedsspruch des 
Kaisers von — im Moskitostreit 
zwisdien England und Nicaragua vom 
2. Juli 1881 110 f. 

Offene Tür, Prinzip der 351. 

Olney, Staatssekretär, Ausführungen 
zum Venezuela-Grenzstreite und der 
Monroedoktrin in Instruktion vom 
20. Juü 1895 159. 171 ff., 286, 307; 
englischer Text 427 ff.; Stellung zur 
Intervention in Cuba (1896) 332; 
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zur Durchföhning der Monroedoktrin 
286; zur Isolationsidee 51 A.2; zur 
Frage der Anerkennung der Monroe- 
dokmn durch andere Staaten 356 
A. 8 (auf S. 357). 

Oregonstreit mit Rußland 41 ff., 
297; - mit England 86 ff., 136, 297, 
346. 

Oriental Steamship Ck>. 234 A. 2. 

Ostende Manifest 327 f., 878 ff. (bestimmt 
die Grenzen der Selbsterhaltungs- 
befugnis). 

P. 

Panama, Republik, anerkannt von 
den VSt. 46, 211; reißt sich von 
Colombia los am 3. Nov. 19(B ibid.; 
Vertrag mit VSt. betreffend Panama- 
kanal vom 18. Nov. 1903 (Hay-Varilla- 
Vertrag) 211 f.; wahrer Inhalt dieses 
Vertrages ist Abtretung des Panama- 
kanalstreifens an VSt. Sl2. 

Panamakanal s. Kanal. 

Panamakanalakt vom 24. Aug. 1912 
183 A.3, 212 A.l. 

Pan-amerikanische Bewegung 367 f. 

Panamakonferenz (1826) 82, 277 f., 367. 

Pan-amerikanische Konferenz, III., zu 
Rio de Janeiro (1906), Beschluß über 
Beitreibung von Kontraktschulden 263. 

Paraguay, anerkannt von den VSt. 46. 

Paul I., Zar von Rußland, Edikt vom 
8. Juli 1799 betr. den Handel in Nord- 
westamerika 42. 

Pauncefote, Lord, britischer Botschafter 
in Washington s. Hay-Pauncefote- 
verträge. 

Peru, anerkannt von den VSt. 44 f.; 
Konföderation mit Bolivia ibid. ; Krieg 
mit Spanien (1864-1866) 247 ff.; De- 
fensiv- und Offensivbündnis mit Chile 
vom 6. Dez. 1866 248 A.4; vom 
30. Jan. 1866 ibid.; Krieg mit Chile 
(1879—1883) 179, 180 ff.; Besitzer 
der Lobos- oder Seal-Inseln 300; 
Streit mit den VSt. um diese 300 A. 4; 
PelletierfaU 71861—1887) 177 f. 

Petersburger KompromiflaDkommen vom 
6./17. April 1824 betr. Oregonstreit 
zwischen VSt. und Rußland &. 

Philippinen, Kolonie der VSt 801; Ab- 
tretung an VSt. (1898) 836, 843. 

Plattmmendement vom 2. März 1901 
885 A.2. 

Politik und Völkerrecht 851. 

Politisches Gleichgewicht 
und Monroedoktrin 384 ff. 

Politische Grundsätze 351. 



P o 1 k , Präsident der VSt, Erweiterung 
der Monroedoktrin in Botschaft vom 
2. Dez. 1845 betr. Oregon und Texas 80, 
88 ff. ; bes. 89 ff . : deutscher Text 89 ff. ; 
engl Text 407 ff. ; Zusammenfassung 92 ; 
Analyse 93 ff.; auch 216, 280, 285, 
308,806, 348, 395; s. auch Oreeonstreit 
mit England; Botschaft vom 29. April 
1848 betreffend Yukatan 97 ff., ^5, 
303 ; englicher Text 409 f. ; s. auch unter 
Yukatanangelegenheit; Stellung zur 
Kanalfrage 187; zur Durchführung der 
Monroedoktrin 285; zu ihren lium- 
lichen Herrschaftgrenzen 301 f. 

Porto Rico, amerikanische Kolonie 301; 
Abtretung an VSt (1898) 336. 

Portugal, Bulanuischiedsfall mit England 
(18&/70) 313 f. 

Präsident der VSt, Namen und Daten 
im Anhang II S. 458 ff.; rechtliche 
Stellung 2^ f. ; vergl. auch oben unter 
Botschaften, sowie bei den 
einzelnen Präsidenten. 

Prescription, völkerrechtlich kein Erwerbs- 
titel % A. 3; 50-jährige, der Ent- 
scheidung des Venezuela -Grenzstreites 
zummde gelegt 163. 

Preußen, König von — Schiedsrichter 
zwisdien Mesäo und VSt, laut Schieds- 
vertrag vom 11. April 1839 268. 

Prince of Wales Barke 246 f. 

Provisional Interoceanic Canal Society 
196. 

Puerto CabeUo bombardiert am 16. Dez. 
1902 256. 

Punta Barima, Aussangspunkt der von 
Sir R. Schomburgk gezogenen Grenze 
für British Guiana 146 ; Plan Venezuelas, 
dort einen Leuchtturm zu errichten 
152. 

Q. 

Quellen der Monroedoktrin 76 ff. 



Repräsentantenhaus der VSt 
Stellung zur Panamakonferenz (1826) 
284 f.; Beschluß vom 4. März 1839 
betr. Interozeanischen Amerikanischen 
Kanal 187; Beschhiß vom 4. April 
1864 betr. die französische Inter- 
vention in Mexiko 69, 77, 125; vom 
27. März 1867 betr. Canada 823; vom 
19. Juli 1867 und 25. Juli 1868 betr. 
kretische Unruhen 320; vom 16. Dez. 
1879 über Einsetzung einer 11-köpfiger. 
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Kommission betr. Kanal 197 f.; vom 

9. Jan. 1884 betr. Laskers Tod 315; vom 

10. Jan. 1896 betr. Venezuela-Grenz- 
streit 168; vom 18. Dez. 1896 in der- 
selben Angelegenheit 162; s. auch 
Kongreß sowie Senat und bei den 
Namen der einzelnen Abgeordneten. 

Rheinschiffahrtsakte vom 27. Okt. 1868 
309. 

Rio de la Plata« Regierung von — an- 
erkannt durch die VSt. 46; s. im 
übrigen Buenos Ayres und Argentinien. 

Roatan (Ruatan) s. Bay-Insehi. 

Roosevelt, Theodore, Präsi- 
der VSt., Idee einer Aufsichtspflicht 
der VSt. in Amerika (Botschaft vom 
15. Febr. 1906) 224 ff.; SteUung zur 
dominikanischen Schuldenangelegenheit 
(bes. seine Botschaft vom 15. Febr. 
1906) 222 ff.; auch 266 f., 281; zur 
Frage der Durchführung der Monroe- 
doktrin (Rede vom 2. April 1903 in 
Chicago) 286; insbesondere Idee der 
Pflicht s. unter Schutzpflicht; Aus- 
lassung zur Kanalfrage (Botschaift vom 
4. Jan. 1904) 214; Idee der Schutz- 
pflicht der VSt. gegenüber den übrigen 
amerikanischen Stoaten 281 f. ; auch 
227 f. (Botschaft vom 16. Februar 
1906); s. auch unter Botschaften. 

Root, Elihu, Staatssekretär, zur Monroe- 
doktrin, Rede vom 22. Dez. 1904 226 
A.I. 

Rosariostraße s. San Juan da Fuca 
Wasser^nzstreit 89. 

Rush, Richard, Gesandter der VSt. in 
England, in den Verhandlungen betr. 
Heilige Allianz mit England 44 ff.; 
s. auch 279. 

Rußland, Streit mit den VSt. um 
deren nördliche Grenze 41 ff. ; Vertrag 
mit den VSt. vom 6.A7. April 1824 
42; Abtretungvon Alaska an die VSt. 
(1867) 322; Kaiser von — Schieds- 
richter im Guayana-Grenzstreit zwischen 
Frankreich und Holland, Spruch vom 
13./26. Mai 1891 270; Russisch-japa- 
nischer Krieg, Frieden von Portsmouth 
vom 6. Sept. 1905 311. 



8. 

Saionji, Marquis, japanischer Premier- 
minister, Auslassung zum Magdalena- 
Bay-FaUe (1912) 234 A. 2. 

Salgar-Wyse-Vertrag vom 20. März 1878 
betreffend Interozeanischer Amerika- 
nischer Kanal 196. 



Salisbury, Lord, Haltung im Venezuela- 
Grenzstreite 148, 160 ff., 166; Stellung 
zur Monroedoktrin 169, 166, 361. 

Salomon, Präsident von Haiti 340. 

Samana-Bay (Santo Domingo), angebliche 
Absichten des Norddeutschen Bundes 
auf (um 1870) 141. 

Samoastreit 342. 

San Juan da Fuca Wassergrenzstreit 
88 f., 271, 297. 

San Juan del Norte in Nicaragua, Be- 
setzung von — durch Enguuid am 

1. Januar 1848 106, 109; sT&reytown. 
San Salvador, anerkannt von den VSt. 

46; Bündnis mit Bolivia, Chile, Co- 
lombia, Ecuador, Venezuela vom 
10. Juli 1865 248 A. 4. 
Santo Domingo s. Dominikanische Re- 

Sublik und Haiti, Abriß der Geschichte 
er Insel 137 f.; Terminologie 137 A.4. 

Schiedsgerichtsbarkeitsgedankeu. Monroe- 
doktrai 267 ff., 296, 313 ff.; 363. 

Schiedssprüche: König der Bekier 
im Indemnitätsstreit zwischen den vSt. 
und Chile, Spruch vom 16. Mai 1863, 268 ; 
derselbe im Falle der Barke Prinoe of 
Wales, Streit zwischen Eneland und 
Brasilien, Spruch vom 18. Juni 1863, 
247 A. 1 ; König von Spanien im Streit 
zwischen Holland und Venezuela um die 
Aves-Insel, Spruch vom 30. Juni 1866, 
296; Präsident Grant im Bulamastreit 
zwischen England und Portugal, Sprudi 
vom 21. April 1870, 314; Deutscher 
Kaiser im San Juan da Fuca Wasser- 
grenzstreit zwischen England und den 
VSt., Spruch vom 21. Okt. 1872, 89; 
Sir Edward Thomton, Indenmitäts- 
streit zwisdien den VSt und Mexiko, 
Spruch vom 27. Nov. 1872, 268; 
Cravairola-Streit zwischen Schweiz and 
Italien, Spruch von Mr. Marsh vom 
23. Sept. 1874 314; österreichischer 
Kaiser im Mosquitostreite zwischen 
England und Nicaragua, Spruch vom 

2. Juli 1881, 110 f.; Könievon Spanien, 
Grenzstreit zwischen u>lombia und 
Venezuela, Spruch vom 16. März 1891, 
180; Russiscner Kaiser im Guayana- 
Grenzstreite zwischen Frankreich und 
Holland, Spruch vom 13./26. Mai 1891, 
270; Kommission im Venezuebi-Grenz- 
streit, Spruch vom 3. Okt 1899, 163; 
Französischer Präsident im Grenzstreit 
zwischen Colombia und Costa Rica, 
Spruch vom 11. September 1900, 269; 
Englischer König im ^ Grenzstreit 
zwischen Chile und Argentinien, Spruch 
vom 20. Nov. 1902, 270; Alaskatribunal 
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ttber die Akska-Ganada-Grenze zwischen 
England and VSt., Spruch vom 20. Okt. 
mö 271; Haager Hof in. Veneznela- 
scholdenfalle, Sprach vom 22. Febr. 1904, 
258; König von Italien im Grenzstreit 
zwischen &gland and Brasilien, Sprach 
vom 6. Jali 1904, 164 A.l; König 
von Spanien im Grenzstreit zwischen 
Honduras und Nicaragua, Spruch vom 
23. Dez. 1906, 270; König von Eng- 
land (als „amiable compositeur*') im 
Alsop-Streit zwischen England und 
den VSt., Spruch vom 5. Jufi 1911, 269. 

Schiedsvertrftge s. Vertr&ge. 

Sdnffahrtsakte für die Donaumündungen 
vom 2. Nov. 1865 309; Zusatzalte 
vom 28. Mai 1881 ibid. 

Schufeid, Gommandore, zum Schieds- 
richter im Grenzstreit zwischen Eng- 
land und Liberia ernannt (1879) 314. 

Schutzpflicht der VSt, angebliche, in 
Amerika 224 ff. 

Schweden, Abtretune von St. Barth^lemy 
an Frankreich (1877) 293 f. 

Schweiz, Gravairolastreit 314. 

Seal-Inseln s. Lobos-Inseln. 

Selbsterhaltungsrecht 370 ff.; Definition 
373. 

Senat, Beschluß vom 3. März 1835 
betr. Interozeanischen Amerikanischen 
Kanal 186; Haltung zum Yukatan- 
falle (1848) 99 f.; Beschlüsse vom 
19. Juli 1867 und 21. Juli 1868 betr. 
kretische Insurrektion 320; vom 7. Jan. 
1889 beisreffend Kanal 205; Amen- 
dienmgsbeschlufi zur Brüsseler Anti- 
sWavereiakte vom 11. Jan. 1892, 341 f. ; 
vom 13. Febr. 1895 im Venezueki-Grenz- 
streit 158; vom 20. Dez. 1895 in der- 
selben Angelegenheit 162 f.; Vorbehalt 
zur Generalakte der Algesiraskonferenz, 
Beschlufi vom 12. Dez. 1906 344; Ge- 
nehmigungsresolution vom 25. Febr. 
1907 zum Abkommen mit der Domini- 
kanisehen Republik vom 8. Febr. 1907 
222; Vorbehalt zum Abkommen über 
friedlidie Erledigung internationaler 
Streitfälle der 2. Haager Konferenz, 
Beschluß vom 2. April 1908, 273 f.; 
Amendierunfiisbeschluß vom 7. März 1912 
zu den Scniedsabkommen der VSt 
mit England und Frankreich 274 ff., 
345; Beschluß vom 2. Aue. 1912 in der 
Maedafena-Bay-Angelegeimeit 77,231, s. 
auch Repräsentantenhaus und Kongreß. 

Seward, Staatssekretär, Stellungzum 
englisch - französisch - spanischen Vor- 
^hen sowie der französischen Sonder- 
mtervention gegen Mexiko 121 ff.; 



Stellung zu Spaniens Versuch, die 
Dominikanische Republik zurück- 
zuerwerben (1861) 139 f.; Einladung an 
Frankreich und England, in Neu Granada 
zu intervenieren (Schreiben vom 11. Juli 
1862 an Mr. Adams und Mr. Dayton) 
191 f., s. auch seine Antwort vom 

30. März 1863 auf Senor Romeros 
I^otest; Auslassung zur Kanalfrage in 
Schreiben vom 18. Jan. 1869 an Ge- 
neral Acosta 193 f. ; Standpunkt im 
Krieg zwischen Spanien und den 
Staaten an der Westküste von Süd- 
amerika (1864—66) 249 ff. 

Shomburgk, Sir Robert, englischer Grenz- 
kommissar für Britisch (juayana 145 f. 

Sibirien 41. 

Spanien, Freundschafts-, Grenz-, 
Handels- und Schiffahrts- Vertrag mit 
VSt vom 27.0kt 1795 mit VSt 60; 
geheimer Vertrag vom 1. Okt. 1800 (V. 
von ndefonso) mit Frankreich über 
Louisianagebiet ibid.; vom 22. Febr. 
1819 mit den VSt. betreffend Florida 
62; vom 30. März 1845 mit Venezuek 
über dessen Anerkennung 145; vom 
25. Juli 1850 mit Nicaragua betreffend 
Interozeanischen Ameri£inischen Ka- 
nal 191 A. 1 ; Black Warrior-Fall (1854) 
326 f.; 15. Februar 1855 Vertrag mit 
der Dominikanischen Republik über 
deren Anerkennung 138 A. 6 Abs. 3 (auf 
S. 139); Vorgehen geeen Mexiko mit 
Frankreich und England zusammen 
(1858—1861) 117 ff. ; Vertrag mit diesen 
Staaten über diese Angelegenheit vom 

31. Okt 1861 121; Kneg mit den Re- 
publiken an der Westküste von Süd- 
amerika (1864—66) 247 ff., 311; Ver- 
such, die Dominikanische Republik 
zurückzuerwerben (1861—65) 139 f., 
291; Schiedsspruch des Königs von — 
im Streite zwischen Holland und Vene- 
zuela um die Aves-Insel vom 30. Juni 
1865 296; Verhandlungen mit den 
VSt über die Abtretung von Cuba 
(1848, 1854, 1867) 322; über die Ab- 
iaretung der Culebra und Culebrita 
(1867)322; VirginiusfaU (1873) 329 A. 1; 
Schiedsspruch des Königs von — 
im Grenzstreit zwischen Golombia aus 
Venezuela vom 16. März 1891 180; im 
Grenzstreit zwischen Honduras und 
Nicaragua vom 23. Dez. 1906 270. Für 
das Verhältnis von Spa- 
nien zu Cuba und zu den 
VSt in bezug auf Cuba s. 
die Nachweise oben unter 
Cuba. 
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Spooner Akt vom 28. Jali 1902 betr. 

Panamakanal 210, 218, 264. 
Squier, Vertretet der VSt. in Nicaragua, 

Verlialten gegenüber Englands Angriff 

auf die Tigemsel (1849) 240 ff. 
St. Barth^lemy s. Bartii^lemy. 
St. Croix 8. Croix. 
St. Nicolas s. Nicolas. 
St. Thomas s. Thomas. 
Strong, William, Meinung im Pelletier- 

faU 177. 
Staatssekretäre, liste der — in Anhang II 

468 ff., vergl. im übrigen die einzemen 

Namen. 
Suezkanal, Vertrag vom 28. Okt. 1888 

betr. — 208. 
Suprematie, Begriff 396; der VSt. in 

Amerika 349; kein Rechtfertieungs- 

gmnd der Monroedoktrin 396 ff., s. 

auch Hegemonie. 

T. 

Talambo-Angelegenheit (s. Krieg zwischen 
Spanien und den Regierungen an der 
Westküste von Südamerika (1864—66) 
247. 

Taylor, Präsident der VSt, Haltung in 
den Erörterungen über das Verhüten 
der VSt. gegenüber der ungarischen 
Revolution 3l7. 

Texas, angeblicher Ge^nstand des 
Lonisianakaufes 61; Verzicht der VSt. 
auf — im Floridavertrage vom 22. Febr. 
1819 62; Losreißune von Mexiko — 
selbständige Repubnk — Vereinigung 
mit den VSt. (1836—1846} 83 ff. 

St. Thomas (dänisch-westindische Insel) 
302, 321; Verieihung einer Konzession 
an ein dänisches Syndikat in Bezug 
auf St. Thomas (1912} 238 A. 1. 

Thomton, Sir Edward, schließt mit 
Hamilton Fish unter dem 10. März 1873 
Protokoll über die nordwestliche. 
Wassergrenze der VSt. 89; — Schieds- 
richter in einem Indemnitätsstreit 
zwischen den VSt. und Mexiko, Spruch 
vom 16. April 1874 268. 

Tiger-Insel, Englands Bemühungen, sie 
zu erwerben (1849) 240 ff., 300 , auch 
101 A. 1. 

Tojo Kisen Kaisha 234 A. 2. 

Tortuga, Gerücht, England wolle es be- 
setzen (1887) 242 f. 

Trinidade, Streit zwischen England und 

Brasilien um — (— 3. Aug. 1896) 2%. 

TuvU, Baron, russischer Gesandter in 
Washington, Rolle im Oregonstreit mit 



Rußland 41 ff.; Verhandlungen mit 
Adams über Rußlands NeutnJität in 
latin-amerikanischen Freiheitskampfe 
48. 

Türiffii, Verhalten im Kotzta-FaUe (1863) 
308 A. 1-, im FaUe Kossuth (1851/52) 
318 f.; — gegenüber der idretisoien 
Insurrektion (1866/68) 319 f. 

Tutuila, Kolonialbesitz der VSt 301, 342. 

U. 

Ungarische Revolution (1848/49) 70 A. 1, 
316 ff.; s. auch Fall Kossutii, FaU 
Kotzta, Hülsemann - Webster - Korre- 
spondenz, Dudley Mann. 

Urbanya, Senor, Protest im Venezuelft- 
Grenzstreite vom 20. Febr. 1887 163. 

Uruguay anerkannt von den VSt 46; 
Vorgehen von England und Frankreich 
gegen Argentinien zu Gunsten von 
Uruguay (1844) 287. 

UtiUa s. Bay-Inseln. 

Utrechter Frieden 87. 

V. 

Valparaiso, Bombardierung von — durch 
die spanisdie Flotte am 31. März 1866 
260. 

Venezuela, anerkannt von den VSt 
46; von Spanien durch Vertrag vom 
30. März 18^ 146; Streit mit den VSt. 
um die Aves-Insel 300 A.6; Grenzstreit 
mit Colombia (—1891) 179 f . ; G r e n z - 
streit mit England (—1899) 
142 ff., auch 78 A. 1 Abs. 4, 2?71, 296, 
297, 299, 302. 349, 361 f., 363 A. 2. 
382 f.: Geschichte 144 ff.; Haltung 
der VSt 164 ff.; aevelands Botsdiaft 
vom 17. Dez. 1896 160 ff., englischer 
Text Anhang I S. 424 ff.; Ohieys In- 
struktion vom 20. Juli 1896 171 ff. 
englischer Text Anhang I S. 427 ff. 
vöUEerrechtliche Beurteilung 393, 396 
Versuch Deutschlands, die Margarita- 
Insel von Venezuela zu kaufen (1901) 
243; Haltung im Ban Reigh-Fall 
(1901/02) 266; der Schulden- 
Fall: Vorsehen Deutschlands, Eng- 
lands und Italiens gegen Venezuela 
(—1904) 262 ff.; Abkommen mit den 
drei Staaten vom 13. Febr. 1903, betr. 
die Schuldenangelegenheit 267; vom 
7. Mai 1903, betr. die Vorzugsforde- 
rungen 268; Wegnahme venezueki- 
nischer Schiffe durch Holland (1908) 
296. 
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Vereinigte Staaten s. bei den 
korrespondierenden Stiohworten; Ver- 
triige der — siehe beim Namen des 
yertra|;sgegners. 

Vermittelungen, Standpunkt der VSt. 
zur Leistung von — 811. 

Vemet, Louis, Gouvemeuer der Falkland- 
Inseln, Verhalten gegen amerikanische 
Robbenfischer (1831—1832) 169 f. 

Verona, Kon^fi von — 44. 

Versailler Fnedensvertrag vom 3. Sept. 
1783 zwischen den VSt. und England 
102. 

Verträge s. bei den einzelnen Staaten ; 
Recht zum Abschlüsse von — 391. 

Viiginius-Fall (1873) 329 und bes. A. 1 
ibid. 

Völkerrechtssatz, Definition 369 A. 2. 

Völkerrecht und Monroe- 
doktrin 351 ff. 

Völkerrechtliches Delikt, Begriff 388; und 
Monroedoktrin 388 ff. 

Vorzugsrechte, Entscheidung des Haager 
Hofes vom 22. Februar 1904 im 
Venezuela-Schuldenstreite über die — 
258. 



W. 

Washmeton, George, Abschiedsadresse 
vom 17. Sept. 1796 51 f. ; englicher Text 
Anhang I Nr.l S.4(ßf., s.auch S.135. 

Washingtoner Konventionen vom 20.Dez. 
1907, geschlossen zwischen den zentral- 
amerikanischen Republiken 226 A. 3. 



Webstor-Ashburton-Vertarag vom 9. Aug. 
1842 zwischen England und den VSt, 
betr. Nordgrenze der VSt 87, 376 
A.l. 

Webstor-Hülsemann-Korrespondenz 317f. 

Webstors Standpunkt zum Selbstoriial- 
tungsrecht 37off.; zur Fräse der An- 
erkennung der Monroedoktrin durch 
andere Staaton 357 A.3 von 356; 
8. auch Crampton-Webstor-Abkommen. 



Y. 

Yukatan-Angelegenheit 97ff ., 
135, 299, 303 ; s. auch P o 1 k s Botschaft 
vom 29. Aprü 1848. 



Zulaya, Distrikt von Nicaragua, früheres 
Mosquitogebiet 112. 

Zentralamerika, Föderation der 
zentral-amerikanischen Staaten, aner- 
kannt von den VSt 45; Bemühun- 
gen Englands, dort Fuß zu 
Fassen 100 ff. ; völkerrechtliche Kritik 
der Haltung der VSt. demgegenüber 
393, 396; s. auch nntor ^i^and, 
Bdize, Bay-Inseln, Mosquitostreit; 
s. auch Washingtoner Konventionen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Monroe- 
doktrin s. bei Monroedoktrin untor 
Nichtanwendungen. 
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Druckfehlerverzeichnis. 



S. 5 Zeile 8 u. 7 von unten sowie auf seine steigende Bedeutung .... 

statt seiner steigenden .... 

S. 17 Zitat I^r. 5. Am. Pol. Sc. Rev. = The American Political Science 

Review usw., entsprechend S. 23 unter 2 Zitat Nr. 3 und S. 82 A. 2 Abs. 2 
/ bei Robertson. 

S. 29 Zitat Nr. 7. Heishey Essentialg statt Essentiale. 

S. 32 Zitat Nr. 8. G^pedes La DociTina de Monroe statt GespMes 

La Doctrine de Monroe ebenso S. 84 in A. 2 von S. 83, S. 117 

A. 1 Abs. 2 und S. 184 in A. 1 Abs. 6 von S. 183. 

S. 63 Überschrift. Die Bet&tigungsrichtungen vor 1823 statt von. 

S. 61 6. Zeile von unten. 3. Januar 1811 statt 1911. 
S. 63 7« Zeile von oben. 24. Oktober 1823 statt 1813. 

S. 80 4. Abs. 4. Zeile von oben gerichtetes statt gerichteten Unterprinzip. 

S. 102 A. 1. Buchanans Statement vom 6. Januar nicht vom 2. Januar 1864. 
S. 109 2. Abs. Vertrag vom 28. Januar 1860 in Managua statt Mantagua, 

ebenso S. 112 7. Zeile von oben. 

S. 114 9. Zeile von oben lies: dem 30. April 1869 abgeschlossenen, 

S. 116 Anm. 2. S. 110 statt 111. 

S. 180 A. 2. Butterworth, nicht Butherworth. 

S. 183 7. Zeile von oben. Und daraus folgt statt darauf. 

S. 213 A. 3 Zeile 2 von oben. Nur Abgraben, nicht Zollabgaben. 
S. 264 7.— 8. Zeile von oben lies: und später, zweitens unbezahlten Be- 
trägen 

S. 266 im Ban Reigh-Fall 2. Zeile von oben ihr Kapitän statt sein 

S. 267 11. Zeile von oben in dem es statt sie. 

S. 262 3. Abs. lies: verankßt durch die Venezuelaangelegenheit, in dieser 

Note Gelegenheit 

ibid. 6. Abs. 2. Zeile einen Präzedenzfall statt eine 

S. 271 A. 6. Vergl. den Vertrag statt vom 

's. 366 A. 3. Sä Vianna statt Sä. 
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